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LD. Vergleichenden Geschichtstabellen« sind von Seiner Majestät dem Kaiser 
Wilhelm II. im Jahre 1919 zusammengestellt und nach dem ihm seither zugänglich 
gewordenen Quellenmateriaf vervollständigt worden. Ursprünglich für den persönlichen 
Gebrauch des Kaisers bestimmt, wurden sie im Jahre 1920 sals Handscrifts gedruckt 
und einem engeren Kreise mitgeteilt. Die niederländische Zeitung Het Volks, die auf 
unbekannte Weise in den Besitz eines Abdrucks gelangt war, veröffentlichte im Frühe 
jahr 1921 die Tabellen. Dadurch kamen sie gegen den Willen des Verfassers in die 
Presse. Auf vielfache Anregungen hin hat der Kaiser sich jetzt entschlossen, die 
Tabellen der Öffentlichkeit zu übergeben. 

Der Gedanke, der den Kaiser bei Ausarbeitung der Tabellen geleitet hat, ist: eine 
übersichtliche Zusammenstellung streng geschichtlicher Tatsachen zu liefern, die es dem 
Leser ermöglicht, über die politische Entwidelung der Weltlage seit dem Berliner Kon- 
greß 1878 und über die Vorgeschichte des großen Krieges sich ein eigenes Urteil zu bilden. 

Den Ertrag seiner Arbeit hat der Kais er für die Notgemeinschaft der deutschen 
Wissenschafts bestimmt. 


Leipzig, im Dezember 1921, DER VERLAG. 


en 
Allgemein Deutschland Österreich“ Italien England 


1878 


13. Juni bis 13. Jull. 


Seit dem Berliner Kongreß Ver- Übernahme der | 9. Jan. 
Berliner Kongreß unter 


schlechterung der Beziehungen | Verwaltung von | König Viktor 


Vorsitz Bismarcks. zu Rußland, Bosnien und der | Emanuel II. 7 
AusBericht des beigischenGesandten | Herzegowina, Regierungs- 
in Berlin 17. März 1882: Deutsch- antritt König 
land darf sic nicht verhehlen, daß der Humberts. 


Panslawismus in dem Vertrage von 
Berlin (Berliner Kongreß) eine Nic» 
detlage ethlickt. daß er daran arbeitet, 
eich dafür eine Revanche au schaffen. 


11]* 


4. Juni. Bündnis mit der 
Türke, 


Übernahme der Verwal- 
Ponılfikar Leos XIII. tung Cyperos, 


(1873 bis 1903.) 


1879 


26. Mai. Unterwerfung 
der Afghanen. 


7. Okt. Deutsch-österreichisches Bündnis zum 3. Sept. Aufstand in Ka- 
bul. Fortsetzung des Äfs 

Schutze Österreihs gegen Rußland und zum ghaniscen Krieges 

Schutze Deutschlands gegen Frankreich, 121 5 


8. Oxt. 


Rücktritt des 
Übergang zur Scutzzolipofitik, Außenministers 


Graf Andrasay. 
Nachfolg. : Frhr. 


v. Haymerle. 


1880 


Aprü. Ablehnung der von | Räumung Afghanistans, 


Bismarck eingebrachten Samoa» 


4, Juni bis 3. Juli. 


Mnerbennung der Seer durch den bed none an Sele Piel, 
Souveränität und In- Zusammengehen mit Frankreich (bis 1885} 
tegrität Marokkos. auf der Madrider Konferenz 


16. Junt bis 1. Jul. 8585 England. 


Kongreß InBerlin; Zu- 
welsung von fast ganz 
Thessalten und Süd« 
eplrus an Griechenland. 


4 “ Die Zahlen in den ecklgen Klammern beziehen sich auf den Quellennachwels im Anhang. 


Frankreich Balkanländer | Türkei Japan 


1878 


Die im Prieden von 
San Stefano (März 
1878) gewonnene Vor- 
mactste llung Rußlands 
auf dem Balkan wird 
auf dem Berliner Kon- 
greß nicht aufrecht er» 
halten. Seitdem Ver- 
chlednerung des Ver · 
hältnisses zu Deutsch- 
land. (»Revanche für 
San Stefano.) 


4. Juni. 
Bündnis mit 
England. 


1879 


30. Jan. Jules Gre vy Pra- 
sident bis 28 8 7), als Nach- 8. Febr. Friede mit der 8. Febr. . 
folger von Mac Mahon. Turkei. 5 = 

and. 


20. Juni. Wahl des | 24. Juni. 
Prinzen Alexander | Absetzung 
von Battenberg | des Khe- 
zum Fürsten der | diven Ismael 
Bulgaren. von Ägypten 
durch den 
Sultan, 
Nachfolger: 
Mehemed 


Tewfik 
Dez. Nationalistisches | 
Kabinett Freycinet. is 1892). 


1880 
Zusammengehen mit 1880/1. Eroberung Juni. 
Deutschland auf der Ma- Turkestans. Reſormnote 
drider Konferenz gegen der Madite 
England, wegen 
Armenien. 


Besprechungen zwischen Ministerpräsident Frey- 
einet und dem russischen Botschafter Fürsten 
Orlow über eine Annäherung zwischen Frank» 
reich und Rußland. I3] 


Kabinett Jules Ferry 
(bis 1880. | 


Allgemein Deutschland Österreich Italien England 


18. Juni. Dreikaiserverhältnis (Kaiser Wilbelm l., 
Franz Joseph I., Alexander III.) [4] 


nig Humbert 
in Wien. 
Mai. Miß- 
stimmung 
gegen Frank- 
reich wegen 
Tunis. 
Okt. Das 
Ital. Königs- 
paat In Wien. 


heimer Bündnis- 
vertrag mit 
Serbien (auf 

10 Jahre). [5] 

Frhr. 

v. Haymerlet. 

Graf Kalnoky 

Außenminister. 


Aug. Vertrag von Pretoria. Selbst« 
regierung Transvaals unter englischer 
Suzeränität, 


1882 


20. Mal. Dreibund zwischen Deutschland, Osterreich · Ungarn 
und Italien zum Schutz gegen einen unprovozierten Angriff 
Prankreichs oder Rußlands. [6] 71. Juni. Beschiehung der offenen Stadt 


Alexandria. 
Besetzung Ägyptens. 


1883 


15. Juni. 
rungsgesetz. 
30. Okt. Bündnis Deutschlands und Österreich- 
Ungarns mit Rumänien (zum Schutz gegen einen 
unprovozierten Anzriff). [7) 

Teilnahme König Alfons’ XII. 
von Spanien an den deutschen 
Manövern im Elsaß. 


Krankenversiche- Lord Cromer bevollmäditigter Minister 


in Ägypten (bis 1907). 


1884 


28, Juni bis 
2. Juli Lon-⸗ 
doner Konke 


Gründung der deutschen Kolo- 
nialmaht:;: Erwerbung von 
Deutsh-Südwestafrika, Togo, 


Gründung der Imperial Federation Lea» 
gue für einen engeren Zusammenschluß 
Englands mit seinen Kolonien. 


venz wegen . 
Ägypten. Kamerun, des Bismardarchipels 26. Febr. Englisch- portugies. Vertrag 
und eines Teils von Neuguinea. über das untere Kongogebiet. 
15. Nov. bis 27. März. Erneuerung desDreikaiserverhältnisses 27. Febr. Londoner Vertrag: Teilweise 
26. Febr. | (Deutschland, Rußland, Österreih-Ungarn). [8) Aufgab.d.engl, Suzeränk-&b-Tränevaal. 
1885. Kongo= 12. Mai. Protest gegen den englisch- 
Konferenz in | 6, Jali. Unfallversicherungs portugiesischen Vertrag vom 26. Febr. 


e gesetz für Industrlearbeiter. 


1 55 Bus 15 bis 17. Sept. Dreikaiserzusammenkunft in 
tik gegen Eng - Skierniewice (Kaiser Wilhelm I., Franz Joseph l., 
4 Alexander Illo. 


seitens Deutschlands und Frankreichs, 
16.Okt. Annexion v. Berbera (Agypten). 
22. Oxt. Schurzherrschaft üb, die Süd- 
ostküste Neuguineas. 


Frankreich Rußfand Balkanländer | Türkei | Amerika Japan 


1881 
13. März. 
12. Mai. Protektorat Zar Alexander II. 7. 28. l. 
aber Tunis. Regierungsantritt Oe beige Bündais- 


Alexanders Ill. vertrag Setblens mit 


Sk 1894.) u 
18. Juni. Dreilcalser- N [5] | Kongresses 


verhältnismitDeutsch- in Berlin 
land und Osterreich | Rumänien König» | 13880. 
Ungarn. [4] reich. König Karol 
Grenzvertrag mit <Prinz von Hohen- 
Dassien. zollern). 


Nov. Kabinett Gambetta 
bis Jan. 1882). 


Jan. Sturz Gambettas. 
Zweites Kabinen Frey- 
cinet. 

Spannung mit England 
wegen Ägypten. 


SerbienKönigreic. 
(König Milan 
9. April. v. Giers | Obrenowitsch.) 
Außenminister, an 
Stelle Gortschakows. 


Kabinett Jules Ferry 
(bis 1885), 


8. Jani. Zweiter Proteks 
torats vertrag mit Tunis. 


21. Ang. Zweiter Protek- Rumäni f Leiter der 
toratsvertrag mit Anam. Dani nn militärischen 
188) bis 1885 Unter wer- Österreich-Ungarn. | Bildungs- 
fung Madagaskars. 5 


Krieg mit Tonking und | Unterwerfung der April. Die Unions- 
China (bis 28 8 50. Turkmenen. Ein- regierung erkennt, 
nabme von Merw. als erste von allen, 
27. März. Erneuerung die afrikanische 
des Dreikatserverhälte Kongo 1 
alsses. [8] schaft des Königs 


von Belgien an. 
April. Unterbringung 
einer Anleihe in ; 
Deutschland. 


15. bis 17. Sept. Drei- : 
kaiserzusammenkımft | 
in Skierniewice. | H 


———— 


26. Febr. 
Kongo - Akte 
(Unabhängiger 
Kongostaat 
unter Souve- 
ranltat König 
Leopold II. 
von Belgien) als 
Prgebais der 
von Frankreich 
undDeutschland 
angeregıen 
Kongo - Kon» 
ferenz. 


27. Febr. Kaiserliche Schutzbriefe für die 
Ostafrikanische Gesellschaft. 


29. April. Deutsch englischer Vertrag über 
Neugulnea. 


7. Mai, Deutsch · englischer Vertrag über 
Westafrika, 


15. Okt. Erwerbung der Salomon» und 
Marscallinseln. 


26. Jan. Niederlage im Sudan 
gegen den Mahdi. 


Verlust der Festung Khartum. 
General Gordon . 


Als Frankreich im Kriege mit 
China Reis als Bannware behan- 
delte, erklärte der britische Außen- 
minister Lord Granville (27. Febr): 
Die britische Regierung könne nicht 
zulassen, daß Lebensmittel als 
Kriegskonterbande behandelt wür- 
den lediglich deshalb, weil sie für 
einen Hafen der Kriegführenden 
bestimmt wären. [9] 
29. April. Vertrag mit Deutsch» 
land über Neuguinea. 

7. Mai. Vertrag mit Deutsch- 
land über Westafrika. 

9. Juni, 

Konservatives Ministerium Sa- 
lisbury (bis 188 6). 

10. Sept. Englischerussischer 
Vertrag über Afghanistan. 
30. Sept. Annexion von Bet- 
schuanaland. 

Eroberung von Birma. 


10. April. Vertrag mit England über Ab- 
grenzung von Einfluſisphàren im Sıillen 
Oꝛean. 


8. und 9. Aug. Zusammenkunft der Kaiser 
Wilhelm l. (mit Bismard) und Franz Joseph l. 
(mit Kalnoky) in Gastein. Ergebnis der 
Besprechung: Konstantinopel soll der Türkel 
bleiben / falls Rußland sich in den Bestız der 
Dardanellen setzt, wird für Österreich« 
Ungarn Erwerbung eines Handelshafens im 
östlichen Mittelmeer in Aussicht genommen, 
Sept. Prinz Wilhelm von Preufen im Auf- 
trage Kaiser Wilhelms I. und Bismardts in 
Brest-Litowsk, um den Zaren der Unter- 
stützung seiner Orientpolitik durch Deutsch- 
land zu versichern. 


1. Nov, Vertrag mit England über Sansibar. 


Ste lung 
nahme 
gegen 

Rußland, 

das 

Bulgarien 

zu einem 

Vasallen- 
staate 

machen 
und den 
Balkan 
unter⸗ 
werfen 
will, 


Jan. bis Juli, Ministerium 
Gladstone. 


Juli. Zweites Ministerium 
Salisbury (bis 1492). 


Annexion von Birma. 
Kämpfe mit den Zulus. 


Frankreich 


Bulgarien. 
März, SiegüberdieÄf- 
gbanen bei Penschdeh. 

Bedrohung Herats. 


April. Srurz jules Ferrys. 


Kabinett Brisson bis 
1886). 
9. Juni. Friede mlt China: 


Anerkennung der fran · 
zösishen Eroberungen 
Anam und Tongking. 


Jan. Ernennung des Ge- 
nerals Boulanger, des 
Revanchepolltikers, zum 

Kriegsminister. 


Neues Heeresgesetz, 
große Rüstungsausgaben. 


Jall. Schließung des 
Preihafens von Batum. 


Dez. Goblet Minister» 
prãs ident, Boulanger bleibt 
Kriegsminister. 


März. Präsident 
Cleveland. Demo⸗ 


Frankreich) als 
>Rücdkebr zu bars 
barisd A 


wohnbeitene. [10] 


19.Nov. Sieg der 
Bulgaren über die 
Serben bei Sliw- 
nitza. 

Wiedererwahen 
der russischeöster- 
reichischen Gegen=- 
Satze in der Balkan- 

politik, 


3. März, Frlede zu 
Bukarest zw. Bule 
garlen und Serbien. 


7.Sept.FürstÄlex- 
ander von Bulga- 
rien, durch eine Re / 
volution gestürzt, 
verzichtet nach seie 
ner Rückkehr infolge 
russischen Drucks 
auf den Thron. 


Regentschaft Stam- 
lows. 
Russischer General 
Kaulbars in Buls 
garien betreibt die 
Russihzierung. 


18. Aug. 
Vertrag von 
Tientsin: 
Einigung mit 
China über 
Korea. 


Allgemein 


Deutschland 


1887 


tennat), 


18. Juni. Rückversicherungsvertrag mit Rußland 
an Stelle des Dreikaiserverhältnisses. 112 
Der deutsche Geldmarkt auf Anordnung Bis- 
marcks für Rußland geschlossen. 


22. bis 30. Nov. Schriftwechsel Bismards mit 
Lord Salisbury. Deutsche Unterstützung des 
»Orientdreibundes « zugesagt. 1131 


1 


1888 


20. Febr. Erneuerung des Dreibundes. [11] 


Oster. 


England 


12. Febr. Mittelmeerabkommen zwischen 
England und Italien, [14] 


11.März. Annahme der Milttärvorlage (Sep- 24. März. Beitritt Osterreich - Ungarns zu dem eng- 


Itsch · italienischen Mittelmeerabkommen. [15] 


1887 bis 
1888. 


vermie - 4. Mai. Mittel- 

den durch | meerabkommen 

Bismarcks | mit Spanien. 
ermitt« 


lung. 


Aug. Ministe- 
rum Crispi (bis 
18970. 


4. Febr. Im Standard, dem 
damaligen konservativen 
Regierungsorgan, Brälä» 
sung, in einem deutsch» 
französ. Kriege sei gegen 
die Inanspruchnahme eines 
Wegerechts durch Belgien 
seitens Deutschlands nichts 
einzuwenden. 

Der liberale Führer ãuſiert 
sich in gleichem Sinne. [16] 
Mai, Große Verstärkung 
der Flotte. Aufstellung 
desZweimächrestandards. 
Erste großbritann. Kolo- 
nialkonferenz in London. 
Aug. Markenschutzgesetz 
gegen Deutschland («Made 
in Oerman e). 


Dez. »Orientdreibund« — England, Oster.-Ungarn und 
Italien — über den status quo auf dem Balkan(Bulgarien) 
und an den Dardanellen. Spitze gegen Rußland. [17] 


30. Dez. Rede Chamber- 
lainsin Toronto ũb.d. Ein- 
heit d. Augelsachsentums. 


1. Febr. Militärkonvention mit Italien. 0 1. Febr. Militdc- | 


29. Okt. 


3. Febr. Veröffentlichung d. deutsch- öster. Bünd= 
nisses durch Bismarck als Warnung für Rußland, 
6. Febr. Bismards Reichstagsrede » Wir Deut- 
sche fürchten Gott, aber sonst nichts in der Welt l. 
ebenfalls als Warnung für Rußland. 

9. März. Kaiser Wilhelm I. T. Regierungs- 
antritt Kaiser Friedrichs III. 

JS. Juni. Kalser Friedrich III. f. Reglerungs- 
antritt Kalser Wilhelms II. 

Besuce Kaiser Wilhelms II. in Petersburg, 
Wien und Rom. 


Suezkanal-e Aufstand in Deutsh-Ostafrika, 1890 durch 


10 


Akte. 


Wissmann niedergeschlagen. 


konvention mit 
Deutschland. 


März. Beginn 
eines Zollkriegs 
mit Frankreich. 


15. Mai. An 
shiuß an das 
Bündnis 
Deutschlands 
und Österreich» 
Ungarns mit 
| Rumänien. [18] 


Apr.StanleyerreihtEmin 
Pascha in Aquatoria. 


Frankreich 


Präsident Carnot 
(bis 18940. 


April. 
»Schnäbelezwischenfall.« 
Kriegsrüstungen gegen 
Deutschland. 


Juli. Sturz des Ministe- 


rlums Ooblet mit Bous Aug. Der Panslawist von Koburg Fürst 
langer. Ministerium Rou= | Katkow f. von Bulgarien. An 


vier. 


Rußland Balkanländer Türkei Japan 
1887 


| 
i 
7. Juli. Ferdinand 


lehaung an Oster- 
Nov. Alexander III. in | reich. 


Berlin, erhält Aufklä« 
rung über die gefälsch- 
ten bulgarischen Briefe, 
die dem Fürsten Bis- 
mark unterstellt wur- 
den, um seine Politik 
beim Zaren zu ver- 
dächtigen. 


Anerkennung des franzö- 
sischen Protektorats über 
die Kathollken des Orients 
durch die Bulle Aspera 
rerum conditio. 


8. Febr. Vertrag mit Eng- 
land: Djiburt am Roten 
Meer kommt zu der fran- 
zösischen Kolonie Obok. 


März. Freycinet Kriegs- 
minister. 


Dez. Russische Anleihe. 


2* 


1888 


22 Juli. Ne unhundert- 
tähriges Jubiläum der 
Einführung des Chri- 
stentums in Kiew. 
Panslawistische Kund- 
gebung: »Heerschau 
des Panslawismus. 
1101 
Militärische Vorberei- 
tungen an der deutschen 
und österreichischen 
Grenze, 
Nov. Große russische 
Waffenbestellungen in 
französisch. Fabriken. 


Okt. Erste Bahn- 
konzessioni. Klein- 
asien an die Deut- 
sche Bank. (Haidar 
Pascha — Angora.) 


29. Okt, Suez« 
kanal- Akte, 


Erste deutsch- tür - 
kische Anleihe. 


11 


9. Febr. Er- 


neuerung des 


Friede von 
Utschalli mit 
Abessinien. 


Flottengesetz (Naval 
Defence Ach. 


14.Janl.Samoa=Akte | Juni. Peters bricht von Baga- 
zwischen England, | moyo in das Innere Afrikas auf. tbis 18950. 
Deurschland und den | 33. Junl. Atters-u.Invalidiiäts- 
ereinigten Staaten, gesetz. 


Aug. Erster Besuch des Kaisers 
in England. Seine Ernennung 
zum Ehrenadmiral der englischen 
Flotte. 

Okt. Der Zar in Berlin. 


Nov. Kaiser Wilhelm in Kon- 
stantinopel. 


Okt. Gründung der Char- 
tered Company of South 
Africa durch Cecil 
Rhodes. 


1890 


1. Jan. Grün- 
dung der Colo- 
nia Erlıcea. 


24. Jan. Kronratssitzung. 
Stellungnahme Bismarcks gegen 
die vom Kaiser geplante Ar- 
beiterschutzgeseizgebung (Be- 
schränkung der Frauen-, Kinder- 
und Sonntagsarbeit), sowie in 


der Frage der Behandlung der 


Vertrag mit Deutschland 
über Ostafrika, mit Frank« 
reich über Westafrika und 
Sansibar, 


Geheimabkommen zwischen England{Lord 
Salisbury) und Italien (Crisp). Übers 
lassung von Tripolis an Italien als Gegen- 


Sozialdemokratie. gewicht gegen die zunehmende französische 
20. März. Rüdıritt Bismardis. Seemadıt im Mittelmeer. — (Plan Salis- 
Ernennung Caprivis zum Reichs- burys zur Aufteilung der Türkei.) [22] 


kanzler. Marschall von Bieber- 
teln Staatssekretär des Aus 
wärtigen. Nichterneuerung des 
Ruckversicherungs vertrages mit 
Rußland. [21] 

1.Jali. Erwerbung Helgofands 
im Tausch gegen Sansibar und 
Wi, 

Berliner Arbeiterschutzkonfe- 
renz. Empfang französischer 
Delegierter durch den Kaiser. 


Nov. Übernahme Deutsch- Ost- 
afrikas durch das Reich. 


Febr. AusBerichtdesbei«- 
ischen Gesandten in Pe- 
tersbutg: »Die slawophiſe 

Presse, ick könnte auch 

sagen: dle russische Preaze 

mit wenigen Ausnahmen, 


läßt gegenüber ihrem | 


Erbfeinde, Ah. dem Deut- 
schen, niemals die Waffen 
ruhen. Unaufhörlich greift 
sie die Politik ihrer Nach 
barn an und trägt ihre 
Abneigung gegen die 
deutsche Nation und ihre 
Regierung zur Schad. 

120] 


30. Mal. Rede Alexan- 
ders III. auf Monte- 
negro, als den einzigen 
treuen Freund Ruß- 
lands. 


Balkanländer 


1889 


| 9. Febr. Erneue» 

rung des geheimen 
Vertrages zwischen 
‚ Serbien und Oster- 


' reich (bis 1895). 


März. Abdankung 
König Milans von 
Serblen. Regie- 
: rungsantritt König 
Alexanders I. 


Türkei 


Nov. Kaiser 


Amerika 


PräsidentHarrison, 
Republikaner (bis 
1897. 


Okt. Panamerika- 
nischer Kongreß in 
Washington: Ver- 
geblicher Versuch 


Wilhelm II. eines Zusammen- 
in Konstan- schlusses aller ame- 


tinopel. 


rikanischen Staaten. 


Drittes Kabinett Frey» | Nichterneuerung des 

einer {bis 1897). Rüdkversicherungsver- 
tragesinfolgeDeutsch- 
lands Ablehnung. 


5. Aug. Anerkennung 18. Aug. Besuch Kai- 
der französischen Herr- ser Wilhelms in Nar- 
schaft im Gebiet des] va. Besprechung über 
Niger, der westlichen und] den Rücktritt des Für= 
mittleren Sahara durch sten Bismard und die 
England. Nichterneuerung des 
Abschluß der Freycinet-  Rükversicherungsver- 


trages. Der Zar teitt 
schen Armeereform. fardenOedankeneiner 


Wiederherstellung der 
Monardie in Frank- 
reich ein, weil er in der 
französischen Republik 
eine Gefahr für den 
Frieden sehe. 


189 


MacKinley-Bill 


Juli, Erste 
Parlaments» 
wahlen. 


13 


14 


Febr. Kaiserin Friedrich in 
Paris. Deutschfeindlihe Kund- 
gebungen. 
Dazu berichtet der beſgiache Ge- 
sandte in Berlin 28. Pebr.: Ich hatte 
nur allzuviel Veranlassung, Ihnen 
u... 21 schreiben, daß man der Auf- 
nahme der Aufmerksamleiten des 
Deutshen Kaisers und seiner 
Regierung in Paris nur einen ganz 
geringen Wert beimessen dürfe. 
Man hat auf Höflihkeitsbezeugun- 
gen mit Brutalitäten en 
23] 


April bis Mal. Konflikt 
6. Mai. Verlängerung des Dreibundes auf sechs Jahre. [24] mit Portugal in Stdafsika. 
Handelsverträge mit Österreich, Vertrag zwischen England und Italien über 
Italien, Belgien, die Aufteilung Abessiniens in zwei Inter- 
essensphären. 
Rücktritt Cris« 
pls, Ministerium 
Rudinkbis1393). 


Aug. Die französische 
von Kronstadt in Ports 


— 0 


debe Tee we 


1891 
Bau der Transslbiri- 
schen Bahn. 
1891 bis 1893. Uater- 
verfung Pamirx. 
' 
: 11. Mai. 
| Attentat auf 
l den russi« 
23. Juli. Besuch der französischen Plotte in schen Groß- 
Kronstadt. Russisch»französische Verbrüderung. fürsten- 
Dazu bemerkt der belgische Cesandte in Berlin t. Au.: Thronfolger 
„ . . . Die Annäherung beruht nur auf dem gemein- durch einen 
samen Hasse Frankreichs und Rußlands gegen Demsch- japanischen 
fand. Sie kann daher nur einen agressiven Charakter Fanatiker. 


haben . 4 [25] 


Ang. Einleitung des Bündnisses zwischen Ruß- 
land und Frankreich. usslsch- französischer 
Notenwechsel.) 


Plotte auf der Rückreise 
mouth. 


Ausrottung der französi- 

schen Missionen in Ugao- | 19. Nov. Der belgische 

da durch England. Gesancke berichtet aus 
Petersburg: Der Zar ge- 
hört nicht sich selber. Er 
ist der Sklave der pan- 
slewistischen Partei. An 
dem Tage, wo diese Par- 
tel.. . entscheidet, dal 
man zu den Waffen grei- 
fen müsse, wird der Zar, 
wel er sich zu schwach 


nehmungen er fürchtet. e 
[26] 
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4. Jan. Der Zar und der 
Großfürst-Thronfolger zum 


25.Jali, 

Besuh des Kaisers in Kiel. l ee 
nisvertrag mit es um 
Runänien. [27] Gladstone (bis 1894). 
Handelsvertrag 


mit Serbien 28. Nov. Bei- 
g tritt zum z vei- 
ten Bündnisver- 


trage Osterreich 
Uagarns mit 
Rumänien. [271 
23. Nov. Beitritt Deutschlands Handels- 
zum zweiten österreich.-rumä- verträge mit 
nischen Vertrage, 127¹ Deutschlandund 
Handels vertrage mit Osterreich- Österreih- 
Ungarn und Itallen. Ungarn. 


1893 
Armeereform. (Zweijährige Zweites Mini- 
Dienstzeit.) Schwere Kämpfe sterium Crispi 
um die neue Militàrvortage. {bis 1896). 


Dazu berichtet der belgische Ge- 
sundte in Berlin, 24. Jan.: . . Die 
Annahme der Militärvorlage ist un- 
erlaßlich nicht nur für Deutschland, 
sondern für ganz Europa. Deunsch- 
land muß nach innen und außen 
stark sein im Interesse der Erhaltung 
des Friedens, dessen haupısächlichste, 
wenn nicht einzige Stütze es lt. 

(30) 


Juli. Nach Reichstagsneuwahlen 
Annahme der Militärvorlage. 


14. Aug. Vertrag mit England 


14. Aug. Vertrag mit 
über Guinea. Deutschland über Guinea. 


15. Okt. Kamerun- Abkommen 15. Okt. Kamerun«Ab« 

mit England. ü kommen mit Deutschland. 
(England erhält freie 
Hand im Nilgebier.) 


15. Nov. Schutzvertrag 
mit Afghanistan. 
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Zweites Bündnis | Jar. Regie» 
Rumäniens mit dem] rungsantritt | 
Dreibund. 1271; des Khedi- 

Handelsvertrag ven Abbas II. 
zwischen Pia ' 


1 [ 
17. Aug. Russischsfranzösische Militärkonvention. | 1 
Im Fall der Mobilmachung auch nur einer Macht Österreic-Ungarn. 
des Dreibundes wird die unverzägliche uod gleich- ' 
zeitige Mobilmachung der gesamten französischen 
und russischen Streitkräfte und ihre schleunige 
Einsetzung zu entscheidendem Kampfe verein» 
bart. [28] 
18. Aug. Oeneral Bolsdeffre, Souschef des fran- 
zösischen Generalstabes, beim Zaren. Übereln- ! 
stimmung in dem Grundsatze, daß Mobilmachung i 
gleichbedeutend mit Krieg sel. 291 5 


| Febr. Zweite | Zweite Prasident 
Bahnkon«- 
! zession in 
Kleinasien 
fat dle 
. | | Deutsche 
I i Bank. 
17. Juni. Handelsvertrag zwischen Nrankreich (Strecke 
und Rußland. A 
17. Juni. Neues Kader- Koni). 
gesetz. | 
Besetzung von Timbuktu. | 
Jalt. Konflikt mit Siam. | 
Okt. Die russische Flotte 
in Toulon. | 
ö | 


15. März. Kamerun-Vertrag 
mit Frankreich, 

Mai. Einspruch Deutschlands 
und Frankreichs gegen das eng- 
lische Abkommen mit dem 
Kongostast. 


Ang. Unterwerfung des Auf- 
standes in Deutsch-Südwest- 
afrika (Hendrik Witboi). 
Handelsvertrag mit Rußland. 


29. Okt. Fürst Hohenfohe 
Reichskanzler an Stelle Caprivis. 


April. Beteiligung an dem Ein- 
apruch Frankreichs und Rufilands 
gegen den Frieden von Shimo- 
nosekl. 


Juni. Eröffnung des Nord- 
ostseekanals. 


Inli-Aug. Ablehnung englischer 
Aufteilungspläne der Türkei. 
Aug. Der Kaiser in Cowes. 


Benminister (bis 
1906) an Stelle 


| März. Ministerium Rosebery (bis Juni 
| 1895). 


$. Mai. Neuer Vertrag zwischen England und Italien 
über Abessinlen. 


12. Mal. Abkommen mit dem Kongo- 
staat: Abtretung eines Streifens an 
England. (Kap- Kairo!) Deutsch- 
französischer Protest. 
Aug. Lösung des englischen Abkom- 
mens vom ız. Mai mit dem Kongo- 


staat. 
4 


| Dez. Auflösung der Imperial Fe- 
deration League. Übernahme ihres 
; Programms durch die British Empire 
League. 


ö Unterwerfung der Matabelen. 


England läßt das englisch» österrel- 
chlsch· Italle nische Mittelmeerabkommen 
von 1887 fallen. 


Konflikt mit Venezuela und den Ver- 
einigten Staaten. 


Unterwerfung der Aschanti. 


Juni. Drittes Ministerium Salisbury 
(bis 1902). 


Chamberlain Kolonlalsekretär. 


Jali-Aug. Der englische Plan einer 
Aufteilung der Türkel von Deutsch- 
land abgelehnt. [32] 


Aug. Der Kaiser in Cowes. Sa- 
isbury sucht den Kaiser für den vor- 
stehenden Plan zu gewinnen, erfährt 
aber die gleiche Ablehnung. [32] 


24. Aug. Hetzartikel der Saturday Re- 
view zum Kriege gegen as 

33 
30. Dez. Binfall Jamesons, Admi- 
nistrators der englischen Kolonie Rho- 
desia, in Transvaal. 


Türkei 


4. Jan. Abschluß des 
Frankreich und Rußland. 


Mai. Einsprauh Rranke 
reichs und Deutschlands 
gegen das englische Ab- 
kommen mit dem Kongo» 
staat. 

25. Juni. Ermordung des 
Präsidenten Carnot. Der 
Deutsche Kaiser läßt sich 
bei der Beisetzung vertre- 
ten.) Nachfol ts: 
Casimir P£rier (bis 1805). 


Hanotaux Minister des 
Auswärtigen. 


Dreyfußprozeß: angeb- | Besuch des Prinzen von 


lihe Spionage zugunsten 
Deutschlands. Starke 
eutschfeindliche 


Stimmung. 


Präsident Raure 
“bis 1899). 


Bündnisses zwischen 
1311 


J. Nov. 
Zar Alexander III. . 
| in 


5 
Nikolaus II. 


Wales in Petersburg. 
Handels vertrag mit 
Deutschland. 


26. Jan. Minister des 


Auswärtigen 
v.GiersT. Sein Nach- 
folger Fürst Loba- 
now (bis 1896). 
1 11. März. English» 
sussishe Konvention 
über die russisch - af- 


ghanische Abgrenzung 
im Pamirgebiet. 


April. Einzpruch Fraukreids, Rußlands und 
Deutschlands gegen den Frieden von Shimonoseki. 


Okt. Besuch Lobas 
nows — auf der Rück- 
reise aus Frankrelch — 
beim deutschen Kaiser 
in Hubertusstock, um 
die wachsenden fran« 
zösischen Rüstungen als 
für Deutschland unbe- 
i denklih hinzustellen. 


30. März. Ent- 
lassung des bul- 


1895 


15. fall, Brmor- 
dung Stambulows. 


Nichternenerung 
des serbischen 
Bündnisses mit 

Österreid-LUlogarn, 


3. Jan. Telegramm des Kaisers | I. März. Niederlage bei Jan. Große Erre 


an Präsident Kröger: Glük- Adua geg. die Abessinier. | wegen des Krüger- L ele- 
wunsch zur Vereitelung des räu- | | März. Sturz Criapis. | gramms. 
5 3 Rudini Ministerpräsident 7. Febr. Saturday Re- 


; bisı898). Annäherung an | view: Germanlam esse 
: d Westmächte, Verschlech: delendam«. 


| Saen d Verhältnisses zu | Gründung der Daily Mail 
I 


Onerrelch- Ungarn. dutch Harmsworth · 
Mai. Sullschweigende 5 des Dreibundes. (35) : Northcliffe. 

Krieg zur Brob de 

5. Sept. Besuch des Zaren 0 due . | Sept. Anerkennung des en 
0 gerung französ. Protektoratsüber 

Bündnisses mit Tung. . 

26. Ox. Bekanntgabe desRöc- Rumänien. [34] 24. Okt. Vermähtung des 

versicherungsvertrages ! Thronfolgers mit derPrio- 
Bismark in den — | zesain Helene von Mon- 


Nachrichten. | tenegro. 


| 


1897 


15. Jani. Tirpitz Staatssekretär | 24.April.Kaiser Jan. Schiedsgerichtsver- 


des Reichsmarineanıts. Pan ri in een 
23. Jali. Vertrag mit Frankreich | „ Petersburg. | ire) 
über Togo. r ? 5 . U. | Zolltarif Kanadas: Be- 
Aug. Besuch des Kaisers in Pe- kommen über die i günstigung Englands um 
terhof. Nach Beseitigung der beiderseltige 25 % vor dem Ausland. 
von Murawiew auf Grund des | pofitik auf der Mllner Oberkomaissar 
von Ihm angeführten 2 Rechtes Balkanhalbinsel. für Südafrika. 
d. ersten Ankerung« (droit dn [37] | | 
premier mouillage) erhobenen | 
Einwendungen kommt Abma- | 
chung zustande: Einverständnis : : 

eutschlan and behalt sich : : 
BrwerbimgvonPort Arthur vor. | | 11. Sept. Saturday Re- 
79 0. 20. Okt. Friede zu Adis | view verlangt von neuem 
tür des Auswärtigen. | und Abessinien. Wenn Deutschland morgen 
Frhr. Marschall, der bisherige | "us der Welt verilgt würde, 
Staatssekretär des Auswärtigen, | : 30 gäbe es übermorgen kei- 
wird Botschafter in Konstauti- ' 55 
nopel. 5. Nor. Abkommen zwischen Österreich» Fürde. „5 
14. Nov. Besetzung von Kau- Ungarn und Italien über Albanien. esse delendam.e) 
tschon. | Dez. Camille Barrere wird 
Der. Auslaufen der Verstär- französischer Botschafter 
kung für Ostasien umer dem Be- | in Italien, betreibt Itallens | 
fehl des Prinzen Heinrich. Anschluß an Frankreich. 


Jan. Beklärung des franz ! | Annäherung Bul- 
33 en a | garlens an Rußland. | 
don: »Frankrei t | 
14. Febr. Übertritt 4. Juni. 
nur einen Feind auf der N 
Welt,unddasist Demsch- . 5 und Sal. 
land. England kann seine 555 fahrtsvertrag 
Politik danach einrichten. < | 9, April. Vertrag mit doxen Kirche. mit Deutsch» 
[36] Japan über Korea. land. 
April, MinisteriamMeline. 30. Aug. Fürst Loba- 19. Jani. 
Ang. Annexion von Ma- now 1. 30. Sept. Erneue- | Vertrag mlt 
dagaskar. | rung desBündnisses Rußlandüber 
Okt. Besuch des Zaren In Paris. zwischen Rumänien Korea. 
Konzession von China und Österreich" 
für eine Elsenbahn bis Ungarn, sowie spä- | 
| Port Artur und an ter (1899) mit den 


85 Stillen Ozean.] beiden anderen 
Rußlands zugesichert, 


(34) 


1897 


— Graf Murawiew Serbisch = bulgari- 
Fürsten Hobenlohe und | Außenminister (bis ie Handelsver- 


3 . 1900). 55 an- 
in „ Einzi — sehenenPersonen 
nung der Tier era 26. Aalen sie] Min. Bent Ko — 

wärtigen Politik beider | Tüngen des Zaren mit Serblen in Sofia. ‚land und Amerika 
Staaten zwischen 2871 und Kaiser Franz Joseph gegen die angeblich 
dem Weltkriege. über die beiderseitige April bis Dez. Siegreicher Krieg| 


vom Pangermanls» 
en 57 der Turkei gegen Griechenland. mus drohende Ge» 
23. Jali. Vertrag mit fahr. 


Deutschland über Togo. | 5 
23. bis 29. Ang. Prasident Faure in Peterhof. ten v. Amerika zur 
Der Zar spricht zum ersten Male von Rußland Hilfe geg. Deutsch- 


und Frankreich als den Alliierten. 
18. bis 21. Sept. Der Zar bei den Manövern in, 


land u. Österreih- 
‚Un Ungarn im Kriegs- 


Compigne. i fall. [38] 

Jan. Schledsger.- 

vertrag mit Eng» 
i 5 land (auf 5 Jahre). 
g ’ MacKinley, Repu 

:blikaner, Präsi 

is 1900. Protest 

i E a 
| i ‚Juli. Dingley-Tarif| die Vereinig- 
! 1G. Dez. FriedezuKonstantinopel.|XS Scutzzoll). ten Staaten. 
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Vorschlag Lord Salis 
burys an Deutschland: 


Jan. Kreta-Konlikt. 


ren an anti- ameri- 
. kanischer Intervention zur 
6. März. Vertrag mit China Verhinderung des spa- 
über Kiautschon. nisch-amerikanishen 


April. Englischer Bündnisantrag 
mit anagesprochener Spitze gegen 
Rußtand, von Deutschland ab- 
gelehnt, um nicht als englischer 
Festlandsdegen gegen Rußland 
gebraucht zu werden und um 
55 Weltfrieden zu erhalten. 
30 


10. April, Fiottengesetz, 


Mat. Manila-Konflikt mit den 
Vereinigten Staaten. 


Krieges. Von Deutsch- 
land abgelehnt. [40] 


19. Mai. Gladstone f. 
20. Mai. Besetzung von 


Weihaiwei. 


14. Jani. Eoglisch-fran- 
Nigeria. Frankreich unter- 
Ultimatum. 


30. Juli. Fürst Bismarck T. 


2. Sept. Sieg Kitcheners 
bei Omdurman (Sudan). 
Niederwerfung der Der- 
wische. 


19. Sept. Eintreffen Kit- 
lish*»-frenzäsiscer Kon- 


Okt. Kolonialvertrag mit 


Okt. Kolonlalvertrag mit Eng · Deutschland über die 


land über die portugiesischen portugiesischen Kolonien. 
Kolonien. „ 
i . Nov. Fran unter» 
3 V Ultimatum. Niederholung 
21. Nov. Han- 
delsvertrag mit 
Frankreich. 


Wahlsieg des Blocks der 
gemäßigten Republikaner 
(Führer Waldek-Rous« 
seau), Radikalen (Führer 
Clemenceau) und Soꝛzla- 
sten (Führer Jaurès). 


1 


zösischer Vertrag über 
wirft sich dem englischen 


29. Jani.Deilcasse Außen» 
minister (bis 6. Juni 1905). 
Verhandlungen wegen 
eines deutsch» franzö« 
sishen Abkommens über 
die portugiesischen Kolo- 
nien werden von Dekasse 
nicht weitergeführt. 


18. Juli. Hauptmann 
Marchand hilt in Faschoda 
die Trikolore. 


chenera in Farchoda. Eng- 
flikt. Kriegsgefahr. 


wirft sich dem englischen 
der Trikolore In Faschoda. 


1 


Nov. Paul Cambon Bot- 
schafter in London. 


| 
| 
7 
f 
5 


1898 


10. März. Zar Niko- 


taus II. weist go Mil- 


lionen Rubel zum Aus- 


bau der Flotte an. 


27. Mdrz. Festsetzung 
in Port Arthur. 


25. Juni. Anerkennung 
der Unabhängigkeit 
Koreas durch Rußland 


und Japan. 


24. Aug. Rußland er- 
taßt Einladungen zu 
elner Friedenskon- 
ferenz. 


13. Okt. bis 
24. Nov. 
Kaiser Wil» 
heim II. in 
Konstantie 
nopel und 
Palästina. 
19. Nov. 18. 
lamfreund - 
liche Rede des 
deutschen 
Kaisers in 
Damaskus. 


April bisAng. Sieg- 
reicher Krieg gegen 
Spanien um Kuba, 
Porto-Rico und die 
Philippinen. 


10. Dez. Friede zu 
Paris, 


21. Mai bis 29, foli. 
Erste Haager Frie- 
denskonferenz. 


Abkommen zur Er- 
richtung eines inter- 
natlonalen Schieds- 
gerichtskofes im Haag. 
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12. Febr. Erwerbung der Ka- 
roimen und Marianen von 


Spanien. 


März. Cecil Rhodes in Berlin. 
Empfang durch den Kaiser. Ge- 
nehmigung des Baues einer 
Telegraphen- und später einer 
Eisenbahnlinie Kap - Kairo (mit 
deutschem Personal und Ma- 
terlal) durh das Hinterland 
von Deutsch- Ostafrika. Rhodes 
verspricht dafür seinen Biuflul 
eluzusetzen für Überlassung 
von Samoa an Deutschland. 


8. Nov. Der Zar mit Murawiew 
in Potsdam, 


20. bis 27. Nov. Der Kaiser 
mit Bülow in England. 


2. Dez. Vertrag mit England 
und Amerika über Südseeinseln. 
(Samoa=Abkommen.) 


Dez, Rechtswidrige Aufbringung 
deutscher Postdampfer ( Bun- 
desrate und » Herzog .) durch 
englische Schiffe an der afri- 
kanischen Küste während des 
Burenkrieges. 


Der. Deutsch türkisches Ab» 
kommen über die Bagdadbakn, 


»Windsor-Vertrag« mit 
Portugal, der die Ab- 
machungen mit Deutsch- 
land vom Okt. 1898 hin- 
fällig macht. 


Jan. Vertrag mit der 
ägyptishen Regierung 
über den Sudan, 


21. März. Abkommen 
Frankreich über Afrika 


28. April. Abkommen 
mit Rußland über Inter- 
essensphären in China, 
Sir John Fisher, Vertreter 
Englands auf der Haager 
Friedenskonferenz: 
| »Wenn es das Wohl Eng- 
lands geblete, werde es sich 
den Teufel um völkerrecht; 
en scheren.< 


9. Okt. Beginn des Buren- 
krieges. 


Nov. bis Dez. Nieder- 
lagen Engfands Im Buren- 
kriege. 


Nov. Chamberlain be» 
treibt ein Bündnis mit 
Deutschland und Amerika. 
Dieses kommt nicht zum 
Abschluß wegen der Ab- 
fehnung Amerikas und der 
durch rechtswidrige Auf- 
bringung der deutschen 
Postdampfer entstande- 
nen Schwierigkeiten. [42] 


Dez. Samoa- Abkommen. 
Lord Curzon Vizekönig 


von Indien, 


zwischen England und 
(Sudan- Vertrag). 


1906), 
Ministerium Waldeck 
Rousseau (bis 1902). 


Besetzung von Kwang- 
tschouwan. 


—— ———— a — 4 ͥͤ ꝓ —ä—ä—ä— nn 


| 


Präsident Louber {bis | 28. April. Abkommen 


. Balkanländer | Türkei 


—— ng ern —-—-— 


tors Hay über die 
offene Tür in China: 
es der Poli- 


tik der Weltmůchte 
gegen China. 
3. Okt, Scied=- 
'gerkhisvertrag mit 
England im Vene- 
zuelakonflikt. 


Mai. Unruben In 
China. 


20. Juni. Ermordung 
des deutschen Ge- 
sandten v. Ketteler. 
Belagerung der Ge- 
sandtschaftenin Peking 


14. Ang. Besetzung 
vonPeking durch euro- 


pälsche und japanische 
Truppen. 


Okt. Oraf Waldersee 
übernimmt den Ober- 
befehl über die euro» 
päishen Truppen in 
China. 


Febr. Russisch - französischer 
Vorschlag zum Vorgehen gegen 
das durch den Burenkrieg fest» 
gelegte England. Von Deutsch» 
land abgelehnt, um den Welt- 
frieden zu erhalten. [43) 
Warmer Dank der Königin von 
England für Mitteilung dieses 
Entschlusses durch den Kaiser. 
Diese Mitteilung gestattet, die 
französischerussische Verdãchti 
gung, der Vorschlag gehe von 
Deutschland aus, sogleich als 
Intrigue festrustellen. 


14. Juni. Flottengesetz. 


16. Okt. Abkommen mit Eng- 
land über China. 


18, Okt. v. Bülow Reichskanzler 
<bis 1909). 


5. Dez. Marinekonvestion zwischen Deutschland, Österreih- 
Ungarn und Italien. [44] 


24. Jan. 


Jan. Erklärung Lord Sa- 


Abkommen mit | lisburys: 
Frankreich über | Lebensmittel mit feindlicher 


29. Jall. 
Ermordung 
Könlg 
Humberts. — 
Regierungs- 
antriet König 
Victor 


| 
u 
| 
| 


Emanuels III. 


14. bis 16. Dez. 


Geheimes 


italienisch-fran- 


zösisces 
Mittelmeer» 
Abkommen 


(Marokko und 


Tripolis). 


Dez. Erneuerung des italienisch“ 
österreichischen Abkommens von 
1897 über Albanien. [45] 


stimmt sind, Es genügt nicht, 
5 ale dazu verwandt werden 

en, es muß dargetan 
werden, daß dies tatsächlich 
ihre Bestimmung zur Zeit der 
Beschlagnahme war.« [46] 


16. Okt. Vertrag mit 
Deutschland über China. 


J. Dez. Vertrag mit Ame- 
rika über den Panama- 
kanal, 


Australien erhält Ver- 
fassung. 


J. Febr. Antrittsrede des 
späteren Präsidenten der 
Republik Deschanel in der 
französischen Akademie: 
Deutschland sei der Feind. 
Frankreibs Aufgabe sei, 
Rußltand und England ein- 
ander zu nähern.« ; 


Febr. Der russischefranzösishe Plan zum Vor- 

gehen gegen das durch den Burenkrieg festgelegte 

England scheitert an Deutschlands Ablehnung. 
[43] 

Unterwerfung der Sufta- 

nate von Bornu und Ka- 

nem südlich der Sahara. ; 21. Juni. Graf Mura- 


wiew . 


Besetzung der Man- 
dschutel während der 
Boxerunruben. 


‚ Finanzabkommen mit 
Persien. 


Nov. Begelsterte Auf- 
nahme des Burenpräsi- : 
denten Paul Krüger in 
Paris. Empfang durch den 
Präsidenten. 


14. bis 16. Dez, : 
Geheimes Mittelmeer» | 
Abkommen mit Italien, 


4* 


J. Dez. (und 
18. Nov. 1901). 
Hay - Pauncefote» 
Vertrag mit Eng- 


: hebliche Binschrän- 
| kung der englischen 
Rechte.) 

| 

l 

1 


7. Sept. Priede zu 
Peking zwischen China 
und den Möchten. 


AusSchreiben des belgischen Außen- 
ministers vom 12. Jan.: > Alles be- 
weist. , dafi der Kaiser, dessen 
| Haupisorge die Erhaltung des euro» 
| päischen Friedens ist, zich nach wie 
; vor besireben wird, Reibungen zu 
vermeiden, und mit Frankreih so 
| gute Beziehungen aufrecht zu er- 
kalten. ten, wie die Lage sie ermöglicht. 
1471 


21. Jan. Der Kaiser am Sterbe- 
bett der Königin von England. 


März. England verlangt unter 
Berufung auf das Abkommen 
vom 16. Okt. ı900 Vorgehen 
gegen Rußlands Absichten auf 
die Mandschurei. Deutschland 
lehnt ab. 1481 


März bis Mai. Englischer 
Bundnls vorschlag scheitert an 
Dreibundtreue Deutschlands, da 
England Zuziehung der anderen 
Dreibundstaaten ablehnt. [49] 


Aug. König Eduard VII. in 
Wiihelmshöhe. 


Sept. Besuh des Zaren in 
Danzig. 


Okt. Erneuter russischer Vor- 
schlag zum Vorgehen gegen das 
durch den Burenkrieg festgelegte 
England von Deutschland ab» 
gelehnt. 1501 


Okt. Sokolfest 
in Prag. (Ver- 
brüderung von 
Tschechen, Rus 
sen und Fran- 


zosen.) 


| 22. Jan. Königin Vik- 
: soria 1. Der Deutsche 
Kaiser zu den Trauer- 


| feterlichkeiten in London. 


| 

| Regierungsantritt König 
| Eduards VII. 

I 

| 

| 


N 
Febr. Zanardelli 
Ministerpräsie 
dent, Gegner 
! Österreichs. 


Febr. England lehnt die 
in Aussicht gestellte Be- 
teiligung am Bagdad-Un- 
ternehmen ab. Seitdem 
Widerstand Englands ge- 
April. Besuch gen das Unternehmen 


eines italieni- ! überhaupt. [51] 
| schen Geschwa« ; 
; ders unter dem ! 
. HerzogvonGe- | 
nua in Toulon. 
, Begrüßung | März bis Mal. Bündnis - 
| durch Präsident vorschlag an Deutschland 
: Loubet. scheitert an dessen Drei- 
ı bundtreue. [49) 
1 


l 
| 25. Okt. Deutschfeind- 
i liche Rede des Kolonial- 
| ministers Chamberlain. 
ı Schmähung der Haltung 
ı des deutshen Heeres 
| 1870/71 zur Entkräftung 
: der gegen die englischen 
Truppen jm Burenkriege 
erhobenen Ankfagen 
(Konzentrationslager, 
Niederbrennung der Bu- 
i renfarmen). [52] 
Die öffentliche Meinung 
fordert Bündnis 
Frankreich. 


mit 


7. Jan. Graf Lamba- 
dorf Minister d. Aus- 
wärtigen (bis 1906). 


| 
22. bis 24. April. Delcass€ in Petersburg. 
| 
| 
N 
| 


26. Juli. Vertrag mit 
Marokko, der die - frled- 


liche Durchdringung : vor- 

bereitet. Sept. Bei seinem Be- 
such ia Danzig über- 
rascht der Zar d. Deut- 
schen Kaiser und den 
Reichskanzler v. Bülow 


durch die Mitteilung, 
daß Rußland ein. Krieg 
gegenJapan vorberelte. 


18. bis 21. Sept. Der Zar bei den Manövern 
in Compitgne. Präsident Loubet regt eine eng- 
lisch-russische Verständigung an. 


Okt. Erneuter russie 
scher Vorschlag eines 
Vorgehens geg. Eng- 
fandanläßlichd. Buren - 
krieges. Von Deutsch- 
land wiederum ab» 
gelehnt. [50] 


| 
| 
| 
| 


| 
| 


2. Mai. 
Ministerium 
Katsura. 
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Allgemein 


Deutschland . Italien England 


1902 


8. Jan. Zurückweisung der 


Beginn der englischen Ein- 
Chamberlainshen Rede vom 


25. Okt. 1901 im Reichstag durch Deutschland. 

Bülow. 30. Jan. Englisch · japa⸗ 
Febr. Prinz Helnrich in Amerika, nisches Bündnis mit der 
Die englische Presse nimmt die Reise Spitze gegen Rußland und 


Deutschland. 


weist durck Veröffentlich amt 
cher Dokumente die Uarichuglieit 77. April. v. 

dieser Verdichtigung. Das belgische April. Ver- 
Außenministerium sagt darüber in | längerung des 
einem Rundschreiben, 6.März:»...So Bündnisses mit 
hat die englische Intrigu, eine An. Rumänien. [55] 


näherung zwischen Deutschland und 
den Vereinigten Staaten im Augen- 
bhck der Reise des Prinzen Heinrich 
nach New York zu verhindern, ein 
als ihre 3 ie hat 
ie 
zur Ve von Dan 8 1 Mai. Nriede von Pre- 
menten geführt, die beweisen, j „ | torta. 
Deutschland während des spanich- Jan 5 Brain 0 
amerikanischen Konfliktsvon strikter 
Neutralität nicht abgewichen Ist, und laßt Frankreich 
daß es sich geweigert hat, an einem wissen, daß der 
Schrittetekzunehmen, um einen Druck Dreibund keine 
a sei Regierung = Verdeigten Bestimmung II. Vall. Ministerium 
auszuüben. Sie 5 0 f 
Mißverständuis zerstreut, 4 dle | über einen An- Balfour (bis 1905). 
Beziehungen zwischen den beiden griff auf Frank» | Kolonialkonferenz in 
Ländern trübte.« [53] | reich enthalıe. ! London, aufderpolitische, 
28. Juni. Erneuerung des Dreibundvertrages. [56] wirtschaftliche und millta- 


Das belgische Außenministerium sagt dazu in einem Rundschreiben, ı5.Juli: | she Fragen erörtert 
»...Was man mit Sicherheit weiß, ist, daß der Dreibund rein defensiv is | werden, jedoch ohne Er- 
und kein anderes Ziel im Auge hat als die Aufrediterhaltung des | gebnis. 

Rriedens...« [5%] 


25. Juli. Beitritt zur Verlänge- 1./2. Nov. Ge- 
rung des österreihish-rumä« heimer Neutras 
nischen Bündnisses. litätsvertrag mit | 
Frankreich für 

6. bis 9. Aug. Der Kaiser in den Fall eines 
Reval. deutsch franz6s. 

f Krieges. [$7] 
7. Nov. Der Kaiser in Sandring- 12. Dez. Beitritt Dez. (bis Febr. 1903). 
88 zum österr.=fu= | Die gemeinsame deutsch» 
Dez.(bis Febr. 1903). Deutsch⸗ män, Bündnisse. englische Aktion gegen 
engli Venezuela - Aktion, [55] | Venezuela wird von der 
der später auch Italien beitritt. Beitritt z.dtsch.- öffentlichen MeinungEng- 
Deutschfeindliche Hetze in Eng- engl. Venezuela - | fands(Northcliffe-Presse) 
land und Amerika. Alulon. verurteilt. 


Frankreich Rußland 


! 
f 
| 
i 


16. März. Erklärung Rußlands und Frankreichs 
über Ostasien: Gemeinsame Aufrediterhaltung 
des status quo in Ostasien im Falle der Be- 
drohung Chinas oder Koreas. [58] 


| 8. April. Vertrag mit 

China über die Man- 

: dschurei. Rußland ver- 

| pflichter sich zur Räu- 

mung innerhalb 1½ 
ahren. 


und Bulgarien. 


| 
| 
| 


| Aug. Begegnung des 

| Zaren mit dem Deut- 

schen Kaiser in Reval. 
Nov. Verhandlungen mit Der Zar erklät, er 
Spanien (Ministerium Sa« | werde den Krieg gegen 
gasta) über eine Teilung | Japan voraussichtlich 
Marokkos unter Aus- | 1904 beginnen. 
scluß Englands. Nach 
Sturz des Ministeriams 
Sagasta lehnt das konser- 
vative Ministerium Silvela ' 
mit Rucksicht auf England 
ab, die Verhandlungen | 
weiter zu führen. 
Ministerium Combes (bis 
1905). 
1./2. Nov. Geheimer Neu- 
tralitätsvertrag mit Italien 
für denFall eines deutsch- 
Französischen Krieges. 

[57] 


| 

| 

Mai. Militärkonvention zwischen Rußland | 
[59} 


| Balkanfänder 
1902 


zunächst mit Oster- 
teich / Ungarn, dann 


Türkei 


Jan. Neue 


Konzession 


an die Bag- 


dadbahn- 
Gesellschaft. 


| Amerika 


England; 
Spitze gegen 
Rußland. 
Febr. Reise des 
Prinzen Heinrich 


von Preufen nach 
| Amerika. 
! 


| 
| 
| 


Mai. Deutsch- ame- 
rikaniches Schiff⸗ 
fahrtsabkommen. 


— — nn nn 
— 


Der. his Febr. f 903. 
Deutschfeindliche 
Hetze in Amerika 
anläßlich der Vene- 

zuela- Aktion, 


3 


Papst Leo XIII. f. 
— Pius’ X. 
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79. März. Erklärung Balows Zollkrieg zwischen 


im Reichstage: Deutschland und Kanada. 
Unveränderter Grundsatz der deut- 4 

schen Polltät sei, daß wir heine 1 Rei- 
aktive Orientpolitik treiben und In sen na en, Frank- 
Ortent/ und Balkanfragen für nie- reich, Portugal, Oster- 


mand die Kartanlen aut dem Feuer teich. 


holen. 


Juli. Besuch des ehemaligen 
Miaisterprasidenten Waldeck. 
Rousseau beim Kaiser auf der 
Nordfandreise. 


Inli. Flotten- und In- 
vasionspanik. Deutsch- 
feindlihe Hetze. Neuer 
Rlottenstützpunkt am 
Firth of Poctk. 


31. Ang. König 
Eduard VII. in 
Wien. 


Okt. Begeguungen des Kaisers | I. Of. Zu- 
mit dem Zaren in Wiesbaden | sammentreffen 
und Wolfsgarten. ee e 
und des 

een Saren in März» 
; steg: Einigung 

über die Auf- 

rechterhaltung 

des status quo 

auf dem Balkan 

undgemeinsame 


Erledigung et- 
5 
strirtigerPunkte. 


Rußland | Balkanländer Türkei Amerika 


1903 


Militärisches Abkom- 
men mit Persien. 


Witte Ministerpräsi= 


April. Präsident Loubet dent (bis 1906). 


in Rom. 

Mai. Besuch König 
Eduards VII. in Paris. 
Juni. Ermordung 


König Alexanders 
von Serbien. 
Juli. Prasident Loubet , 
mit dem Außenminister Nachfolger: Peter 
Delcassé in London. u 
„ bade. 
2881. taatsober - 
bauptes in England. Minister Paschitsch. 


Pen . . in Mazedonien gegen 
ag. Einsetzung einer die Turkei (bi ). 
Statthalterschaft des . 


Fernen Ostens. 


14. Okt. Engltsch - fran⸗ Okt. Beschluß, die 

zösischer Schiedsgerichts - Mandschurei zu be- 

vertrag. halten. 

Abkommen mit Deutsch- 1. Okt. Mürzsteger 

land ũber die Bagdadbahn. Vereinbarungen mit 
Osterreich über Maze- 
donien. 
Okt. Begegnung des 
Zaren mit Kaiser Wil«- 
heim II. in Wiesbaden 
und Wolfsgarten. 
Der Zar erklärt, die Vor- 
bereitungen für den Krieg 
mit Japan seien noch nicht Now. Annahme] Nov. Panama wird 

| babe er der Murz- >unabhängige« Re- 

den Krieg. verschoben. neger Ver-|publik unter tat- 
Er werde nicht 1904 ber einbarungen. |sähliher Herr- 
gimen wie zuvor be⸗ schaft der Vee- 
absictigt. einigten Staaten. 


22. Febr. Haager 


Schledsspruch in der 
Venezuela-Frage. 
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Febr. Sehr wohlwollende Neu- 
tralität für Rußland im Russisch» 


japanischen Kriege. 
Eingeborenenaufstand 


in Deutsch- Suddwestafrika (bis 


1906). 


12. Juli. Schledavertrag mit 


England, 


Sciiedsvertrag mit den Verei- 
nigten Staaten vom amerikani- 


schen Senat abgelehnt. 


Okt. Eröffnung des ersten Teils 


der Bagdadbahn. 


17. Nov. Vorschlag des Kaisers 
an den Zaren: Abschluß eines 
deutsch- russischen Vertrages als 
Abwehr gegen englische Heraus- 


forderung 


12. Dez. Deutschland erhalt Ruſi- 
lands Unterstätzung zugesichert, 
falls ihm aus den Kohlenliefe- 
rungen an die russische Ostsee- 

u. Schwierigkeiten =] 


15. Okt. Zusi« 
cherung wohl 
wollender Neu- 
tralitat an Ruß- 
land. [62] 


April 


Besuch S. April. Englisch - ftan- 


des Präsidenten Ausgleich der beiderseitl- 
Loubet im Qui» | Auslieferung Marokkos 


tinal. 


der Entente cordlale c. 


1. Jani. Anweisung des 
Außenministers Lord 
Landsdowne an den Bot- 
schafter in Petersburg, zu 
erklãten: Die englische 
Regierung bemerke v mlt 
großer Unruhe, daß Reis 
und Lebensmittel als 
unbedingte Bannware 
behandelt würden, ein 
Schritt, den sie als unver- 
einbar mit dem Völker- 
recht betrachte. [63] 


12. Juli. Sduedsgerichts- 
vertrag mit Deutschland. 


25. Aug. Drohung Lord 
Landsdownes: FallsJapan 
wegen der deutschenKoh- 
lenlieferungen an Rußland 
gegen Deutschland die 
Waffen ergriffe, würde 
RER 
nishen Regierung 

Bündnisfall als gegeben 
erachten. (Kriegslieferun- 
gen Englands an Japan!) 
7. Sept. Protektorat über 
Tibet. Einmarsch in Lhasa. 


Okt. Starke deutschfeind - 
liche Hetze anläßlich des 
Zwischenfalls an der 
Doggerbank, Drohung 
des Militärblattes » Army 
and Navy Gazette« mit 
Oberfall auf die deutsche 
Flotte. 

Der. Umgruppierung der 
englischen Flotte. 


japanischen Kriege. 


zösischer Kolonlalvertrag. 
gen Interessengegensätze, 
an Frankreih, Anfang 


Krieges durch Über- lachen Serbien 
fall der Japaner auf 

die russische Flotte und Bulgarien. 
vor Port Arthur, 


Arabien un- 
ter engl. Ein- 
fluß. 


Senat abgelehnt. 


April. Besuch des Prari- 
denten Louber im Qyi- 
rinal. 


28. Aug. Abbruch der di- 
plomatischen Beziehungen 
zum Vatikan. 


en 
— be et nn tn 


1. Sept. Et- 
öffnung des 
ersten Teils 


6. Okt. Geheimvertragmit | 21./22.Okt.Zwischen- 85 5 120 


Spanien über Marokko, | fall an der Dogger - 
bank. 


5 


Sciedsverträge mit 70. Febr. Be- 
und | giun des Rus» 
sisch- japani« 
Sctedsvertrag mit schen Krie- 
Deutschland vom] de. 


35 


12. April. Vorschlag Deutschlands 
zur Einberufung einer internatlo- 
nalen Marokko«Konferenz. 


7. Juni. Norwegische UInabhängigkeits- 
erklärung. Auflösung der Skendina- 
vischen Union. 


Okt. Aus einem Bericht des bel- 
gischen Gesandten in Berlin; 
>»... Die alte Konstellation der 
Mächte Ist aus der Ordnung gekom- 
wen, und man zucht tastend, eine neue 
zu schaffen. Der dauernde Isollerungs- 
feldzug gegen Deutschland hat als ersten 
Akt die englisch«französische Annähe» 
* 
en England apan gezeitigt. 
Der dritte Akt ist der Versuch einer 
englisch-russischen Annährrung, vor- 
bereitet dundı die Londoner Press, die 
zu erweisen trachtet, daß der englisch- 
ere e eee 
gesichtet ist und ein 
eee eee 
durchans nicht hadert. 164] 


1905 


31.März. Der Kaiser in Tanger. 


Wahrung der deutschen Rechte 
der »Tunifikation« 
Marokkos., 


Konflikt mit Frankreich, 


24. Jull. Begegnung des Kaisers 
mit dem Zaren beiBjörkö. El- 
nigung auf den Entwurf des 
Kaisers zum Abschluß eines 
Schutz- und Trutzbündnisses 
zwischen den beiden Völkern, 
mit der Maßgabe ,daßdenbeider- 
seitigen Verbündeten sowie 
anderen Staaten der Anschluß 
freistehen solle — gedacht als 
Kern eines Völkerbundes ohne 
Präsidialmacht. — Die Ratifizie= 
rung scheitert am Widerspruch 
der russischen Regierung. [07] 


Heeresvermehrung der Großmäcte von 1905 bis 1907: 
[65] Rußland um. . . . 39000 Mann 


Elottenausgaben der Großmäcte von 1905 bis 1914: 
(66) im Jahresdurch- 


Mark 
England. 17,80 
Rrankreid. ...... 8,07 
Vereinigte Staaten von 
Amerika. 5,86 
Deutschland... . ... . 5,82 
Itallen. 3.05 
Jap en vor 
LE 4,94 
Österreich · Ungarn 189 


Mehrwödige Frühjahrs- 
nach Frankreich und Al- 
Prasident Loubet und 


Übergang Englands zum 
Dreadnoughtbau. 


3. Febr, Drohung des 
Zivillords abe eigen 


englische Flotte ſosschlagen, 
bevor man auf der anderen 
Seite (also in Deutschland) 
Zeit hätte, die Kriegserkläs 
rung in der Zeitung xu lesen. 

[68] 
Juni. Trotz der deutach- 
französischen Entspan⸗ 
nung setzt England die 
888 gegen Deutschland 

ort. 


Juli. Eine englische Flotte 
Aug. Bine französische 
Ang. Demonstration der 
engl. Flotte in der Ostsee. 


I2. Aug. Brweiterung des 
engl. japan. Bündnisses. 


21. Nov. Rücktritt des 
Kolontalministers Cham - 
berlain. 


Campbell-Bannerman. 
Grey Staatssekretär des 
Auswärtigen. 


reise König Eduards VIE. | 2. fan. Kapitulation 


gier. Besprechungen mit 
Delcasst. 

Konflikt mit Deutschland 
wegen Marokko, 


6. Juni. Rücktritt Del- 
casses. (Seine Mitteilung 
über die beabsichtigte 
Landung von 100000 
Engländern zur Unter- 
stützung Frankseihs in 
einem deutsch«franzäsi« 
schen Kriege.) 
RouvierMinisterpräsident 
und Außenminister. An- 
nahme des deutschen Kon- 
greßvorschlages. 


in Brest. 
Flotte in Portsmouth. 


J. Sept. Zweiter Vertrag 
mit Spanien wegen Ma- 
cokkos, 


von Port Arthur. 


Jan. Ausbruch der 
Revolution. 


I. bis 10. März. Russi- 
sche Niederlage bei 
Mukden. 


27. Mal. Vemichtung 
der russischen Flotte 
bei Tsuschima. 


3. Jani. Der deutsche 
Kaiser schlägt dem 
Zaren für die Frie- 
densvermittlung den 
Präsidenten Roosevelt 
vor. [69] 


5. Sept. Friede von 
Portsmouth mit Japan 
unter Vermittlung des 
PräsidentenRoosevelt. 


Beginn der russisch- 
englisch. Annäherung. 
Okt. Manifest über 
Einführung einer 
Volksvertretung. 


6. Mai. 
Scharfe Re- 
formnote der 


Mazedonien. 


4, Des. An- 
nahme der 


Reformnote. 


Zweites 
Bündnis mit 
England auf 
zehn Jahre. 


5. Sept. 

Friede von 
Portsmouth 
mit Rußland. 


N 
1 
12. Aug. 
| 


17. Nov. 
Vertrag mlt 
Korea. 
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Allgemein 


16. Jan. bis 7. April. 
Konferenz von Alge⸗ 
ciras. 

Der belgische Gesandte 
in Berlin berichtet über sie 


am 16. Jan.: »Die eng⸗ 


lische Presse hat alles 
Esdenkliche getan, um zu 
verhindern, daß die Al- 

Konferenz zum 
Ziele führe, Es besteht 
kein Zweifel mehr, daß 
es der König von Eng- 
land gewesen ist, der un · 
abhängig von seiner Re- 
gierung Herm Delcasst 
In eine kriegerische Politik 


führbare Versprechen ge- 
geben hatte, 100000 eng 
lischeSoldaten in Holstein 
zu landen. Die Einladung 
Königs an Herrn 


our als Herausforderung 
ausgelegt werden. Konnte 


diston (englischer Mili- 
tärattab& in Brüssel) 
beim General Ducame 
zerstreut haben .« 
[70] 
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Deutschland 


Lollerung Deutsch- 
lands auf der Alge⸗ 


73. Dex. Reichstags 
Auflösung wegen 
Nichthewilligung 
der Reglerungsfors 
derung für den sud- 
westafrikanischen 

Peldzug. 


Osterreich | 


Uran Italien 


1906 


8. Febr. Kabi- 
nett Sonnino. 
Stellungnahme 
gegen Deutsch- 
land auf der 
Algeciras-Kon- 
ferenz. k- 
conti Venosta.) 
März. Zollkrieg 
mit Serbien, 


29. Mai, Ka- 
binert Giolitti. 


24. Okt. 
Frhr. v. Ahren- 
thal Außenmi- 
nister an Stelle 
Goluhowskis, 


England 


Jan. Vereinbarungen Englands mit 
der belgischen Regierung für den Fall 
eines Krieges mit Deutschland. Ant- 
werpen soll Verpflegungsbasis für ge- 
landete englishe Truppen bilden. 
(Besprechungen des englischen Militär» 
attachẽs Barnardiston mit dem belgie 
schen Generalstabschef Ducarne.) [71] 


Lord Roberts beantragt ein stehendes 


Heer. 


Jan. Geheime Abmachungen Greys mit 
einem deutsch - französischen Kriege 
Festlegung eines gemeinsamen Ope- 
Kriegsfall durch die englisch-franzö- 
Adniralstäbe. I721 

Dazu Bericht des belgischen Geschäfts 
14. Jan.: . . . Grey sagt wiederholt, daft 
gegenüber Verpfichtungen eingegangen sei, 
nachkommen werde, selbst in Falle eines 
und auf alle Gefahr hin. . ). [73] 
27. Febr. Vertrag Englands und 
Neuen Hebriden. 

März und Mai. König Rduard VII. 
fang Delcasses. 

„. . In diplomatischen Kreisen wird diese 
in diesem Augenblick als höchet gefährlich 
fürchtet man in ihr einen Ausdruck des 
zu müssen, die Lage so weit zu ver- 
meidlih wird. — Bericht des belgischen 


April. Anerkennung der Oberhohelt 
Chinas über Tibet. 


Lord Haldane in Berlin (zum Studium 
der deutschen Heereseinrichtungen). 
Mal. Aus einem Bericht des belgischen Ge/ 
lierung Deutschlands dienen sollen, ist eines 
der Feldzug der Presse. Seit Jahren unter- 
Machenschaften, die Ihm fernliegen, und 
Wiederholung dieser Falschbelten hat man 
drobung der Ruhe zu 
schafft hat, und daf die Gefahr nicht von 
ist, sondera von den Machten, die bestrebt 
bund hat uns während langer Zeit den Frie · 
rung der Mächte, die man zustande zu 


Dez. Verfassung für Transvaal. 


13. Dez. Vertrag zwischen England, Frankreich und 


sphären in 


Frankreich 


Cambon, die England in 
an Frankreich binden. 

tationsplanes für den 
sischen General- und 


trägers in London vom 
Großbritannien Frankreich 
denen es bis zum Äußersten 
deusch-französischenKKrieges 


Frankreihs über die 


Kundgebung als unnötig und 


Gesandten in Parks) [74] 
Prasident Falſières (bis 
igt). 


sandten in Berlin. 


sind, die europäische Karte 


7. März, Leon Burgeois 
Minister d. Auswärtigen. 
Okt. Ministerium Cle- 
menceau (bis 1909). 
Itallen über Interessen« 
Abessinien. 


Unter den Mitteln, die der Iso- 
der am meisten verwendeten und eines der wirksamsten 
stellt man Deutschland planmäßig machiavellistische 
ehrgeizige Pläne, an die es nie gedacht hat. Durch 
es fertig gebracht, in der deutschen Politik eine Be- 
und vergiik, daB sie uns 35 Jahre des Friedens ver- 
Deutschland kommt, das mit seinem Besitze zufrieden 
zu ändem. Der Drei- 

den garantiert. Es ist zweifelhaft, ob die neue Gruppie- 
bringen sucht, dieselbe Sicherheit bietet. [76] 


Rußland 


| Batkanländer | Türkei | Amerika 
1906 


Panamerikanischer 
Kongreß zu Rio 
de Janeiro. 


März. Zollkrieg 
zwischen Serbien 
und Oterreich⸗ 

Ungarn. 2 


Mal. Iswolski Außen» 
super = 1910). Flottende- ˖ 
amment 5 monstration. 
ersten Duma Gi. Juli Berichtigung 
aufgelöst), ü 
a der türkisch- 
Der belgische = ägyptischen 


sandte in Petersburg 
vertritt den Stand- 
punkt, Frankreich 
könne in jedem Falle 
auf Unterstützung 
durch Rußland rechnen. 

1751 
Unterbringung eines 
Teils der tussischen 
Anleihe in England. 


Grenze. 


Japan 
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Jan. Optantenvertrag mit Dä- 
nemark. 


19. Febr. Zusammentritt des 
neugewählten Reichstages (Block 
gegen Zentrum und Soꝛlaldemo- 
kraten). 


18. Apr. Zu- 
sammenkunft 
König Edu- 
ads VII. mit 
Rðnig Viktor 
Emanuel III. 
in Gaeta. 


15. Juni bis 18. Okt. 
Zweite Haager Frie- 
denskonferenz. 


Heeresvermehrung der 
Großmädte von 1907 
bis 1914: 
Rußland i. Winter 
um 591000 Mann 
Rußland l. Sommer 
um 19100 Mann 
Frankreich 
um 215000 Mann 
Deutschland 
um 1372000 Mann 
Osterreich · Ungarn 
um 96000 Mann 9. Nov. bis 12. Dez. Reise des 
7] | Kaisers nach England, Aufent- 
halt in Windsor und Higbeliſſe. 


3. bis d. Juni. Besuch des Kal- 
sers in Kopenhagen. 
8. Juli. Verlängerung des Dreibundvertrages. [80] 


3. Aug. Begegnung des Kaisers 15. Ang. K3- 
mit dem Zaren bei Swinemünde | nig Eduard 
imBeiseinBülows und Iswolskis. | VII. bei Kai- 


Sept. König Eduard VII. in ser Franz Jo- 
Withelmshöhe, begleitet von | sepk in Ischl. 
Hardinge. 

Okt. Graf Wedel Statthafter 


von Elsaſi-Lothringen. 


29. Okt. Abkommen mit Ruß- 
land über die Ostsee (Aalands» 
inseln). sl 


Angebot des Kaisers in der Bag - 
dadbabn- Angelegenheit: Über- 
lassung des Zuganges zu der 
Nordküste des Persischen Golfs 
an England. Das englische Kabi- 
nett beantwortet das Eutgegen- 
kommen mit der unannehmbasen 
Zumutung, diese Frage vor 
eine Konferenz unter Zuziehung 
Rußlands und Frankreichs zu 


bringen. [79] ' 


Febr. König Eduard VII. in 


8. April. Zusammenkunft König 
Eduards mit König Alfons XIII. 
von Spanien in Cartagena. 
Dazu berichter der beigische Ge- 
sandte in Berlin: »... Wie der Büad- 
nisvertrag mit Japan, die entente 
cordiale mit Frankreich, die mit Ruß« 
land schwebenden Verhandlungen, 
so ist der Besuch des Königs von 
England beim König von Spanien 
ein Manöver in dem ven S. M. Edu- 
ard VII. persönlich mit ebensoviel 
Ausdauer wie Erfolg geleiteten Feld- 
zuge zur Isolierung Deutschlands 
Dieser Eifer, Mächte, die niemand 
bedroht, angeblich zu Verteldigunge- 
zwecken zu einigen, kann mit vollem 
Reöt verdächtig erscheinen. . . Ig i] 
18. April. Zusammenkunft Kö- 
nig Eduards VII. mit König 
Viktor Emanuel III. in Gaeta. 
April bis Mai. Kolonialkonfe- 
renz in London. 

16. Mai. Englisch-Französisch- 
die Mittelmeergeblete. 


24.Mai. Aus Bericht des belgischen 
Oesandien in London: Es Ist klar, 


Idee zu stellen, aber es Ist 5 
30 — — zu Erlen 
se 
wie es die e Diener 
tur. 1821 
Aug. Ministerpräsident Cilẽ- 
Eduard VII. in Marienbad. 
Verfassung fürdieOranjekolonie. 
3. Aug. Kriegsminister Haldane. 
Gesetz über die Reorganisation 
des Landheeres auf Grund des 
in Berlin gewonnenen Materials. 
31.Ang.VertragmitRußlandüber 
Persien, Afghanistan und 1199 
83 


i 

Jan. Jules Cambon Bot» 
schafter in Berlin. 

Parks. 


spanischer Vertrag über 


23. Mai. Vertrag mit 
Siam. Erweiterung der 
französischen Besitzungen 
ja Hlinterindien. 


10. Juni. Vertrag mit 
Japan über China. 


menceau bei König 


5. März. Zusammen- 
teitt der zweiten Duma 
(16. Juni aufgelöst). 
26. März. Ein russi- 
sches Geschwader bei 
Portsmouth, 


28. Juli. Vertrag mit 
Japan über 

3. Aug. Begegnung des 
Zaren {mit Iswolski) 
und Kaiser Wilhelms 
(mitBälow)beiSwine- 
münde. 


31. Aug. Vertrag mit 
England über Persien, 
Afghanlstan und Tibet. 

183 


29. Okt. Abkommen 
mit Deutschland über 
die Ostsee (Aalands» 
inseln). 1781 


14. Nov. Zusammen- 
tritt der dritten Duma. 


4¹ 


23. Apr. Dekla» 
ration über die 
Erhaltung des 
status quo la 
Nord- und Ost- 
see. 184] 


75. Nov. Belgien 
übernimmt die 
Ausöbung der 
Hobeitsrechte 
überdieKongo- 
kolonie. 


4. Dez. 1908 bis 
26. Febr. 1909. 
Londoner Kon- 
ferenz zur Re- 
form des See- 
krlegsrechts. 
Londoner Sees 
kriegsrechts-Er- 
klarung. 
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25. März. Der Deutsche Kaiser 
in Venedig. 


11. Aug. König Eduard VII. 
in Homburg. 


Sept. Deutsch - französischer 
Zwischenfall in Casablanca, 


Sept. König Eduard VII. in 
Kronberg. begleitet von Har- 
dinge. Dieser verlangt von 
Kalser Wilhelm Einstellen des 
deutschen Flottenbaues unter 
versteckter Kriegsdrohung. Der 
Kaiser lehnt dieses Ansinnen ab. 


Nov. Aus einem Bericht des bel» 
gischen Gesandten in Berlin: .. Un 
bestreitbar verdanken wir Deutsch- 
fand und den im tiefsten Grunde 
frledllebenden Absichten des Kaisers 
die 37 Jahre der Ruhe, deren wir uns 
erfreut haben.« [85] 


13. Aug. König 
Aduard VII. bei 
Kaiser Franz 
Joseph in Ischl. 
Sein erneuter 
Versuch, Oster- 
reich dem Bund- 
nis mit Deutsch- 
land abwendig 
zu machen, wird 
von Kaiser 
Franz Joseph 
scharfabgelehat. 


4. Sept. Verhandlungen Aehren- 
thals mit Tittoni zu Salzburg über 
die bevorstehende Annexion Bos» 
niens und der Herzegowina. 


16. Sept. Ver. 
bandlungen 
Aehtenthals mit 
Iswolski zu 
Budlau, eben - 
falls über Boss 
nien und Her- 

zegowina. 


3.Okt. Einver- 


lelbungvonBos- 
nien und Her- 


zegowina. 


Handelsvertrag 
mit Serbien. 


Herr Dekass£ rühmt sich, dank 
König von England gegen Deutsch- 
politik den Weltfrieden erhalten zu 
Ruhe Europas bedroht gewesen, 
Revandıegedanken?... Die Politik, 
dem Vorwande führt, Ruropa vor 
Gefahr zu retten, hat eine nur allzu 
heraufbeschworen, die für uns Bei- 
lich ist.< 186 


Ministerium Asquith (his 1916). 


März. Vorschlag des Ersten 
Seelords, Lord Fisher: Die Un- 
fertigkeit Deutschlands (kein 
Dreadnought gegenüber zehn 
englischen) auszunutzen, um die 
deutsche Flotte mitten im Prle- 
den zu überfallen. („To copen- 
hagen — à la Nelson.“) [87] 
25. Mat. Präsident Fallières in 
London, Engſtsch · französische 
Ausstellung. 


9. Juni, Zusammenkunft Edu- 
ards VII. mit dem Zaren auf 
der Reede von Reval. Verein- 
barungen über mazedonische 
Reformen und Herstellung einer 
englisch-russishen Interessen- 
gemeinschaft in der orientalischen 
Frage. — Sir Charles Hardinge 
vertritt dabei den Standpunkt, es 
läge im Interesse des Friedens 
und der Erhaltung des Gleich- 
gewicts«, daß für künftige euro- 
päische Verwicklungen Rußland 
zu Lande und zu Wasser mög- 
lichst stark sel. 1881 


18. Okt. Englisches Memoran- 
dum (Grey) zur Lösung der 
Meerengenfrage in russischem 
Sinne. [89] 


28. Okt. Veröffentlichung eines 
Interviews mit Kaiser Wilhelm 
im „Daily Telegraph«. 


Türkei ' Amerika 


ten In Berlin vom 27. Jan.: 
seiner im Vereine mit dem 
land geführten Einkreisunge» 
baben... Wann ist denn die 
außer durch den französischen 
die König Eduard VII. unter 
einer eingebildeten deutschen 
wirkliche französische Gefahr 
gien) in erster Linie bedroh- 


| Mai. Voll- 30. Mai. Notenaustausch zwi- 
enduug der| schen Amerika und Japan über 
| Hedschas | die Aufrecterhaltung des status 
bahn bis Me. quo im Stillen Ozean, 
ina. 

Zaren mit König 
Eduard VII. vorReval. 
Vereinbarungen über Juli. Jung» 
mazedonishe Refor- türkischeRe»- 
men und Herstellung volution. 
einer englisch / russl · Said Pascha 


b. Juni. Begegnung des d 


schen Interessenge- | 6. Okt. Erklärung | Großwesir 
meinschaft in der ori« der Unabhängigkeit an Stelle von] Große Demonstrationsfahrt 
entalischen Frage. [88] | Bulgariens. FeridPasche. | der amerikanischen Flotte nach 
27. Jalt. Zusammenkunft des Präsidenten Fel- | 7. Okt. Prokfamie« | Wiedereis- | Japan. 
litses mit dem Zaren vor Reval. rung der Vereini- K £ 
Aug. Ministerpräsident gung Kretas mit erg 
Clemenceau bel König Griechenland. 
Eduard in Marienbad. Er Serblen wendet sich 
vera: den König die gegen Österreich 
erstärkungdesimKriegs- wegen der Einver- 
falle zu sendenden Expe- e 88 leibung von Bosnien 
ditionskorps ins Auge zu zwischen Aehrenthal und Herzegowina. 
fassen. [00] und Iswolski über die | Handelsvertrag 
bevorstehende An- zwischen Serbien 
nexion Bosniens und | und Österreich- 
der Herzegowina. Ungarn. 
Okt. Iswolski zu dem serbischen Ministerpräsi« 
denten Mllowanowitsch: »Seine Politik sei darauf 
gerichtet, unter Liquldierung aller russischen 
Pragen außerhalb BuropasRußland wieder seinen 
europäischen Zielen zuzuführen. Serbien sel in 
dieser Politik ein wichtiger Faktor als Zentrum 
der Südslawen.« oi] 
12. Nov. Der Zar zu dem serbischen Mini- Dez. Zu- 
sterpräsidenten: Die bosnische Krise werde ammentritt 
Dez. Kongo - Vertrag mit | nur durch den Krieg entschieden werden.«[92] | des Parla- 
Belgien. ments. 


E 
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9. April, 
Anerken- 
nung d. An- 
nexion Bos - 
oiens u. der 
Herzego= 
wina durch 
Rußland, 
England u. 
Frankreich. 


9. Febr. Marokko Abkommen 
mit Frankreich. 


10. Febr. König Eduard VII. in 
Berlin. 


Außerung des Königs zum Kaiser: 
Er finde die Erregung in der öffent- 
lichen Meinung und der Presse in 
England anläßüch der ven 
Vermehrung der deutschen Flotte 
lächerlih. Der Kalser habe die Zu- 
stimmung des Reichstages erhaſten 
zu dem Programm, das er für die 
Deutschland notwendige Seestreit- 
kraft aufgestellt babe, und er mere 
dieses Programm ausführen. [93] 
29. Febr. Bülow gelobt Oster- 
reich = Ungarn bei den durch 
die bosnisch - herzegowinische 
Frage entstandenen Schwierig- 
keiten » Nibelungentrene . 


Mai. Generaloberst v. d. Goltz 
wird vom Sultan mie der 
Reorganksation der türkischen 
Armee betraut. 


17. Juni. Zusammenkunft des 
Kaisers und des Zaren in den 
Finnischen Schären. 


14. Juli. v. Bethmann Hoſlweg 
Reichskanzler (bis 1917). 

Ang. Beginn der Verständi- 
gungsversucde mit England, (Bis 
Frühjahr 1912.) 


30. März. 
Beendie 
gung des 
Konflikts 
mit Ser 
bien. Ser- 


bien gibt 
tach. 


Febr. Aus einem Berichte des 


belgischen Gesandten In Ber- 


t, 
[95] 
Flotten- und Invasions- 


panik. 

Agitation für allgemeine 
Wehrpflicht Lord No- 
berts). 

März. Erwerbung stame- 
sischer Gebiete, 
12.März. Grobe Flotten - 
vorlage. 

Während der bosnlschen 
Hrankreichs und Englands 
Botschafters in Berlin, 
seine östl. Armeekorps 
Maßnahmen zur Vorbe- 
Regierung vereinbart mit 
bel Malta. Die britische 
tungen der Ententemachte 
nistersat erklärt, es sei 


29. April. Begegnung König Eduards VII. mit dem König 
von Italien in Baja. König Eduard spricht von der Wahr« 


scheinlichkeit baldigen Konflikts mir Deutschland. 


24. Olxt. Der Zar in Ra 


190 


2. Aug. Begegnung des 
Zaren mit König 


cconigi. 
Vertrag von Racconigi: »Italien | Eduard VII, in Cowes. 


und Ruhland verpllichten sich, sich 
vohlwollend zu verhalten — das 
erstere zu den Interessen der 
russischen Meerengenfrage, das 
zweite zu den Interessen der Ita- 
liener in Tripolis und der Cyre- 
nalka. 194] 


10. Dez. Ministerium Sonnino, 


Frankreich Nuſiſand 


9. Febr. Marokko - Ab» | März. Gutshkow zudem 


serbischen Gesandten 
kommen mit Deutschland. sutitsch; — 


g 
wir uns alt Österreich- 


Krieg. jetzt 
eure Absichten und be- 
reitet euch vor. Es ver- 
den die Tage eurer Freu» 
den kommen. [97] 


mit dem Cermanentum 
„ Serbien 
1 york 3 zu kärg- 


175 . drin gr 
sen, men 
Verfalls — je 


[98] 
Krise: Geheime Mobilmachungsvorber 
gegen Deutschland auf Anregung d. französischen 
Jules Cambon. Frankreich gibt Urfaubsverbot für 
und führt Truppenverschfebungen sowie andere 
reitung der Mobilmachung durch. Die britische 
der französischen Versammlung eines Geschwaders 
Adiiralität trifft ihre Mafiregeln. — Die Vorberei- 
müssen eingestellt werden, da der russische Mi- 
für Rußland unmöglich, Krieg zu führen. 190} 
17. Juni. Begegnung 
Kaiser Wilhelms und 
24. Juli. Ministerium Bri- des Zaren ĩn den Finni- 
and löst Clèmenceau ab. | schen Scharen. 
31. Jull. Begegnung des Zaren mit Präsident 
Fallières in Cherbourg. 
2. Ang. Der Zar in 
| Cowes beim König 
| von England, 


ä—— . 


| Balkanfänder 
1909 


27. März. Krone 
prinz Georg von 
Serbien verzictet 
auf die Thronfolge. 
30. März. Serbien 
gibt im Konflikt mit 
Osterreich nad. 
<Loyalitätserkläe 
rung: Versprechen, 
sich antlõsterreichi· 
scher Agitation zu 
enthalten.) 


Türkei | Amerika Japan 


j Präsident Taft, 23. Jan. Ja- 
| Republikaner | pangarantiert 
: (bis 1993). deUlnabbän- 
: gigkeit und 
| Integritätdes 
Kalsersekhs 


Korea. 


13. April. 
Gegen- 
revolution in 
Konstantie 

nopel. 


19. April. Anerkennung der Un- 
abhängigkeit Bulgariens durch die 


Türkei. 


10. Okt. Sir Char- 
les Hardinge ver- 
sichert den serhi⸗ 
schen Gesandten in 
London der aufer- 
ordentlichen Sym« 
paihie Englands für 
das serbische Volk. 

11001 


Dez. Russisch - bulgarische Militäckonven- 
tion. (Artikel 5: In Anbetracht dessen, daß 
die Verwirklihung der hohen Ideale der 


| slawischen Völker auf der Balkanhalbinsel 


. nur nach einem günstigen Ausgange 
des Kampfes Rußlands mit Deutschland u. 
Österreich-Ungarn möglich ist . .) 1101] 


A 


alsReorgani- 
satordestür- 
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4. his 5. Nov. Der Zar mit 
dem Außenminister Saso⸗ 
now in Potsdam. 


Mai. Verfassung für El- 
saß» 


Mai. Der Kaiser in Lon- 
don zur Enthüllung des 
Standbildes der Königin 
Viktoria. 


Jant᷑. Handelsvertrag mit 
Japan. 
1. Juli. Der „Panther 
vor Agadir. Nach Kenn- 
zeichnung durch den fran - 
zösischen Pubſixisten Mil- 
let » Aufforderung an die 
französische Diplomatie, 
von Geschäften zu reden. « 
[102] 
Konflikt mit Frankreich. 


19. Ang.VertragmitRuß- 
land über Persien. 


4. Nov. Abkommen mit 
Frankreich über Marokko 
und Westafrika, 


England 


Beisetzung in London. Regierungsantritt König 
Georgs V. 


31. Mai, Proklamierung d. Südafrikanischen Union. 


Dez. Gesetz zur Verstärkung der Heimflotte (gegen 
Deutschland gerichtet.) 


1911 


15. Febr. 
König Peter 


Febr. Englisch-amerikanish-französischer Schieds- 

vertrag, 

29. April. Bericht des belgischen Gesandten in Paris: 
marokkanischen Sumpf gestoßen kat, betrachtet sein 


16. Mal. Kaiser Viſbelm in London zur Ent- 
höflung des Standbiſdes der Königin Viktoria. Kö- 
nig Oeorg erklart, England werde Frankreich in Ma- 
rokko keine Schwierigkeiten machen. Frankreich tãte 
dort nur dasselbe, was England in Agypten getan. 
Mai. Orey teilt dem deutschen Botschafter mit, daß im 
2 e eines 8 a rn en er 
dhtungen ra 
ae, n jedem Falle und unter allen 1 
Verpflichtungen F. ch 

men ae 
13, Juli. Zweite Erneuerung des Bündnisses mit 
Japan. (England bei einem Kriege Japans mit Ame- 
rika nicht zur Hilfe verpflichtet.) 


21. Juli. Drobende Rede Lloyd Georges im Unter- 
hause. Warnung, daß Deutschland im Falle einer 
Herausforderung die britische Macht an Frankreichs 
Seite finden würde. 


Aus Ben des belgischen Gesandten in Berlin, 6. U 
jedermann in England oder in Frankreih die Entente 
Dies entspricht genau dem Charakter, den der verstor- 
diale ist nicht auf der en Grundlage der Vertei- 
negativen Grundlage Hasses gegen das Deutsche 


20. Dez. Bericht des russischen Botschafters in Paris: 
2... üußerst bemerkenswert, daß in den verhängaisvollen 
Somm England, ohne mit Frankreich durck einen 
formellen Akt gebunden zu sein, bereit war, nicht nur 
seine ganze Florte, sondem auch seine ganze Expeditions- 
armee gegen Deutschland in Bewegung zu setzen. c [104] 


Stelle Luz» 
zattis). 


see Sn ng a se 7˖* p — ‚ —r̃Ü̃ 2 —— 


Japan 


Frankreich 


7. Juli. Vertrag mit Japan über 
die Mandschurei. 

28. Sept. Rücktritt des Ministers des 
Auswärtigen Iswolski. Nachfolger: 


Sasonow. Iswolski wird Botschafter 
in Paris, 


Nov. Der Zur mit Sasonow in 
Potsdam. 


1911 


Engtand, das Frankreich in 
Werk mit Wohlgefallen. 
[105] 


21. Mai. Eroberung von 
Fez, dadurch Bruch der 
Algeciras- Akte. 


26. Juni. Ministerium 
Caillaux. 


2. Juli. Bericht des belgischen 
Gesandten in Paris: »Heute 
ist es unbestreitbas, dab durch 
de Haftung der französischen 
Regierung die Landung der 
Spamer in Larasch und die 
Entsendung eines deutschen 
Kriegsschifies nach a 
en ict. c oder nn 14. Sept. Ermordung Stolypins. 

4. Nov. Abkommen mit Nov. Protektoratsvertrag mit der 


golei-Vertrag. 


19. Aug. Vertrag mit Deutsch- 
land über Persien und Bagdadbahn, 


Deutschland über Ma- Mongolei. 
rokko und Westafrika, 

Mit = ohne schriftliche oder mündliche Verpflichtung sicht 
Sordiake nis und Offensivbündnis gegen land an. 


bene K. England ihr hat wollen. . tente or- 
a BE von K geben n En 


Jan. Knox Propo« 


Amerika 


sal: Beseitigungder 
aan 
schen ERisenbahn- 


Besuch der ameri- 
kanischen Flotte in 
England. 


Febr. Abkommen zwischen Ame- 
rika und Japan über die japanische 


Einwanderung. 


14. März, Rede des 
Admirals Sims in der 
Guildball zu Lon- 
don: Amerika wer- 
de seine Freund» 
schaft für England 
biszumletztenDole 
lar u. letzien Bluta- 
tropfen beweisen. 
In einem glekhzei« 
tigen Bericht führt 
der Admiral aus, 
daß er nach Be- 
sprechungen in eng- 
lischen Heeres» und 
Flottenkreisen all - 
gemeine Uberein- 
stimmung darin ge- 
funden habe, dab det 
Krieg nicht länger 
als vier Jahre auf- 
geschoben werden 
könne, und daß er 
mit dieser Ansicht 
ee? 


7. Mai. Rus- 
sisch= japani- 
scher Mon- 
golelvertrag. 
Juni. Han- 
delsvertrag 
mit Deutsch/ 
land. 
13. Juli. 
Zweite Er- 
neuerung des 
englisch · 
japanischen 
Bündnisses. 


4 


Deutschland 


1912 
12. Febr. China Republik. 7. Febr. Ankündigung emer | 17. Febr. Graf 8. Febr. Sendung des 
ee A neuen Flottenvorlage. Aehrenthal T. ee Haldane 
Lord Fisher in seinen Erinne- | Graf Berchtold nach Berlin. 
rungen: Die Deutschen bauen nicht | Minister des Aus einem Bericht des rus- 
in dieser fieberhaften Elle, um ung | Auswärtigen. sischenBorschaftersinL.ondon 
zu bekämpfen. Nein! Es ist ihr vom8.Febr.: ».. Nicht ohne 
ewiger Schredien vor einem zweiten Ehrgeiz, seine kolonialen Be- 
Kopenhagen. Bis 1915 zeien sie im F 
Hintertreifen, Ihre Küsten den Eng= — — 
ändern zugängikb. [109] vor, indem en sich hauptsache 
8. Febr. Der englische Kriegs- lich großartigen Unternehm- 
minister Haldane in Berlin. ungen zuwendet, beidenenes 
8 . jedoch stets auf den Wider- 
Sein Angebot war: Bugland stand Englands stöllt .. . Der 
werde sich verpflichten, daß es — — Beweis scheint 
»keinen unprovozierten Angriff mirdie Bagdadbahn zu sein... 
auf Deutschland machen, und 228 
bst Englands beteiligt sich 
sih einer aggressiven Politik an diesem Projekte. Und doch 
gegen Deutschland enthalten ist es hauptsächlich England, 
verde e, wenn Deutschland da- welches eh wierigkeiten in 
für die Flottenvorlage fallen den Wegkgt...< [112 
lasse. Hierauf konnte Deutsch“ 9. Febr. Rede des Ersten 
fand nicht eingehen. Bei den Seelords Churdill gegen 
weiteren Verhandlungenerklärte die deutshe »Luxus- 
Grey, sein direktes Neutra- gotte a. 
di er Emp Milltäratta 52. . 
e französis findlichkeit 
eisen. England ging 20 weit, 1 
daß es schließlich das Verölelben Kriegsfall würde England o- 
1 3 forderte, fort, 7 def - m- 
ieser das Vertrauen Eng- Tua . 
55 5 Trotzdem eine ee en 524 
inigung nicht erzielt wurde, Die bel Regierung 
baut Deutschland ein verrin- erhebt een keinerlei 
gertes, England dagegen sein 3 33 
J einem t 
volles Programm. [110] belgischen Gesandten In Ber- 
Im: »... Eine andere, viel- 
Mai. Marschall Botschafter in ei ee 5 5 da . 
London. S Volk e 
10. Mai. Annahme der neuen Hull. Außerung re 
Heeresvorlage. Auch jetzt stellt Polncarts zu Is- ei 5 en 
Deutschland immer noch 24 Ba- wolski, Frankreich | Nebenbuhlerschaft auf dem 
— SEE ee 
en t — 
reich nach dem neuen Kader- denformalen Aus- | ständlihem Neide sichtEng- 
gesetz. tritt Itallens aus at 1 „ uf den 
© 
a — — 
ort. ter Besuch in d mendes Element Sperre 
vor Ausbruch des Krieges. im Dreibundeset« „ 


[111] | gesichert hatte. 1114 


Frankreich 


Rußland Bafkanfänder 
1912 


Türkei Amerika Japan 


Das Kader - Gesetz ergibt, 
daß die französische 
Armee um 24 Bataillone 
stärker Ist als die deutsche. 


Jan. Poincare Minister- 
präsident und Minister 
des Auswärtigen, 

30. März. Protektorat 
über Marokko. 

Frähjahr. Belaſl Poincares 
an den französischen Bot- 
achafter In Berlin: »Die deut 
sche Regierung scheint mit 
unermödlicher Hartnädigkelt 
eine Annäherung (an Frank- 
reich) zu verfolgen, weiche 
nur durch Rüdgabe von 
Elsaß-Lothringen möglich 
werden würde. Wenn wir 
auf solche Annäherungsvor- 
schläge eingingen, würden wir 
uns mit England und Ruß» 
land überwerfen. Wir würden 
alle guten Ergebnisse der 
Politik einbüßen, die Frank- 
reich seit langen Jahren ver- 
folgt hat. 11181 


März. Geheimbefehl: 

» Allerhöcdkst befohlen, 
daß Verkündigung der 

Mobilmachung auch 

Verkündigung des 
Krieges gegen Öster- 
reih und Deutschland 
ist, < [119] 
März. Gründung des Balkanbundes unter 
russischer Führung mit Spitze gegen Öster- 
reich und die Türkei (vor den Mittelmädhten 
geheim gehalten), 1117 
März. Äußerung des Zaren zum serbischen 
Kronprinzen Alexander: »daß nunmehr dle Aspi - 
rationen Serbiens gegenüber Oxterreſch - Ungarn 
bald in Erfüllung gehen werden«. 11181 


4. Juli. Zusammen- 
kunft des Zaren (mit 
Sasonow) und Kaiser 
Wilhelms (mit Beth 
mann) vor Baltisch- 
Port. In allen Be- 
sprechungen wurde der 
im Frühjahr geschlos- 
sene Balkanbund ver- 
schwiegen unter Vor- 
täuschung friedlicher 
Absichten der russl- 
schen Politik. [119] 


8. Juli. Russisch japa/ 
nischer Vertrag für den 
Hall eines europãĩschen 
Krieges. Nücken - 
deckung Rußlands in 
Ostasien. (120) 


16, Jali. Marinekonvention zwischen Frankreich 
und Rußland. Verlegung der französischen Flotte 
schon im Frieden In das östliche Mittelmeer zur 
Erleichterung von Rußlands Aufgabe, die Herr- 
schaft über das Schwarze Meer (also die Meer- 


engen) zu gewinnen. 


11213 


Aug. Poincaré in Petersburg. Verspriht Ein- 
führung der dreijährigen Dienstzeit. [122] 


7 


Schiedsgerichts- 
vertragmitEng- 


land. 


ame Rus- 
si “japani- 
nischer Ver- 
trag, der 
Rußland ge- 
stattet, im 
Fall eines 
europäischen 
Krieges 


seine Trup⸗ 
pen aus Sibi- 
Hen zuriick 


zuziehen. 


Alfigemein 


12. Nov. Große belgische 
Milttärvorlage, die die 
Kriegsstärke der Armee 
von 180090 auf 340.000 
Mann bringen soll. 


17. Oer. Beginn der 
Botscafter-Konferenz 
in London über die 
albanische Frage. 


50 


Deutschland 


Osterreich 


Ungarn 
noch 1912 


24. Sept. Tod des deutschen 
Botschafters In London, Frhra. 
Marschall. 

Lichnowsky. 


Okt. Sasonow in Berlin. 


Nachfolger: Fürst 


Italien 


18. Okt. Friede 
zuLausanne mit 


der Türkei, 


21. Okt. Besprechungen zwischen 
Graf Berchtold und San Giultano 
zu San Rossore: Einigung über 


Albanien. 


Nov. Pofncart er- 
innert Tittoni an 


Fall eines Krieges 
mit Deutschland 
und Osterreich auf 
die Neutralität 

Italiens zu rech- 
nen c. 1124 


5. Dez. Erneuerung des Dreibundes. [125] 


England 


6. Jun. Admiral Limpus 
erhält vom Sultan das 


Kommando über die tur- 
kische Flotte. 


Sept. Sasonow in Bals 
mortal. 

König Georg: Die Eng- 
länder würden im Falle an 
Krieges nicht nur die deutsche 
Kriegsfiotte, sondern auch die 
deutsche Handelsſlotte ver- 
nichten. (» Wir werden 


senken, 

kommt.) Grey: »England 
wurde gegebenenfalls alles 
daran setzen, um der deut- 
schen Machtstellung den fühle 
barsten Schlag zuzufügen. 
Er bestätigt das Vorhanden · 
sein eines englisch- franzbai- 
schen Abkommens, wonach 
England sich im Falk eines 

Krieges mit Deutschland ver- 
pflichret habe, Frankreich nicht 
nur zur See, sondern auch a 
dem Kontinent durch Lan- 
dung von Truppen au unter- 
stützen. 1128) 


Sept. English-franzö- 
England übernimmt im 
französischen Nordküste, 
wird ganz In das Mitiel- 
No. Grey zum russischen 
Botschafter. Sofortiges Ein · 
treten Englands in einem 
Kriege 1 seiten Rußlands 
hatte zwei Voraussetzun 

t. daß durch akılves Ein- 
greifen Frankreichs dieser 


Eu zu 5 aan ri 


daß es durchaus 


eee zei, daß die Ver- 
antwortung für den Angriff 
per den Se ee Es 
sei daher nötig, den agres- 
siven Charakter der äster- 
reichiachen oder a 
Politik möglichst Har hervor- 
treten zu lassen.« [127] 


22./23. Nov. Briefwechsel 
schen Botschafter: Ab» 
tige Waffenhilfe Englands 
eines unprovozierten An- 
oder eines » Ereignisses, 
den bedrohte . [128] 


Balkanfänder | Türkei Japan 


Frankreich Rußland 


noch 1912 


Herbst. Französische Ge - Sept. Sasonow in Bal 

neralstabsreise auf belgi« | moral. Okt. Erster Balkankrieg (zwi- 
Ken e schen der Türkei und Bulgarien, 
7 5 e e = Serbien, Montenegro, Griechen 


land). Siegreiches Vordringen der 


Picard in Namur. Verbündeten bis zur Tschatald- 


Sept. Poincaré zu Iswolskl: 
>... Sollte der Zusammen 
stoß Rußlands mit Österreich 
ein bewaffnetes Eingreifen 
Deutschlande nach sich ziehen, 
so erkennt Frankreich das 
von vornherein als casus 
forderis an.« [129] 


sishe Marinekonvention. 
Kriegsfalle den Schutz der 
Die französische Flotte 
meer verlegt. [130] 


Während des Balkan- 
kouflilus: 


77. u. 18. Nov. Telegramme 
Iswolxkts aus Paris; »Poln« 
care überlasse Rußland die 
Inittative. Entschließe sich 
ullland zum Kriege, so 
werde Frankreich mitmadıen, 
sobald and Oster- 
seich-lingarn untersrütze.« 
[131] 


Greys mit dem französi- 
machungen über gegensei« 
und Frankreichs im Falle 
griffs elner dritten Macht 
das den allgemeinen Frie- 


7 


Nov. Aufhebung des | scha-Linie bei Konstantinopel. 
Befehls vom März 29. Okt. 
betreffend Eröffnung Kiamil Pa- 
der Feindseligkeiten sha Groß» 
gegen Deutschland und wesir. 
Osterreich, da es vor- 

teilhaft sein könne, den 

Aufmarsch durchzufüh- 


ren, ohne dem Oegner 
unwiederbringlich die 
Hoffnung zu nehmen, 
den Krieg noch zu ver- 
meiden. Die militäri- 
schen Maßnahmen 
Rußlandsmößten dabei 
durch geschickte diplo- 
matische Verhandlun- 
gen verschleiert wer⸗ 
den, um die Befurch- 
tungen des Qegners 
möglichst einzuschlä- 
fern. [132] 


26. Nov. Bericht des serbischen Gesandten in 
Bukarest: „Die Gesandten Rußlands und Rranle- 
reichs raten als Freunde Serbiens, man rolle es 
in der Frage des Ausganges zur Adria nicht 
zum Äufiersten treiben... Es sel besser abzu- 
warten, daß Serbien, veſches. mindestens zwei- 
mal so groß) würde als es bisher war, sich kräftige 
und sammle, um möglichat vorbereitet die ge- 
wichtigen Ereignisse zu erwarten, die unter den 
Großmäcten einireten müssen.« [133] 


Dez. Bericht des serbischen Gesandten in Peters» 
burg über Außerung Sasonows: . . Er habe 
nach unserem großen Erfolge Vertrauen zu 
unserer Kraft und glaube, daß wir Österreich 
erschüttern werden. Deshalb sollten wir uns jetzt 
mit dem begnügen, was wir bekommen werden, 
und dies nur als eine Btappe betrachten, denn 
die Zukunft gehöre uns.« 11340 


7. Dez. Abkommen mit | 74. Dez. Beginn von Friedens- 


China über die Mon- verhandlungen in London. 


golei. 


28.März.Bewilligungder 
großen belgischenFleeres- 
vorlage. 


Jan. v. Jagow Staatssekretär 
des igen. 

26.Febr. Beitritt zu dem wieder 
erneuerten Bündnis Osterreich- 
Ungarns mit Rumänien. [136] 
Aus Bericht des belgischen Gesand- 
ten in Berlia, 8. März: „.., Was 
die kriegerischen Pläne betrifft, die 
man Deutschland zuschreibt, so ge» 
nügt es, jeden Morgen eine Pariser 
Zeitung zu öffnen, um sich darüber 
klar zu werden. Derartige Pläne 
stimmen schlecht zu dem im tiefsten 
Sinne religiösen und friediiebenden 
Charakter des Kaisers . & [136] 
März. Wehrvorlage. (Ange 
nommen 30, Juni.) 


Mai. König Georg V. von 
England mit Gemahlin und der 
Zar in Berlin zur Hochzeit der 
Prinzessin Viktoria Luise mit 
dem Herzog Ernst August von 
Braunschweig. 


Bei Besprechung der politischen 
Lage sagt der Zar: Br erhebe 
keinen Anspruch, weder auf 
Stambul noch auf die Darda - 
nellen, der Sultan solle der 
>Portier der Dardanellen : bfei- 
ben. Der König von England 
stimmte dieser Auffassung des 
Zaren, die sich mit der Politik 
des deutschen Kaisers deckte, 


restlos 


. 


1913 


S. Febr. Erneue- 
rung des Bund- 
nisses mit Ru- 
mänien. [135] 


ne  —— ur 


S. März. Beitritt 
zum österreich 
rumänischen 
Bündnis. [135] 


8. Mai. Österreich Italienisches 
Abkommen über Albanien. [137] 


9.April,Beriditdes serbischen 
. teilte mir alt, daß wir um 
der Gefahr eines allgemeinen 
weshalb dieser Krieg mlt ge- 
ist, unter anderem auch auf 
Gelegenheit zur Erholung, 
ka einer nicht fernen 

Außerdem habe ich, ebenfalls 
welche die Anwesenhelt des 
des deutschen Katsers auf 
werden soll durdh eine andere 
dieseletzrere eine viel größere 


17. Jan. Wahl Poincarés 
zum Präsidenten. 


Vivlani Ministerpräsi- 
dent und Minister des 
Auswärtigen. 

Der belgische Gesandte in 


ist Lothringer und läßt keine 
Gelegenheit vorübergehen, 
daran zu erinnern, er war 
der Mitarbeiter und der Au- 
sıffier der militaristischen 
Politik des Herrn Millerand. 
.. Unter seinem Ministerium 
sind die militaristischen und 
etwas chauvinistischen ine 
atlaltre desfranzösischenVole 
kes wieder erwacht.. e [138] 


25. Febr. Aus einem Bericht 
des russischen Botschafters in 
London: von allen Mächten 
sei seinem Eindruk nadı 
Frankreich die einzige, die 

ohne Bedauern 


einen Krieg 
schen würde. 11391 


März. Einführung der 
»Kriegsvorbereitungs- 
periode« (vor Aus- 
spruch der Mobile 
machung zu treffende 
geheime Votrberel⸗ 
tungen). [140] 
Außerungen Sasonows — 
nach Berichten des serbi- 
schen Gesandten in Peters» 
burg 12. Mai: Serbien 
arüsse für künftige Zeiten 
arbeiten, wo es viel Land 
von Österreich» Ungarn 
erhalten werde... [141] 


—. — 


6. Jan. Abbruch der 
riedenxverhand- 
lungen In London. 


Febr. März. Er- 
neuetung des Bond- 
nisses Rumäniens 
mit den Dreibund - 
mãditen. [135] 
26. März. Ein- 
nahme von Adrla- 
nopel durch die 
Bulgaren, 

29. März. Beschlufl 
der Londoner Bot- 
schafterkonferenz 
über die Grenzen 

Albaniens. 

23. April. Beset- 
zung von Skutari 
durch die Montene- 
gtiner. 


4. Mai. Räumung 
Skutaris durch die 


24. März. Delcasse, Botschafter in Petersburg, 
an Stelle von George Louis, Frankreich dringt 
auf Beschleunigung des russischen Mobilmachungs« 
apparats und der Bahnbauten an der russischen 
Westgrenze. 


Gesandten in Paris: »Eine kompetente Persönlichkeit 
die Mute der vorigen Woche herum unmittelbar vor 
europäischen Krieges standen, und daß der Grund, 
wissen moralischen Opfern für jetzt vermieden worden 
den Wunsch zurückzuführen ist, den Balkanverbündetes 
Sammlung und Vorbereitung für Bventualitäten, die 
eintreten könnten, zu gewähren. 

aussehr zuverlässiger Quelle, erfahren, daß die Wirkung, 
englischen Königspaares bei der Hochzeit der Tochter 
die öffentliche Meinung haben wird, rasch paralysiert 
Manifestation im Sinne des Dreiverbandes und daß 


Montenegriner. 


6. Mai. AusScreiben 
Sasonows an denrus= 
sischen Gesandien in 
Belgrad: Serblens ver- 
heißenes Land hegt in 
Gebiete des heutigen 
Österseih-Ungarn. 
.. Die Zeit arbeitet 
für Serbien und zum 
Verderben seiner 
Feinde, dieschondeut- 
liche Zeichen der Zer- 
setzung aufweisen. e 
11431 


4. März, Präsident 
Wilsoo, Demokrat 
(bis 19200. 


30. Mai. Friede zu London. 
Ende des ersten Balkankrieges. 


11 Juni. Er- 
mordung des 
Groll wesirs 
Mahmud 
Sche w ket 
Pascha. 


politische Bedeutung haben wird. 1142 
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noch 1913 


2. Juli. König 
VIktor Emanuel 
mit Gemahlin In 
Kiel. 
Aug. Paraphierung des deutsch- ! 


englishen Abkommens über die t 
portugiesischen Kolonien. . 


| Okt. Konflikt 
mit Serbien 


wegen Albanlen. 


| 
| f 
| | 
1. Nov. Marinekonvention zwischen Deutschland, Österreih- 


Ungarn und Italien, <Einheitlihe Verwendung der Seestreit- 
kräfte im Mittelmeer.) [144] 


| 
| 
Ä 
| 
| 
| 


Sept. Bewegung in Ulster. 


Okt. Aus einem Bericht Sa- 
cart berichtete, »daß obwohl 
land nicht der geringste ge- 
die General- und Admiral- 
timer Verbindung miteinan- 
unterbrochen völlig aufrichtig 


Aug. Wiedereinführung ; 
der dreijährigen Dienst 
pflicht. 


Herbst. Großfürst Nikolai Nikolajewitsch bereist 
die französisch · deutsche Grenze. 


sonows an den Zaren: Poin- 
zwischenFrankrekhundEng- 
schriebene Vertrag bestehe, 
stäbe beider Länder in In- 
der stehen und einander un- 
alle Nachrichten mitteilen. 

1145] 


S. Nov. 
Zweiter Mongolei 
Vertrag mit China. 


Außerungen Sao - 
nows: 

»Die Friedensliebe des 
deutschen Kalsers bürgt 
uns dafte, daß wir den 


noch 1913 


—.— 


5. Juli. Beginn des zweiten Bal» 
kankrieges. (Rumänien, Serbien, 
Griechenland gegen Bulgarien.) 


10. Aug. Friede zu 
Bukarest zwischen 


„Die erste Partie lat 
gewonnen. Nun muß 
man die zweite vor- 
bereiten gegen Östere 
reich. c 1148] 


9. Sept. Friede zu Konstantino- 
pel zwischen Türkei und Bulgarien. 


3. Okt. Kandidatur 
des Prinzen Wil- 
helm von Wied als 
Fürat von Albanien. 


20. Okt. Räumung 
Albaniens durch die 
Serben. 


14. Nov. Friede zu Athen zwi- 
schen Türkei und Griechenland. 
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Allgemein 


Mai. Aufrerung des bel - 
gischen Ministerpräsiden- 
5 und N 
3 zu 
deutschen Militüsattach£: 


Vena ich Generalstabs- 
chef von Deutschland oder 
auch von Frankreich wäre, 
und dasstrategische Inter- 
esse, das Wohl meines 
Vater landes erforderte ea, 
so würde ich keinen Mo- 
ment zögern, neutrales 
Gebiet zu betreten und 
air den Durchmarsch zu 
erzwingen. Das ist so 
e eee daß ich 
mi 


Friedensstärken der 
Landheere 1914 [150]: 
Deutschland 760908 
Osterr.-Ung. 477859 

1238767 
Rußland 1445000 
Frankreich”) 910000 
Eagland 248000 
Serbien 51600 
Belgien 61282 

2715882 
im Winter treten für 
Rußland noch 400000 
Mann hinzu 

= 3115882 

Verhaltnis der Frle- 
densstärkenzur Bevõl- 
kerungazahl 151]: 
in Frankreich 2 v. H. 
er 
in Österreih-Ulnga 

o, gv. w. H. 
Zahl der eingestellten 
Wehrpllichtigen [152]: 
Frankreich: 7a bis 82% 
Deutschland bis 1913: 

__ 50 bis 55% 
28 einschließlich € 67000 
bige nach Buat. 
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Deutschland 


15. Febr. Deutsch - französisches 
Abkommen ũber Vorderasien. 


3. März. Aufsehenerregender 
Artikel der »Kölnischen Zei- 
tung« über russische Rüstungen 
und die Anstrengungen der 
russischen Presse, den Krieg 
gegen Deutschland populär zu 


machen. 


April. v. Daflwitz Statthalter 
von Elsaſi-Lothriagen an Stelle 


des Orafen Wedel. 


Juni, Paraphierung eines 


deutsch- englischen Bagdadab- 


kommens. 


Aus Bericht des belgiachen Gesandten 
in Berlin 72. Juni:. Deutschland 
braucht sich nur zu gedulden, braucht 
nur la Frieden seine wirtschaf- 
Ache und finanzielle Macht weiter zu 
steigern, braudıt nur die Wirkungen 


seines Geburtenüberschusses 


warten, um ohne Widerspruch und 
ec ganz Mitteleuropa zu 
herrschen . 


Juli. N führt noch im 
Juli Gold und Getreide aus, auch 


nach den Ententel andern. 


21. Marr. Mini- 
sterium Salan- 
dra. Italienisch 
österreichische 
Gegensätze in 
Albanien. 


29. Mai, Ver- 
trag mit Frank- 
reich über die 
italienischen In 
teressen in Tu- 
nis. 


2. Jan. Rede Generals Smuts 
im Parlament der Südafrika- 
nischen Union: Sicher zei der 
Tag nicht fern, an dem zum 
größten Teile, ja vielleicht 
gänzlih alles Land in Süd- 


afrika befinden vird. [154] 
28. März. Bericht des Führers 
der panstawistischen Bewe- 
gung Brantshaminow über 
Äußerung Greys: England 
werde an dem großen Kriege 


Für England bedeute der 
Krieg einen erwünschten 
Ausweg aus den inneren 
Schwierigkeiten.«e [155] 
März bis Junt, Verhand- 
lungen über eine englisch- 
russische Marinekonven- 
tion. (Einheitliche Ope- 
ration der beiden Flotten.) 

1156] 


April. Ansammlung von 
Gold in den englischen 
Banken, 


21, Aprü. Das englische 
Greys in Paris. 


25. Juni. Grey erklärt dem 
deutschen Botschafter, daß 
die Jatimität zwischen Eng- 
land, Frankreich und Rußland 
in den letzten Jahren so Innig 
geworden sel, als ob le ver- 
bündet waren. 11571] 


Balkanländer 


1914 


Jan. Das französisce 
Kriegsministerium stellt 
namhafte Beträge für die 
Verproviantierung von 
Paris zur Verfügung. Bel 
den Verhandlungen sagt 
der Generalgouvemeur 
von Paris, General Mi- 
chel: Dies Jahr ist ein 
außergewöhnliche, wir 
wissen nicht, ob im März 
oder April Mobilmachung 
sein wird. [158] 


Jan. Pal&ologue, Freund Poincarés, französischer 
Botschafter in Petersburg an Stelle Delcasses. 


Aus Bericht des belgischen 
Gesandten in Paris 70 Jan.: 
„Es sind in der Tat die Herren 
Pol De Miülerand 


darin die größte Gefahr, die 
heute realen Europas 
bedroht... [159] 


Ka In Begleitung 


Aprit. AußerungClemenceaus 
zum Handelsattaché bei der 
Italienischen Botschaft in Paris 
Sabini: »IndreiMonaten wer- 
denwirden Krieghaben. Wird 
Italien mit uns sein? [160] 


8. Mal. Bericht des belgischen 
esandten in 


G Paris: »Eines 
der kehrten ente 
der augenblicklichen Lage ist 
die Frankreichs zum 
Gesetze der dreijährigen 
Dienstzeit. Sie rr von 
der Miktärpartel leichtfertig 


durchgesetzt, aber das Land 
kann ie nicht ertragen. Inner- 
halb van zwei Jahren wird 
man auf sie verzichten oder 
Krieg fuhren md. [161] 


Neujahrsaufsatz d. russi- 
schen Militärblattes>Ras- 
wjädschike: Uas allen ist 
sehr wobl bekannt, daß 


bereiten, vornehmlich ge- 
gen die Deutschen 
Das ganze russische Volk 
muß an den Gedanken 
gewöhnt werden, daß wir 


uns zum Vernictungs- 3. Febr. Ver- 
kampfe gegen die Deut- trag mit Eng · 
schen rüsten und die land über die 

Bagdadbahn. 


deutschen Reiche vernich- 
tet werden müssen, auch 
wenn wir dabei Hundert - 
tausende van Leben ver- 
lieren wurden. [162] 


9. März. Friede zu Konstanti- 
nopel zwischen der Türkel und 
Serbien. 


Jan. Neue Anleihe 
von 2 . Milliarden In 
Frankreich zum Bau 
strategischer Bahnen. 


2. Febr. Audienz des 
serb Minister- 


April. Der 
Des beim Za- P 


deutsche Ma- 
rineattach€ in 
Tokio berich- 
tet, ser sei 
geradezu be- 
troffen über 
die Gewolll⸗ 
heit, mit der 
dortallesden 
KriegderTrl- 
pelallianz ge» 
genDeutsch- 
land in naher 
Zeit für sicher 
halte.. Es 
liege etwas in 
der Luft wie 
elne Art Bei» 
leid über ein 
nochnicht auss 
gesprochenes 
Todesurteil.« 

1164 
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8 der kriegerl- 
schen Ziele der gemein- 
samen Politik gegen 


9. April. 
Vertrag mit 
Frankreich: 
5 
der französl- 
schen Inter- 
essensphären 
im Orient. 


werden wir alles tua. Aufstand in 
(163) Albanien. 


14. Juni. Besuch des Zaren in Rumänien. 


Deutschland 


Österreich- 
Ungarn 


noch 1914 


28. Juni. Er- 
mordung des 
Erzherzogs 
nand. 


Italien 


England 


In der Märznummer 1921 der 
„Foreign Affaire (Official 
Organ of the Union of De- 
mocratic Conttol London 
ist ein Brief des Professors 
Conybeare abgedruckt, der 
u. a. nachstehende Angaben 
enthält, deren Nechpruſung 
hier nicht möglich ist, die aber 
der Vollständigkeit wegen 
wiedergegeben werden sollen: 

1. er wisse persönlich, daß 
im März 1914 britische Offi» 
ziere die Qyais von Le Havre 
und anderen Häfen vermessen 
hätten, im Hinblick auf eine 
Landung britischer Truppen, 

2. der frühere britische 
Lioydagent in Petersburg 
Mac Lelland habe ihm er- 
zählt, daß er vor dem 28. [uni 
ı914 (der Ermordung des 
ErzherzogsFranzFerdinand) 
Drahtbeichl aus London er- 
halten habe, in Kronstadt 
eine große britische Handels- 
forte zu empfangen. Die 
Scdiffe seien ſeer angekom- 
men. Sie selen bestimmt ge- 
wesen, russiihe Truppen 
aufzunehmen und in Deutsch- 
land zu landen. Der Burger - 
meister von Petersburg habe 
bevorstehe. 


Rrankreich 


Aus Bericht des belgischen 
Geszandten in Paris 24 Juni: 
‚Frankreich und Rußland 
spielen wahrhaftig in diesem 
Augenblick ein sehr gefähr- 
Biches Spiel. Ste steigern sich 
wechselseitig aufdem Wege 


äußersten und geben zich 
— hauptsachlich Rußland — 
einem Bluff hin, der die 
ernstesten Folgen zeitigen 
könnte 1185) 


Juli, Erklärung des Gene- 
rals Pedoya, Vorsitzenden 
des Heeresausschusses der 
französiscıen Kammer: So 
hatte am 2. Januar d. J. eine 
Nation von weniger als 40 
Millionen Frankreich) mehr 
Soldaten unter Waffen ala 
eine Nation von 68 Millionen 
(Deuts 


. 4 


Bußtand 
noch 1914 


21. Febr. Konferenz in Petersburg unter 
Vorsitz Sasonows. Festlegung des vom 
Zaren gebilligten Programms zur Annexion 
Konstantinopels, die für nahe Zukunft in 
Aussicht genommen wird. Aus dem von 
Sasonow, dem Generalstabschef und dem 
Marineminister unterzeichneten Protokoll 
hervor, 

ꝓ daß die russische Reglerung seit Früh- 
jahr 1914 militärische und technische Vor- 
bereſtungen für einen Handstreich auf Stam- 
bul getroffen hat. 

b) daß dieses Vorgehen im Rahmen eines 
Krieges mit Osterreich - Ungarn. nicht eines 
russisch - turkischen gedacht. daß der serbische 
Angriff auf Osterreich unmittelbar in die 
Rechnung eingesetzt war und daß der baldige 
Ausbruch des Krieges als selbstverständlich 
angesehen wurde. 1166] 


März bis Juni, Verbandlungen über eine 
englisch- russische Marinekonvention. [158] 


12. März. Ein auf den Kriegsminister zurũck · 
zuführender Artikel in der Petersburger 
Börsenzeitung kündigt Rußlands Kriegs- 
bereltschaft an. {187} 


Ende März. Ansprache des Generals Schtecher⸗ 
berschew, Direktors der Kriegsakademie in Peters- 
burg an selue Offiziere: Der Krieg mit den Drei - 
bandnüdten zei infolge der gegen Rußlands la- 
teressen gerichteten österreichischen Balkanpofitik 
unvermeldlih geworden. Höchstwahrscheinlich 
werde er noch in diesem Sommer zum Awubruc 
kommen. Rußlaud sei die Ehre geworden, sofort 
die Offensive zu ergreifen.« 1168 
April. Bericht des belgischen Gesandten in Berlin 
über eine aus Petersburg eingetroffene japanische 
Militärmission: In den Regimentsmessen hatten 
die ee Offiziere ganz offen von einem 
nabe bevorstehenden Kriege gegen Österreich 
Ungarn und Deutschland reden hören. Man sagte 
dabei, daß die Armee bereit sei, ins Feld zu 
rücken, und der Augenblick zei ebenso günstig 
für die Russen, wie für ihre Verbündeten, die 
Franzosen.« [169] 


Mail. Beginn von Mafinahmen, die den 
Maßnahmen erster Kategorie der Kriegs- 
vorbereitungsperiode entsprechen, 1170 


13, Juni. Neuer vom Kriegsministerium in- 
spirterter Artikel der Petersburger Börsen- 
zeltung: Rußland ist bereit, Frankreich muß 
es auch elne. 11711 


Balkan⸗ 
länder Türkei Amerika 


Japan 
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Von der Ermordung des Erzherzogs Franz Ferdinand 
bis zur Kriegserklärung Englands”), 


28. Jun. Erzherzog Franz Ferdinand und Gemahlin in Sarajevo vom serbischen Studenten 
Princip ermordet. Die Fäden der Verschwörung führen auf amtliche serbische 
Stellen zurück ). 


3. Jul. Der Kaiser erhält ein Handschreiben des Kaisers Franz Josef, in dem die durch 
Serbien geschaffene Lage und die Absichten der österreichischen Politik dargelegt 
sind. [172] Die deutsche Regierung betrachtet die Auseinandersetzung mit Serbien als 
eine österreichische Angelegenheit, in die Deutschland sich nicht einmischen wolle, [173] 


Besprechungen des Kaisers mit den einzelnen Ressortchefs über die Lage. Keinerlei 
Anordnung von Kriegsvorbereitungen. [174] 


6. Jul. Abfahrt des Kaisers zur Nordlandreise. 
7. Jul. Ministerrat in Wien. Beschlußfassung über eine an Serbien zu richtende Note. [175] 


14. Jull. Ministerrat in Ischl. An Stelle einer Note wird ein Ultimatum an Serbien be- 
schlossen. [176] 


16. Jull. Die englische Flotte, die sich seit dem Frühjahre in forischreitender Auffüllung 
zur »Probemobilmachungs befand, ist seit dem 16. Juli in mobllem Zustande (in a 
state of mobilisation) zu Manövern um Portland versammelt (alle drei Heimſſotten 
= 8 Schlachtschiffgeschwader und u Kreuzergeschwader, zusammen 460 Wimpel). [177] 

Die englische Botschaft in Wien erhält durch Verrat Kenntnis von dem Inhalt des 
österreichischen Ultimatums an Serbien und drahtet ihn nach London. [I 78] In gleicher 
Weise erhalten die französische und die russische Regierung von dem Ultimatum 
Kenntnis. 


19.—23. Jul. Prasident Poincaré und Ministerpräsident Viviani am Zarenhofe. 


E. Ju. Die Großfürstinnen Anastasia und Miſitza sagen dem französischen Botschafter 
Pal&ologue: ihr Water, der König von Montenegro, habe ihnen in einem Chiffre» 
telegramm mitgeteilt, »daß wir vor Monatsende (russischen Stils, also vor dem 
13. August neuen Stils) Krieg haben werden.. . Von Österreich wird nichts übrig 
bleiben... Ihr werdet Elsaſi- Lothringen wiedernehmen. ... Unsere Heere werden 
sich in Berlin treffen.. Deutschland wird vernichtet werden. c [170] 


23.Jl. 60 abends. Überreichung des österreichischen Ulltimatums an Belgrad, [180] 


Zeitangaben nach mitteleuropäiscer Zeit. 

% Nach einem Aufsatz des amerikanischen Senators Philipp Francis im Milwaukee Herald 
vom 8. April 1921 erhielt das Neue politische Volksblatt e in Ofenpest am 15. März 1914 ein 
Telegramm aus London, des Inhalts, dab der serbische Kronprinz in London, wo er nach 
seinem Petersburger Aufenthalt eingetroffen war, sich in der Trunkenheit gerühmt habe, um eine 
Verschwörung gegen den Erzherzog Franz Ferdinand zu wissen. Der Anschlag solle bei der 
bevorstehenden Reise des Thronfolgers nach Bosnien und der Herzegowina ausgeführt werden. 
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21. Jul. Deutschland setzt sich in Noten an die anderen Großmächte für Lokalisierung des 

österreichisch=serbischen Streitfalls ein. [181] 

Rußland und Frankreich suchen Sir Edward Grey zu bestimmen, ofüziell eine 
entschiedene Stellung einzunehmen. Grey lehnt ab. [182] 

Der russische Außenminister Sasonow erklärt, daß die russische Mobilmachung 
auf jeden Fall durchgeführt werden müsse. [183] 

Sasonow sagt dem serbischen Gesandten in Petersburg, daß Rußland keine aggre- 
siven Handlungen Österreichs gegen Serbien zulassen könne. [184] 

Der französische Botschafter teilt der russischen Regierung mit, daß Frankreich 
nötigenfalls alle durch das Bündnis bedingten Verpflichtungen erfüllen werde, [185] 

Nachmittags. Ministerrat in Petersburg. Feststellung, daß Rußland zum Kriege 
bereit und gewillt sei, Serbien zu unterstützen. [186] Beschluß, eine Verlängerung 
der Serbien von Österreich-UIngarn gesetzten Frist durchzusetzen. [187] 


25. Jul. In einer Beratung in Krasnoje Selo unter Vorsitz des Zaren wird die Teilmobil- 
machung (Militärbezirke Kiew, Moskau, Odessa und Kasan) gegen Osterreich be- 
schlossen, falls Osterreich offensiv gegen Serbien vorginge. [188] 

Sasonow erklärt dem englischen Botschafter, daß Rußland, wenn es der Hilfe 
Frankreichs sicher sei, das gesamte Risiko des Krieges auf sich nehme. [189] 

3° nachmittags. Mobilmachung Serbiens. [190] 

Grey schreibt an den englischen Botschafter in Petersburg: Er glaube nicht, daß 
die öffentliche Meinung Englands es billigen würde, daß es wegen des serbischen 
Streites zum Kriege käme. Wenn es aber zum Krieg käme, könnte England durch 
andere Erwägungen sich in denselben hineingezogen sehen. [191] 

Anordnung zur Auffüllung der Führerstellen in der englischen Flotte. [192] 

6° nachmittags. Uberreichung der serbischen Antwort auf das österreichische 
Uftimatum. Abbruch der diplomatischen Beziehungen Österreichs zu Serbien. [193] 

ges abends. Teilmobiimachung Österreich-LIngarns gegen Serbien (22 Infanterie- 
und 2 Kavalferiedivistonen). [194] 

11 abends. In Rußland Anordnung des Rücktransportes der Truppen aus den 
Lagern in ihre Standorte. [195] 

Der französische Botschafter in London, Paul Cambon, in Paris — bis 27. Juli. [196] 

Auf Grund der ihm vorliegenden Nachrichten tritt der deutsche Kaiser die Rück- 
kehr von der Nordlandsreise an. 


26. Juli. 1“ morgens. Erklärung des Kriegszustandes für die russischen Festungen. [197] 

3 morgens. Offizielles Inkrafttreten der Kriegsvorbereitungsperiode für das ge- 
samte europäische Rußland, also auch gegen Deutschland. [198] 

Suchomlinow gibt dem deutschen Militärattach€ in Petersburg sein Ehrenwort, 
daß noch keine Mobilmachungsorder ergangen, kein Pferd ausgehoben, kein Reservist 
eingezogen sel. [180] 

Warnung der deutschen Regierung an die russische: Russische Mobilmachungs- 
maßnahmen gegen Deutschland müßten die deutsche Mobilmachung zur Folge 
haben. [200] 
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(moch 26. Ju) England entspricht nicht der deutschen Bitte, in Petersburg mäßigend zu wirken, 
macht Vorschlag einer Botschafterkonferenz England, Frankreich, Italien, Deutsch- 
land). [201] 
4° nachmittags. Befehl an die bei Portland zusammengezogene englische Flotte, 
die in Aussicht genommene Demobilmachung einzustellen, [202] 
Rückberufung der deutschen Flotte aus den nordischen Gewässern. [203] 
Frankreich: Mesures de prẽcauilon Utlaubsverbot, Rückberufung der Urlauber). [204] 


26. od. 27. Jull. Äußerung des französischen Botschafters in Berlin, Cambon, zu dem früheren 
serbischen Geschäftsträger Boghitsche witsch: »Wenn Deutschland es auf einen Krieg 
ankommen lassen will, so wird es auch England gegen sich haben. Die englische 
Flotte wird Hamburg forcieren. Wir werden die Deutschen glatt schlagen.« — Von 
dieser Unterredung nimmt Boghitschewitsch die »Gewißheit« mit, daß der Krieg, falls 
nicht schon früher, gewiß bel der Begegnung Poincarés mit dem russischen Kaiser 
in Petersburg beschlossen worden war. [205] 


27. Jul. Bekanntgabe der englischen Regierung, daß die Flotte mobil zusammenbleibt. [206] 
Die russische Kriegsvorbereitungsperiode nimmt ihren Fortgang. [207] 
Frankreich: Rückbeorderung sämtlicher Truppenteile in ihre Standorte. [208] 
Deutsche Ablehnung des Greyschen Vorschlags einer Botschafterkonferenz, da 

ihre Zusammensetzung eine Österreich ungünstige Entscheidung mit Sicherheit voraus- 
sehen läßt. [209] 

Eintreffen Kaiser Wilhelms in Potsdam, Der Kaiser setzt sich persönlich ohne 
Verzug für die Erhaltung des Friedens ein. (Telegramme an den Zaren und den 
König von England, Einwirkung auf die österreichisch-ungarische Regierung im 
Sinne einer Verständigung.) 


28. Jull. 11° vormittags. Kriegserklärung ÖsterreicheLIngarns an Serbien. [210] 

Telegramm des Kaisers an den Zaren mit der dringenden Bitte, seine Bemühungen 
zur Erhaltung des Friedens zu unterstützen. [211] 

Deutschland empfiehlt der österreichisch - ungarischen Regierung, Vermittlungs- 
vorschlägen gegenüber nicht mehr die bisherige Zurückhaltung zu zeigen. [212] 

Telegramm Sasonows an den russischen Botschafter in Berlin: »Infolge der Kriegs- 
erklärung Österreichs gegen Serbien wird die Kaiserliche Regierung morgen (290 die 
Mobilmachung in den Militärbezisken von Odessa, Kiew, Moskau und Kasan an- 
ordnen. Bitte die deutsche Regierung davon zu verständigen und zu betonen, daß 
Rußland keinerlei aggressive Absichten gegen Deutschland hegt.e [213] 

Der englische und der französische Botschafter in Petersburg suchen die Politik 
der russischen Regierung dahin zu beeinflussen, daß die Schuld am Kriege auf 
Deutschland geschoben werden könne. Dies sei das einzige Mittel, die öffentliche 
Meinung Englands für einen Krieg geneigt zu machen. [21%] 

Der Chef des zweiten Bureaus des französischen Generalstabes berichtet, daß 
die deutschen Vorbereitungen lange nicht so weit vorgeschritten seien wie die fran- 
zösischen. [215] 
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29. Jull. 7 morgens. Auslaufen der 1. englischen Flotte nach Scapa Flow. Fahrt um 
die Ostküste (statt, wie vorgesehen, um die Westküste), well Aussicht auf einen 
Zusammenstoß mit der in den norwegischen Gewässern versammelten deutschen Flotte 
bestehe. [216] 

In England ergeht »Warnungstelegramm« (warning telegram) für Heer und 
Flotte. [217] 

Morgens. Telegramm des russischen Generalstabschefs an den Kommandierenden 
des Militärbezirks Warschau: »Der 17./30. Juli wird bekanntgegeben als erster Tag 
unserer allgemeinen Mobilmachung«. [218] 

Äußerung Greys zu Lichnowsky: Solange der Konflikt sich auf Österreich und 
Rußland beschränke, könne die britische Regierung abseits stehen. Würden aber 
Deutschland und Frankreich hineingezogen, so sei die Lage sofort eine andere und 
die britische Reglerung könne dann nicht lange abseits stehen. Von dieser Unter- 
redung hat Grey den französischen Botschafter vorher in Kenntnis gesetzt. Infolge- 
dessen bestand für Frankreich über Englands bewaffneten Beistand kein Zweifel. [219] 

6° nachmitttags. Telegramm des Kaisers an den Zaren [220], mit dem Erfolge, 
daß dieser gegen 119 abends telephonisch Suchomlinow befehlt, die Teilmobilmachung 
gegen Österreich anzuhalten. Der Befehl bleibt unbeachtet). [2211 

Deutsches Neutralitätsangebot an England für den Fall eines deutsch- franzö- 
sischen Krieges gegen die Zusicherung, daß Deutschland keine Gebietserweiterungen 
auf Kosten Frankreichs plane. [222] 

Sasonow dankt der französischen Regierung für die Zusage unbedingter Vaffen- 
hilfe. [223] Viviani erneuert die Versicherung der Unterstützung Rußlands durch 
Frankreich. [224] 

In Deutschland erfolgt auf österreichische Mitteilung von der russischen Mobil- 
machung in den Militärbezirken Odessa, Kiew, Warschau, Rückberufung aller außer- 
halb befindlichen Truppen in ihre Standorte, [225] 

Generalstabschef Januschkewitsch gibt — den vom Zaren unterschriebenen Mobil- 
machungsbefehl in der Tasche — dem deutschen Militärattach€ in feierlicher Form 
sein Ehrenwort, daß die Mobilmachung nirgends erfolgt sei. [226] 

Offizielle Bekanntgabe der russischen Teilmobilmachung gegen Osterreich - Ungarn. 
(55 Infanterie, 8 ½ Kavalleriedivisionen.) [227] Im geheimen Beginn der allgemeinen 
russischen Mobilmachung“). (ii Divisionen.) [228] 


) Suchomlinow hat in dem gegen ihn angestrengten Hodhverratsprozeß ausgesagt: Die 
vom Zaren befohlene Einstellung der Mobilmachung sei geeignet gewesen, die ganze Mobil- 
machungs organisation in Unordnung zu bringen. Deshalb habe er — im Einverständnis mit 
Januschke witsch — den Befehl des Zaren nicht ausgeführt und der Mobilmachung Ihren Lauf 
gelassen. Die (alsbald als solche festgestellte) Falschmeldung des Berliner Lokalanzeigers - 
über Erfah eines deutschen Teilmobilmachungsbefehls vom 30. Juli sei dann zum Anlaß ge- 
nommen für die Erklärung der allgemeinen russischen Mobilmachung. [229] 

Nach Aussagen im Sudomlinow-Prozeß war am 29. die allgemeine Mobil- 
machung in Rußland bereits im Gange und blieb im Gange trotz des Gegenbefehls des 
Zaren. 
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30. Jul. Die deutsche Regierung empfiehlt der österreichischen nochmals dringend, auf 
den englischen Vermittlungsvorschlag einzugehen: »Die Verweigerung jedes Meinungs- 
austausches mit Petersburg würde ein schwerer Fehler sein. Wir sind zwar bereit, 
unsere Bündnispflicht zu erfüllen, müssen es aber ablehnen, uns von Wien leicht 
fertig und ohne Beachtung unserer Ratschläge in einen Weltbrand hineinziehen zu 
lassen.« [230] 

1% nachmittags. Telegramm des Zaren an den Kaiser: Der Zar dankt für die 
Vermittelungsversuche des Kaisers, räumt ein, dal die militärischen Maßnahmen, die 
jetzt in Kraft getreten sind, vor 5 Tagen als Verteidigungsmaßnahme gegen Oster- 
reich getroffen seien, und kündigt die Entsendung seines Generals à la suite Tatischt» 
schew mit Instruktionen an. [231] Weder Tatischtschew noch ein Schreiben sind 
je angekommen. [232] 

3% nachmittags. Telegramm des Kaisers an den Zaren: Hinweis auf die ernste 
Gefahr, die die russische Mobilmachung darstelle. Wenn. . Rußland gegen 
Deutschland mobil macht, so wird meine Vermittlerrolle, mit der Du mich gütigerweise 
betraut hast, und die ich auf Deine ausdrückliche Bitte übernommen habe, gefährdet, 
wenn nicht unmöglich gemacht werden. Das ganze Gewicht der Entscheidung ruht 
jetzt ausschließlih auf Deinen Schultern, sie haben die Verantwortung für Krieg oder 
Frieden zu tragen«. [233] 

Der deutsche Botschafter in Petersburg legt im Auftrage der deutschen Regierung 
die Schritte dar, die zur Erhaltung des Friedens deutscherseits in Wien unternommen 
sind, und weist nach, daß die russischen Maßnahmen zum Kriege führen müssen. 
Sasonow antwortet: Eine andere Politik könne er nicht treiben, ohne das Leben 
des Zaren zu gefährden, Er fordert Entscheidung der serbischen Frage durch die 
Großmächte und Abänderung der im österreichischen Ultimatum gestellten Forde- 
rungen. [234] England tritt der russischen Auffassung grundsätzlich bei. 

Frankreich: Befehl zur Aufstellung des Grenzschutzes (ordre de départ en 
couverture), wonach 11 Infanterie- und 3 Kavalleriedivisionen ohne welteres mobil 
werden. [235] 

In Rußland 6° nachmittags offizielle Ausdehnung der Mobilmachung auf das ganze 
Reich. [236] (Damit werden alle Versuche zu friedlicher Verständigung vernichtet 
und die vom Zaren erbetene Vermittlung des Deutschen Kaisers zur Aussidhtslosigkeit 
verurteilt.) 


31. Jul. Zwischen 8 und 9 vormittags wird der Gesamtmobilmachungsbefehl in Peters- 
burg angeschlagen. 
Der italienische Ministerrat faßt den Beschluß, daß in dem bevorstehenden Kriege 
der Bündnisfall auf Grund des Dreibundvertrages nicht gegeben sein würde. Italien 
würde neutral bleiben. [237]*) 


) Mr. Tyreil, Privatsekretär von Sir Edward Grey, hatte bereits am 29. Juli zum Fürsten 
Lichnowsky gesagt, er wisse, daß Iralien sich an einem wegen Serbiens ausbrechenden Kriege 
{auf Seiten des Dreibundes) nicht beteiligen werde. [238] 
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cuoch 31. Jul 29% nachmittags: Ein weiteres Telegramm des Kaisers an den Zaren: Hinweis auf die 
alte traditionelle deutschsrussische Freundschaft, eindringliche Warnung vor den ver- 
hängnisvollen Folgen der russischen Kriegspolitik. [230] Das Telegramm kreuzt sich 
mit einem Telegramm des Zaren an den Kaiser: Die Einstellung der militärischen 
Vorbereitungen sei technisch unmöglich. Er gebe aber sein Wort darauf, daß seine 
Truppen, solange die Verhandlungen andauerten, keine herausfordernde Handlung 
begehen würden. [240] 

Graf Pourtalès versucht vergeblich, den Zaren zu bewegen, die Mobilmachung 
rückgängig zu machen, Der russische Hausminister Graf Fredericks sagt Pourtalts, 
daß Suchomlinow und Maklakow die Mobilmachungsorder durchgesetzt hätten, weil 
die innere Lage Rußlands auf eine Entscheidung dränge. [241] 

Österreich-UIngarn 12 nachmittags: Allgemeine Mobilmachung. [242] 

Deutschland ı* nachmittags: Erklärung des Zustandes drohender Kriegsgefahr. 

3° nachmittags: Telegramm des Reichskanzlers an den Botschafter in Petersburg: 
Deutschland sei durch die russische Mobilmachung gezwungen worden, zur Sicherung 
des Reiches die »drohende Kriegsgefahr« auszusprechen. Die Mobilmachung müsse 
folgen, falls Rußland nicht binnen zwölf Stunden die Kriegsmaßnahmen gegen 
Deutschland und Österreich einstelle. Dieses Telegramm wurde um Mitternacht 
Sasonow vorgelegt. [243] 

Die deutsche Regierung stellt 7° abends in Paris die Frage, ob Frankreich in 
einem deutsch- russischen Kriege neutral bleiben werde. [244] Der französische Minister 
des Auswärtigen gibt bei der Unterredung mit dem deutschen Botschafter vor, »über 
eine angebliche Gesamtmobilmachung der russischen Armee in keiner Weise unter- 
richtet zu sein« [245], obwohl er am Morgen ein Telegramm Palẽologue's mit Mel- 
dung über die russische Gesamtmobilmachung erhalten hatte, [246] 

Ermordung des kriegsfeindlichen französischen Sozialistenführers Jaur&s in Paris. 


1. August. Grey teilt Cambon mit, daf er eine Verletzung der belgischen Neutralität nicht 
dulden und jede Demonstration der deutschen Flotte an der französischen Küste 
verhindern werde. [247] 

Auf die Anfrage des deutschen Botschafters, ob, wenn Deutschland verspreche, 
Belgiens Neutralität nicht zu verletzen, England sich verpflichte, neutral zu bleiben, 
gibt Grey ausweichende Antwort, Die weitere Frage, welche Garantien England 
für seine Neutralität fordere, sowie das Angebot der Integrität Frankreichs und 
seiner Kolonien, erfuhren die gleiche Ablehnung mit der Begründung: England 
müsse sich die Hände freihalten . [248] 

10 nachmittags: Antwort der französischen Regierung auf die deutsche Anfrage 
vom vorigen Abend: »Frankreich werde tun, was seine Interessen ihm ge- 
böten«. [240] 

4* nachmittags: Eingang eines Telegramms Lichnowskys im Auswärtigen Amt: 
Grey habe gefragt, ob Deutschland sich- verpflichten würde, in einem deutsch- 
russischen Kriege Frankreich nicht anzugreifen, falls es neutral bliebe. [250] 
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taohl.Aug) Deutschland erklärte sich sofort bereit unter der Bedingung, daß England die 

Garantie für die französische Neutralität übernehme, [251] Aus diesem Grunde er- 
teilte der Kaiser den Befehl, die für den 1. Mobilmachungstag (2. August) in Aus- 
sicht genommene Besetzung Luxemburgs zu unterlassen. [252] Noch am Abend aber 
wurde englischerseits, durch den König und durch die Regierung, die ganze Anfrage 
als Mißverständnis erklärt. [253] Die durch den Mobilmachungsbefehl eingeleiteten 
planmäßigen Maßnahmen nahmen daher ihren Fortgang. 

4*° nachmittags: Allgemeine Mobilmachung in Frankreich. [258] 

5° nachmittags: Mobilmachung des deutschen Heeres. [255] 

Da Rußland das deutsche Ultimatum unbeantwortet fäßt, erfolgt 6° abends die 
Kriegserklärung an Rußland. [256] 

10 abends: Telegramm des Kaisers an den Zaren: letzte dringende Mahnung, 
den Frieden zu erhalten. [257] 


2. August 2° vormittags: Offizieller Mobilmachungsbefehl für die englische Flotte [258] 

(17 ½ʒ Stunden vor Übergabe des deutschen Ulltimarums in Brüssel), 

England übernimmt in bindender Form den Schutz der französischen Küsten und 
der französischen Schiffahrt gegen die deutsche Florte. [259] 

8° abends: Da über die französisch- belgischen Abmachungen für den Mobil- 
machungsfall kein Zweifel bestand, richtet Deutschland ein Ultimatum an Belgien, 
den Durchmarsch deutscher Truppen zu gestatten. [260] 

Zahlreiche französische Grenzverletzungen. [261] 


3. August. Neutralitätsbeschluß der rumänischen Regierung. König Karol hatte sich im 
Kronrat warm für Erfüllung des Bündnisses mit Deutschland und Österreich-Ulngarn 
eingesetzt. [262] 

Deutsche Erklärung, daß Bedrohung der Nordküste Frankreichs nicht erfolgen 
werde, solange England neutral bleibe. [263] 

13° mittags: Mobilmachung des englischen Landheeres (Expeditionskorps). [264] 

6° nachmittags: Kriegserklärung Deutschlands an Frankreich. [265] 

Der Flügeladjutant v. Kleist, vom Kaiser zum König von Italien entsandt, um 
diesen an die Erfüllung der aus dem Bündnisvertrage Italien erwachsenen Pflichten 
zu erinnern, meldet die Antwort des Königs: Er persönlich sei mit ganzem Herzen 
bei Deutschland. Zusammengehen mit Österreich würde aber im Lande Entrüstungs- 
sturm entfesseln. Einen Aufstand könne die Regierung nicht riskieren. [266] 

Nachts: Einmarsch deutscher Truppen in Belgien. 

4. August  Kriegstagung des deutschen Reichstages. Thronrede des Kaisers: -Ich kenne 
keine Parteien mehr, ich kenne nur noch Deutsche. 

Bis Mitternacht befristetes englisches Ultimatum an Deutschland: Zurückziehung 
der deutschen Forderungen an Belgien und Beobachtung der belgischen Neutralität, 
Die Ablehnung dieses Ansinnens bedeutet die englische Kriegserklärung. [287] 
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Bismarck 


1 Kalfer Miſdelm IL, 


De ſtaatsmänniſche Größe des Fürſten Bismarck und feine un⸗ 
vergänglichen Verdienſte um Preußen und Deutſchland ſind 
hiſtoriſche Tatſachen von ſo gewaltiger Bedeutung, daß es wohl in 
keinem politiſchen Lager einen Menſchen gibt, der es wagen könnte, 
fie anzuzwelfeln. Deshalb ſchon iſt es eine törichte Legende, daß ich 
dle Größe Bismarcks nicht anerkannt hätte. Das Gegenteil iſt richtig. 
Ich verehrte und vergötterte ihn. Das konnte nicht anders ſein. 
Man bedenke, mit welcher Generation ich groß geworden bin. Es 
war die Generation der Bismarckverehrer. Er war der Schöpfer 
des deutſchen Reiches, der Paladin meines Großvaters, wir alle 
hielten ihn für den größten Staatsmann ſeiner Zeit und waren ſtolz 
darauf, daß er ein Deutſcher war. Bismarck war der Götze in 
meinem Tempel, den ich anbetete. Aber Monarchen ſind eben auch 
Menſchen aus Fleiſch und Blut, deshalb ſind auch ſie den Wirkungen 
ausgeſetzt, die ſich aus den Handlungen Anderer ergeben. So wird 
man wohl menſchlich verſtehen können, daß Fürſt Bismarck durch 
ſeinen Kampf gegen mich mit wuchtigen Schlägen ſelbſt den Götzen 
zertrümmert hat, von dem ich vorher ſprach. Meine Verehrung für 
den großen Staatsmann Bismarck iſt davon unberührt geblieben. 

Als ich noch Prinz von Preußen war, habe ich oft gedacht: 
Hoffentlich lebt der große Kanzler noch recht lange, denn ich wäre 
geborgen, wenn ich mit ihm zuſammen regieren könnte. Meine Der- 
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ehrung für den großen Staatsmann konnte mich indeſſen nicht ver- 
anlaſſen, als ich Kaiſer geworden war, politiſche Pläne oder Hand⸗ 
lungen des Fürſten, die ich für Fehler hielt, mir zu eigen zu machen. 
Schon der Berliner Kongreß 1878 war meines Erachtens ein 
Fehler, ebenfo der Kulturkampf. Außerdem war die Reichsver⸗ 
faſſung auf Bismarcks ungewöhnliche Maße zugeſchnitten, die großen 
Küraffierftiefel paßten nicht jedem andern. Dann kam die Arbeiter⸗ 
ſchutzgeſetzgebung. Ich habe den daraus zwiſchen uns entſtandenen 
Konflikt aufs tiefſte bedauert, aber ich mußte damals den Weg 
des Ausgleichs gehen, der überhaupt in der inneren wie 
in der äußeren Politik mein Weg gewefen ff. Deshalb 
konnte ich den offenen Kampf gegen die Sozialdemokratie, den der 
Fürſt wollte, nicht führen. Dieſe Differenz über politiſche Maß⸗ 
nahmen kann aber meine Bewunderung der ſtaatsmänniſchen Größe 
Bismarcks nicht ſchmälern. Er bleibt der Schöpfer des Deutſchen 
Reiches, mehr braucht wahrlich ein Mann feinem Lande nicht ge⸗ 
leiſtet zu haben. 

Weil mir die große Tat der Reichseinigung immer vor Augen 
ſtand, habe ich mich durch Hetzereien, die damals an der Tages⸗ 
ordnung waren, nicht beeinfluſſen laſſen. Auch daß man Bismarck 
als den Hausmeier der Hohenzollern bezeichnete, hat mein Vertrauen 
zum Fürſten nicht erſchüttern können, obwohl er an eine politifche 
Tradition ſeines Hauſes vielleicht gedacht hat. Er war z. B. un⸗ 
glücklich darüber, daß ſein Sohn Bill kein Intereſſe für Politik 
hatte, und wollte ſeine Macht auf Herbert überleiten. 

Meine Tragik im Falle Bismarck liegt darin, daß ich der Nach⸗ 
folger meines Großvaters wurde, alſo gewiſſermaßen eine Generation 
überſprang. Das iſt ſchwer. Man hat immer mit alten verdienten 
Männern zu tun, die mehr in der Vergangenheit als in der Gegen⸗ 
wart leben und in die Zukunft nicht hineinwachſen können. Wenn 
der Enkel auf den Großvater folgt und einen von ihm verehrten, 
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aber alten Staatsmann von der Größe Bismarcks vorfindet, fo iſt 
das nicht ein Glück, wie es ſcheinen könnte und wie ich gedacht 
hatte. Bismarck ſelbſt deutet das in ſeinem dritten Bande (S. 40) 
an, als er im Kapitel über Bötticher von der greiſenhaften Vorſicht 
des Kanzlers und dem jugendlichen Katſer ſpricht. Und der Fürft 
hat, als Ballin ihn einen Blick auf den neuen Hamburger Hafen 
werfen ließ, ſelbſt empfunden, daß eine neue Zeit herangebrochen 
war, die er nicht mehr völlig verſtand, der Fürſt ſagte damals 
ſtaunend: „Eine andere Welt, eine neue Welt!“ In ähnlicher Weiſe 
zeigte ſich dieſe Erſcheinung bei dem Beſuche des Admirals v. Tirpitz 
in Friedrichsruh, als dieſer den Altreichskanzler für die erſte Flotten⸗ 
vorlage gewinnen wollte. 

Ich perſönlich habe die Genugtuung, daß Bismarck mir 1886 
dle recht delifate Miſſion nach Breſt anvertraute und von mir ge⸗ 
ſagt hat: „Der wird einmal ſein eigener Kanzler ſein.“ Der Fürſt 
muß alſo etwas von mir gehalten haben. Ich bin ihm wegen des 
dritten Bandes ſeiner Erinnerungen nicht gram, ich habe dieſen frei— 
gegeben, nachdem ich mein Recht geſucht und gefunden hatte. Die 
weitere Zurückhaltung des Bandes hatte keinen Zweck, weil der 
Hauptinhalt durch Indiskretionen ſchon bekannt geworden war. Sonſt 
hätte man iber die Zweckmäßigkeit der Erſcheinungszeit wohl ver- 
ſchledener Meinung fein können. Bismarck würde ſich im Grabe 
umdrehen, wenn er wiſſen könnte, zu welchem Zeitpunkte der dritte 
Band herausgekommen fft und welche Wirkung er ausgelöſt hat. 
Ich würde es aufrichtig bedauern, wenn der dritte Band dem An⸗ 
denken des großen Kanzlers geſchadet haben ſollte, denn Bismarck iſt 
eine der Heroengeſtalten, die das deutſche Volk zu ſeiner Aufrichtung 
braucht. Meine Dankbarkeit und Verehrung für den großen Kanzler 
kann weder durch den dritten Band noch durch irgendetwas anderes 
angefochten oder ausgelöſcht werden. 


In der erften Hälfte der 8Oer Jahre war ich auf Antrag des 
Fürſten Bismarck in das Auswärtige Amt kommandiert worden, das 
vom Grafen Herbert Bismarck geleitet wurde. Der Fürſt gab mir 
bei meiner Meldung bei ihm eine kurze Skizze der Perſönlichkeiten 
im Amt. Als er dabei Herrn v. Holſtein nannte, der damals einer 
der hervorragendſten Mitarbeiter des Fürſten war, klang es mir 
durch die Worte des Fürſten wie eine Warnung vor dieſem Manne. 

Ich erhielt ein eigenes Zimmer und zum Studium die ganzen 
Akten über die Vorgeſchichte, die Entſtehung und den Abſchluß des 
Bündniſſes mit Oſterreich (Andraſſy). Ich verkehrte viel im Hauſe 
des Fürſten und bei dem Grafen Herbert. Als ich in dem Bismarck⸗ 
ſchen Kreiſe vertrauter geworden war, wurde über Herrn v. Holſtein 
offener geſprochen. Er ſei ſehr geſcheut, eine gute Arbeitskraft, maßlos 
eitel, ein Sonderling, der ſich niemals irgendwo zeige und keinerlei 
geſellſchaftlichen Verkehr habe, voller Mißtrauen und ſehr von Schrullen 
beherrſcht, dabei ein guter Haſſer, alſo gefährlich. Der Fürſt nannte 
ihn den „Mann mit den Hyänenaugen“, von dem mich fern zu halten 
ich gut tun würde. Offenbar reifte ſchon damals die herbe Kritik, 
mit der der Fürſt ſpäter ſeinen früheren Mitarbeiter bedacht hat. 

Das Auswärtige Amt war äußerlich diſziplinariſch durch Graf 
Herbert, deſſen Grobheit gegen ſeine Beamten mir auffiel, ſehr ſcharf 
aufgezogen. Die Herren flogen, wenn ſie gerufen oder entlaſſen 
wurden, vor dem Grafen fo, daß, wie man damals ſcherzhaft ſagte, 
„ihnen die Rockſchöße wagerecht vom Körper ſtanden“. Die aus⸗ 
wärtige Politik wurde ganz allein vom Fürſten geleitet und diktiert, 
nach Rückſprache mit dem Grafen Herbert, der die Befehle des 
Kanzlers weitergab und in Inſtruktionen umredigieren ließ. So war 
das Auswärtige Amt nur ein Büro des großen Kanzlers, 
in dem auf deſſen Weiſung gearbeitet wurde. Hervorragende Männer 
mit ſelbſtändigen Ideen wurden in ihm nicht geſchult und ausgebildet. 
Im Gegenſatz zum Generalſtab unter Moltke. Hier wurde nach Grund⸗ 
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fägen, die fi bewährt hatten, unter Wahrung alter Traditionen und 
unter Berückſichtigung aller Erfahrungen der Neuzeit der Nachwuchs 
ſorgfältig ausgebildet und zu ſelbſtändigem Denken und Handeln 
erzogen. Im Auswärtigen Amt hingegen befanden ſich nur aus⸗ 
führende Organe eines Willens, die, über die großen Zuſammen⸗ 
hänge der ihnen zur Bearbeitung überwieſenen Fragen nicht orientiert, 
keine ſelbſttätige Mitarbeit leiſten konnten. Der Fürſt lagerte wie ein 
mächtiger Granitfindling auf der Wieſe: wälzt man ihn fort, ſo findet 
man hauptſächlich Gewürm und abgeſtorbene Wurzeln darunter. 

Ich gewann mir das Vertrauen des Fürſten, der vieles mit mir 
beſprach. Als z. B. der Fürſt die erſten Kolonialerwerbungen 
(Groß- und Klein⸗Popo, Togo uſw.) veranlaßte, orientierte ich ihn 
auf ſeinen Wunſch über die Stimmung, die im Publikum und in 
der Marine dadurch ausgelöſt wurde, und ſchilderte die Begeiſterung, 
mit der das deutſche Volk die neue Bahn begrüßte. Der Fürſt 
meinte, das ſei die Sache wohl nicht wert. 

Späterhin habe ich noch öfters über die Kolonialfrage mit dem 
Fürſten geſprochen und ſtets mehr die Abſicht vorgefunden, die Kolo⸗ 
nien als Handels- oder Tauſchobjekte zu benutzen, als fie für das 
Vaterland nutzbringend zu verwerten oder zur Rohſtofflieferung zu 
gebrauchen. Ich machte pflichtgemaͤß den Fürſten darauf aufmerkſam, 
daß der Kaufmann und der Kapitaliſt energiſch anfingen, die Kolonien 
zu entwickeln, und demgemäß — wie ich aus Hanſakreiſen wußte — 
auf Schutz durch eine Flotte rechneten. Daher müſſe man für den 
rechtzeitigen Ausbau einer Flotte ſorgen, damit deutſche Werte 
im Auslande nicht ſchutzlos blieben. Die deutſche Flagge habe der 
Fürſt nun mal in der Fremde entfaltet, hinter ihr ſtehe das Volk, 
es müſſe aber auch eine Flotte dahinter ſtehen. Allein der Fürſt 
machte taube Ohren und gebrauchte ſein beliebtes Motto: „Wenn die 
Engländer bei uns landen ſollten, würde ich fie arretieren laſſen“, 
die Kolonien würden zu Haus verteidigt. Der Fürſt legte keinen 
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Wert darauf, daß ſchon die bloße Annahme, die Engländer könnten 
in Deutſchland ungehindert landen — Helgoland war engliſch —, 
für Deutſchland unerträglich war, und daß wir, um eine Landung 
von vornherein auszuſchließen, eine genügend ſtarke Flotte und Helgo⸗ 
land brauchten. 

Das politiſche Intereſſe des Fürſten konzentrierte ſich eben im 
weſentlichen auf den Kontinent Europa. England lag etwas abſeits 
feiner täglichen Sorgen, um fo mehr als Salisbury mit dem Fürſten 
gut ſtand und namens Englands ſeinerzeit den Zwei⸗ bzw. Drei⸗ 
bund bei ſeiner Schöpfung begrüßt hatte. Der Fürſt arbeitete vor⸗ 
wiegend mit Rußland, Oſterreich, Italien und Rumänien, deren Be⸗ 
ziehungen zu Deutſchland und untereinander er andauernd kontrollierte. 
Uber die Umſicht und Kunſt, mit der er operierte, machte Kaffer 
Wilhelm der Große einmal feinem Kabinettschef v. Albedyll gegen⸗ 
über eine treffende Bemerkung. Der General fand Seine Najeftät 
nach einem Vortrage Bismarcks ſehr erregt, ſo daß er für die Ge⸗ 
ſundheit des alten Kaiſers fürchtete. Er bemerkte daher, der Kaifer 
möge ſich doch den weiteren Arger erſparen, wenn der Fürſt nicht 
wie Seine Majeftät wolle, möge man ihn gehen laſſen. Darauf er⸗ 
widerte der Kaiſer: Trotz ſeiner Bewunderung und Dankbarkeit für 
den großen Staatsmann habe auch er ſchon daran gedacht, da das 
ſelbſtbewußte Weſen des Fürſten manchmal allzu drückend werde. 
Aber er und das Vaterland brauchten ihn zu nötig, da der Fürſt 
der einzige Mann ſei, der mit fünf Kugeln jonglieren könne, von 
denen mindeſtens zwei immer in der Luft ſeien, das könne er, der 
Kaiſer, nicht. 

Daß der Fürſt durch den Erwerb von Kolonien ſeinen Blick 
über Europa hinaus zu richten hatte und mit England in beſonderem 
Mafe große Politik zu führen automatiſch gezwungen war, das ſah 
er nicht. England war wohl eine der fünf Kugeln in ſeinem 
diplomatiſch⸗ſtaatsmänniſchen Spiel, aber nur eine unter den fünf, 
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und ihr wurde die befondere Bedeutung, die ihr zukam, nicht zu⸗ 
gebllligt. 

Deshalb war auch das Auswärtige Amt ganz auf die Kon⸗ 
tinentalfonftellation eingefpielt und hatte für Kolonien, Flotte oder 
England nicht das erforderliche Intereſſe und keine Erfahrung in 
Weltpolitik. Die engliſche Pſyche und Mentalität in der reſtloſen, 
wenn auch durch allerhand Mäntelchen verhüllten Verfolgung des 
Planes der Welthegemonie war dem Auswärtigen Amt ein Buch 
mit ſieben Siegeln. Der Fürſt ſagte mir einmal, ſein Hauptaugen⸗ 
merk ſei, Rußland und England nicht zu einem Einverſtändnis kom⸗ 
men zu laſſen. Darauf erlaubte ich mir zu antworten: Der Moment, 
dies in weite Ferne zu rücken, wäre ja beinahe gegeben geweſen, 
wenn man 1877/78 die Ruſſen nach Stambul gelaſſen hätte, dann 
wäre die engliſche Flotte ohne weiteres zur Verteidigung Stambuls 
eingefahren und der Konflikt wäre dageweſen. Statt deſſen habe 
man den Ruſſen den Vertrag von San Stefano aufgenötigt, ſie vor 
den Toren der Stadt, die ſie nach furchtbaren Kämpfen und Mühen 
erreicht hatten und vor ſich ſahen, zur Umkehr gezwungen. Das 
habe in der ruſſiſchen Armee einen unauslöſchlichen Haß gegen uns 
entfeſſelt (Mitteilung preußiſcher Offiziere im ruſſiſchen Heer, welche 
den Feldzug mitgemacht hatten, insbeſondere des Grafen Pfeil). 
Obendrein habe man dann den Vertrag umgeſtoßen und durch den 
Berliner Kongreß erſetzt, der uns in den Augen der Ruſſen noch 
mehr als Feinde ihrer „berechtigten Intereſſen im Orient” belaftet 
habe. Auf dieſe Weife ſei der vom Fürſten erhoffte Konflikt zwiſchen 
Rußland und England in weite Fernen gerückt. 

Der Fürſt teilte dieſe Beurteilung „ſeines“ Kongreſſes, auf deſſen 
Ergebnis er als „ehrlicher Makler“ ſo ſtolz war, nicht, und bemerkte 
ernſt, er habe einer allgemeinen Konflagration vorbeugen und ſeine 
guten Dienſte zur Vermittlung anbieten müſſen. Als ich ſpäter einem 
Herrn des Auswärtigen Amts dieſe Unterredung mitteilte, erwiderte 
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diefer, er ſel damals dabeigeweſen, als der Fürſt nach Unterzeichnung 
des Berliner Vertrages in das Auswärtige Amt gekommen und von 
den dort verſammelten Beamten die Glückwünſche entgegengenommen 
habe. Darauf habe der Fürſt ſich emporgereckt und geantwortet: 
„Jetzt fahre ich Europa vierelang vom Bock!“ Der Herr bemerkte 
dazu: da habe der Fürſt ſich geirrt, denn damals drohte ſchon an 
Stelle der ruſſo⸗preußiſchen Freundſchaft die ruſſo⸗franzöſiſche zu ent⸗ 
ſtehen, alſo zwei Pferde waren aus dem Viererzug ſchon heraus. 
Disraeli's Staatskunſt hatte aus Bismarcks ehrlichem Maklertum 
in den Augen Rußlands die Vermittelung eines anglo⸗öſterreichiſchen 
Sieges über Rußland gemacht. 

Trotz mancher Verſchiedenheit unſerer Auffaſſungen blieb der Fürſt 
mir freundlich und gewogen, und trotz dem großen Altersunterſchiede 
bildete ſich ein angenehmes Verhältnis zwiſchen uns, da ich, wie die 
ganze Generation, ein glühender Bewunderer des Fürſten war und 
durch meinen Eifer und meine Offenheit ſein Vertrauen gewonnen 
hatte und es niemals getäuſcht habe. 

Während des Kommandos zum Auswärtigen Amt hielt mir u. a. 
Geheimrat Raſchdau Vorträge über Handelspolitik, Kolonien uſw. 
Dabei wurde ich ſchon damals auf unfere Abhängigkeit von England 
aufmerkſam, die darauf beruhte, daß uns eine Flotte fehlte und Helgo⸗ 
land in engliſchen Händen war. Man beabſichtigte zwar unter dem 
Druck der Notwendigkeit eine Erweiterung der kolonialen Erwer- 
bungen, aber alles konnte nur mit Erlaubnis Englands geſchehen. 
Das war ſchwierig und für uns eigentlich unwürdig. 

Das Kommando zum Auswärtigen Amt hatte für mich eine 
große Unannehmlichkeit gezeitigt. Meine Eltern ſtanden dem Fürſten 
Bismarck nicht ſehr freundlich gegenüber und verdachten es dem 
Sohne, in ſeine Kreiſe eingetreten zu ſein. Man befürchtete Be⸗ 
einfluſſung gegen die Eltern, Hyperkonſervativismus und wie die Ge⸗ 
fahren alle hießen, die von Ohrenbläſern aller Art aus England wie 
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aus „liberalen Kreifen”, welche im Vater ihren Hort erblickten, gegen 
mich angeführt wurden. Ich habe mich niemals auf ſolche Dinge 
elngelaſſen. Aber die Stellung im Elternhauſe iſt mir dadurch recht 
erſchwert und manchmal peinlich geſtaltet worden. Ich habe wegen 
meines Arbeitens unter dem Fürſten und meiner oft auf die ſchwerſten 
Proben geſtellten Diskretion für den Kanzler in der Stille recht 
Schweres zu tragen gehabt, der Fürſt fand das anſcheinend ganz 
ſelbſtverſtändlich. 

Zum Grafen Herbert habe ich gute Beziehungen gehabt. Er 
konnte ein luſtiger Geſellſchafter ſein und verſtand es, intereſſante 
Männer um feinen Tiſch zu ſammeln, die zum Teil aus dem Aus⸗ 
wärtigen Amt, zum Teil aus anderen Kreiſen ſtammten. Aber zu 
einem wirklichen Freundſchaftsverhältnis iſt es zwiſchen uns nicht ge⸗ 
kommen. Das zeigte ſich beſonders, als beim Ausſcheiden ſeines 
Vaters auch der Graf ſeinen Abſchied forderte. Meine Bitte, er 
möge doch bei mir bleiben und mir helfen, die Tradition in der Politik 
fortzuführen, erfuhr die ſcharfe Erwiderung: Er ſei nun einmal ge⸗ 
wöhnt, nur ſeinem Vater vorzutragen und Dienſte zu leiſten, man 
könne unmöglich von ihm verlangen, daß er mit der Mappe unter 
dem Arme bei jemand anders zum Vortrage antrete als bei ſeinem 
Vater. 

Als der nun ermordete Zar Nikolaus II. großjährig wurde, er⸗ 
hielt ich auf Antrag des Fürſten Bismarck den Auftrag, dem Groß⸗ 
fürſten Thronfolger in Petersburg den Schwarzen Adlerorden zu 
überreichen. Sowohl der Kalſer wie der Fürſt belehrten mich über 
die Beziehungen der Länder und Häuſer zu einander, wie über 
Sitten, Perſonen etc. Der Kaiſer bemerkte zum Schluß, er gebe 
ſeinem Enkel denſelben Rat mit, den ihm als jungem Mann ſeiner⸗ 
zelt bei ſeinem erſten Beſuche in Rußland Graf Adlerberg gegeben 
habe: „Im übrigen liebt man auch hier wie anderswo das Lob mehr 
als den Tadel.“ Der Fürſt endigte ſeine Informationen mit der 
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Bemerkung: „Im Orient find alle Leute, die das Hemd außerhalb 
der Hoſe tragen, anſtändige Menſchen, ſobald ſie es hineinſtecken und 
noch einen Halsorden dazu haben, find es Schweinehunde.“ 

Von Petersburg aus habe ich wiederholt meinem Großvater wie 
dem Fürſten Bericht erſtattet. Selbſtverſtändlich ſchilderte ich nach 
beſtem Wiſſen die Eindrücke, die ich empfing. Es war mir vor allem 
klar geworden, daß die alten ruſſo⸗preußiſchen Beziehungen und Ge: 
fühle doch ſtark erkaltet und nicht mehr in dem Maße vorhanden 
waren, wie der Kaiſer und der Fürſt in ihren Geſprächen es voraus⸗ 
geſetzt hatten. Nach meiner Rückkehr bin ich von meinem Großvater 
und auch vom Fürften für meine ſchlichte, klare Berichterſtattung belobt 
worden, was um fo erfreulicher für mich war, als mich das Gefühl be⸗ 
drückte, daß ich in manchem die hohen Herren hatte enttäuſchen müſſen. 

Im Jahre 1886, Ende Auguſt, Anfang September, nach der 
letzten Gaſteiner Zuſammenkunft Katfer Wilhelms des Großen und 
Bismarcks mit Kalſer Franz Joſeph, bei der ich auf Befehl meines 
Großvaters zugegen war, wurde mir der Auftrag zuteil, dem Kaiſer 
Alexander III. perſönlich Mitteilung von den Abſprachen in Gaſtein 
zu machen und mit dem Zaren die das Mittelmeer und die Türkei 
betreffenden Fragen zu behandeln. Der Fürſt gab mir ſeine Inſtruk⸗ 
tionen, die vom Kaiſer Wilhelm fanftionfert waren. Sie betrafen be⸗ 
ſonders den Wunſch Rußlands, nach Stambul zu gehen, dem der 
Fürſt keine Schwierigkeiten bereiten werde, ich erhielt im Gegenteil 
den direkten Auftrag, Konſtantinopel und die Dardanellen anzubieten 
(San Stefano, Berliner Kongreß alſo fallen gelaſſenl). Es war 
beabſichtigt, die Türkei freundſchaftlich davon zu überzeugen, daß eine 
Verſtändigung mit Rußland auch für fie wünſchenswert ſei. 

Ich fand freundliche Aufnahme beim Zaren in Breſt-Litowsk und 
nahm an den dortigen Truppenſchauen, Armierungs- und Verteidigungs⸗ 
übungen uſw. teil, die ſchon unzweifelhaft ein antldeutſches Geſicht 
trugen. 
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Als Ergebnis der Geſpräche mit dem Zaren iſt die Bemerkung 
des letzteren von Bedeutung: „Wenn er Stambul haben wolle, werde 
er es ſich nehmen, wann es ihm paſſe, der Erlaubnis oder Zu⸗ 
ſtimmung des Fürſten Bismarck bedürfe er dazu nicht.“ Vach dieſer 
ſchroffen Ablehnung des Bismarckſchen Angebotes von Stambul 
ſah ich meine Miffion als geſcheitert an. Ich faßte meinen Bericht 
an den Fürſten entſprechend ab. 

Der Fürſt muß, als er ſich zu dem Angebot an den Zaren ent⸗ 
ſchloß, ſeine politiſche Auffaſſung, die zu San Stefano und zum 
Berliner Kongreß geführt hatte, geändert haben, oder er hielt, durch 
die Entwicklung der allgemeinen politiſchen Lage in Europa veran⸗ 
laßt, den Zeitpunkt für gekommen, die politiſchen Karten anders zu 
miſchen, oder, wie mein Großvater gefagt hätte, anders zu „ſonglieren“. 
Das konnte ſich nur ein Mann von der Weltgeltung und von den 
ſtaatsmänniſchen und diplomatiſchen Maßen des Fürſten Bismarck 
erlauben. Ob der Fürſt gar ſein großes politiſches Spiel mit Ruß⸗ 
land von vornherein ſo angelegt hatte, daß er mit dem Berliner 
Kongreß zunächſt einmal einen allgemeinen Krieg verhindern und 
England ſtreicheln wollte und zu dieſem Zwecke dle ruſſiſchen Orfent- 
aſpirationen erſt einmal behinderte mit dem genialen Vorſatz, ſie 
fpäter um fo augenfälliger herbeiführen zu helfen, vermag ich nicht 
zu entſcheiden, denn ſeine großen politiſchen Konſtruktionen gab der 
Fürſt niemandem preis. Dann hätte er in dem ſtarken Selbſtver⸗ 
trauen auf ſeine Staatskunſt darauf gerechnet, uns bei Rußland 
um fo beliebter zu machen, weil die ruſſiſchen Afpfrationen allein 
von Deutſchland erfüllt würden, und zwar zu einem Zeitpunkte, in 
dem die allgemeine politiſche Situation in Europa weniger gefpannt 
war als 1877/78. Wenn dem ſo wäre, ſo hätte niemand außer 
dem Fürſten Bismarck ſelbſt dieſes großartige Spiel erfolgreich zu 
Ende ſpielen können. Darin liegt die Schwäche der Vorzüge großer 
Männer. Hatte er auch England über ſein Angebot an den Zaren 


13 


informiert? Dieſes mußte dagegen fein wie anno 1878. Jeden⸗ 
falls nahm der Fürſt nunmehr die Politik auf, die mir ſchon damals 
vorgeſchwebt hatte, als ich die Enttäuſchung der Ruſſen, die vor 
Stambul ſtanden und nicht hineingelaſſen wurden, erfahren hatte. 

Ich konnte in Breſt⸗Litowsk bei den andauernden milltäriſchen 
Veranſtaltungen aller Art ſehr wohl beobachten, daß das Verhalten 
der ruſſiſchen Offiziere mir gegenüber weſentlich kühler und hoch⸗ 
mütiger war als bei meinem erſten Beſuch in Petersburg. Nur 
die kleine Zahl alter Generale, zumal bei Hofe, welche noch aus 
Alexanders II. Zeit ſtammten und mit Kaiſer Wilhelm dem Großen 
bekannt und ihm zugetan waren, trugen ihre Ehrfurcht für ihn und 
ihre Deutſchfreundlichkeit noch zur Schau. Bet einem Geſpräch 
mit einem von ihnen über die Beziehungen der beiden Höfe, Armeen 
und Länder zu einander, die ich als in Anderung gegen früher be- 
griffen fand, ſagte der alte General: „Cest ce vilain Congres de 
Berlin! Une grave faute du Chancelier. Il a detruit lancienne 
amitie entre nous, plantẽ la méfiance dans les cœurs de la Cour 
et du Gouvernement, et fourni fe sentiment d'un tort grave fait 
à Tarmèe russe après sa campagne sanglante de 1877, pour lequel 
elle veut sa revanche, Et nous voilà ensemble avec cette maudite 
Rẽpublique Frangaise, pleine de haine contre vous et remplie didees 
subversives, qui en cas de guerre avec vous, nous codteront notre 
dynastie.“ ) Eine prophetifhe Vorausſage des Unterganges des 


ruſſiſchen Herrſcherhauſes! 


*) „Daran iſt dleſer abſcheullche Berliner Kongreß ſchuld! Der war eln ſchwerer 
Fehler des Kanzlers. Er hat die alte Freundſchaft zwiſchen uns zerſtört, Mißtrauen 
in die Herzen des Hofes und der Regierung gepflanzt und die Uberzeugung ausgelöft, 
daß man der ruſſiſchen Armee nach dem blutigen Feldzug von 1877 ein ſchweres 
Unrecht zugefügt hat, für das ſie nun Vergeltung will. Und nun halten wir mit 
diefer verwünſchten franzöſiſchen Republik zuſammen, dle voller Haß gegen Deutſch⸗ 
land iſt und erfüllt von Umſturzideen, die uns im Falle eines Krieges mit Ihnen 
unſere Dynaſtſe koſten werden.“ 
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Don Breſt begab ich mich nach Straßburg, wo mein Großvater 
zum Kaffermanöver weilte. Trotz dem Scheitern meiner Miſſion 
fand ich eine ruhige Beurteilung der politiſchen Lage vor. Mein 
Großvater freute ſich über die herzlichen Grüße des Zaren, die 
wenigſtens im perſönlichen Verhältnis der beiden Herrſcher keine 
Veränderung zeigten. Zu meiner Überraſchung erhielt ich auch vom 
Fürſten Bismarck ein Schreiben, in welchem er mir Dank und An⸗ 
erkennung für meine Tätigkeit und meinen Bericht ausſprach. Dies 
bedeutete um ſo mehr, als meine Ausführungen meinem Großvater 
und dem Kanzler nicht angenehm fein konnten. Der Berliner 
Kongreß hatte, zumal in den ruſſiſchen Militärkreiſen, die Reſte der 
bel uns noch gepflegten Waffenbrüderſchaft beſeitigt und einen durch 
den Verkehr mit dem franzöſiſchen Offizierkorps geſchürten Haß gegen 
alles Preußiſch-Deutſche erzeugt, der von den Franzoſen zu dem 
Wunſche nach Rache durch die Waffen geſtelgert wurde. Das war 
der Boden, auf dem fpäter der Weltkriegsgedanke unſerer Gegner 
Nahrung finden konnte: „Revanche pour Sedan“ vereint mit „Revanche 
pour San Stefano.“ Die Worte des alten Generals in Breſt ſind 
mir unvergeßlich geblieben und haben mich zu den vielen Zuſammen⸗ 
künften mit Alexander III. und Nikolaus II. veranlaßt, bei denen 
mir die von meinem Großvater auf dem Sterbebette mir ans Herz 
gelegte Pflege der Beziehungen zu Rußland ſtets als Leitmotiv vor 
Augen ſtand. 

Im Jahre 1890 bei den Manövern in Narwa mußte ich dem 
Zaren die Geſchichte des Abganges des Fürſten Bismarck genau 
ſchildern. Der Zar hörte mir aufmerkſam zu. Als ich geendigt 
hatte, ergriff der ſonſt ſehr kühle und zurückhaltende Herrſcher, der 
ſelten über Politik ſprach, ganz ſpontan meine Hand, dankte mir für 
den Beweis meines Vertrauens, bedauerte, daß ich in ſolche Lage 
gebracht worden ſei und fügte wörtlich hinzu: „Je comprends parfaite- 
ment ta ligne d' action. Le Prince avec toute sa grandeur n’etait 
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après tout rien dautre que ton employ& ou fonctionnaire. Le 
moment oü il refusait d’agir selon tes ordres, il fallait le renvoyer. 
Mol, pour ma part, je me suis toujours mefi& de lui, et je nal 
jamais cru un mot de ce qu'il me faisait savoir ou me disait, 
car jetais sur et je savais qu'il me blaguait tout le temps. Pour 
les rapports entre nous deux, mon cher Guillaume — es war 
das erſte Mal, daß mich der Zar fo nannte — la chute du Prince 
aura les meilleures consẽquences. La méfiance disparaitra. Tal 
confiance en toi, tu peux te fier à moi.“ ) Ich habe mir ſeiner⸗ 
zeit dieſes wichtige Geſpräch ſofort aufgezeichnet. Ich bin objektiv 
genug, mich zu fragen, in wie weit die Kourtoffte von Herrſcher 
zu Herrſcher und darüber hinaus vielleicht die Genugtuung über 
die Ausſchaltung eines Staatsmannes von Bismarcks Bedeutung 
für die vorſtehende Außerung des Zaren bewußt oder unbewußt 
mitbeſtimmend war. Der Glaube des Fürſten Bismarck an das 
Vertrauen des Zaren war ſubfektiv zweifellos echt. Außer allem 
Zweifel ſteht auch die Achtung, die Alexander III. vor dem ſtaats⸗ 
männiſchen Können Bismarcks hatte. 

Jedenfalls hat der Zar bis zu ſeinem Tode zu ſeinem Worte 
gehalten. An der allgemeinen Politik Rußlands hat das zwar nicht 
viel geändert, aber vor einem Überfall von dort war Deutſchland 
wenigſtens ſicher. Der gerade Charakter Alexanders III. bürgte da⸗ 
für — bei ſeinem ſchwachen Sohne wurde es anders. 


„) „Ich verſtehe vollkommen Deine Handlungsweiſe. Der Fürſt war trotz all 
feiner Größe ſchließlich doch nichts anderes, als Dein Beamter oder Beauftragter. 
In dem Augenblick, wo er fi weigerte, nach Deinen Befehlen zu handeln, mußte 
er entlaſſen werden. Ich meinerfeitd habe immer Mißtrauen gegen ihn gehegt und 
ihm niemals ein Wort von dem, was er mich wiſſen ließ oder ſelbſt mir fagte, ge⸗ 
glaubt, denn ich wußte genau, daß er mich immer anführte. Für die Beziehungen 
zwiſchen uns beiden, mein lieber Wilhelm, wird der Sturz des Fürſten die beſten 
Folgen haben. Das Mißtrauen wird ſchwinden. Ich habe Vertrauen zu Dir. 
Du kannſt Dich auf mich verlaſſen.“ 
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Mag man fih nun zu Bismarcks Ruſſenpolitik ftellen wie man 
will, das eine muß geſagt werden, nämlich, daß der Fürſt es trotz 
dem Berliner Kongreſſe und der Annäherung Frankreichs an Ruß⸗ 
land verſtanden hat, Reibungen ernſter Art zu vermeiden. Das be⸗ 
deutet vom Berliner Kongreß ab gerechnet ein überlegenes diplomatifches 
und ſtaatsmänniſches Spiel über 12 Jahre (1878 - 1890). Man 
wird auch hervorheben müſſen, daß es ein deutſcher Staatsmann 
war, der 1878 einen allgemeinen Krieg verhinderte und dafür ſogar 
die Beziehungen Deutſchlands zu Rußland ſchwaͤchte im berechtigten 
Vertrauen darauf, daß es ſeiner genialen zielſicheren Staatskunſt 
gelingen würde, fie nach Überwindung der allgemeinen Kriſis wieder 
zu ſtärken oder wenigſtens Konflikte zu vermeiden. Das iſt ihm 
12 Jahre lang und feinen Nachfolgern am Staatsruder weitere 
24 Jahre gelungen. — 

Von der Parteipolitik habe ich als Prinz mich abſichtlich fern 
gehalten und mich ganz auf meinen Dienft in den verſchiedenen 
Waffen, denen ich zugeteilt wurde, konzentriert. Dieſer gewährte 
mir Befriedigung und füllte mein Leben aus. Deshalb ging ich 
als Prinz von Preußen allen Bemühungen aus dem Wege, mich 
in das politiſche Parteigetriebe zu zerren. Häufig genug wurde es 
verſucht, mich unter dem Deckmantel harmloſer Veranſtaltungen, 
Tees u. dgl. für politifche Zirkel oder für Wahlzwecke einzufangen. 
Ich habe mich immer zurückgehalten. 

Der Verlauf der tückiſchen Krankheit, die den Kaiſer Friedrich III. 
dahinraffte, war mir von deutſchen Arzten, die als Experten von 
Sir Morell Mackenzie, dem engliſchen Arzt, hinzugezogen worden 
waren, ganz offen vorausgeſagt worden. Mein tiefer Schmerz und 
Kummer waren um ſo größer, als es mir faſt unmöglich war, 
meinen heißgeliebten Vater allein zu ſprechen. Er wurde von den 
engliſchen Arzten wie ein Gefangener bewacht, und, während Re⸗ 
porter aus allen Ländern vom Arztezimmer aus den armen Kranken 
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beobachten durften, wurden mir alle möglichen Schwierigkeiten in 
den Weg gelegt, an meinen Vater heranzukommen oder mit ihm 
auch nur ſchriftlich in dauernder Verbindung zu bleiben, meine 
Briefe wurden oft aufgefangen und nicht abgegeben. Außerdem 
wurde aus dem Bewachungskreiſe eine infame, regelrechte Ver⸗ 
leumdungskampagne gegen mich in der Preſſe geführt. Beſonders 
taten ſich zwei Journallſten hierbei hervor: ein Herr Schnidrowig 
und Monſieur Jaques St. Kere vom „Figaro“ — ein deutſcher 
Jude —, der den fpäteren Katfer jahrelang in giftigſter Weiſe in 
Frankreich verleumdete, bis ihm der Prozeß des „Petit Sucrier“ 
den Hals brach. 

Die letzte Freude, die der ſterbende Kaifer erlebte, konnte ich ihm 
durch den Vorbeimarſch der von mir perſönlich dem Vater vor- 
geführten 2. Garde-Infanterie-Brigade bereiten. Es waren die 
erſten und letzten Truppen, welche Friedrich III. als Kalſer ſah. 
Auf einem kleinen Zettel ſchrieb er feinem dadurch beglückten Sohne 
auf: Er ſei dankbar für die Freude, dieſe Truppen zu ſehen, und 
ſtolz darauf, fie die ſeinigen nennen zu können. Dtieſes Ereignis 
war ein Lichtblick in den ſchweren 99 Tagen, die auch für mich als 
Kronprinzen viel Kummer, Demütigungen und Verdächtigungen 
brachten. Ich beobachtete während dieſer Kriſe pflichtgemäß wach⸗ 
ſamen Auges alle Vorkommniſſe in militäriſchen, Beamten⸗ und 
Geſellſchaftskreiſen und war innerlich empört über die Zeichen der 
Lockerung, die ich überall wahrnahm, vor allem aber über die ſich 
mehr und mehr bemerkbar machende Feindſchaft gegen meine Mutter. 
Auf der anderen Seite mufite mich die andauernd gegen mich ge⸗ 
richtete Berleumdungskampagne, die mich als mit meinem Vater im 
Zwieſpalt befindlich ſchilderte, tief verletzen. 
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Nachdem Kaiſer Friedrich III. die Augen für immer gefchloffen 
hatte, fiel die ſchwere Bürde der Reglerung des Reiches auf meine 
jungen Schultern. Ich ſtand zunächſt vor der Notwendigkeit, in 
vielen Stellen einen Perſonenwechſel eintreten zu laſſen. Die mili- 
tärlſche Umgebung der beiden Kalſer ſowie das Beamtentum waren 
lberaltert. Die ſogenannte „Maison militaire“ Kaiſer Wilhelms 
des Großen war durch Kaiſer Friedrich III. im ganzen beibehalten 
worden, ohne zum Dienſt herangezogen zu werden. Dazu trat nun 
noch die Umgebung Kaiſer Friedrichs III. Ich entließ in freund⸗ 
lichſter Weiſe die Herren, welche in den Ruheſtand treten wollten; 
einige erhielten Anſtellung in der Armee, einzelne jüngere Herren 
blieben für die Zeit des Überganges noch in meinem Dienſt. 

Als Kronprinz hatte ich mich in den 99 Tagen ſchon im ſtillen 
mit den Perſönlichkelten beſchäftigt, die ich ſpäter anzuſtellen gedachte, 
weil mir die Arzte keinen Zweifel darüber gelaſſen hatten, daß mein 
Vater nur noch kurze Zeit leben würde. Ich ſah von höfiſchen 
Rückſichten oder Außerlichkeiten ab, nur die Leiſtungen und der Cha⸗ 
rakter waren maßgebend. Ich ſchaffte das Wort „Maison militaire“ 
ab und verwandelte es in „Hauptquartier Seiner Majeſtät“. Als 
Ratgeber bei der Auswahl der Umgebung befragte ich nur einen 
Mann, auf den ich beſonderes Vertrauen ſetzte. Es war mein 
früherer Vorgeſetzter und Brigadekommandeur General — ſpäter 
Generaladſutant — v. Verſen, ein gerader, ritterlicher, etwas 
ſchroffer Charakter, ein altpreußiſcher Offizier von echtem Schrot 
und Korn. Dieſer hatte, in Linie und Garde dienend, mit ſcharfem 
Auge die höfiſchen Einflüſſe und Strömungen beobachtet, welche oft 
zum Nachteil des Offizierkorps in der alten „Maison militaire“ 
ſich fühlbar machten. Auch die höhere Damenwelt, welche ihres 
Alters wegen im Kameradenkreiſe ſpottend „trente et quarante“ 
genannt wurde, ſpielte dabei eine Rolle. Solche Einflüſſe wollte 
ich beſeltigen. 
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Als meinen erften Generaladſutanten wählte ich den General 
v. Wittich, als meinen erſten Chef des Militärkabinetts den 
Kommandeur der 2. Garde⸗Infanterie⸗Diviſton General v. Hahnke, 
letzterer war ein Freund Kaiſer Friedrichs III., und, als ich noch 
beim 1. Garde⸗Regiment zu Fuß ſtand, mein Brigadekommandeur 
geweſen: zwei Männer von mtlitärifcher Erfahrung und eiſernen 
Grundſätzen, die ganz den Gedankengang ihres Herrn teilten und 
mir bis zu ihrem Lebensende mit vorbildlicher Mannentreue ver- 
bunden geblieben ſind. 

Als Chef des Hofes wählte ich den mir von meiner Jugend 
her bekannten früheren Hofmarſchall meines Vaters, den Grafen 
Auguſt Eulenburg, der noch S2jährig bis zu feinem im Juni 1921 
erfolgten Tode das Miniſterium des Königlichen Hauſes geleltet 
hat. Ein Mann von feinem Takt, ungewöhnlicher Begabung, klarem 
Blick auf höfiſchem, wie politiſchem Gebiete, von lauterem Charakter 
und goldener Treue zu ſeinem König und deſſen Hauſe. Seine 
vielfeitige Begabung hätte ihm geſtattet, ebenſo wie er als „der“ 
Hofmarſchall in ganz Europa bekannt war, mit demſelben Geſchick 
eine Botſchaft oder den Reichskanzlerpoſten zu verſehen. Von nie 
erlahmender Arbeitskraft, mit gewinnender Höflichkeit ausgeſtattet, 
hat er mir auf manchem Gebiet, dem des Hauſes, der Familie, des 
höfiſchen und öffentlichen Lebens mit Rat zur Seite und mit vielen 
Männern aller Schichten und Berufe im Verkehr geftanden, von 
allen verehrt und geachtet, von mir mit Freundſchaft und Dankbar⸗ 
keit umgeben. 

Als Chef des Zivilkabinetts wurde nach Rückſprache mit dem 
Fürſten Bismarck Herr v. Lucanus, aus dem Kultusminiſterium, 
gewählt. Fürſt Bismarck bemerkte ſcherzend, er freue ſich Über dleſe 
Wahl, da Lucanus ihm als guter und paffionierter Jäger bekannt fet. 
Das ſei ſtets eine gute Empfehlung für einen Zivilbeamten, ein guter 
Jäger ſei auch ein ordentlicher braver Kerl. Herr v. Lucanus über: 
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nahm fein Amt aus den Händen Exzellenz v. Wilmowski's. Er hat 
es glänzend geführt und iſt mir, auf allen Gebieten der Kunſt, 
Technik, Wiſſenſchaft und Politik wohlbewandert, ein Ratgeber, raſt⸗ 
loſer Mitarbeiter und Freund geweſen. Mit geſundem Menſchen⸗ 
verſtand verband er eine gute Doſis feinen Humors, der ja den 
Germanen oft fehlt. — 

Mit dem Fürſten Bismarck ſtand ich mich aus der Zeit meines 
Kommandos zum Auswärtigen Amt her ſehr gut und vertrauens⸗ 
voll. Ich verehrte nach wie vor den gewaltigen Kanzler mit allem 
Feuer meiner Jugend, ſtolz darauf, unter ihm gedient zu haben und 
nunmehr mit ihm als meinem Kanzler gemeinſam arbeiten zu können. 

Der Fürſt, der bei den letzten Stunden des alten Kaiſers an⸗ 
weſend war und deſſen „politiſches Teſtament“ an feinen Enkel, 
nämlich die beſondere Pflege der Beziehungen zu Rußland, mit an⸗ 
gehört hatte, veranlaßte die Sommerreiſe nach Petersburg als erſte 
politiſche Aktion vor der Welt, um nach dem letzten Willen des 
ſterbenden Großvaters das Verhältnis zu Rußland zu unterſtreichen. 
Er ließ auch „Reifedispofitionen” für mich aufftellen. 

Der Ausführung dieſes Projektes trat eine Schwierigkeit ent⸗ 
gegen durch einen Brief der Königin Victoria von England, welche, 
auf die Nachricht von dem beabſichtigten Beſuch in Petersburg, in 
großmütterlichem, aber zugleich autoritärem Tone an ihren älteften 
Enkel ihre Mißbilligung über die geplante Reife ſchrieb. Erſt müſſe 
ein Trauerſahr verſtreichen und dann gebühre ſelbſtverſtändlich ihr 
als der Großmutter und England als dem Vaterlande meiner 
Mutter der erſte Beſuch, ehe andere Länder berückſichtigt würden. 
Als ich dieſes Schreiben dem Fürſten vorlegte, bekam er einen hef— 
tigen Zornanfall. Er ſprach das Wort von der „Onkelei in Eng⸗ 
land“ und dem „Dreinreden“ von dort, die aufhören müßten, aus 
dem Tone des Briefes könne man ermeſſen, in welcher Weiſe der 
Kronprinz und Katfer Friedrich beordert und bearbeitet worden fei 
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von Schwiegermutter und Frau uſw. Der Fürft wollte nun den 
Text eines Antwortſchreibens an die Königin entwerfen. Ich bemerkte, 
ich würde ſchon die paſſende Antwort aufſetzen, in der die Mittel⸗ 
linie zwiſchen Enkel und Kaiſer richtig eingehalten werden würde. 
Sie werde dem Fürſten vor der Abſendung erſt vorgelegt werden. 

Die Antwort wahrte die äußere Form der engen Verwandtſchaft 
des Enkels ſeiner Großmutter gegenüber — die ihn als Baby auf 
ihren Armen getragen und ſchon durch ihr Alter ehrfurchtgebietend 
war —, betonte aber im Kern die Stellung und Verpflichtung des 
Deutſchen Kaiſers, der einen die vitalſten Intereſſen Deutſchlands 
betreffenden Befehl ſeines ſterbenden Großvaters unbedingt auszu⸗ 
führen habe. Dieſen Befehl des Großvaters müſſe der Enkel 
reſpektieren im Intereſſe des Landes, deſſen Vertretung ihm durch 
Gottes Willen nunmehr übertragen ſei. Wie er das tue, müſſe die 
Königliche Großmutter ihm überlaſſen. Im übrigen fei ich der ihr 
in Liebe anhängende Enkel und werde ſtets dankbar für jeden Nat 
der durch ihre lange Regierung erfahrenen Großmutter ſein. Aber 
in deutſchen Angelegenheiten müſſe ich mir freies Handeln vindi⸗ 
zieren. Der Beſuch in Petersburg ſei politiſch notwendig, der Be⸗ 
fehl meines Kaiſerlichen Großvaters entſpräche den engen Familien⸗ 
beziehungen mit dem ruſſiſchen Kaiſerhauſe und werde daher aus» 
geführt. 

Der Fürſt war mit dem Briefe einverſtanden. Die nach einiger 
Zeit einlaufende Antwort war überraſchend. Die Königin gab ihrem 
Enkel recht, er müſſe tun, was im Intereſſe ſeines Landes ſei, ſie 
werde ſich freuen, ihn fpäter auch bei ſich zu ſehen. Von dem Tage 
an fft mein Verhältnis zu der ſelbſt von ihren eigenen Kindern 
gefürchteten Königin das denkbar beſte geweſen. Sie hat ihren Enkel 
nur noch wie einen gleichgeſtellten Souverain behandelt. — 

Bei den Antrittsreiſen wurde ich vom Grafen Herbert als Ver⸗ 
treter des Auswärtigen Amtes begleitet. Er redigierte die Reden und 
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führte die politiſchen Unterhaltungen, foweit fie geſchäftlicher Natur 
waren, nach den Anwelſungen feines Vaters. 

Nach meiner Rückkehr aus Stambul 1889 ſchilderte ich dem 
Fürſten auf ſeinen Wunſch meine Eindrücke in Griechenland, wo 
meine Schweſter Sophie mit dem Thronfolger Kronprinz Konſtantin 
verheiratet war, und in Stambul. Dabei fiel mir auf, daß der Fürſt 
recht wegwerfend von der Türkei, den Männern in maßgebenden 
Stellungen und den dortigen Verhältniſſen überhaupt ſprach. Als 
ich zum Teil weſentlich günſtigere Momente hervorheben zu können 
glaubte, half das nicht viel. Auf meine Frage, worauf der Fürſt 
ſein ſo ungünſtiges Urteil gründe, erwiderte er: Graf Herbert habe 
ſehr abfällig über die Türkei berichtet. Der Fürſt und Graf Her⸗ 
bert find der Türkei nicht hold geweſen und haben meiner Türken⸗ 
politik — der alten Politik Friedrichs des Großen — nicht beige⸗ 
pflichtet. 

Während der letzten Zeit ſeiner Kanzlerſchaft bezeichnete Bismarck 
die Erhaltung der guten Beziehungen zu Rußland, deſſen Zar ihm 
ſein beſonderes Vertrauen ſchenke, als den hauptſächlichſten Grund 
ſeines Verbleibens im Amte. In dieſem Zuſammenhange machte 
er mir die erſten Andeutungen über den geheimen Rückverſicherungs⸗ 
vertrag mit Rußland. Bisher war ich weder vom Fürſten noch 
vom Auswärtigen Amt von dieſem Vertrage unterrichtet worden, 
obwohl ich mich gerade mit den ruſſiſchen Angelegenheiten befaßt 
hatte. — 

Als ich durch den frühen Tod meines Vaters zur Regierung 
kam, folgte damit, wie ich ſchon früher hervorhob, die Generation 
des Enkels auf die des Großvaters. Es wurde dadurch die ganze 
Generation Kaiſer Friedrichs überſprungen. Dieſe war durch den 
Verkehr mit dem Kronprinzen Friedrich Wilhelm mit vielen libe⸗ 
ralen Ideen und Reformproſekten gerüſtet, die unter ihm als Kaiſer 
Friedrich ins Werk geſetzt werden ſollten. Durch fein Hfnfcheiden 
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ſah ſich dieſe ganze Generation, zumal die Politiker, in ihrer Hoffe 
nung, zu Einfluß zu gelangen, getäuſcht, fie fühlte ſich gewiſſer⸗ 
maßen verwaiſt. Dieſe Kreiſe ſtanden mir, obwohl ſie mich und 
meine inneren Gedanken und Ziele gar nicht kannten, mißtrauiſch 
und zurückhaltend gegenüber, anſtatt ihr Intereſſe vom Vater auf 
den Sohn zum Vorteil des Vaterlandes zu übertragen. 

Ein Vertreter der Nationalliberalen machte eine Ausnahme: der 
vornehme, noch ſugendfriſche Herr v. Benda. Schon als Prinz 
war ich mit ihm auf den großen Haſenfagden beim Amtsrat Dietze 
in Barby bekannt geworden. Dort hatte er meine Zuneigung und 
mein Vertrauen gewonnen, wenn ich als Zuhörer in dem Kreiſe 
der älteren Männer den Diskuſſionen über politiſche, landwirtſchaft⸗ 
liche und nationalökonomiſche Fragen beiwohnte, bei denen Herr 
v. Benda durch fein freies, intereſſantes Urteil meine Aufmerkſam⸗ 
keit feſſelte. Einer Einladung auf den Landſitz Bendas, Rudow bei 
Berlin, bin ich gern gefolgt. Daraus entſtand ein regelmäßiger 
Beſuch einmal im Jahre. Die Stunden im Rudower Familienkreiſe, 
in dem von den talentierten Töchtern die Muſik eifrig gepflegt wurde, 
ſind mir in guter Erinnerung geblieben. Die politiſchen Geſpräche 
zeigten, daß Herr v. Benda einen weiten Blick beſaß, der, frei von 
aller Parteiſchablone, eine ſo klare Auffaſſung über die allgemeinen 
Staatsnotwendigkeiten offenbarte, wie ſie bei Parteimännern ſelten 
zu finden iſt. Er hat mir aus treuem altpreußiſchen Herzen, das 
feſt an feinem Königs hauſe hing, unter weitgehender Toleranz an⸗ 
deren Parteien gegenüber, manchen wertvollen Rat für die Zukunft 
erteilt. 

Daß ich in keiner Weiſe gegen irgendeine Partei — abgeſehen 
von den Ultra⸗Sozialiſten — ablehnend geſinnt, auch nicht antiliberal 
war, hat meine ſpätere Regierungszeit bewieſen. Mein bedeutendſter 
Finanzminiſter war der Liberale Miquel, mein Handels miniſter der 
Liberale Moeller; der Führer der Liberalen, Herr v. Bennigſen, 
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war Oberpräſident von Hannover. Mit einem älteren liberalen Ab⸗ 
geordneten, den ich durch Herrn v. Miquel kennen lernte, habe ich 
beſonders während der zweiten Hälfte meiner Regierungszeit nahe 
Beziehungen gepflogen, es war Herr Seydel (Chelchen), Beſitzer 
eines Landgutes im Oſten, ein Kopf, dem ein paar kluge Augen aus 
dem glattraſierten Geſicht ſchauten. Er war Mitarbeiter Miquels in 
Eiſenbahn⸗ und Kanalfragen, ein grundgeſcheiter, einfacher, prakti⸗ 
ſcher Mann, Liberaler mit konſervativem Einſchlag. 

Mit der konſervativen Partei beſtanden naturgemäß zahlreiche Be⸗ 
ziehungen und Berührungspunkte, da die Herren vom Landadel auf 
Hof⸗ und anderen Jagden viel mit mir zuſammentrafen oder zu Hofe 
kamen, auch in Hofſtellungen Dienſt taten. Durch fie konnte ich 
ausgiebige Orientierung über alle Agrarfragen erhalten und hören, 
wo den Landmann der Schuh drückte. 

Die Freiſinnigen unter ihrem „unentwegten Führer“ haben keine 
Beziehung zu mir aufgenommen, ſie beſchränkten ſich auf die Oppo⸗ 
ſition. 

In den Geſprächen mit Benda und Bennigſen wurde oft über 
die Zukunft des Liberalismus geſprochen. Dabei tat Benda einmal 
den intereſſanten Ausſpruch: „Es iſt nicht nötig und auch nicht gut, 
wenn der Thronfolger in Preußen in Liberalismus macht, das können 
wir nicht brauchen. Er muß in larger und nicht beengter Weiſe 
ohne Voreingenommenheit gegen andere Parteien doch im Grunde 
genommen konſervativ ſein.“ 

Als ich mit Bennigſen die Notwendigkeit erörterte, daß die 
Nationalliberalen ihr Programm, das urſprünglich unter der Deviſe: 
„Aufrichtung des Deutſchen Reiches und Preſſefreiheit“ die Mit⸗ 
glieder um die liberale Fahne geſchart habe — was nun lange ſchon 
erreicht ſei —, revidieren müßten, damit die werbende Kraft des 
alten preußiſchen Liberalismus beim Volke nicht verloren gehe, gab 
Bennigſen das zu. Die preußiſchen Liberalen wie Konſervativen, 
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fuhr ich fort, machten beide den Fehler, daß fie noch zu viel Er— 
innerungen an die alte Konfliktszeit von 1861-1866 bewahrten und 
bei Wahl⸗ oder anderen politiſchen Kämpfen in Gewohnheiten von 
damals zurückfielen. Jene Zeit fet für unſere Generation bereits Ge— 
ſchichte geworden und erledigt. Für uns fange die Jetztzeit mit dem 
Jahre 1870, dem neuen Reiche, an, unter 1866 hätten wir einen 
Strich gemacht. Man müſſe auf dem Boden des Reiches neu bauen, 
auch die Barteien müßten ſich in ihren Zielen danach einrichten, aber 
nicht altes Vergangenes, noch dazu Trennendes, mit herübernehmen. 
Das ift leider nicht geſchehen. Bennigſen machte eine ſehr treffende 
Bemerkung, indem er ſagte: „Wehe den norddeutſchen Liberalen, 
falls ſie unter die Führung der ſüddeutſchen Demokraten kommen 
ſollten, dann iſt es mit dem wirklichen, echten Liberalismus zu Ende. 
Dann kriegen wir die verkappte Demokratie von da unten, die können 
wir hier nicht brauchen.“ 

Die ehrenwerte und königstreue konſervative Partei hat leider 
nicht immer überragende Parteiführer hervorgebracht, die zugleich ge⸗ 
ſchickte, taktiſch geſchulte Politiker waren. Der agrarifche Flügel war 
zeitweiſe zu ausgeprägt und bedeutete eine Belaſtung der Partei. 
Auch waren die Erinnerungen an die Konfliktszeit noch zu ſtark. 
Ich riet zu dem Zuſammenſchluß mit den Nationalliberalen, fand 
aber wenig Gegenliebe. Ich habe oft darauf hingewieſen, daß die 
Nationalliberalen reichstreu und daher kaiſerlich geſinnt, alſo durchs 
aus als Bundesgenoſſen für die Konſervativen zu begrüßen ſeien. 
Ich könne und wolle im Reiche nicht ohne fie, keinesfalls gegen fie 
regieren, der norddeutſche Konſervativismus werde in manchen Teilen 
des Reiches nicht verſtanden, eine Folge der anders gearteten hiſto⸗ 
riſchen Entwicklung, deshalb ſeien die Nationalliberalen der natür⸗ 
liche Bundesgenoſſe. Aus dieſem Grunde habe ich z. B. auch den 
Hofprediger Stöcker — einen auf ſozialem Gebiete in feiner Miſſions⸗ 
tätigkeit glänzend bewährten Mann — aus ſeinem Amte entfernt, 
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weil er in Süddeutſchland eine demagogiſche Hetzrede gegen die dor- 
tigen Liberalen gehalten hatte. 

Das Zentrum war durch den Kulturkampf zuſammengeſchweißt 
und ſtark antiproteftantifh, dem Reiche nicht hold. Trotzdem habe 
ich mit vielen bedeutenden Männern der Partei Beziehungen ge⸗ 
pflogen und ſie zum Nutzen des Ganzen für praktiſche Mitarbeit 
intereffieren können. Beſonders Schorlemer (der Vater) half mir 
dabei. Er hat nie ein Hehl aus feiner preußiſchen Königstreue ges 
macht. Sein Sohn, der bekannte Landwirtſchaftsminiſter, hat ſich 
ſogar der konſervativen Partei angeſchloſſen. Bei vielen Vorlagen 
hat das Zentrum mitgearbeitet, das in feinem alten Führer Windt⸗ 
horſt einſtmals den ſchärfſten politiſchen Kopf im Parlament beſitzen 
durfte. Aber bei allem war doch der Unterton nicht zu verkennen, 
daß das Intereſſe der Kirche Roms ſtets gewahrt ſein müſſe und 
nicht zu kurz kommen dürfe. 
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Als Prinz Wilhelm war ich des längeren zum Oberpräſidenten 
der Provinz Brandenburg v. Achenbach kommandiert, um in die 
innere Verwaltung eingeführt und in wirtſchaftlichen Fragen orien⸗ 
tiert zu werden, auch praftifch tätigen Anteil an den Arbeiten zu 
nehmen. Aus dieſer Zeit habe ich mir, durch die feſſelnden Vor⸗ 
träge Achenbachs angeregt, beſonderes Intereſſe für die wirtſchaftliche 
Seite der inneren Entwicklung des Landes bewahrt, während die 
rein jurfftifche Seite der Verwaltung mich weniger feſſelte. Melio⸗ 
rationen, Kanalbauten, Chauſſee-Anlagen, Waldwirtſchaft, Hebung 
aller Arten der Verkehrsverbindungen, Wohnungsverbeſſerung, Ein⸗ 
führung der Maſchinen in die Landwirtſchaft und deren genoſſen⸗ 
ſchaftliche Entwicklung waren Fragen, die mich auch ſpäter andauernd 
beſchäftigt haben, in ganz beſonderem Maße der Waſſerbau und die 
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Entwicklung des Eiſenbahnnetzes, zumal in dem ſehr vernachläſſigten 
Oſten. 

Alle dieſe Fragen wurden, nachdem ich den Thron beſtiegen hatte, 
mit den Miniſtern beſprochen. Ich hatte ihnen zur Aneiferung freies 
Arbeiten in ihren Reſſorts zugeſagt. Das ſtellte ſich aber, ſolange 
Fürſt Bismarck im Amte war, als kaum möglich heraus, da der 
Fürſt ſich in allen Angelegenheiten die Hauptentſcheidung vorbehielt 
und dadurch die Selbſtändigkeit feiner Mitarbeiter laͤhmte. Es zeigte 
ſich mir bald, daß die Miniſter, ganz in Bismarcks Hand befindlich, 
ſich zu „Neuerungen“ oder Ideen des „jungen Herrn“, die Bis⸗ 
marck ablehnte, nicht bekennen konnten. Das Miniſterium war in 
der Tat ausſchließlich ein Inſtrument in Bismarcks Hand und 
handelte nur nach ſeinem Befehl. Dieſer Zuſtand war an ſich natür⸗ 
lich, denn ein ſo überragender Miniſterpräſident, der für Preußen und 
Deutſchland fo große politiſche Erfolge errungen hatte, beherrſchte 
eben ſein Miniſterium und leitete es autoritativ. Ich befand mich 
dadurch aber in einer ſchwierigen Lage, denn bei meinen Anregungen 
wurden mir die typiſchen Antworten zuteil: „Das will der Fürſt 
Bismarck nicht, das iſt nicht bei ihm zu erreichen, das würde Kaiſer 
Wilhelm I nicht verlangt haben, das verſtößt gegen die Tradition“ 
uſw. Ich erkannte mehr und mehr, daß ich eigentlich kein Staats— 
miniſterium zur Verfügung hatte, ſondern daß ſich die Herren 
— aus langer alter Gewohnheit — als die Beamten des Für— 
ſten Bismarck anſahen. 

Ein Beiſpiel möge erläutern, wie das Miniſterium in jener Big: 
marckſchen Zeit zu mir ſtand. Es handelte ſich um die Erneuerung 
des Sozialiſtengeſetzes, einer politiſchen Maßregel des Fürſten Bis⸗ 
marck, um den Sozialismus zu bekämpfen. Ein beſtimmter Bara- 
graph ſollte gemildert werden, um das Geſetz zu retten. Bismarck 
wollte nicht. Es kam zu ſcharfen Auseinanderſetzungen. Ich befahl 
einen Kronrat. Bismarck ſprach im Vorzimmer mit meinem Ad⸗ 
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jutanten und erklärte: Seine Mafeftät vergeſſe ganz, daß er Offizier 
ſei und ein Portepee trage, er müſſe auf die Armee zurückgreifen 
und fie gegen die Sozlaliſten führen, falls dieſe zu revolutionären 
Taten ſchreiten follten: der Kaiſer folle ihm freie Hand laſſen, dann 
werde man endlich Ruhe haben. Im Kronrat blieb Bismarck bei 
feinem Standpunkt. Die einzelnen Nintfter, zur Meinungsäußerung 
aufgefordert, ſprachen ſich lau aus. Es kam zur Abſtimmung, und 
das ganze Miniſterium ſtimmte gegen mich. 

Dieſe Abſtimmung zeigte mir wiederum die abſolute Herrſchaft, 
die der Kanzler über feine Miniſter ausübte. In tiefem Unmut 
beſprach ich den Vorfall mit Exzellenz v. Lucanus, der ebenſo betroffen 
tiber dieſe Erſcheinung war. Lucanus ſuchte einige von den Herren 
auf und ſtellte ſie über ihr Verhalten zur Rede. Die Herren 
machten geltend, ſie ſeien „nicht in der Lage“, gegen den Fürſten 
Stellung zu nehmen, und erklärten, man könne ihnen doch unmöglich 
zumuten, gegen den Fürſten zu ſtimmen. 

Der große weitfältfhe Bergarbeiterſtreik im Frühjahr 1889 
traf die Zivilverwaltung überraſchend. Eine dementſprechende Kopf⸗ 
und Ratloſigkeit trat zumal bei der Provinzialverwaltung Weſtfalens 
in die Erſcheinung. Alles rief nach Truppen, ein ſeder Gruben⸗ 
beſitzer wollte womöglich Poſten vor ſeinem Zimmer ſtehen haben. 
Die Kommandeure der requirierten Truppen meldeten immediat über 
die vorgefundene Lage an mich, darunter einer meiner früheren 
Regimentskameraden aus dem Garde⸗Huſarenregiment, v. Michaelis, 
der feines Witzes halber berühmt war. Er war zwiſchen den ſtreiken⸗ 
den Arbeitermaſſen, die in dem ungewöhnlich warmen Vorfrühling 
auf den Halden herum lagerten, allein und unbewaffnet umhergeritten 
und hatte es bald verſtanden, durch fein vertrauenerweckendes foviales 
Weſen einen harmloſen Verkehr mit den Leuten herzuſtellen. Durch 
Frage und Antwort gelangte er in den Beſitz vieler wertvoller In⸗ 
formationen über das, wodurch ſich die Arbeiter — mit Recht oder 
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Unrecht — bedrückt fühlten, ſowie über ihre Abſichten, Hoffnungen 
und Wünſche für die Zukunft. Er erwarb ſich bald allgemeine An⸗ 
erkennung und Beliebtheit bei den Arbeſtern und wußte ſie ſo richtig 
zu behandeln, daß in ſeinem Rayon abſolute Ruhe herrſchte. Durch 
nervöſe und beſorgte Telegramme der Großinduſtriellen und Behör— 
den, die auch beim Reichskanzler einliefen, veranlaßt, fragte ich bei 
Michaelis an, wie die Lage aufzufaſſen ſel. Als Antwort traf folgen- 
des Telegramm ein: „Alles ruhig, mit Ausnahme der Behörden.“ 

Auf Grund aller im Laufe des Frühfahres und Sommers ein- 
laufenden Meldungen und Berichte ſammelte ſich ein Material an, 
das klar erkennen ließ, daß in der Induſtrie nicht alles in Ordnung 
war. Mancher Wunſch der Arbeiter hatte ſeine Berechtigung und 
hätte zum mindeſten wohlwollender Prüfung unterzogen werden ſollen, 
ſowohl ſeitens der Arbeitgeber, wie der Behörden. Dieſe Erkenntnis, 
welche auch von meinem von mir befragten, in den fozialen Er- 
ſcheinungen beſonders feiner Provinz gut orientierten früheren Er- 
zieher, Geheimrat Dr. Hinzpeter, beſtätigt wurde, ließ in mir den 
Entſchluß reifen, den Staatsrat zuſammenzuberufen, zu den Der: 
handlungen Arbeitgeber und Arbeitnehmer hinzuzuziehen und unter 
meinem perſönlichen Vorſitz eine eingehende Beleuchtung der Arbeiter- 
frage zu veranlaſſen. Es follten dabei leitende Grundſätze und 
Material gewonnen werden, die dann dem Kanzler und der preußi— 
ſchen Staatsregierung als Unterlagen für die Augarbeitung dem⸗ 
entſprechender Geſetzesvorlagen dienen ſollten. 

Mit dieſem Gedanken trat ich an Exzellenz v. Bötticher heran, 
der ſofort den Widerſtand des Kanzlers gegen ſolches Verfahren in 
Ausſicht ſtellte und dringend davon abriet. Ich beſtand auf meinem 
Vorſatz, den Grundſatz Friedrichs des Großen anführend: „Je veux 
etre un rol des gueux“ ), es fei meine Pflicht, für die von der 
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Induſtrie aufgebrauchten Landeskinder zu forgen, ihre Kräfte zu 
ſchützen und ihre Exiſtenzmöglichkeiten zu verbeſſern. 

Der vorhergeſagte Widerſtand des Fürſten ließ nicht lange auf 
ſich warten. Es koſtete, da die Großinduſtrie ſich zum Teil hinter 
den Kanzler ſcharte, viel Mühe und Kämpfe, bis meine Abſicht durch⸗ 
geſetzt war. Der Staatsrat trat unter meinem Vorſitz zuſammen. 
In der Eröffnungsſitzung erſchien unerwartet auch der Kanzler. Er 
hielt eine Anſprache, in der er das ganze von mir ins Werk geſetzte 
Unternehmen mit Ironie kritiſterte und mißbilligte und feine Mit⸗ 
wirkung verſagte. Dann verließ er den Saal. 

Nach dem Fortgang des Kanzlers ſtand die Verſammlung unter 
dem Eindruck dieſer eigenartigen Szene. Die Wucht und Rückſichts⸗ 
loſigkeit, mit der der große Kanzler für ſeine und gegen meine Politik 
eintrat, weil er von der Richtigkeit ſeiner Auffaſſung durchdrungen 
war, machte auf mich und alle Anweſenden einen imponkerenden 
Eindruck. Trotzdem mußte mich der Vorfall tief verletzen. Die 
Verſammlung nahm dann ihre Arbeiten wieder auf und lieferte 
reiches Material zur Weiterbildung der von Kaffer Wilhelm dem 
Großen ins Leben gerufenen fozialen Geſetzgebung, die den Stolz 
Deutſchlands bildet und eine Fürſorge für das arbeitende Volk dar⸗ 
ſtellt, wie ſie in keinem Lande der Welt zu finden iſt. 

Daraufhin beſchloß ich, einen allgemeinen Sozialkongreß ein— 
zuberufen. Auch dem widerſetzte ſich Fürft Bismarck. Die Schweiz 
hegte einen ähnlichen Gedanken und beabſichtigte, einen Kongreß 
nach Bern zu berufen. Der ſchwelzeriſche Geſandte Roth erfuhr 
von meiner Abſicht und empfahl die Einſtellung der Einladungen 
nach Bern und die Annahme einer ſolchen nach Berlin. So ge⸗ 
ſchah es. Dank der Loyalität des Herrn Roth konnte der Kongreß 
nach Berlin einberufen werden. Das aus ihm reſultierende Material 
iſt zu Geſetzen verarbeitet und ausgenutzt worden, allerdings nur in 
Deutſchland. 
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Späterhin habe ich mit Bismarck über fein Anſinnen, die Sozia- 
liſten im Falle revolutionärer Betätigung durch Kanonen und Baſo⸗ 
nette zu bekämpfen, geſprochen und verſucht, ihn davon zu über⸗ 
zeugen, daß ich, kaum daß Kaiſer Wilhelm der Große nach gefeg- 
neter Regierung die Augen geſchloſſen, doch unmöglich meine erſten 
Regierungsſahre mit dem Blut meiner eigenen Landeskinder beflecken 
könne. Bismarck blieb dabei und erklärte, er werde das auf ſeine 
Kappe nehmen, ich ſollte ihm die Sache nur überlaſſen. Ich er- 
widerte, daß ich das mit meinem Gewiſſen und meiner Verant⸗ 
wortung vor Gott nicht vereinbaren könnte, um ſo weniger, als ich 
genau wüßte, daß die Arbeiterwelt in einer ſchlechten Lage ſei, die 
unbedingt gebeſſert werden müßte. 

Der Gegenſatz der Anſchauungen des Kaiſers und des Kanzlers 
über die ſoziale Frage, d. h. die Förderung des Wohles der Ar⸗ 
beiterbevölkerung unter Anteilnahme des Staates, fft der eigentliche 
Grund zum Bruche zwiſchen uns geweſen und hat mir die Feind⸗ 
ſchaft Bismarcks und damit die eines großen Teiles des ihm er⸗ 
gebenen deutſchen Volkes und beſonders des Beamtentums auf Jahre 
hinaus eingetragen. 

Dieſer Gegenſatz zwiſchen dem Kanzler und mir entſtand durch 
ſeine Meinung, daß die ſoziale Frage mit ſcharfen Maßregeln und 
eventuell mit der Truppe gelöſt werden könne, nicht aber mit Grund⸗ 
ſätzen allgemeiner Menſchenliebe oder Humanttätsdufelei, die er bei 
mir annehmen zu müſſen glaubte. Bismarck war — das möchte ich 
nach dem Geſagten betonen — nicht etwa arbeiter feindlich. Im 
Gegenteil! Er war ein viel zu großer Staatsmann, um die Wich⸗ 
tigkeit der Arbeſterfrage für den Staat zu verkennen. Er faßte dieſe 
ganze Angelegenheit aber rein vom ſtaatlichen Zweckmäßigkeitsſtand⸗ 
punkte auf. Der Staat ſollte für die Arbeiter ſorgen, ſoweit und 
wie dies der Regierung gut ſchien. Von einer Mitwirkung der 
Arbeiter bei dieſem Werke war kaum die Nede. Verhetzungen und 
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Auflehnungen ſollten ſcharf, nötigenfalls mit Waffengewalt, unter- 
drückt werden. Fürſorge auf der einen, die Panzerfauſt auf der 
anderen Seite, das war die Bismarckſche Sozialpolitik. Ich aber 
wollte die Seele des deutſchen Arbeiters gewinnen und habe um 
dieſes Ziel heiß gerungen. Ich war von einem klaren Pflicht⸗ und 
Verantwortlichkeitsbewußtſein meinem ganzen Volke, alſo auch den 
arbeitenden Klaſſen gegenüber, erfüllt. Was dieſen von Rechts wegen 
und billigerweiſe zukam, ſollte ihnen werden, und zwar, ſoweit es 
angängig oder notwendig war, wo der Wille und das Vermögen 
der Arbeitgeber aufhörten, von ſeiten des Landesherrn und feiner 
Regierung. Sobald ich erkannt hatte, daß Verbeſſerungen notwendig 
waren, zu denen ſich die Induſtrie zum Teil nicht verſtehen wollte, 
griff ich aus Rechtsgefühl für die Arbeiterſchaft ein. 

Ich hatte genügend in der Geſchichte ſtudiert, um nicht den Illu⸗ 
ſionen allgemeiner Volksbeglückungsmöglichkeit zum Opfer zu fallen. 
Daß es einem Wenſchen nicht möglich iſt, ein Volk „glücklich“ zu 
machen, war mir klar. Schließlich iſt nur das Volk glücklich, das 
zufrieden iſt oder wenigſtens ſein will, ein Wille, der allerdings ein 
gewiſſes Maß an Erkenntnis des Möglichen, alſo Sachlichkeit, vor— 
ausſetzt. Leider gebricht es daran recht oft! 

Ich wußte genau, daß bei den maßloſen Forderungen der fozfa- 
liſtiſchen Führer die unberechtigte Begehrlichkeit ſtets neu entfacht 
werden würde. Aber gerade um den unberechtigten Aſpirationen mit 
reinem Gewiſſen und überzeugend entgegentreten zu können, durfte 
den berechtigten die Anerkennung und Förderung nicht verſagt werden. 

Die das Wohl der Arbeiter ins Auge faſſende Politik hat zweifel⸗ 
los den geſamten Induſtriellen Deutſchlands durch die bekannten 
Geſetze für den Arbeiterſchutz ſchwere Laſten in der Konkurrenz auf 
dem Weltmarkt auferlegt — zumal einer Induſtrie gegenüber wie der 
belgiſchen, die ungehindert die Menſchenreſerven Belgiens mit billigen 
Löhnen bis zum letzten Tropfen ausquetſchen konnte, ohne Gewiſſens⸗ 
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biffe darüber zu empfinden und ohne Mitgefühl für die ſinkende 
Moral des ausgeſchöpften, ungeſchützten Volkes. Solche Zuſtände 
habe ich für Deutſchland unmöglich gemacht durch meine ſoziale Ge⸗ 
ſetzgebung, deren Einführung ich auch in Belgien während des Krieges 
durch Generaloberſt Freiherrn v. Biſſing zum Wohl der belgiſchen 
Arbeiter veranlaßte. Dieſe Geſetzgebung iſt aber zunächſt, um einen 
ſportlichen Ausdruck zu gebrauchen, ein Handicap auf der deutſchen 
Induſtrie im Weltkonkurrenzkampf geweſen und verſtimmte viele 
Großinduſtrielle, was von ihrem Standpunkte verſtändlich war. Der 
Landesherr muß aber ſtets das Geſamtwohl im Auge haben, und 
deshalb bin ich meinen Weg unbeirrt weitergegangen. 

Diejenigen Arbeiter andererſeits, die blindlings den ſozialiſtiſchen 
Führern folgten, haben mir keinen Dank für den ihnen geſchaffenen 
Schutz und für meine Arbeit gezollt. Uns trennt der Wahlſpruch 
der Hohenzollern: „Suum cuique“. Das heißt: „Jedem das Seine“, 
aber nicht, wie die Sozialdemokraten wollen: „Allen dasſelbe“! 

Auch der Gedanke beſchaͤftigte mich, wenigſtens der kontinentalen 
Induſtrie Europas durch eine Art von Kontingentierung des Abſatzes 
im Auslande einen Teil des Konkurrenzkampfes zu erſparen und da⸗ 
durch eine Erleichterung der Produktion zu ſchaffen, die wiederum 
eine gefündere Lebensweiſe der arbeitenden Klaſſen ermöglichen ſollte. 

Sehr bezeichnend iſt der Eindruck, den fremde Arbeiter beim 
Studium der ſozialen Geſetzgebung in Deutſchland gewannen. 
Wenige Jahre vor dem Kriege erwachte man in England unter dem 
Druck der Arbeiterbewegungen zu der Überzeugung, daß es geboten 
ſei, für die Arbeiter beſſer zu ſorgen. Es kamen Kommiſſionen nach 
Deutſchland, auch ſolche von Arbeitern. Sie beſuchten unter Füh⸗ 
rung von deutſchen Vertretern, auch von Sozialiſten, die Induſtrie⸗ 
gebiete, Fabriken, Wohltätigkeitsanlagen, Heilſtätten der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften uſw. und waren überraſcht von allem, was ſie ſahen. 
Bei dem Abſchiedsmahl, das ihnen gegeben wurde, wandte ſich der 
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engliſche Führer der Arbeiterdeputationen an Bebel mit der Schluß- 
bemerkung: „Nach dem, was wir alles geſehen haben, was in 
Deutſchland für die Arbeiterwelt geſchieht, frage ich Sie: da ſind 
Ste auch noch Sozialiſten?!“ Einem Gewäͤhrsmann gegenüber be⸗ 
merkten die Engländer, wenn es ihnen gelänge, nach langen Kämpfen 
in ihrem Parlament den zehnten Teil von dem durchzuſetzen, was 
in Deutſchland ſchon ſelt Jahren für die Arbeiter geſchähe, dann 
würden ſie ſehr zufrieden ſein. 

Ich hatte dieſe Beſuche der engliſchen Deputationen mit Inter⸗ 
eſſe verfolgt und wunderte mich über deren Unkenntnis der deutſchen 
Verhältniſſe. Noch mehr aber über die durch die engliſche Botſchaft 
übermittelten Fragen der engliſchen Regierung zu demfelben Thema, 
die eine geradezu erſtaunliche Unkenntnis der in Deutſchland auf 
dem Gebiet ſozialer Reformen erfolgten Entwicklung verrieten. Ich 
befragte den engliſchen Botſchafter und bemerkte, England ſei 1890 
auf dem Berliner Sozialkongreß vertreten geweſen und habe doch 
gewiß, wenigſtens durch die Botſchaft, Kenntnis erhalten von den 
Reichstagsdebatten, die über die einzelnen fozialen Maßnahmen in 
breiter Weiſe ſtattgefunden hatten. Der Botſchafter erwiderte: Er 
habe denſelben Gedanken gehabt, daher habe er die früheren Akten 
der Botſchaft nachſehen laſſen. Dabei ſei konſtatiert worden, daß 
ſeitens der Botſchaft auf das genaueſte nach London Bericht erſtattet 
worden und daß über jedes wichtige Stadium der fortſchreitenden 
ſozialen Reformen umfangreiche Berichte nach Hauſe geſandt worden 
ſeien, allein „because they came from Germany, nobody ever read 
them, they were simply »pigeonholed«, and remained there ever 
since, it is a downright shame! Germany does not interest people 
at home“. *) So fügte der Brite achſelzuckend hinzu. Weder König 


*) „Weil ſie aus Deutſchland kamen, wurden ſie von niemand geleſen, man 
packte fie einfach in die Aktenſchränke, und dort find fie ſeitdem geblieben. Es tft 
elne wahre Schande! Deutſchland fntereffiert die Leute zu Haufe nicht.“ 
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noch Parlament beſaßen das Gewiſſen oder Zeit oder Luft, ſich 
mit der Hebung der Arbeiterklaſſe zu befhäftigen. Die „Einkreiſungs⸗ 
politik“ zur Vernichtung Deutſchlands, vor allem ſeiner Induſtrie 
und damit feiner Arbeiterbevölferung, war ihnen viel wichtiger und 
lohnender. Am 9. November 1918 ſchloſſen ſich die radikalen deutſchen 
Sozialiſtenführer mit ihrer gleichgearteten Gefolgſchaft dieſem briti⸗ 
ſchen Vernichtungswerke an. — 

Auch im Kleinen habe ich auf Gebieten, die meinem Einfluß 
zugänglich waren, z. B. in der Verwaltung meines Hofes, im Kaiſer⸗ 
lichen Automobll⸗Club u. dgl., den fozialen Geſichtspunkten zur Gel⸗ 
tung verholfen. So habe ich u. a. aus den Geldern, die bei der 
Beſichtigung der Schlöſſer den Dienern gegeben wurden, einen Fonds 
errichten laſſen, der als lediglich der Dienerſchaft gehörend ange⸗ 
ſehen wurde und im Laufe der Zelt eine ſtattliche Summe erreicht 
hat. Aus feinen Mitteln erhielten die Diener und ihre Familien 
Badereiſezulagen, Kurkoſten, Begräbniskoſten, Ausſteuern für Kinder, 
Konfirmationszulagen und ähnliche Zuwendungen. 

Als ich auf die Bitte des neugeſchaffenen „Kalſerlichen Auto⸗ 
mobil⸗Clubs“ das Protektorat über ihn angenommen hatte, folgte ich 
einer Einladung zu einem Frühſtück in den ſchönen Räumen des 
von Ihne gebauten Hauſes. Hier fand ih außer Magnaten, wie 
den Herzögen von Ratibor, von Ujeſt u. a., eine Menge Herren aus 
der Berliner haute finance und Induſtrie vor, die ſich teilweiſe recht 
„bermelintoll” gebärdeten. Als das Gefpräh auf die Wagenführer 
kam, ſchlug ich vor, einen Fonds zu begründen, der dieſen bei Un⸗ 
glücksfällen eine Beihilfe für die Krankheitsbehandlung, bei Todes⸗ 
fällen eine Sicherſtellung ihrer Hinterbliebenen gewähren ſollte. Der 
Vorſchlag fand allgemeinen Beifall, und der Fonds hat dann fehr 
ſegensreich gewirkt. Eine ähnliche Einrichtung habe ich fpäterhin 
auch für die Kapitäne und Erſten Steuerleute im „Kaiſerlichen 
Vacht⸗Club“ in Kiel geſchaffen. 
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Beſondere Freude bereitete mir das von mir begründete „Kaiſer 
Wilhelm⸗Kinderheim“ in Ahlbeck, in dem im Frieden alljährlich von 
Mai bis Ende September, abteilungsweiſe alle vier Wochen wech⸗ 
ſelnd, eine große Anzahl von Kindern aus den ärmften Berliner 
Arbeitervierteln untergebracht wurden. Das Heim ſteht heute noch 
unter der bewährten Leitung der hervorragenden Oberin Fräulein 
Kirſchner, der Tochter des früheren Oberbürgermeiſters von Berlin, 
und hat ſowohl phyſiſch wie pſychiſch ein glänzendes Reſultat erzielt. 
Aus abgehärmten, blaſſen, dürftigen Großſtadtkindern wurden friſche, 
blühende, lebensfreudige kleine Weſen, von deren Gedeihen ich mich 
des öfteren perſönlich freudebewegt überzeugt habe. — 

Ich möchte, gerade weil ich von meinem Zerwürfnis mit Bis⸗ 
marck wegen der Arbeiterfrage geſprochen habe, — außer dem vor⸗ 
hin über feine grundſätzliche Stellung Geſagten — ein Beiſpiel da⸗ 
für anfügen, wie glänzend ſich der Fürſt in einer Angelegenheit be⸗ 
nahm, die die Arbeiterſchaft anging. Dabei haben ihn gewiß auch 
nationale Motive geleitet, aber er erkannte doch ſofort, daß es galt, 
eine große Belegſchaft vor Arbeitsloſigkeit zu ſchützen, und griff mit 
ſeiner ganzen Autorität durch. Ich hatte — noch als Prinz Wilhelm — 
in Stettin etwa 1886 in Erfahrung gebracht, daß die große Schiffs⸗ 
bauwerft „Vulkan“ aus Mangel an Beſtellungen vor dem Konkurs 
und damit die ganze mehrtauſendköpfige Arbeiterſchaft vor der Brot⸗ 
loſigkeit ſtand. Dies war auch für die Stadt Stettin kataſtrophal. 
Die Werft konnte nur durch eine Beſtellung auf ein großes Schiff 
über Waſſer gehalten werden. Sie war, durch Admiral v. Stoſch 
ſeinerzeit aufgefordert — um uns vom engliſchen Schiffbau endlich 
loszumachen —, mutig darangegangen und hatte das erſte deutſche 
Panzerſchiff gebaut, deſſen Taufe Anno 1874 meine Mutter an ihrem 
Geburtstag vollzog, wobei ich zugegen geweſen bin. Seither hatten 
ihre Schiffe ſtets die Zufriedenheit der Kriegsmarine erworben, doch 
dieſe baute nur ſelten. Die Handelsmarine aber hatte nicht gewagt, 
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den kühnen Schritt Admirals v. Stoſch nachzutun. Nun ftand 
dieſe tapfere deutſche Werft vor dem Ruin, denn der Bremer Lloyd 
hatte ihr Angebot auf einen Paflagierdampfer abgelehnt mit dem 
Bemerken, das könnten die Engländer beſſer à conto ihrer lang⸗ 
jährigen Tradition. Die Not war groß. Ich eilte zum Fürſten 
Bismarck und legte ihm die oben geſchilderten Vorgänge dar. Ein 
heller Zorn ergriff den Kanzler, und blitzenden Auges ſchlug er mit 
der Fauſt auf den Tiſch. „Was? Dieſe Pfefferſäcke wollen lieber 
ihre Kähne in England als bei uns bauen? Das fft fa ganz un⸗ 
erhört! Dabei ſoll eine gute deutſche Werft zugrunde gehen? Der 
Deibel ſoll dieſe Kaufmänner beim Kanthaken kriegen!!“ Er klingelte, 
ein Diener trat ein. „Geheimrat X. aus dem Auswärtigen Amt 
fofort hierher!“ Nach wenigen Minuten, während deren der Fürſt 
auf⸗ und abſtampfte, erſchien der Gerufene. „Telegramm nach Ham⸗ 
burg an den Geſandten: der Lloyd in Bremen hat ſein neueſtes 
Schiff in Stettin beim Vulkan bauen zu laſſen!“ Der Geheimrat 
verſchwand eiligſt mit „wagerecht abſtehenden Rockſchößen um die 
offene Tür herumwalzend“. Der Fürſt wandte fi zu mir und 
ſagte: „Ich bin Ihnen zu beſonderem Danke verpflichtet. Sie haben 
dem Vaterland und auch mir einen wichtigen Dienſt erwieſen. Fortan 
wird nur noch bei uns gebaut. Das werde ich den Hanſeaten ſchon 
klar machen. Sie können an den Vulkan telegraphieren, daß der 
Kanzler ſich für den Bau auf der Vulkanwerft verbürgt, möge es 
der Anfang einer langen Reihe ſein! Die Arbeiter aber, die Sie 
auf dieſe Weiſe vor Arbeitsloſigkeit geſchützt haben, mögen fi bei 
Ihnen bedanken!“ Ich benachrichtigte Geheimrat Schlutow in Stettin, 
die Freude war groß. Es war der Anfang, der zu dem Bau der 
herrlichen Schnelldampfer führen ſollte. 

Als ich im Dezember 1888 nach meinem Regierungsantritt nach 
Stettin fuhr, um meinen pommerſchen Grenadieren die Erinnerungs⸗ 
bänder an ihre Fahnen zu verleihen, beſuchte ich auf Bitten des Vor⸗ 
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ftandes auch den Vulkan. Nach Empfang durch den Vorſtand außer: 
halb der Werft taten ſich die großen Flügeltore auf, und ich ſchritt 
hinein. Aber ſtatt Arbeit und dröhnender Hämmer empfing mich 
tiefe Stille. Die geſamte Arbeiterſchaft ſtand im offenen Halbkreis 
verſammelt und entblößte ihre Häupter. In ihrer Mitte ſtand der 
ältefte Arbeiter mit ſchneeweißem Bart, einen Lorbeerkranz in der 
Hand. Ich war ergriffen. Schlutow flüſterte mir zu: „Eine kleine 
Freude, die die Arbeiter ſich ſelbſt ausgedacht haben.“ Der alte 
Schmied trat vor, und in kernigen ſchlichten Worten ſprach er mir 
den Dank der Arbelter dafür aus, daß ich fie und vor allem ihre 
Frauen und Kinder durch meine Verwendung bei Bismarck für das 
Schiff vor Not und Hunger bewahrt hatte. Als Zeichen der Dank— 
barkeit der Arbeiterſchaft bat er, den Lorbeerkranz überreichen zu 
dürfen. Auf das tiefſte bewegt nahm ich den Kranz entgegen und 
verlieh der Freude darüber Ausdruck, daß ich im Frieden ohne einen 
Tropfen Blut meinen erſten Lorbeer aus der Hand braver deutſcher 
Arbeiter empfinge. Das war Anno 18881 Damals wußte die 
deutſche Arbeiterſchaft den Segen der Arbeit zu ſchätzen. 
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Caprivi 


Or v. Caprivi war bei meinem Regierungsantritt Chef der 
Admiralität. Er war der letzte General in dieſem Amt. Ich 
nahm den Aufbau und die Reform, ja man kann ſagen die Neu⸗ 
gründung der Kaiſerlich Deutſchen Marine auf Grund meiner Vor⸗ 
ſtudien in England und daheim ſofort energiſch in die Hand. Das 
paßte dem tüchtigen, aber etwas eigenſinnigen und von Eitelkeit nicht 
ganz freien General nicht. 

Er hatte ſich unzweifelhaft große Verdienſte um die Mobil⸗ 
machung, die Hebung des Offizierkorps und die Förderung und 
Entwicklung des Torpedobootweſens erworben. Dagegen lag der 
Schiffbau, der Erſatz altwerdenden Materials, ganz darnieder, zum 
Schaden für die Flotte und zum Kummer der aufblühenden, nach 
Beſchäftigung verlangenden Schiffbauinduſtrie. Taprivi war als 
alter preußiſcher General der Anſicht feiner Zeit⸗ und Altersgenoſſen 
von 1864, 1866 und 1870/71: die Armee habe immer alles 
gemacht und ſo werde es weiter bleiben. Daher dürften für die 
Marine keine großen Geldforderungen an das Land geſtellt werden, 
weil ſonſt die Gefahr beſtände, daß die Armee um die andern⸗ 
falls ihr zufließenden Mittel gekürzt und dadurch ihre Entwicklung 
gehemmt würde. Dieſe Vorſtellung, von der Caprivi nicht abzu⸗ 
bringen war, war falſch. Der bewilligte Betrag floß nicht in ein 
Reſervolr, aus dem man durch Umſtellung einer Klappe den Geld⸗ 
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ſtrom bald in den Armees, bald in den Marinekanal leiten konnte. 
Wenn Caprivi für Marfnebauten nichts fordern wollte, um da⸗ 
durch der Armee mehr zuzuwenden, ſo war das alſo verkehrt. Die 
Armee bekam deswegen nicht einen Maravedi mehr, ſondern auch 
nur das, was der Kriegsminiſter nach dem Etat für fie anforderte 
und erhielt. Das zu ſchaffende Staatsſekretariat für die Marine 
mußte ganz unabhängig vom Kriegs miniſterium ſoviel für die Flotte 
fordern und durchſetzen, wie für den Schutz unſeres Handels und 
unferer Kolonien erforderlich war. So fft es ſpäter auch geſchehen. 

Caprivi trat bald mit der Bitte an mich heran, ihn von feinem 
Poſten abzulöſen. Dieſer befriedige ihn an ſich ſchon nicht, dann aber 
hätte ich allerhand Zukunftspläne mit der Marine, die er ſchon des⸗ 
halb für unrealifierbar halte, weil der Nachwuchs der prima plana 
(Offiziere) fehle — damals Zugang 60 bis 80 Kadetten im Jahr — 
und eine große Marine ohne ein großes Offizierkorps undenkbar 
ſei. Zudem habe er bei den Inſpizierungen Seiner Majeftät ſehr 
bald geſehen, daß der Kaiſer von Marineangelegenheiten mehr ver- 
ſtünde als er, der General, und das bringe ihn ſeinen Untergebenen 
gegenüber in eine unmögliche Lage. 

Unter dieſen Umſtänden trennte ich mich von ihm unter Ver⸗ 
leihung des Kommandos eines Armeekorps. Nach dem Spruch: 
„Die Marine den Seeleuten!“ beſtimmte ich zum erſtenmal einen 
Admiral zu ihrem Leiter, was von den Seeleuten mit großer Freude 
begrüßt wurde. Es war Admiral Graf Monts. 

Als nun der Abgang des Fürſten Bismarck für mich doch ziem⸗ 
lich unerwartet eintrat, war die Wahl des Nachfolgers ſchwer. Wer 
es auch ſein mochte — den Nachfolger dieſes gewaltigen Kanzlers 
erwartete von vornherein ein ſchweres Opfer ohne Ausſicht auf An⸗ 
erkennung, er würde als Uſurpator auf einem ihm nicht gebühren⸗ 
den Platz gelten, den auszufüllen er doch nicht imſtande ſei. Kritik, 
Kritik und nichts als Kritik war das tägliche Brot, auf das der 
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neue Kanzler rechnen mußte, und die Feindſchaft aller derer, die 
zum Fürſten hielten, einſchließlich der vielen, die fich früher in Oppo⸗ 
fition gegen ihn nicht genug hatten tun können. Eine ſtarke Strö⸗ 
mung würde dem neuen Kanzler Widerſtand bereiten, nicht zum 
mindeſten der alte Fürſt ſelbſt. 

Aus ſolchen Überlegungen heraus wurde beſchloſſen, einen Mann 
aus der Generation des Fürſten zu wählen, der während der Kriege 
eine leitende Stellung bekleidet und bereits ein Staatsamt unter dem 
Fürſten geführt hatte. So kam Caprivi. Sein Alter verbürgte, 
daß er einen überlegten und ruhigen Ratgeber für den „verwaiſten“ 
fungen Katfer abgeben werde. 

Sehr bald kam die Frage der Verlängerung des Rückver⸗ 
ſicherungsvertrages mit Rußland. Caprivi erklärte, ihn ſchon in 
Rüdficht auf Oſterreich nicht mehr erneuern zu können, da die darin 
enthaltene Spitze gegen Oſterreich bei ſeinem kaum vermeidbaren 
Bekanntwerden in Wien zu recht unangenehmen Konſequenzen zu 
führen geeignet ſei. So wurde der Vertrag hinfällig. Meiner An⸗ 
ſicht nach hatte er feinen Hauptwert damals ſchon verloren, da die 
Ruſſen doch nicht mehr mit dem Herzen dahinter ſtanden. In dieſer 
Auffaſſung beſtärkte mich eine Denkſchrift des Unterſtaatsſekretärs 
Grafen Berchem, eines Mitarbeiters des Fürſten Bismarck. 

Die Agrarkonſervativen machten Front gegen Caprivi als „Mann 
ohne Ar und Halm“, und ein heftiger Kampf tobte um die Handels⸗ 
verträge. Dieſe Schwierigkeiten wurden noch weſentlich dadurch 
vermehrt, daß Fürſt Bismarck, unter Fallenlaſſen ſeiner früheren 
Grundſätze, ſich an dem Kampf gegen ſeinen Nachfolger mit der 
ihm innewohnenden Energie beteiligte. So begann die Fronde der 
Konſervativen gegen Regierung und Krone, und der Fürſt fäte perſön⸗ 
lich die Saat, aus der fpäter der „mißverſtandene Bismarck“ und 
die fo oft in der Preſſe angeflihrte „Reichsverdroſſenheit“ erwuchs. 
Der „mißverſtandene Bismarck“ hat meine ganze Regierungszeit 
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hindurch in Zitaten, Wort und Schrift, ſowie durch paſſive Reſiſtenz 
und gedankenloſe Kritik meinen Anregungen und Zielen permanenten 
Widerſtand geſchaffen. Alles, was geſchah, wurde von der ſich dem 
Fürſten bereitwilligſt zur Verfügung ſtellenden und ſich oft noch 
bismärckiſcher als Bismarck ſelbſt gebärdenden Preſſe ſchlecht ge⸗ 
macht, lächerlich gefunden und unterſchiedslos in Grund und Boden 
kritiſtert. 

Beſonders markant zeigte ſich dieſe Erſcheinung bei der Erwerbung 
von Helgoland. Dieſes Eiland, den großen Waſſerſtraßen, die 
zu den Haupthandelsplätzen der Hanſa führen, dicht vorgelagert, 
war in der Hand der Briten eine beſtändige Drohung gegen Ham⸗ 
burg und Bremen und machte jeden Gedanken an einen Flotten⸗ 
ausbau unmöglich. Ich hatte daher den feſten Entſchluß gefaßt, 
dieſes alte deutſche Eiland ſeinem Vaterland wieder zu gewinnen. 

Auf dem Kolonialgebiet fand ſich der Weg, um England zur 
Aufgabe des roten Felſens zu veranlaſſen. Lord Salisbury zeigte 
ſich geneigt, den „unfruchtbaren Felſen“ für Zanzibar und Witu in 
Oſtafrika herzugeben. Durch Handelskreiſe und die Meldungen der 
Kommandanten der deutſchen Kreuzer und Kanonenboote, die dort 
lagen und an der Küſte der neuerworbenen deutſchen oſtafrikaniſchen 
Kolonie kreuzten, wußte ich, daß mit dem Aufblühen von Tanga, Dar⸗ 
es⸗Salam uſw. an der Küſte Afrikas der Wert Zanzibars — als Haupt⸗ 
umſchlagshafen — dahin fein würde. Denn, ſobald dieſe Plätze ge⸗ 
nügenden Tiefgang und Ladeeinrichtung für Handels dampfer erhalten 
haben würden, brauchten die aus dem Inneren an die Küſte kommen⸗ 
den Güter nicht mehr mit Dhaws nach Zanzibar hinübergebracht und 
dort nochmals umgeladen zu werden, ſondern man konnte ſie aus 
den neuen Hafenplätzen der Küſte direkt verfrachten. 

So war ich der Überzeugung, daß wir einmal ein annehmbares 
Tauſchobjekt, zum anderen eine gute Gelegenheit hatten, um kolo⸗ 
nialen Reibungen mit England aus dem Wege zu gehen und uns 
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à lamiable mit ihm zu arrangieren. Kaprivi ſtimmte zu, die Ver⸗ 
handlungen wurden zum Abſchluß gebracht, und eines Abends kurz 
vor Tiſch konnte ich der Kafferin und einigen Vertrauten die hoch— 
erfreuliche Mitteilung machen, daß Helgoland deutſch geworden war. 
Eine wichtige — unblutige — Mehrung des Reiches war gelungen, 
die erſte Bedingung für den Ausbau der Flotte war erfüllt, ein 
fahrhundertelanger Wunſch der Hanſen und Norddeutſchen in Er⸗ 
füllung gegangen. Ein bedeutendes Ereignis hatte ſich in der Stille 
vollzogen. 

Wenn die Erwerbung Helgolands unter des Fürſten Bismarck 
Kanzlerſchaft erfolgt wäre, dann wäre ſie wahrſcheinlich mit Jubel 
begrüßt worden. Unter Caprivi ſetzte die Kritik ein. Es waren ja 
bloß der Uſurpator Caprivi, der ſich erkühnte, auf des Fürſten Stuhl 
zu ſitzen, und der „unberechenbare“, „undankbare“, „impulfive” ſunge 
Herr geweſen, die das gemacht hatten! Wenn Bismarck nur ge⸗ 
wollt hätte, den „ollen Felſen“ konnte er alle Tage haben, aber die 
vielverſprechenden afrikaniſchen Beſitzungen den Engländern dafür 
preiszugeben, ſo ungeſchickt hätte er nie gehandelt und ſich nie ſo 
übers Ohr hauen laſſen: ſo lautete es faſt von allen Seiten. Des 
Fürſten Blätter ſtimmten laut in dieſe Kritik mit ein, allerdings 
ſehr zum Kummer der Hanſen. 

Merkwürdig nahmen ſich die Vorwürfe wegen des Austauſches 
von Zanzibar und Witu in der Preſſe des Fürſten aus, der mir früher, 
als ich unter ihm arbeitete, immer wieder geſagt hatte, daß er an 
und für ſich von Kolonien nicht viel halte und fie hauptſächlich als 
gelegentliche Tauſchobfekte betrachte, um ſich mit den Engländern aus⸗ 
einanderzufegen. Sein Nachfolger handelte im Falle Helgoland da= 
nach und wurde dafür auf das heftigſte kritiſtert und angegriffen. 
Erſt im Laufe des Weltkrieges ſind mir Aufſätze in deutſchen Zeitungen 
zu Geſicht gekommen, die rückhaltlos den Erwerb von Helgoland als 
Tat vorausſchauender Politik anerkannten und Betrachtungen daran 
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knüpften, was wohl gefchehen fein würde, wenn Helgoland nicht 
deutſch geworden wäre. 

Das deutſche Volk hat allen Grund dazu, dem Grafen Kaprivt 
für dieſe Tat Dank zu wiſſen, denn durch ſie iſt ſeine Flotte und 
der Sieg am Skagerrak ermöglicht worden. Die deutſche Marine 
hatte das ſchon längſt erkannt. 

Das Schulgeſetz des Grafen Zedlitz brachte neue heftige Kon⸗ 
flikte. Als fie zu Zedlitz“ Rücktritt führten, wurde aus den Reihen 
ſeiner Anhänger bereits der Ruf laut: „Geht der Graf, muß der 
Kanzler auch gehen.“ 

Caprivi ging in ſtiller, vornehmer Weiſe. Er hat redlich nach 
ſeinen Kräften und ſeinem Können verſucht, die Traditionen des 
Fürſten Bismarck fortzuführen. Er hat dabei wenig Unterſtützung 
ſeitens der Parteien gefunden, dafür um fo mehr Kritik und Befehdung 
im Publikum und von denen, die von Rechts wegen und aus 
Staatsintereſſe ihm hätten zur Seite ſtehen ſollen. Ohne ein Wort 
der Rechtfertigung hat Caprivi vornehm ſchweigend den Reft feiner 
Tage in einſamer Zurückgezogenheit verlebt. 
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Hohenlohe 


4 gaiſer Wilhelm II. 


6 ſtand ich vor der ſchwierigen Aufgabe, einen Kanzler 


wählen zu müſſen. Seine Stellung und ſein Wirken würden 

ungefähr unter denſelben Auſpizien und Bedingungen ſtehen wie die 
feines Vorgängers. Nur daß ſetzt mehr der Wunſch in die Er⸗ 
ſcheinung trat, es müſſe ein Staatsmann ſein, natürlich ein älterer, 
der dem Fürſten Bismarck mehr Vertrauen elinflöße, als ein ein⸗ 
facher General. Ein Staatsmann werde es beſſer verſtehen, in den 
politiſchen Fußtapfen des Fürſten zu ſchreiten, und dieſem weniger 
Flächen zur Kritik und zu Angriffen bieten. Letztere hatten allgemach 
angefangen, in der ganzen Beamtenſchaft, die meiſt noch aus der 
Zeit des Fürſten ſtammte, eine nicht zu verkennende Nervofität und 
Unzufriedenheit auszulöſen, durch welche die Arbeit des ganzen 
Regierungsmechanismus nicht unerheblich beeinträchtigt wurde, wie 
auch im Parlament die Oppoſition immer neue Verſtärkung aus bis 
dahin regierungstreuen Kreiſen erhielt und ſich lähmend fühlbar 
machte. Namentlich im Auswärtigen Amt begann ſich der Geiſt 
Holſteins, des vermeintlichen Vertreters der „alten bewährten Bis⸗ 
marck⸗Traditionen“, ſtark zu regen und machte ſich die Unluſt an 
der Mitarbeit mit dem Kaiſer beſonders bemerkbar, man glaubte 
dort offenbar, ſelbſtändig die Politik Bismarcks fortführen zu müſſen. 
Nach reiflichen Erwägungen entſchloß ich mich, den Fürſten 
Hohenlohe, der damals Statthalter der Reichslande war, mit der 
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Kanzlerſchaft zu betrauen. Er hatte beim Ausbruch des Krieges 
1870 als bayerifcher Miniſter durchgeſetzt, daß Bayern an Preußens 
Seite trat. Seitdem wurde er vom Fürſten Bismarck wegen ſeiner 
Reichstreue hochgeſchätzt. Man konnte erwarten, daß dieſem Nach— 
folger gegenüber des Fürſten Gegnerſchaft nachlaſſen werde. Dieſe 
Kanzlerwahl war alſo ſtark beeinflußt durch die Rückſicht auf die 
Perſon des Fürſten Bismarck und die von ihm infpirferte öffentliche 
Meinung. 

Fürft Hohenlohe war der Typus des alten vornehmen Grand⸗ 
ſeigneurs. Sehr urban in ſeinem ganzen Weſen und in ſeinen 
Umgangsformen, von feinem Geiſt, der einen leichten Beigeſchmack 
von feiner Ironie zuweilen durchblicken ließ, durch fein Alter ab⸗ 
geklärt, ein kühler Beobachter und Beurteiler der Menſchen. Trotz 
unſerem großen Altersunterſchiede hat er ſich ſehr gut mit mir ein⸗ 
gelebt. Das wurde auch äußerlich dadurch betont, daß er ſowohl 
von der Kaiſerin wie von mir als Oheim behandelt und angeredet 
wurde, wodurch fi eine gewiſſe Atmoſphäre von familiärer Ver⸗ 
traulichkeit beim Beiſammenſein um uns wob. In feinen Geſprächen 
mit mir, beſonders bei Beurteilung von Beamten für die Stellen⸗ 
beſetzungen, gab er ſehr charakteriſtiſche Schilderungen der betreffen⸗ 
den Herren, oft mit philoſophiſchen Betrachtungen verbunden, die 
eine tiefe Reflexion über das Leben als ſolches und über die Men⸗ 
ſchen in ihm verrieten und die auf Lebenserfahrung begründete Reife 
und Weisheit des höheren Alters zeigten. 

In die erſte Zeit der Kanzlerſchaft Hohenlohes fällt ein Vorfall, 
der auf die Beziehungen zu Frankreich und Rußland ein fnter- 
eſſantes Licht wirft. Als ich zur Zeit der ruſſo⸗franzöſiſchen Ver⸗ 
brüderungen durch den Generalſtab wie durch die Botſchaft in Paris 
ſichere Nachrichten erhalten hatte, daß Frankreich beabſichtige, ſeine 
Truppen aus Algier zum Tell zurückzuziehen, um fie in Südfrankreich 
entweder gegen Italien oder gegen das Elſaß zu dislozieren, machte 
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ich dem Zaren Nikolaus II. davon Mitteilung mit der Bemerkung, 
ich würde zu Gegenmaßregeln ſchreiten müſſen, wenn der Zar feine 
Verbündeten nicht von fo provozierenden Schritten abhalte. Ruf- 
ſiſcher Miniſter des Auswärtigen war damals Fürſt Lobanow, früher 
Botſchafter in Wien, wegen feiner Francophilie bekannt. Er weilte 
im Sommer 1895 in Frankreich und war dort ſehr gefeiert worden. 
Im Herbſt, als ich gerade im Jagdſchloß Hubertusſtock in der 
Schorfheide bei Eberswalde weilte, meldete ſich Fürſt Lobanow auf 
der Rückreiſe von Paris im Auftrage des Zaren zur Audienz bei 
mir an. Bei ſeinem Empfang ſchilderte er die ruhige und vernünftige 
Stimmung, die er in Paris konſtatiert habe, und ſuchte mich auch 
über die oben erwähnten Truppendislokationen zu beruhigen, die nur 
leeres Gerücht und Gerede ohne jeden poſitiven Anhalt ſeien. Er 
bringe die beruhigendſten Verſicherungen mit, ich brauche gar keine 
Angſt zu haben. Ich erwiderte ihm mit beſtem Dank für die Mit- 
teilung: Das Wort „Angſt' käme im Wörterbuch des deutſchen 
Offiziers nicht vor. Wenn Frankreich und Rußland Krieg machen 
wollten, könnte ich es nicht hindern. Worauf der Fürſt mit frommem 
Augenaufſchlag gen Himmel blickend das Kreuz ſchlug und ſagte: 
„Oh la guerre? quelle idée, qui y pense, celà ne doit pas ètre!“ ) 
Ich ſagte darauf: Ich denke gewiß nicht daran, aber für einen Bes 
obachter, der nicht einmal ſehr ſcharfſinnig zu ſein brauche, böten 
die andauernden Feiern und Reden, ſowie offiziellen und inoffiziellen 
Beſuche zwiſchen Paris und Petersburg doch gewiſſe Symptome, 
die nicht unbeachtet bleiben könnten und in Deutſchland ſehr ver- 
ſtimmten. Sollte es gegen meinen und meines Volkes Willen zum 
Kriege kommen, ſo hätte ich das Vertrauen zu meinem Gott, wie 
zum deutſchen Heer und Volk, daß Deutſchland mit beiden Gegnern 
fertig werden würde. 


*) „Oh, Krieg? Welche Vorſtellung! Wer denkt denn daran! Das darf 
nicht fein!” 
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Ich fügte noch einen mir aus Paris gemeldeten Ausſpruch hin» 
zu, den ein ruſſiſcher Offizier, der als Mitglied einer Offiziers⸗ 
deputation in Frankreich weilte, geäußert hatte. Auf die Frage 
eines franzöfifhen Kameraden, ob die Ruſſen ſich auch getrauten, 
die Deutſchen zu ſchlagen, antwortete der brave Slawe: „Non, mon 
ami, nous serons battus à plate couture, mais qu est- ce que ga 
fait? Nous aurons alors aussi la rẽpublique.“ “) Der Fürſt ſah 
mich erſt wortlos an, dann zuckte er mit den Achſeln: „Oh la guerre, 
il ne faut pas méme y penser.“ **) Der Offizier hatte nur das 
geſagt, was die allgemeine Anſicht der ruſſiſchen Intelligenz und 
Geſellſchaft war. Schon bei meinem erſten Aufenthalt in Peters- 
burg im Anfang der 80er Jahre ſagte mir eine Großfürſtin bei 
Tiſch in aller Gemütsruhe: „Man ſitzt hier permanent auf einem 
Vulkan, man erwartet die Revolution jeden Tag! Die Slawen 
ſind nicht treu und keine Monarchiſten, ſie ſind alle Republikaner 
im Innern und verſtellen ſich und lügen alle und immer.“ 

Drei größere Ereigniſſe, die mit der äußeren Politik zuſammen⸗ 
hingen, fielen in die Zeit des Fürſten Hohenlohe: 1895 die Eröff⸗ 
nung des unter Kaiſer Wilhelm dem Großen begonnenen Katfer 
Wilhelm⸗Kanals (Nord⸗Oſtſee⸗Kanal), zu der als Vertreter Ge⸗ 
ſchwader oder Schiffe der ganzen Welt geladen wurden, 1897 die 
Erwerbung von Tſingtau, zum dritten die vielumſtrittene Krüger⸗ 
depeſche. 

Bel der Erwerbung von Tſingtau hat Fürſt Hohenlohe be— 
ſonderen Anteil genommen. Auch er war der Anſicht, daß Deutſch⸗ 
land für ſeine Schiffe notwendig eigene Kohlenſtationen brauche, 
und daß das Drängen der Handelskreiſe, die Gelegenheit der Auf⸗ 
ſchließung Chinas für den internationalen Handel nicht vorübergehen 


„) „Nein, mein Freund, wir werden gänzlich geſchlagen werden, aber was 
macht das? Wir werden dann auch die Republik bekommen.“ 
*) „Oh, Krieg! Daran darf man nicht einmal denken!“ 
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zu laſſen, berechtigt ſei. Es follte unter Wahrung der chineſiſchen 
Reichshoheit und Bezahlung des Likins ein Handelsplatz mit mari⸗ 
timer Kohlenſtation als Schutz gegründet werden, wobei China die 
größtmögliche Mitwirkung zugedacht war. Die Station ſollte vor 
allem dem Handel zugute kommen, der milttärifche Teil nur den 
Schutz für die Entwicklung der Handelsſtadt gewähren, nicht aber 
Selbſtzweck oder Baſis für weitergehende militäriſche Unternehmungen 
werden. 

Es waren ſchon verſchiedene Plätze ins Auge gefaßt worden, die 
ſich aber bei näherer Betrachtung als nicht geeignet erwieſen, zu⸗ 
meiſt, weil ſie ſchlechte oder gar keine Verbindung mit dem Hinter⸗ 
land beſaßen, handelspolitiſch nicht ausſichtsreich oder nicht frei von 
fremden Vorrechten waren. Auf Grund der Berichte des Admirals 
Tirpitz, der damals Chef der oftafiatifchen Kreuzerdiviſion war, und 
des Urteils des Geographen Freiherrn v. Richthofen, der auf eine 
Anfrage hin ein vielverſprechendes Bild der Entwicklungsmöglichkelt 
in Shantung gegeben hatte, einigte man ſich ſchließlich auf die Grün⸗ 
dung einer Niederlaſſung in der Bucht von Klau⸗Tſchou. 

Es wurden nun ſeitens des Kanzlers Orientierungen eingezogen 
über die politiſchen Fragen, die dabei auftauchten und zu berück⸗ 
ſichtigen waren. Insbeſondere galt es, Rußland nicht in die Quere 
zu kommen oder zu ſtören. Auch bel unſerer oſtaſiatiſchen Diviſion 
wurden weitere Erkundigungen angeordnet. Von ihr liefen gute 
Meldungen ein über Ankergrund und Eisfreiheit der Bucht von 
Kiau⸗Tſchou und über die Ausſichten eines etwa dort zu gründenden 
Hafenplatzes. Bei dem Verkehr mit der ruſſiſchen Chinadiviſion war 
aus Geſprächen der Führer miteinander bekannt geworden, daß der 
ruſſiſche Admiral auf Befehl ſeiner Regierung einen Winter in der 
Bucht geankert, dieſe aber ſo öde und entſetzlich einſam gefunden 
habe — es gab keine Teehäuſer mit ſapaniſchen Geiſhas, die von 
den Ruſſen als für den Winteraufenthalt unbedingt nötig angeſehen 
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wurden —, daß das ruſſiſche Geſchwader niemals wieder dorthin 
gehen werde. Auch habe der ruſſiſche Admiral ſeiner Regierung auf 
das dringendſte abgeraten, die Idee, ſich in dieſer Bucht feſtzuſetzen, 
weiter zu verfolgen, weil dort abſolut nichts zu holen ſei. Alſo die 
Ruſſen hätten dort keine Abſichten. 

Dieſe letzte Auskunft traf ziemlich gleichzeitig mit der Antwort 
des ruſſiſchen Außenminiſters Grafen Muraview an den deutſchen 
Botſchafter auf die vom Kanzler veranlaßten Sondierungen ein. 
Muraview ließ wiſſen, Rußland habe zwar keine direkten vertrag- 
lichen Anſprüche auf die Bucht durch Abkommen mit China, es 
erhebe jedoch Beſitzanſpruch auf Grund des „droit du premier 
mouillage“ (Recht der erſten Ankerung), weil die ruſſiſchen Schiffe 
dort zu allererſt vor anderen Flotten geankert hätten. Dieſe Antwort 
ſtand alſo im Gegenſatz zu dem Bericht unſerer oſtaſiatiſchen Diviſion 
über die Außerungen des ruſſiſchen Admirals. 

Als ich mit Hollmann beim Kanzler zuſammen kam, um dieſe 
Antwort zu diskutieren, begleitete der Fürſt deren Verleſung mit 
feinem feinen fronifchen Lächeln und fügte ſodann hinzu, er habe im 
Auswärtigen Amt keinen Juriſten finden können, der ihm über dieſe 
wunderliche Behauptung hätte Auskunft erteilen können, ob die 
Marine vielleicht dazu in der Lage ſei? Admiral Hollmann erklärte 
auf Grund ſeiner Erfahrung im Auslandsdienſt, daß er niemals 
etwas davon gehört habe, das ſei Unſinn und eine Erfindung Mura⸗ 
view's, der nur nicht wolle, daß ein anderes Volk ſich dort etabliere. 
Ich empfahl, um die Frage zu klären, den damals noch lebenden 
berühmteſten Kenner des internationalen Seerechts, Geheimen Ad— 
miralitätsrat Perels, eine anerkannte Autorität auf dieſem Gebiet, zu 
einem Gutachten aufzufordern. Das geſchah. Das Gutachten 
lautete vernichtend für Muraview's Anſicht, beſtätigte die Hollmanns 
und räumte mit der Legende vom „droit du premier mouillage“ 
gründlich auf. 
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So gingen die Monate hin, und mein Beſuch in Peterhof im 
Auguſt 1897 ſtand bevor. In Übereinſtimmung mit dem fürftlichen 
Oheim beſchloß ich, mit dem Zaren perſönlich und offen die ganze 
Frage zu beſprechen, und wenn möglich den Muraviewſchen Noten 
und Ausflüchten ein Ende zu bereiten. Die Ausſprache fand in 
Peterhof ſtatt. Der Zar erklärte, er habe an den Landesteilen ſüd⸗ 
lich der Linie Tientſin⸗Peking kein Intereſſe, alſo ſei kein Grund für 
ihn vorhanden, uns in Shantung Hinderniſſe zu bereiten. Sein 
Intereſſe konzentriere ſich auf die Landesteile am Valu, Port Arthur 
uſw., nachdem die Engländer ihm in Mokpo Schwierigkeiten ge⸗ 
macht hätten. Er werde ſich ſogar freuen, wenn Deutſchland in 
Zukunft auf der andern Seite des Golfes von Tſchili als Ruß⸗ 
lands gern geſehener Nachbar erſcheine. Nachher hatte ich ein Ge— 
ſpräch mit Muraview. Er wandte alle ſeine Tricks an, drehte und 
wendete ſich und brachte endlich ſein berühmtes „droit du premier 
mouillage“ vor. Ich hatte bloß auf dieſen Augenblick gewartet und 
ging nun meinerſeits zur Offenſive über, indem ich ihm gründlich 
mit dem Perelsſchen Gutachten zu Leibe rückte. Als ich ihm ſchließ— 
lich, wie der Zar es gewünſcht hatte, das Ergebnis des Geſprächs 
der beiden Souveräne mitteilte, wurde der Diplomat noch mehr be- 
treten, verlor feine gekünſtelte Ruhe und Fapitulierte. 

So war der Boden politiſch vorbereitet. Im Herbſt kam die 
Nachricht des Biſchofs Anzer über die Ermordung der beiden deut⸗ 
ſchen katholiſchen Miſſionare in Shantung. Die ganze deutſche 
katholiſche Welt, beſonders die „Kolonialen“ in der Zentrumspartei, 
verlangte energiſche Maßnahmen. Der Kanzler ſchlug mir ſofortiges 
Einſchreiten vor. Auf der Winterjagd in Letzlingen beriet ich in 
einem der kleinen Türme des Schloſſes mit ihm die zu ergreifenden 
Schritte. Der Fürſt machte den Vorſchlag, den anweſenden Prinzen 
Heinrich von Preußen mit dem Kommando des zur Verſtärkung der 
oftaftatifchen Diviſion hinauszuſendenden Geſchwaders zu betrauen. 
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Ich machte meinem Bruder hiervon in Gegenwart des Kanzlers 
Mitteilung. Der Prinz und die anweſenden Herren waren hoch— 
erfreut. Der Kanzler ſandte die Mitteilung an das Auswärtige 
Amt und an den auf Reiſen befindlichen neuen Staatsſekretär des 
Außeren, Herrn v. Bülow. 

Im November 1897 wurde Kiau⸗Tſchou beſetzt. Im Dezember 
des Jahres ging Prinz Heinrich mit feiner Divifion an Bord der 
„Deutſchland“ nach Oſtaſien hinaus, wo er fpäter das Kommando 
über das geſamte oſtaſtatiſche Geſchwader übernahm. Am 6. März 1898 
wurde der Pachtvertrag über Kiau⸗Tſchou mit China unterzeichnet. 
Zur ſelben Zeit regte Mr. Chamberlain in London beim japanifchen 
Geſandten Baron Kato den Gedanken des Abſchluſſes eines engliſch⸗ 
japaniſchen Bündniſſes an, um dem Vordringen Rußlands im Oſten 
einen Riegel vorzuſchieben. 

Man wird naturgemäß fragen, warum bei unſerem kühnen Vor⸗ 
gehen nicht auch von England die Rede iſt, das doch weſentlich daran 
intereſſiert war. Aber ein Dorfpfel mit England war bereits vor⸗ 
ausgegangen. Ich hatte, um dem Mangel an deutſchen Kohlen⸗ 
ſtationen abzuhelfen, die Abſicht gehabt, ſolche möglichſt im Einver⸗ 
ſtändnis mit England zu gründen, zu pachten oder käuflich zu er⸗ 
werben. Da mein Oheim der Kanzler, als Hohenlohe ein Ver— 
wandter der Königin Dictoria, Ihrer Maſeſtät von früher her 
perſönlich bekannt und von ihr ſehr geſchätzt war, fo erhoffte ich hier— 
von einige Erleichterung in den Verhandlungen, die zu dem er⸗ 
wähnten Zweck mit der engliſchen Regierung geführt wurden. Dieſe 
Hoffnung erwies ſich als trügeriſch. Die Verhandlungen zogen ſich 
in die Länge, ohne Ausſicht auf erfolgreichen Abſchluß zu bieten. 

Ich nahm daher auf Wunſch des Kanzlers Veranlaſſung, die 
Angelegenheit mit dem engliſchen Botſchafter in Berlin durchzu⸗ 
ſprechen. Ich beklagte mich über die Behandlung ſeitens der eng⸗ 
liſchen Regierung, die ſich überall ſelbſt den berechtigtſten deutſchen 
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Wünſchen entgegenftellte. Der Botſchafter gab dies unumwunden 
zu und äußerte ſein Erſtaunen darüber, daß man in England ſo 
wenig entgegenkommend und ſo kurzſichtig ſei. Denn wenn eine ſunge 
aufſtrebende Nation wie Deutſchland, deren Entwicklung doch nicht 
aufzuhalten ſei, ſtatt friſchweg zuzugreifen oder ſich mit andern 
Nationen zu verbinden, ſich direkt an England wende, um mit deſſen 
Einverſtändnis Erwerbungen vorzunehmen, ſo ſei das eigentlich ſchon 
mehr, als England verlangen könne. Und, da England faſt ſchon 
die ganze Welt gehöre, könne es doch wohl eine Stelle finden, wo 
es Deutſchland geſtatte, ſich eine Station zu etablieren. Er verſtehe 
die Herren in Downingſtreet nicht. Wenn Deutſchland die Anlagen 
nicht mit Englands Beiſtand erhalte, werde es ſich vorausſichtlich 
felbftändig geeignete Stellen nehmen, denn irgendein Recht, es daran 
zu hindern, gäbe es ſchließlich nicht. 

Ich betonte, daß dies durchaus meine Auffaſſung ſei, und faßte 
zum Schluß dem Botſchafter gegenüber meinen Standpunkt noch⸗ 
mals dahin zuſammen: Deutſchland ſei das einzige Land der Welt, 
das trotz feinem Kolonkalbeſitz und feinem ſich raſch aus dehnenden 
Handel noch keine Kohlenſtationen habe. Wir wollten ſolche gern 
im Einvernehmen mit England erwerben. Weigere ſich England, 
Verſtändnis für unſere Lage und Entgegenkommen zu zeigen, fo 
müßten wir uns an eine andere Großmacht wenden, um mit deren 
Hilfe Niederlaſſungen zu gründen. Auch dieſes Geſpräch nutzte 
nichts. Schließlich wurden die Verhandlungen von England in 
ziemlich unhöflicher Form ohne Reſultat abgebrochen. Daraufhin 
entſchloſſen ſich der Kanzler und ich, uns an Rußland zu wenden. 

Die Beſetzung von Kiau⸗Tſchou löſte bei der engliſchen Regie⸗ 
rung Überraſchung und Arger aus. Sie hatte bei ihrer Ablehnung 
beſtimmt darauf gerechnet, daß niemand Deutſchland zum Ziele helfen 
werde. Nun war es anders gekommen, und Rekriminationen aus 
London blieben nicht aus. Als der engliſche Botſchafter diefen Aus⸗ 
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druck verlieh, wurde er auf das Geſpräch mit mir hingewieſen, und 
es wurde ihm klar gemacht, daß es allein die Schuld ſeiner Regie⸗ 
rung war, wenn es zu keinem Arrangement mit Deutſchland ge— 
kommen ſei. — 

Die ablehnende Haltung Englands hat uns damals befremdet. 
Ein Vorgang, der mir zu jener Zeit noch nicht bekannt geweſen iſt, 
dürfte geeignet fein, ſetzt Licht in die Angelegenheit zu bringen. In 
einer Publikation „The Problem of Japan“ ), die im Jahre 1918 
anonym im Haag erſchienen iſt und von einem „Exdiplomaten aus 
dem fernen Oſten“ geſchrieben ſein ſoll, wird ein Auszug aus einem 
Werke des Profeſſors der Geſchichte an der Waſhington Univerſität in 
St. Louis, Roland Ufher, veröffentlicht. Uſher iſt, ebenſo wie fein 
früherer Kollege, Profeſſor John Baſſett Moore von der Kolumbia- 
Univerſität in New Vork, des öfteren vom State Department in 
Waſhington als Ratgeber auf dem Gebiete auswärtiger Beziehungen 
herangezogen worden, da er wie wenige Männer in Amerika eine 
eingehende Kenntnis der internationalen Fragen, die auf die Ver⸗ 
einigten Staaten Bezug haben, beſitzt. Profeſſor Uſher hat in ſeinem 
1913 erſchienenen Werke zum erſten Male das Vorhandenſein und 
den Inhalt eines „Agreement“ oder „Treaty“ (Abkommen oder 
Vertrag) geheimer Natur zwiſchen England, Amerika und Frank— 
reich aus dem Frühjahr 1897 bekannt gegeben. In dieſem Agree— 
ment war vereinbart, daß, falls Deutſchland oder Oſterreich oder 
beide einen Krieg um des „Pangermanismus“ (Alldeutſchtums) 
willen beginnen würden, die Vereinigten Staaten fi ſofort für Eng⸗ 
land und Frankreich erklären und alle Kräfte aufbieten ſollten, dieſen 
beiden Mächten beizuſtehen. Profeſſor Uſher führt des längeren alle 
Gründe, auch kolonſaler Natur an, die es für die Vereinigten Staaten 
zwingend machten, ſich unbedingt auf ſeiten Englands und Frank⸗ 
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reichs an einem Kriege gegen Deutſchland zu beteiligen, den Profeſſor 
Uſher 1913 als bald bevorſtehend vorausſagt!! 

Der ungenannte Verfaſſer von „The Problem of Japan“ hat ſich 
der Mühe unterzogen, die Abmachungen zwiſchen England, Frankreich 
und Amerika von 1897 tabellariſch zu rubrizieren und dadurch das 
Maß der gegenſeitigen Verpflichtungen in greifbarer Geſtalt darzu⸗ 
legen. Das Kapttel*) iſt außerordentlich leſenswert und gibt einen 
guten Einblick in die Vorgeſchichte und die Vorbereitung des 
Weltkrieges ſeitens der „Entente“, die ſich damals ſchon gegen 
Deutſchland vereinigte, wenn ſie auch noch nicht unter dem Namen 
Entente cordiale auftrat. Der Exdiplomat bemerkt hierzu: „Hier 
hat man einen Vertrag, von dem Profeſſor Uſher behauptet, er ſei 
ſchon Anno 1897 geſchloſſen worden, in welchem jede Phaſe der An- 
teilnahme und Betätigung Englands, Frankreichs und Amerikas bei 
zukünftigen Ereigniſſen ſchon vorgeſehen iſt, einſchließlich der Er— 
oberung der ſpaniſchen Kolonien, der Kontrolle über Mexiko und 
Zentralamerika, der Offnung Chinas und der Annexion von Kohlen- 
ſtationen. Profeſſor Uſher will uns nun glauben machen, daß alle 
dieſe Maßnahmen getroffen wurden, um die Welt vor dem Pan— 
germanismus“ zu ſchützen.“ 

„Es iſt überflüffig,” fährt der Exdiplomat fort, „Profeſſor Uſher 
daran zu erinnern, daß, wenn wir wirklich annehmen wollen, daß 
das Geſpenſt des Pangermanismus“ überhaupt exiſtiert, doch 1897 
beſtimmt noch niemand etwas davon gehört hatte — denn zu dieſer 
Zeit hatte Deutſchland noch nicht einmal ſein großes Flottenprogramm 
aufgeſtellt, das überhaupt erſt 1898 verlautbart wurde. Wenn es 
alſo wahr iſt, daß England, Frankreich und die Vereinigten Staaten 
die gemeinſamen Pläne hegten, die Profeſſor Uſher ihnen nachſagt, 
und daß ſie ein Bündnis zu deren Durchführung ſchloſſen, ſo wird 
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es kaum angehen, die Konzeption zu dieſem Gedanken und den An⸗ 
trieb zu ſeiner Durchführung einem ſo ſchwachen Vorwand wie dem 
Aufkommen des ‚Pangermanismus“ zuzufchreiben.” Soweit der 
Exdiplomat. 

Man muß ſtaunen. Ein direkter Aufteilungsvertrag gegen 
Spanten, Deutſchland uſw. wird von Galliern und Angelſachſen im 
tlefſten Frieden bis in die Details geregelt, abgeſchloſſen, ohne jede 
Gewiſſensbiſſe, zum Zwecke Deutfhland-Dfterreich zu zertrümmern 
und ihre Konkurrenz vom Weltmarkt auszuſchließen! 17 Jahre 
vor Beginn des Weltkrieges iſt dieſer Vertrag von den vereinigten 
Gallo-Angelſachſen geſchloſſen und fein Ziel ſyſtematiſch durch dieſe 
ganze Zeitperiode hindurch vorbereitet worden! Nun begreift man 
auch die Leichtigkeit, mit der König Eduard VII. ſeine Einkreiſungs⸗ 
politik betreiben konnte, die Hauptakteure waren ſchon lange einfg 
und bereit. Als er den Pakt „Entente cordiale“ taufte, war dieſe 
Erſcheinung für die Welt, zumal für die deutſche, ein unangenehmes 
Novum, für drüben war es nur die offizielle Anerkennung der dort 
längſt bekannten Tatſachen. 

Angeſichts dieſes Agreements verſteht man nun auch den Wider⸗ 
ſtand Englands im Jahre 1897 gegen ein Abkommen mit Deutſch⸗ 
land über Kohlenſtationen und den Arger darüber, daß es Deutfch- 
land mit ruſſtiſchem Einverſtändnis gelungen war, feſten Fuß in 
Thina zu faſſen, über deſſen Ausnutzung ohne Deutſchlands Mit⸗ 
wirkung man ſich eben zu dritt geeinigt hatte. Uſher hat aus der 
Schule geplaudert und ſchlagend bewieſen, bei wem die Schuld 
am Weltkrieg wirklich liegt. Es iſt der gegen Deutſchland ge⸗ 
richtete Vertrag — „Gentleman's agreement“ zuweilen genannt — 
vom Frühjahr 1897, der die Grundlage, den Ausgangspunkt bildet 
und von den Ententeländern durch 17 Jahre ſyſtematiſch ausgebildet 
wurde. Als es ihnen gelungen war, auch Rußland und Japan für 
ſich zu gewinnen, ſchlugen ſie los, nachdem Serbien den Mord von 
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Serafewo infzentert und damit die Lunte in das ſorgfältig gefüllte 
Pulverfaß geſchleudert hatte. 

Profeſſor Uſher's Mitteilungen bedeuten aber auch eine glatte Ab⸗ 
fertigung für alle die Leute, die während des Krieges in einzelnen 
militäriſchen Handlungen ſeitens Deutſchlands, wie z. B. dem 
Luſitanſafall, der Verſchärfung des U⸗Bootkrieges uſw., den Grund 
für die Teilnahme der Vereinigten Staaten am Kriege ſuchen zu 
müſſen glaubten. Nichts von alledem iſt richtig. Das füngſt er⸗ 
ſchienene vortreffliche Buch von John Kenneth Turner „Shall it be 
again?“ weiſt auf Grund überzeugenden Beweis materials nach, daß 
Wilſons angebliche Kriegsgründe und ziele nicht die wirklichen ge⸗ 
weſen find. Amerika — oder richtiger fein Präſident Wilſon — war 
wohl von Anfang an, jedenfalls ſeit 1915, entſchloſſen, gegen Deutſch⸗ 
land Stellung zu nehmen und zu fechten. Das letztere tat es unter 
dem Vorwand des U⸗Bootkrieges, in Wirklichkeit unter dem Einfluß 
mächtiger Finanzgruppen und auf das Drängen und Bitten ſeines 
Partners Frankreich, deſſen Menſchenmaterlal ſich mehr und mehr 
erſchöpfte. Amerika wollte das geſchwächte Frankreich nicht allein 
mit England laſſen, deſſen Annexionsgelüſte auf Calais, Dünkirchen 
uſw. ihm wohlbekannt waren. — 

Für Deutſchland iſt es verhängnisvoll geweſen — das ſet hier 
im allgemeinen eingeſchaltet —, daß unſer Auswärtiges Amt der 
großzügigen Einkreiſungspolitik Englands und der Verſchlagenheit 
Rußlands und Frankreichs keine ebenbürtige diplomatiſche Kunſt ent⸗ 
gegen zu ſtellen verſtanden hat. Zum Teil war das eine Folge da⸗ 
von, daß es unter Fürſt Bismarck nicht eigentlich geſchult worden 
und infolgedeſſen, als nach des Fürſten und Graf Herberts Abgang 
der alles beherrſchende Wille und Geiſt fehlte, der Aufgabe, nun 
felbftändig die äußere Politik zu führen, nicht recht gewachſen war. 
Es iſt aber in Deutſchland überhaupt ſchwer, einen guten diplo⸗ 
matiſchen Nachwuchs heranzuziehen. Denn es fehlt unſerem Volk 
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der Sinn und die Begabung für Diplomatie, die ſich nur in eine 
zelnen Geiſtern, wie Friedrich dem Großen und Bismarck, glänzend 
gezeigt hat. Ungünſtig für das Auswärtige Amt war auch der im 
Laufe der Jahre reichlich häufige Wechſel der Staatsſekretäre. Die 
jeweiligen Reichskanzler behielten, nach dem Muſter Bismarcks, die 
Einwirkung auf das Auswärtige Amt und ſchlugen die Staats⸗ 
ſekretäre vor, die es leiten ſollten. Ich habe den hierauf bezüglichen 
Anträgen der Reichskanzler Rechnung getragen, da ich ihnen das 
Recht zuerkannte, ihre erſten Mitarbeiter auf dem Gebiete der aug- 
wärtigen Politik ſelbſt zu wählen. Daß der hiermit verbundene 
häufige Wechſel für die Kontinuität in der Politik nicht förderlich 
ſein konnte, war ein Nachteil, der in Kauf genommen werden mußte. 

Im Auswärtigen Amt herrſchte vielfach der Grundſatz „nur 
keine unliebſamen Störungen mit anderen Mächten!“, „surtout pas 
dhistoires!“ ), wie der franzöſiſche General einer Kompagnie ſagte, 
von der ihm gemeldet wurde, ſie habe meutern wollen. Einer der 
Staatsſekretäre ſagte mir einmal bei einem Vortrage, als er auf 
die ſcheinbar bedenkliche Lage in einer äußeren Frage von mir hin⸗ 
gewieſen wurde: Das müſſe ſich wieder zurecht ziehen, für das 
Auswärtige Amt komme vor allem der Grundſatz in Betracht: „Nur 
Ruhe!“ Aus dieſer Anſchauung iſt auch die Antwort zu verſtehen, 
die der deutſche Vertreter in einer ſüdamerikaniſchen Republik einem 
deutſchen Kaufmann erteilte, der ſich bei ihm Hilfe und Fürſprache 
erbat, weil ihm ſein Laden geplündert und ſein Vermögen geſtohlen 
worden ſei: „Ach laſſen Sie mich doch mit dieſen Sachen ungeſchoren. 
Wir haben eben fo gute Beziehungen mit der Republik etabliert, die 
werden ja durch eine Aktion für Sie nur geſtört.“ Es bedarf kaum 
der Erwähnung, daß ich — wo immer mir eine derartige Auffaſſung 
zur Kenntnis gekommen iſt — den Betreffenden aus ſeiner Stellung 
entfernt habe. 

* „Nur keine Geſchichten!“ 
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Das Auswärtige Amt hat fih im Volke wie im Heere all— 
gemeiner Unbeliebtheit erfreut. Ich habe wiederholt bei verſchiedenen 
Kanzlern eine gründliche Reform angeregt. Aber vergebens. Jeder 
neue Kanzler, zumal wenn er nicht ſelbſt aus dem Auswärtigen 
Dienſte kam, brauchte das Auswärtige Amt, um ſich in die äußere 
Politik einzuarbeiten. Das erforderte erſt einmal Zeit. Hatte er 
ſich aber eingearbeitet, dann war er der Behörde zu Dank verpflichtet 
und ſcheute ſich, mit anderen Arbeiten überbürdet und auch aus 
Mangel an eingehender Perſonalkenntnis, durchgreifende Verände⸗ 
rungen vorzunehmen, zumal er doch immer noch des Rates der 
„Orientierten“ zu bedürfen glaubte. — 

Doch kehren wir noch einmal zu Tſingtau zurück. Hier war 
alles auf die Belebung von Handel und Induſtrie zugeſchnitten, und 
alles wurde gemeinſam mit den Chineſen geſchaffen, wie auch die 
Flagge des chineſiſchen Reiches über der Zollbehörde in Tſingtau 
wehte. Die Entwicklung war derart, daß der Ort in den letzten 
Jahren vor dem Kriege im Handelsregiſter der großen chineſiſchen 
Kaufmanns- und der Handelsgilde gleich hinter Tientſin an ſechſter 
Stelle unter allen chineſiſchen Handelsplätzen ſtand. Tſingtau war 
eine aufblühende deutſche Handelskolonie, von den Chineſen geſchätzt 
und bewundert, und viele Chineſen wirkten in ihr mit. Es war 
gewiſſermaßen ein großes Muſterlager deutſchen Könnens und deutſcher 
Leiſtungen zur Auswahl und Nacheiferung für die Chineſen, die 
Deutſchland, feine Leiſtungsfähigkeit und Produkte vorher nicht ge- 
kannt hatten, ein Gegenſatz zu den rein militäriſchen, auf Beherrſchung 
und Eroberung gerichteten Flottenbaſen Rußlands und Englands. 

Das ſchnelle Aufblühen Tſingtaus als Handelsplatz hat den Neid 
der Japaner und Engländer erregt, wenn letztere es ſich auch nicht 
nehmen ließen, in Scharen mit ihren Familien den herrlichen Strand, 
die kühle Luft und das ſchöne Strandhotel der Kolonie aufzuſuchen 
und ſich hier dem Polo und Lawntennis zu widmen, nachdem fie 
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der Hitze Hongkongs, Kantons und Shanghais entflohen waren. 
Aus Neid verlangte England 1914, Japan ſolle Tſingtau nehmen 
— obgleich es de facto chineſiſch war. Japan tat es mit Freuden 
unter dem Verſprechen der Rückgabe an China. Aber dieſe iſt erſt 
nach langem Drängen Anfang 1922 erfolgt, trotzdem Japan mit 
Amerika vereinbart hatte, daß es, ohne Waſhington vorher zu kon⸗ 
ſultieren, keine territorfalen Veränderungen in China vornehmen 
dürfe. Damit iſt ein großes deutſches Kulturwerk im Ausland, das 
vorbildlich für die Art und Weiſe war, wie ein Kulturland einer 
anderen Nation die Vorteile ſeiner Kultur zeigen und mitteilen kann, 
durch engliſchen Handelsneid vernichtet worden. England wird es 
einſtmals, wenn Hongkong denſelben Weg gegangen ſein wird, be— 
reuen und ſich bittere Vorwürfe machen, daß es ſeinen alten Grund⸗ 
ſatz, nach dem es ſo lange mit Vorteil gehandelt hat, verließ: 
„White man together against coloured man!“ “) Wenn Japan 
erft feine Parole „Aften für die Aſtaten“ verwirklicht und China und 
Indien unter feine Botmäßigkeit gebracht haben wird, dann wird 
England ſich noch nach Deutſchland und ſeiner Flotte umſehen. 
Über die „Gelbe Gefahr“ iſt es fpäter, nach dem ruſſiſch⸗ja⸗ 
paniſchen Kriege, bei einer Begegnung mit dem Zaren zu folgen: 
der Unterhaltung gekommen. Der Zar ſtand damals ſichtlich unter 
dem Eindruck der wachſenden japanſſchen Macht und der von ihr 
ausgehenden Bedrohung Rußlands und Europas, und bat mich um 
meine Meinung darüber. Ich antwortete ihm: Wenn die Ruffen fi 
zu den kultivierten Mächten Europas zählten, müßten ſie auch deren 
Schutz gegen die „Gelbe Gefahr“ zu übernehmen bereit ſein und für 
und mit Europa fechten für ihre und ſeine Exiſtenz und Kultur. 
Fühlten ſich dagegen die Ruſſen als Aſiaten, ſo würden ſie ſich mit 
der „Gelben Gefahr“ verbinden und gemeinſam mit ihr über Europa 


*) „Die welßen Völker immer zuſammen gegenüber den farbigen!“ 
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herfallen. Danach müſſe der Zar feine Landesverteidigung und fein 
Heerweſen einrichten. Auf die Frage des Zaren, was ich denn er⸗ 
warte, daß die Ruſſen tun würden, erwiderte ich: „Das zweite.“ 
Der Zar war entrüſtet und wünſchte ſofort zu wiſſen, auf welche 
Tatſachen ſich dieſes Urteil gründe. Meine Antwort lautete: Auf 
die Tatſachen des Eiſenbahnbaues und des Aufmarſches des ruſſiſchen 
Heeres an der preußiſch⸗öſterreichiſchen Grenze. Darauf proteſtlerte 
der Zar: Er und ſein Haus ſeien Europäer, und ſein Land und ſeine 
Ruſſen würden gewiß zu Europa halten, und es werde ihm eine 
Ehrenpflicht fein, dieſes vor den „Gelben“ zu beſchirmen. Ich bes 
merkte darauf, wenn er fo ſtände, dann müſſe er ungeſäumt feine 
militäriſchen Vorbereitungen dementſprechend treffen. Dazu ſchwieg 
der Zar. 

Jedenfalls habe ich die Beſorgniſſe des Zaren Nikolaus II. vor 
der wachſenden japaniſchen Macht für Deutſchland und für die ge⸗ 
ſamte europäiſche Kultur auszuwerten geſucht. Rußland iſt trotz 
dem Zuſammengehen mit Japan als erſter der am Kriege beteiligten 
Staaten niedergebrochen. 

Die klugen Staatsmänner in Japan, deren es gar manche gibt, 
werden inzwiſchen wohl in einigem Zweifel darüber ſein, ob ſie ihr 
Land im Weltkriege auf die richtige Seite geſtellt hatten. Ja, fie 
werden ſich vielleicht fragen, ob es für Japan nicht vorteilhafter ge⸗ 
weſen wäre, wenn es den Weltkrieg verhindert hätte. Das hätte 
in feiner Macht gelegen, wenn es ſich ſtark und eindeutig auf die 
Seite der Mittelmächte geſtellt hätte, von denen es in vergangener 
Zeit ſo gern und viel gelernt hat. Hätte Japan rechtzeitig eine der⸗ 
artige Orientierung feiner Außenpolitik vorgenommen und ähnlich 
wie Deutſchland mit friedlichen Mitteln um ſeinen Anteil an Handel 
und Wandel in der Welt geworben, ſo hätte ich mit Freuden die 
„Gelbe Gefahr“ in dle Ecke geſtellt und die aufſtrebende Nation, „die 
Preußen des Oſtens“, im Kreiſe aller friedfertigen Völker begrüßt. 
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Niemand bedauert mehr als ich, daß die „Gelbe Gefahr” nicht ſchon 
ihren Sinn verloren hatte, als die Kriſe von 1914 anbrach. Die 
Erfahrungen des Weltkrieges können dieſen Wandel noch bringen. 

Daß Deutſchland den Schritt Frankreichs und Rußlands in 
Shimonoſeki mitgemacht hat, war durch die politſſche Lage Deutfch- 
lands in Europa begründet. Eingekeilt zwiſchen dem aufmarſchie⸗ 
renden, Preußens Grenze bedrohenden Rußland und dem ſeine 
Grenzen mit Forts und Feſtungsgruppen neuſtärkenden Frankreich, 
die eine bündnisartige Freundſchaft gegen Deutſchland verband, ſah 
man in Berlin mit Sorge der Zukunft entgegen. Die Rüftungen 
der beiden Mächte waren uns weit voraus und ihre Flotten viel 
moderner und ſtärker, als die aus ein paar alten, kaum einen Ge⸗ 
fechtswert beſitzenden Schiffen beſtehende Deutſchlands. Somit ſchien 
es uns ein Gebot der Klugheit, dem Vorſchlage dieſer ſtarken Gruppe 
Folge zu leiſten, damit fie ſich nicht — im Falle unſerer Ablehnung 
— ſofort an England wandte und deſſen Zutritt erzielte. Das hätte 
ſchon damals die Kombination von 1914 ergeben, der gegenüber 
Deutſchland einen ſchweren Stand gehabt hätte. Japan hingegen 
ſtand ſowieſo ſchon im Begriff, mit feinen Sympathien nach Eng⸗ 
land überzuſchwenken. Außerdem bot das Mitgehen Deutſchlands 
mit der franco⸗ruſſiſchen Gruppe immerhin die Möglichkeit, infolge 
der im fernen Oſten gemeinſam vertretenen Politik allmählich auch 
in Europa zu einem vertrauensvolleren und weniger geſpannten 
Verhältnis und Nebeneinanderleben mit den beiden Nachbarn zu 
kommen. Unſere hier eingeſchlagene Politik bewegte ſich mithin auch 
hier folgerichtig auf der Linie der Erhaltung des Weltfriedens. — 

In der ganzen Frage von Kiau-Tſchou hat Fürſt Hohenlohe 
trotz ſeinem hohen Alter eine Zielbewußtheit und eine Entſchlußkraft 
an den Tag gelegt, die ihm hoch angerechnet werden müſſen. Leider 
hat ihn feine Umſicht und fein ſonſt fo klarer Blick in der Angelegen- 
heit der Krügerdepeſche im Stich gelaſſen, anders iſt ſein ſtarres 
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Feſthalten an ihrer Abſendung nicht zu verſtehen. Der Einfluß einer 
fo energiſchen, der Rede mächtigen Perſönlichkeit, wie Herr v. Mar⸗ 
ſchall, der ehemalige Staatsanwalt, es war, mag wohl ein ſo prä⸗ 
ponderanter, und die Sirenenklänge Herrn v. Holſteins mögen ſo 
überzeugend geweſen ſein, daß der Fürſt ſich ihnen gefügt hat. Immer⸗ 
hin hat er ſeinem Lande einen ſchlechten Dienſt damit erwieſen und 
mir ſowohl in England als auch im Inlande ſehr ſchweren Schaden 
getan. 

Da die ſogenannte Krügerdepeſche viel Auffehen erregt und ſtarke 
politifhe Nachwirkungen verurſacht hat, will ich ihre Geſchichte ein⸗ 
gehend ſchildern. 

Der Jameſon⸗Einfall hatte in Deutſchland eine große, ſich ſtei⸗ 
gernde Erregung ausgelöſt. Das deutſche Volk empörte ſich über 
dieſen Verſuch der Vergewaltigung einer kleinen Nation, deren Ur⸗ 
ſprung niederländiſch, alſo auch niederſächſiſch⸗deutſch iſt, und die aus 
völkiſch⸗verwandtſchaftlichen Gründen Sympathie bei uns genoß. 
Mir machte dieſe heftige Erregung, die auch die höheren Kreiſe der 
Geſellſchaft ergriff, wegen etwaiger Verwicklungen mit England 
große Sorge. Ich war der Anſicht, daß man England, wenn es 
die Burenſtaaten erobern wollte, daran nicht hindern könnte, obwohl 
auch ich der Überzeugung war, daß dieſe Eroberung zu Unrecht ge- 
ſchehe. Aber ich vermochte gegen ſene Stimmung nicht aufzukommen 
und wurde ſogar in meinem näheren Bekanntenkreiſe wegen meiner 
Stellungnahme recht ablehnend beurteilt. 

Als ich mich eines Tages zu einer Beſprechung bei meinem 
Oheim dem Reichskanzler befand, bei der der Staatsſekretär des 
Reichsmarineamts Admiral Hollmann zugegen war, erſchien plötzlich 
in erregter Stimmung der Staatsſekretär Freiherr Marſchall mit 
einem Blatt Papier in der Hand. Er erklärte, die Erregung im 
Volke, ſa auch im Reichstag ſei ſo gewachſen, daß es unumgäng⸗ 
lich nötig fet, ihr nach außen hin Ausdruck zu geben. Das geſchehe 
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am beiten durch ein Telegramm an Krüger, zu dem er den Entwurf 
in der Hand hielt. Ich ſprach mich dagegen aus und wurde darin 
von Admiral Hollmann unterſtützt. Der Reichskanzler verhielt ſich 
bei dieſer Debatte zunächſt paſſiv. Da ich die Unkenntnis der eng⸗ 
liſchen Volkspſyche ſeitens des Auswärtigen Amtes und des Frei⸗ 
herrn Marſchall kannte, verſuchte ich, dieſem die Folgen, die ein 
ſolcher Schritt im engliſchen Volk auslöſen werde, klar zu machen, 
auch hierbei ſekundierte mir Admiral Hollmann. Marſchall war 
aber nicht zu überzeugen. 

Da endlich ergriff der Reichskanzler das Wort und bemerkte, 
daß ich mich als konſtitutioneller Herrſcher nicht in Gegenſatz zum 
Volksbewußtſein und zu meinen verfaſſungsmäßigen Ratgebern ftellen 
dürfe. Sonſt drohe die Gefahr, daß die ſehr erregte Stimmung 
des in feinem Gerechtigkeitsgefühl — auch feinem Mitgefühl für dle 
Niederlande — ſtark getroffenen deutſchen Volkes über die Ufer 
ſchlagen und ſich auch gegen mich perſönlich wenden werde. Schon 
jetzt ſeien Bemerkungen im Volke im Umlauf: Der Kaiſer ſei ſa 
doch ein halber Engländer und habe heimliche engliſche Sympathten, 
er ſtehe ganz unter dem Einfluß ſeiner Großmutter, der Königin 
Victoria, die „Onkelei“ aus England müſſe endlich aufhören, der 
Kaiſer müßte aus der engliſchen Vormundſchaft heraus uſw. Da⸗ 
her müſſe er, der Reichskanzler, wenn er auch die Berechtigung 
meiner Einwürfe nicht verkenne, aus allgemeinem politiſchen Inter⸗ 
eſſe, wie vor allem im Intereſſe meines Verhältniſſes zu meinem 
Volk, darauf beſtehen, daß ich das Telegramm unterzeichne. Er 
wie Herr v. Marſchall als meine verfaſſungsmäßigen Berater über⸗ 
nähmen für das Telegramm und ſeine Konſequenzen die volle Ver⸗ 
antwortung. 

Admiral Hollmann, vom Reichskanzler erſucht, ſeinen Standpunkt 
zu teilen und auch ſeinerſeits mir gegenüber zu vertreten, lehnte dies 
mit dem Bemerken ab, daß die angelſächſtſche Welt unbedingt den 
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Katſer mit dem Telegramm belaften werde, da man Seiner Maje- 
ſtät älterem Ratgeber eine ſolche Provokation niemals zutrauen, 
ſondern fie als eine „impulſive“ Handlung des „jugendlichen“ Kalſers 
deuten werde. 

Darauf verſuchte auch ich nochmals, die Herren von ihrem Plan 
abzubringen. Der Reichskanzler und Marſchall beſtanden aber dar⸗ 
auf, daß ich unterzeichne, unter Betonung ihrer Verantwortlichkeit 
für die Folgen. Dieſen Vorſtellungen glaubte ih mich nicht ver- 
ſagen zu ſollen. Ich unterſchrieb. 

Den ganzen Vorgang hat mir Admiral Hollmann nicht lange 
vor feinem Tode noch einmal mit allen Details, wie er bier ge⸗ 
ſchildert iſt, ins Gedächtnis zurückgerufen. 

In einer Veröffentlichung des damaligen Vertreters der Times 
Sir Valentine Thirol in den Times vom 11. Sept. 1920 erzählt 
dieſer, daß Herr v. Marſchall ihm unmittelbar nach Abſendung der 
Depeſche erklärt habe, die Depeſche gäbe nicht die perſönliche Auf- 
faſſung des Kaiſers wieder, fie ſei eine „Staats-Aktion“, für die 
der Kanzler und er ſelbſt die volle Verantwortung trügen. 

Nach der Veröffentlichung der Krügerdepeſche ging der Sturm 
in England los, wie ich es vorausgeſagt hatte. Ich erhielt aus allen 
Kreiſen Englands, zumal aus ariſtokratiſchen, auch von mir unbe⸗ 
kannten Damen der Geſellſchaft, eine wahre Flut von Briefen mlt 
allen denkbaren Vorwürfen, die ſogar vor perſönlichen Schmähungen 
und Beleidigungen nicht halt machten. Angriffe und Verleumdungen 
ſeitens der Preſſe ſetzten ein, und bald war die Legende von der 
Entſtehung der Depeſche ſo feſtſtehend wie das Amen in der Kirche. 
Hätte Marſchall ſeine zu Chirol geäußerte Darlegung des wirklichen 
Sachverhalts auch im Reichstage kundgegeben, dann wäre ich perſönlich 
nicht in ſolchem Maße in die Sache hineingezogen worden. — 

Im Februar 1900, als der Burenkrieg im Gange war, erhielt 
ich, während ich mich gerade nach der Vereidigung der Rekruten in 
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Wilhelmshaven mit der Flotte bei Helgoland zu Exerzitien der 
Linienſchiffe befand, aus der Wilhelmſtraße via Helgoland die tele⸗ 
graphiſche Meldung, daß Rußland und Frankreich an Deutſchland 
den Vorſchlag gerichtet hätten, fetzt, wo England engagiert ſei, ihm 
gemeinſam in den Arm zu fallen und ſeinen Seeverkehr lahmzulegen. 
Ich ſprach mich dagegen aus und befahl Ablehnung des Angebots. 

Da ich annahm, daß Paris und Petersburg die Sache in Lon— 
don fo darſtellen würden, als ob Berlin den beiden Stellen jenen 
Vorſchlag gemacht habe, telegraphierte ich ſofort von Helgoland aus 
an die Königin Victoria und an den Prinzen von Wales (Edward) 
das Faktum des franco⸗ruſſiſchen Angebots und feiner Ablehnung 
durch mich. Die Königin erwiderte mit herzlichem Dank, der Prinz 
von Wales mit dem Ausdruck ſeines Erſtaunens. Späterhin ließ 
Ihre Majeftät mich unter der Hand wiſſen, daß kurze Zeit nach 
Eintreffen meines Helgoländer Telegramms über das Angebot von 
Paris und Petersburg auch die von mir vorausgeſehene umgekehrte 
Darſtellung in London wirklich eingetroffen war, und daß ſie froh 
geweſen wäre, auf Grund meiner Mitteilung ihrer Regierung die 
Intrigen aufdecken und fie über die Loyalität der Haltung Deutſch— 
lands beruhigen zu können, fie werde mir den treuen Freundſchafts⸗ 
dienſt für England in ſchwerer Zeit nicht vergeſſen! — 

Als Cecil Rhodes bei mir vorſprach, um die Durchführung 
der Cape-to-Cairo-Railway and Telegraph-Line durch das Hinter⸗ 
land von Deutſch-Oſtafrika zu erwirken, wurden feine Wünſche, im 
Einverſtändnis mit dem Auswärtigen Amt und dem Reichskanzler, 
von mir bewilligt unter der Bedingung der Heranführung einer 
Stichbahn über Tabora und des Gebrauchs deutſchen Materials im 
deutſchen Gebiet. Beides wurde von Rhodes bereitwilligſt zugeſagt. 
Er war dankbar für die Erfüllung ſeines Lieblingswunſches durch 
Deutſchland, nachdem kurz zuvor König Leopold von Belgien ihn 
mit feinem Geſuch abgewiefen hatte. 
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Rhodes war voller Bewunderung für Berlin und die gewaltigen 
deutſchen Induſtrieanlagen, die er täglich beſuchte. Schließlich ſagte 
er: Er bedauere, nicht ſchon früher in Berlin geweſen zu fein, um 
die Kraft und Leiſtungsfähigkeit Deutſchlands kennen zu lernen und 
Fühlung mit der Deutſchen Regierung und führenden Männern aus 
den Handelskreiſen zu nehmen. Er habe bereits vor dem Jameſon— 
Zuge nach Berlin kommen wollen, ſei aber damals in London daran 
gehindert worden. Hätte er uns früher über feine Abſicht, die Er- 
laubnis zur Durchführung der Cape-to-Cairo-Line ſowohl durchs 
Burenland wie durch unſere Kolonien zu erwirken, orientieren können, 
dann würde ihm die deutſche Regierung wahrſcheinlich durch Zureden 
bei Krüger, der ſich nicht zur Erteilung ſener Erlaubnis verſtehen 
wollte, haben helfen können. Der „stupid Jameson - raid“ wäre 
dann niemals gemacht, die Krügerdepeſche niemals geſchrieben wor⸗ 
den. Im übrigen ſetzte er hinzu: Die Krügerdepeſche ſei ganz be— 
rechtigt geweſen! Er habe fie mir gar nicht übel genommen. Da 
man bei uns ja über den Zweck und die wirklichen Abſichten nicht 
orientlert fein konnte, fo habe jener Vorſtoß wohl wie ein „act of 
piracy“ “) ausgeſehen, und fo etwas hätte die Deutſchen natürlich 
ganz mit Recht aufgeregt. Er habe nur den Geländeſtreifen für 
ſeinen Schienenweg haben wollen — wie Deutſchland ihn eben in 
ſeinem Hinterland konzediert habe —, dieſes Verlangen ſei nicht 
unbillig geweſen und wäre ſicher von uns unterſtützt worden. Ich 
ſolle mir übrigens über die Depeſche keine grauen Haare wachſen 
laſſen und mich um das Geſchrei der engliſchen Preſſe nicht weiter 
kümmern. — Rhodes kannte die Entſtehung der Krügerdepeſche nicht 
und wollte mich als deren vermeintlichen Urheber tröſten. 

Darauf empfahl mir Rhodes noch, die Bagdadbahn zu bauen 
und Meſopotamien unter gleichzeitiger Bewäſſerung zu erſchließen. 
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Das fet Deutſchlands Aufgabe, fo wie die feinige die „Cape-to- 
Cairo-Line“. Da die Durchführung der Linie durch unfer Gebiet 
auch von der Überlaſſung der Samoa-Inſeln an uns abhängig 
gemacht worden war, hat ſich Rhodes für deren Abtretung an uns 
in London lebhaft eingeſetzt. — 

In der inneren Politik hat Fürſt Hohenlohe als Kanzler eine 
milde Hand walten laſſen, was dem allgemeinen Gefüge nicht dien⸗ 
lich geweſen if. Zum Vatikan hat er infolge feiner alten Bekannt⸗ 
ſchaft mit Herrn v. Hertling gute Beziehungen zu etablieren ver⸗ 
ſtanden. Seine Milde und Nachſicht wurde auch auf die Reichs⸗ 
lande, für die er als Sachverſtändiger von früher her beſonderes 
Intereſſe hatte, übertragen. Es wurde ihm aber ſchlecht dafür ge⸗ 
dankt, denn das Franzoſentum, dadurch indirekt begünſtigt, gebärdete 
fi dort immer anmaßender. Fürſt Hohenlohe liebte Vermittlung, 
Ausgleich und Verſöhnung als Mittel anzuwenden, auch den Sozia⸗ 
liſten gegenüber, oft bei Gelegenheiten, wo energiſches Eingreifen 
beſſer am Platze geweſen wäre. 

Meine Orientreiſe nach Stambul und Jeruſalem hat er lebhaft 
begrüßt. Er war erfreut über die Feſtigung der Beziehungen zu 
der Türkei und betrachtete das daraus reſultierende Profekt der 
Bagdadbahn als ein Deutſchlands würdiges großes Kulturwerk. 

Die Reiſe nach England 1899, die ich mit meiner Frau und 
zwei Söhnen auf Wunſch der Königlichen Großmutter unternahm, 
die bei ihrer zunehmenden Altersſchwäche ihren älteſten Enkel noch 
einmal ſehen wollte, fand beim Kanzler die wärmſte Unterſtützung. 
Er erhoffte von dieſer Reiſe einmal eine Abſchwächung der Folgen 
des feinerzeit von ihm lanzierten Krügertelegramms, andererſeits die 
Klärung wichtiger Fragen durch meine Ausſprache mit engliſchen 
Staatsmännern. Die Königin hatte, um irgendwelchen Ungehörig⸗ 
keiten ſeitens der engliſchen Preſſe vorzubeugen, die durch den Buren⸗ 
krieg und die zum Teil unberechtigten Angriffe gewiſſer deutſcher 
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Blätter gereizt dementſprechend antwortete, den Verfaſſer des „Life 
of Prince Consort“, Sir Theodore Martin, beauftragt, die eng⸗ 
liſche Preſſe von dem Wunſche Ihrer Mafeſtät zu unterrichten, daß 
dem Kaiſerlichen Enkel ein würdiger und freundlicher Empfang zu⸗ 
teil werde. Das iſt auch geſchehen. Der Beſuch verlief harmoniſch 
und befriedigte nach jeder Richtung. Ich hatte mit den verſchiedenen 
führenden Männern wichtige Ausſprachen. 

Die Krügerdepeſche iſt in der ganzen Zeit des Beſuches nicht 
einmal zur Erwähnung gekommen. Hingegen hat die Königliche 
Großmutter ihrem Enkel nicht verſchwiegen, wie unſympathiſch ihr 
der Burenkrieg geweſen iſt. Sie machte aus ihrer Mißbilligung und 
Abneigung gegen Mr. Chamberlain und ſein ganzes Weſen kein 
Hehl und dankte mir noch für meine ſchnelle ſcharfe Ablehnung des 
ruſſo⸗franzöſiſchen Einmiſchungsangebots und die ſofortige Benach⸗ 
richtigung darüber. Es war klar zu erkennen, wie ſehr die Königin 
ihre ſchöne Armee liebte und wie ſie daher ſchmerzlich von deren an— 
fänglichen Rückſchlägen betroffen war, die zu nicht unerheblichen 
Verluſten geführt hatten. Der greiſe Feldmarſchall Herzog von 
Cambridge prägte darüber das hübſche Wort: „The British noble- 
man and officer have shown that they can die bravely as 
gentlemen.“ ) 

Bei der Abreiſe entließ die Königin ihren Enkel mit herzlichen 
und anerkennenden Empfehlungen an ihren ſehr verehrten Vetter — 
much cherished cousin —, den Reichskanzler, von deſſen Klug⸗ 
heit und Erfahrung ſie hoffe, daß zwiſchen unſeren beiden Ländern 
fernerhin ein gutes Verhältnis beſtehen möge. 

Meine Berichterftattung befriedigte den Fürſten Hohenlohe in 
jeder Hinſicht über den Erfolg der Reife, während ich von einer ge- 
wiſſen Preſſe und vielen aufgeregten „Burenfreunden“ die heftigſten 


*) „Der britiſche Adel und Offizier hat bewieſen, daß er als Edelmann tapfer 
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Angriffe erfahren habe. Dem Deutſchen fehlt eben das, was dem 
engliſchen Volk eingeimpft und durch lange politiſche Selbſtzucht an- 
erzogen iſt: Wenn ein Kampf im Gange iſt, ſei es auch nur auf 
dem Felde der Diplomatie, fo folgt der Engländer implicite der 
Fahne. Er handelt nach dem Worte: „Vou can't change the jokey 
while running.“ “) — 

Im Herbſt 1900 trat Fürſt Hohenlohe vom Kanzlerpoſten zurück, 
da die Arbettslaſt dem hochbetagten Herrn doch zu ſchwer wurde. 
Auch war ihm der ewige Zank und Streit der Parteien unterein⸗ 
ander unſympathiſch. Das Reden vor ihnen im Reichstag wider- 
ſtrebte ihm. Ebenſo unſympathiſch war ihm die zum Teil zügelloſe 
Preſſe, die, mit Bismarckſchen Zitaten arbeitend, vermeintliche Bis⸗ 
marckſche Traditionen zu wahren dachte und beſonders im Buren— 
kriege das Verhältnis zu England ſtark gefährdet hat. 

Die bei des Fürſten Hohenlohe Wahl und Antritt gehegte Hoff— 
nung, daß Fürſt Bismarck ihm weniger Schwierigkeiten bereiten 
werde, hatte ſich nur teilweiſe erfüllt. Durch meine Ausſöhnung 
mit Bismarck, die durch ſeinen feierlichen Einzug in Berlin und 
ſein Abſteigen im alten Hohenzollernſchloß zum äußeren Ausdruck 
kam, war die Atmoſphäre ja weſentlich entſpannt und der Fürſt 
milder geſtimmt worden, aber ſeine Anhänger und die aus Fronde 
zu ihm Haltenden vermochten von ihrem Treiben immer noch nicht 
zu laſſen. Andererſeits brachte es, während ich zur Feier des 
80. Geburtstages Bismarcks nach Friedrichsruh reifte, die politifche 
Vertretung des Volkes fertig, dem Altreichskanzler die Huldigung 
zu verweigern. Das mußte den feinbeſaiteten Fürſten Hohenlohe 
tief verletzen und mit Unwillen erfüllen. Der Tod ſeines großen 
Vorgängers hat ihn wie mich tief bewegt, und wir haben mit dem 
deutſchen Volke den Fürſten Bismarck als einen der größten Söhne 
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Preußens und Deutſchlands aufrichtig betrauert, wenn er uns auch 
unſere Arbeit nicht immer leicht gemacht hat. Ich ließ es mir nicht 
nehmen, von meiner Nordlandreiſe herbeizueilen, um den zu ehren, 
der als treuer Diener ſeines alten Herrn dem deutſchen Volk zur 
Einigkeit verholfen hat und unter dem ich einſt als Prinz mit Stolz 
hatte arbeiten dürfen. 

Den Fürſten Hohenlohe ſoll unter anderem auch ſein Sohn Alexander 
zum Rücktritt bewogen haben, der viel im Hauſe ſeines Vaters an⸗ 
weſend war — er hieß in der Geſellſchaft der „Kronprinz“ — und 
ſich weſentlich von feinem liebenswürdigen Vater unterſchted. 

Fürſt Hohenlohe konnte als Reichskanzler auf eine Reihe von 
Erfolgen blicken: Die Überwindung der Kämpfe um das „Bürger⸗ 
liche Geſetzbuch“, die Reform des Milttärftrafverfahreng, das Flotten⸗ 
geſetz, Samoa, das Oberkommando Walderſees in China bei den 
Boxerkämpfen, Tſingtau und den Vangtſe⸗Vertrag. 

Am 15. Oktober 1900 verabſchiedete er ſich von mir. Wir 
waren beide recht bewegt. Denn nicht nur der Kanzler, der treue 
Mitarbeiter ſchied von ſeinem Kaiſer, ſondern auch der Oheim vom 
Neffen, der voll dankbarer Hochachtung zu dem Greis emporſah, der 
im Alter von 75 Jahren — einem Alter, in dem andere längſt 
ſich zur Ruhe und Beſchaulichkeit zurückzuziehen pflegen, — nicht ge⸗ 
zögert hatte, dem Rufe des Kaiſers zu folgen, um ſich noch ange⸗ 
ſtrengter Arbeit zu unterziehen und ſeine Zeit und Kraft dem deutſchen 
Vaterlande zu widmen. Als er ſchon mein Zimmer verlaſſen wollte, 
faßte er noch einmal meine Hand mit der Bitte, ich möchte ihm 
in den Jahren, die er noch zu leben habe und die er in Berlin zu 
verbringen gedenke, dieſelbe ſchlichte treue Freundſchaft ſchenken, wie 
er ſie zwiſchen Admiral Hollmann und mir ſo lange habe beobachten 
und bewundern können. Ich werde ihm ſtets ein treues Andenken 
bewahren. 
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Büll o w 


be Tage nach dem Abſchiede des Fürſten Hohenlohe traf der von 
mir zu ſeinem Nachfolger berufene Staatsſekretär des Aus⸗ 
wärtigen Amtes Graf Bülow ein. Seine Wahl lag nahe, da er die 
vlelen Fragen der immer lebhafter und verwickelter werdenden äußeren 
Politik, zumal die Beziehungen zu England, völlig beherrſchte und 
ſich auch bereits als geſchickter Redner und ſchlagfertiger Debatter 
im Reichstage erwieſen hatte. Daß die zuletzt genannte Eigenſchaft 
ſeinem Vorgänger fehlte, hatte ſich des öfteren recht fühlbar gemacht. 
Als die Rücktrittsabſichten des Fürſten Hohenlohe im Bundesrat 
bekannt wurden, hatte mir der bayeriſche Geſandte in Berlin, Graf 
Lerchenfeld, ſehr pointiert geſagt, ich möge nur um Himmelswillen 
nicht wieder einen Süddeutſchen nehmen. Dieſe ſeien für die leitende 
Stelle in Berlin nicht geeignet, hier wüßten ſich die Norddeutſchen 
naturgemäß beſſer durchzuſetzen: es ſei alfo für das Reich beffer, 
einen Norddeutſchen zu wählen. 

Perſönlich war mir Bülow ſchon ſeit langem ſowohl aus ſeiner 
Botſchafterzeit in Rom, wie aus der Zeit ſeines Wirkens als Staats⸗ 
ſekretär bekannt, ich hatte ihn ſchon damals oft in feinem Haufe be⸗ 
ſucht und manche Unterredung mit ihm in feinem Garten gehabt. 
Er war mir näher getreten, als er mich auf der Orientreife be- 
gleitete und dort unter der Mitwirkung des Botſchafters Freiherrn 
Marſchall meine perſönliche Ftihlungnahme mit den führenden 
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Männern der türfifchen Regierung vermitteln konnte. Das Der- 
hältnis des neuen Kanzlers zu mir war alſo bereits fundiert und, 
da wir uns ſchon ſeit Jahren über alle politiſchen Probleme und 
Gebiete ausgeſprochen hatten, gewiſſermaßen geklärt. Zudem ſtand 
er mir im Alter doch weit näher, als feine Vorgänger, die meiſt 
meine Großväter hätten ſein können. Er war der erſte „junge 
Kanzler“, den das Deutſche Reich ſah. Das erleichterte uns beiden 
die gemeinſame Arbeit. 

Es iſt, wenn ich in Berlin war, kaum ein Tag vergangen, an 
dem ich nicht mit Bülow einen längeren Morgengang im Garten 
des Reichskanzlerpalais unternommen habe, während deſſen die Vor⸗ 
träge erledigt und die aktuellen Fragen berührt wurden. Oftmals 
ſagte ich mich bei ihm zu Tiſch an. Stets fand ich dort, vom 
Grafen und ſeiner liebenswürdigen Gemahlin auf das gaſtlichſte 
empfangen, eine Reihe intereſſanter Männer, in deren geſchickter 
Auswahl der Graf ein Meiſter war. Ebenſo war er unübertrefflich 
in der gewandten Führung der Konverſation und geiſtvollen Be- 
handlung der verſchiedenen auftauchenden Themata. Es war für 
mich immer ein Genuß, im Betiſein der von ſprudelndem Geiſt 
beſeelten Perſönlichkeit des Kanzlers mit vielen Profeſſoren, Ge— 
lehrten und Künſtlern ſowie Staatsbeamten aller Art in unge— 
zwungenen, außerdienſtlichen Verkehr und anregenden Meinungs— 
austauſch treten zu können. Der Graf war auch ein vortrefflicher 
Erzähler von Anekdoten, die er, ſowohl geleſene wie ſelbſterlebte, 
in verſchiedenen Sprachen vorbrachte. Er erzählte gern aus ſeiner 
Diplomatenzeit, beſonders aus der Zeit ſeines Aufenthaltes in 
Petersburg. 

Der Vater des Grafen war Intimus des Fürſten Bismarck und 
elner der ihm am nächſten ſtehenden Mitarbeiter geweſen. Auch 
der ſunge Bülow hatte ſeine Laufbahn unter dem großen Kanzler 
begonnen. Er war in Bismarckſchen Ideen und Traditionen groß 
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geworden und von ihnen ſtark beeinflußt, ohne ſedoch unſelbſtändig 
an ihnen zu kleben. 

In einem der erſten Geſpräche, die ich mit Bülow als Reichs⸗ 
kanzler führte, erkundigte er ſich nach meiner Anſicht darüber, wie 
man am beſten die Engländer zu behandeln und mit ihnen zu ver- 
kehren habe. Ich ſagte ihm, daß meines Erachtens rückhaltloſe 
Offenheit die Hauptſache im Verkehr mit ihnen ſei. Der Eng⸗ 
länder ſei in Vertretung ſeines Standpunktes und ſeiner Intereſſen 
rückſichtslos bis zur Brutalität, er verſtehe es daher ſehr gut, wenn 
man ihm gegenüber dasſelbe tue. Diplomatifieren oder gar „finaf- 
ſieren“ dürfe man dem Engländer gegenüber nicht — das gehe nur 
bei lateiniſchen und ſlawiſchen Völkern —, weil er dann mißtrauiſch 
werde und den Verdacht hege, man ſei nicht ehrlich und wolle ihn 
heimlich übers Ohr hauen. Habe der Engländer erſt einmal Ver— 
dacht gefaßt, dann ſei trotz den ſchönſten Worten oder bereitwilligem 
Nachgeben nichts mehr zu machen. Ich könne daher dem Kanzler 
nur den Rat geben, ſich in der Politik mit England nur der Ge— 
radheit zu befleißigen. Ich ſagte das mit beſonderem Nachdruck, 
weil gerade der geſchmeidigen Diplomatennatur des Grafen Bülow 
das „Finaſſieren“ ſehr lag und ihm zur zweiten Natur geworden war. 

Bei dieſem Geſpräch nahm ich auch die Gelegenheit wahr, den 
Kanzler vor der Perſon Holſteins zu warnen. Trotz meiner War⸗ 
nung — die nur eine Wiederholung der mir ſeinerzeit von Bismarck 
gegebenen war — hat Bülow viel mit Holſtein gearbeitet oder ar⸗ 
beiten müſſen. Dieſer merkwürdige Mann hatte ſich allmählich, 
beſonders ſeit der Zeit, in der das Auswärtige Amt nach Bismarcks 
Abgang gewiſſermaßen verwaiſt war, eine immer einflußreichere 
Stellung zu verſchaffen gewußt, die er unter drei Kanzlern derart 
behauptet hat, daß er als unentbehrlich galt. Holſtein war zweifellos 
mit großer Klugheit, die von einem phänomenalen Gedächtnis unter⸗ 
ſtützt wurde, und einer gewiſſen politiſchen Kombinatlonsgabe aus⸗ 
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geftattet, die ſich bei ihm freilich öfters bis zur Marotte fteigerte. 
Zum guten Teil beruhte ſein Anſehen auch darauf, daß er in weiten 
Kreſſen, beſonders bei den älteren Beamten, als der „Träger der 
Bismarckſchen Traditionen“ galt, der dieſe dem „jungen Herrn“ 
gegenüber hochhielt. Seine Bedeutung lag vor allem in feiner welt⸗ 
reichenden Perſonalkenntnis im ganzen Bereich des auswärtigen 
Dienſtes. Da er infolgedeſſen einen maßgebenden Einfluß auf alle 
Perſonalvorſchläge beſaß und damit die Karriere der jüngeren Beamten 
in der Hand hatte, erklärt es ſich leicht, daß er nach und nach 
eine beherrſchende Stellung im Auswärtigen Amt erlangt hat. Er 
ſtrebte aber immer mehr danach, zugleich einen beſtimmenden Einfluß 
auf die Leitung der auswärtigen Politik zu erlangen. Tatſächlich 
war er zeitweilig zum spiritus rector ſowohl des Auswärtigen Amtes 
wie der auswärtigen Politik geworden. 

Das Bedenkliche dabei war, daß er feinen weitreichenden Ein- 
fluß immer nur hinter den Kuliſſen ausübte und feder offiziellen 
Verantwortlichkeit als Ratgeber aus dem Wege ging. Er zog es 
vor, im Dunkeln zu bleiben und zu wirken. Jeden verantwortlichen 
Poſten — viele ſtanden ihm offen —, jeden Titel, jede Beförderung 
ſchlug er aus. Er lebte ganz zurückgezogen. Lange Zeit habe ich 
vergeblich geſucht, ihn perſönlich kennen zu lernen, ich verſuchte es 
durch Einladungen zu Tiſche, aber Holſtein lehnte jedesmal ab. Ein 
einziges Mal im Laufe vieler Jahre hat er ſich herbeigelaſſen, im 
Auswärtigen Amt mit mir zu ſpeiſen. Charakteriſtiſch für ihn iſt, daß 
er dabei, während alle anderen Herren im Frack waren, im Gehrock 
erſchlen und ſich damit entſchuldigte, daß „er keinen Frack beſitze“. 
Die Heimlichkeit, mit der er fein Wirken fo umgab, daß er nicht 
dafür verantwortlich erſchien, zeigte ſich zuweilen auch in der Art 
ſeiner Denkſchriften. Sie waren zweifellos geiſtreich und beſtechend, 
aber oft fo verklauſuliert und zweideutig wie die Orakel der Pythia 
zu Delphi. Es kam vor, daß, wenn man auf Grund ihres Inhaltes 
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einen Entſchluß gefaßt hatte, Herr v. Holſtein haarſcharf nachwies, 
daß er genau das Gegenteil von dem gemeint habe, was man her⸗ 
ausgeleſen hatte. 

Mir erſchien jener ſtarke Einfluß, den ein unverantwortlicher 
Ratgeber hinter den Kuliſſen, z. T. unter Umgehung der dafür be⸗ 
rufenen und verantwortlichen Stellen, ausübte, bedenklich. Mehr⸗ 
mals iſt es mir — beſonders in der Ara Richthofen — widerfahren, 
daß mir ein fremder Botſchafter, dem ich bei der Erörterung einer 
politiſchen Frage vorſchlug, er möchte ſie mit dem Staatsſekretär 
beſprechen, antwortete: „Jen parlerai avec mon ami Holstein.“ *) 
Schon, daß ein Beamter des Auswärtigen Amtes unter Umgehung 
ſeines Vorgeſetzten mit fremden Botſchaftern verhandelte, fand ich 
nicht richtig; aber daß er von dieſen kurzweg per „ami“ bezeichnet 
wurde, überſchritt doch das Maß des mir nützlich Scheinenden. 

Die Dinge hatten ſich allmählich dahin entwickelt, daß Holſtein 
tatſächlich ein gut Teil der äußeren Politik machte. Er hörte dabei 
allenfalls noch den Kanzler, was der Kaiſer darüber dachte oder 
ſagte, war für ihn ziemlich belanglos. Wurden Erfolge erzielt, ſo 
heimſte ſie das Auswärtige Amt ein, ging die Sache nicht nach 
Wunſch, dann war es die Schuld des „impulſiven jungen Herrn“. 

Trotz alledem ſchien auch Bülow den Herrn v. Holſtein zunächſt 
für unentbehrlich zu halten. Er hat lange mit ihm zuſammen ge⸗ 
arbeitet, bis auch für ihn der Druck, den dieſer unheimliche Mann 
auf jeden ausübte, unerträglich wurde. Herr v. Tſchirſchky als 
Staatsſekretär hat das Verdienſt, die unhaltbaren Zuſtände endlich 
zum Bruch gebracht zu haben. Auf mein Befragen erklärte er mir, 
daß er Herrn v. Holſteins ferneres Bleiben für unmöglich halte, 
da dieſer das ganze Auswärtige Amt durcheinander bringe, ihn 
ſelbſt, den Staatsſekretär, ganz auszuſchalten ſuche und auch dem 
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Kanzler viel Schwierigkeiten bereite. Daraufhin befahl ich Herrn 
v. Tſchirſchky, die Verabſchiedung Holſteins einzulekten, die dann, nach⸗ 
dem ſich der Kanzler von ſeinem inzwiſchen eingetretenen ſchweren 
geſundheitlichen Zuſammenbruch erholt hatte, mit deſſen Zuſtimmung 
erfolgte. Herr v. Holſtein hat ſich ſelbſt dadurch charakteriſiert, daß 
er ſich, gleich nachdem er ſeinen Abſchied erhalten, zu Herrn Harden 
begab und ſich ihm für die Kampagne gegen den Kaſſer zur Ver— 
fügung ſtellte. — 

Das Jahr 1901 gab dem Grafen Bülow reichlich Gelegenheit, 
ſich im Verhandeln mit England zu zeigen und zu bewähren. Graf 
Bülow ſelbſt huldigte noch vielfach der Bismarckſchen „Zwei Eiſen 
im Feuer“-Theorie, d. h. mit einem anderen Lande ſich freundlich 
zu arrangieren, aber immer mit Rußland gut zu ſtehen, und wurde 
darin von den vielen Pſeudo-Bismarckianern unterſtützt. 

Mitten aus der Jubiläumsfeter des 200 jährigen Krönungs⸗ 
tages rief mich eine den bedenklichen Zuſtand der greiſen Königin 
Victoria meldende Nachricht an das Sterbelager meiner Großmutter. 
Ich reiſte mit meinem Oheim, dem Herzog von Connaught, der als 
Vertreter der Königin bei den Feierlichkeiten in Berlin weilte — er 
war der Lieblingsſohn der Königin und mein beſonderer Freund, 
ein Schwiegerſohn des Prinzen Friedrich Karl —, mit Beſchleunigung 
ab und wurde von dem damaligen Prinzen von Wales und der 
Königlichen Familie in London herzlich empfangen. Als mein Wagen 
aus dem Stationsgebäude im Schritt heraus fuhr, trat aus der 
in lautloſer Stille dicht gedrängt ſtehenden Menſchenmenge ein 
ſchlichter Mann an den Wagenſchlag heran, entblößte ſein Haupt 
und fagte: „Thank you Kaiser!“ *) Der Prinz von Wales, der 
ſpätere König Eduard VII., ſagte dazu: „That is what they 
all think, every one of them, and tbey will never forget this 
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coming of yours.”*) Das iſt trotzdem geſchehen und noch dazu 
recht ſchnell. 

Nachdem die Königin in meinen Armen ſanft hinübergeſchlum⸗ 
mert, war für mich der Vorhang über viele Jugenderinnerungen ge⸗ 
fallen. Ihr Tod bedeutete einen Abſchnitt in der engliſchen Geſchichte 
und in Englands Beziehungen zu Deutſchland. Ich nahm nun, 
ſoweit als angängig, Fühlung mit den maßgebenden Perſönlichkeiten 
und erkannte überall eine durchaus ſympathiſche, freundſchaftliche 
Stimmung, die kein Hehl aus dem Wunſch nach guten Beziehungen 
mit Deutſchland machte. Beim Abſchiedsbankett wurden von König 
Eduard VII. und mir unvorbereitete, in Ton und Inhalt herzliche 
Reden gehalten, die auf die Zuhörer ihren Eindruck nicht verfehlten. 
Nach der Tafel drückte der engliſche Botſchafter in Berlin mir die 
Hand und ſagte: Meine Rede ſei allen ſeinen Landsleuten zu Herzen 
gegangen, denn die Worte feten aufrichtig und ſchlicht geweſen, wie 
ſte ſich für die Engländer eigneten. Die Rede müſſe ſofort veröffent⸗ 
licht werden, denn ſie werde im ganzen Lande, das mein Kommen 
dankbar empfinde, Widerhall erwecken. Das werde für die Beziehungen 
beider Länder von Nutzen fein. Ich erwiderte, es ſei Sache der 
britiſchen Regierung und des Königs, darüber zu entſcheiden, ich 
perſönlich hätte nichts gegen eine Veröffentlichung einzuwenden. Diefe 
iſt jedoch nicht erfolgt. Das britiſche Volk hat meine Worte, die der 
aufrichtige Ausdruck meiner Gefühle und Gedanken waren, nie er⸗ 
fahren. In einem ſpäteren Geſpräch mit mir in Berlin hat der⸗ 
ſelbe Botſchafter das lebhaft beklagt, ohne den Grund des Unter⸗ 
bleibens angeben zu können. 

Am Schluſſe dieſer Betrachtungen über meinen Aufenthalt in 
England darf die Tatſache nicht unerwähnt gelaſſen werden, daß ein 
Tell der deutſchen Preſſe es leider an taktvoller Würdigung ſowohl 


*) „Das iſt es, was fie alle bier denken, ſeder im Volk, man wird es Dir 
niemals vergeſſen, daß Du gekommen biſt.“ 
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des Schmerzes des engliſchen Königshauſes und Volkes wie auch 
der Verpflichtungen fehlen ließ, die mir politifche Rückſichten wſe 
verwandtſchaftliche Beziehungen auferlegten. 

Nach meiner Heimkehr konnte ich dem Kanzler liber meine guten 
Eindrücke berichten, insbeſondere, daß die Stimmung in England 
für Annäherung und Derftändigung anſcheinend günſtig ſei. Bülow 
war, als wir in Homburg eingehend darüber und über die Aus⸗ 
wertung der durch die Reife geſchaffenen Situation konferierten, mit 
dem Ergebnis der Reiſe zufrieden. Ich vertrat die Anſicht, man 
ſolle unbedingt zu einem guten „Agreement“ zu kommen ſuchen, 
wenn eine Allianz, die ich noch vorzöge, nicht zuſtande zu bringen 
ſei. Ein feſtes Agreement genüge auch und läge den Engländern; 
ſchließlich könne ſich daraus immer noch eine Allianz entwickeln. 

Die Gelegenheit dazu bot ſich unerwartet raſch. Als ich mich 
im Frühjahr 1901 in Homburg v. d. Höhe befand, trug mir Graf 
Metternich, der als Vertreter des Auswärtigen Amtes bei mir war, 
eines Tages eine Meldung aus Berlin vor, daß Mr. Chamber⸗ 
lain dort angefragt habe, ob Deutſchland bereit ſei, eine Allianz 
mit England einzugehen. Ich fragte ſofort: „Gegen wen?“, denn 
wenn England ſo plötzlich mitten im Frieden eine Allianz anböte, 
dann brauche es offenbar die deutſche Armee. Da ſei es doch wichtig, 
zu erfahren, gegen wen und wofür deutſche Truppen auf Englands 
Geheiß an feiner Seite fechten ſollten. Daraufhin kam aus London 
die Antwort: Gegen Rußland, weil es für Indien und Stambul 
bedrohlich werde. 

Ich ließ zunächſt in London auf die alte traditionelle Waffen⸗ 
brüderſchaft zwiſchen der deutſchen und ruſſiſchen Armee und auf die 
engen verwandtſchaftlichen Bande zwiſchen den beiden Herrſcher— 
häuſern aufmerkſam machen. Ferner wies ich auf die Gefahr eines 
Zwei⸗Fronten⸗Krieges beim Eingreifen Frankreichs an Rußlands 
Seite hin ſowie auf die Tatſache, daß wir im fernen Oſten mit 
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Frankreich und Rußland (1895 Shimonoſeki) zufammengegangen 
ſeien, und daß jeder Grund fehle, ſetzt mitten im Frieden einen 
Konflikt mit Rußland vom Zaun zu brechen. Die Überzahl der 
ruſſiſchen Friedensformationen ſei ſehr groß und die Oſtgrenze 
Preußens ſei durch die ruſſiſchen Dislokationen ſtark bedroht, unfere 
Oſtmark vor dem ruſſiſchen Einfall zu bewahren, werde England 
nicht in der Lage ſein, da ſeine Flotte in der Oſtſee wenig aus⸗ 
richten und ins Schwarze Meer nicht einfahren könne. Within fei 
bei einem gemeinſamen Waffengange mit Rußland Deutſchland der 
allein und recht ſtark gefährdete Teil, ganz abgeſehen von der Ge⸗ 
fahr des Eingreifens Frankreichs. Chamberlain ließ daraufhin wiſſen, 
es ſolle ein feſtes Bündnis geſchloſſen werden, bei dem England ſich 
natürlich zur Hilfeleiſtung verpflichten werde. 

Ich hatte auch darauf hingewieſen, daß die Validität eines Bünd⸗ 
niſſes erſt dann ſichergeſtellt ſei, wenn das engliſche Parlament ſein 
Placet dazu gegeben habe. Denn das Miniſterium könne durch den 
im Parlament ausgedrückten Volkswillen beſeitigt und dadurch ſeine 
Unterſchrift aufgehoben und das Bündnis hinfällig werden Wir 
könnten den Chamberlainſchen Vorſchlag zunächſt nur als feine rein 
perſönliche Idee anſehen. 

Chamberlain erwiderte darauf, daß er die parlamentariſche 
Deckung ſchon erreichen werde, die Untoniften werde er dafür zu ge 
winnen wiſſen, man ſolle in Berlin nur erſt einmal zeichnen. Es 
kam nicht dazu, da das Parlament nicht dafür zu haben war. So 
verlief der „Plan“ im Sande. Bald darauf hat England das 
Bündnis mit Japan (Hapaſht) geſchloſſen. Der rufftfch-fapanifche 
Krieg entbrannte, in dem Japan — well es in ſeine eigenen Pläne 
paßte — die zuerſt Deutſchland zugedachte Rolle des Landsknechts 
für Englands Intereſſen ſpielte. Rußland iſt dadurch vom Oſten 
auf den Weſten zurückgeworfen worden, wo es ſich nun, ſtatt mit 
China und Pacific, wieder mit Balkan, Stambul, Indien nützlich 
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beſchäftigen konnte und Japan freie Hand in Korea und China 
laſſen mußte. — 

In das Jahr 1905 fällt die von mir ſehr contre cœur unter- 
nommene Tangerreiſe, zu der es folgendermaßen gekommen iſt. 
Ende März beabſichtigte ich, wie im Vorfahre, zur Erholung eine 
Mittelmeerreiſe zu unternehmen und dazu einen von Cuxhaven leer 
nach Neapel laufenden Dampfer zu benutzen. Die „Hamburg“ 
wurde von Ballin dazu beſtimmt. Auf ſeine Aufforderung, noch 
eine Anzahl von Gäſten mitzunehmen, da der Dampfer ganz leer 
ſei, lud ich eine Reihe von Herren ein, darunter Geheimrat Althoff, 
Admiral Menſing, Graf Pückler, den Geſandten v. Varnbüler, 
Profeſſor Schliemann, Admiral Hollmann u. a. 

Bald nach dem Bekanntwerden des Reiſeprojekts teilte mir Bülow 
mit, man habe in Liſſabon den lebhaften Wunſch, ich möchte dort 
Aufenthalt nehmen und dem Hof einen Beſuch machen. Ich war 
damit einverſtanden. Als der Zeitpunkt der Abreiſe ſich näherte, trat 
Bülow mit dem weiteren Wunſche hervor, ich möchte auch Tanger 
anlaufen und durch den Beſuch des marokkaniſchen Hafens die 
Stellung des Sultans den Franzoſen gegenüber ſtärken. Ich lehnte 
das ab, weil mir die Marokkofrage zu viel Zündſtoff zu enthalten 
ſchien und weil ich fürchtete, daß mein Beſuch eher ſchädlich als nütz⸗ 
lich wirken würde. Bülow aber kam immer wieder darauf zurück, 
ohne mich von der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit des Beſuches 
überzeugen zu können. 

Auf der Fahrt hatte ich mit Freiherrn v. Schoen, der mich als 
Vertreter des Auswärtigen Amtes begleitete, mehrere Beſprechungen 
tiber die Opportunität des Beſuches. Wir kamen dahin überein, 
daß es beſſer ſei, ihn zu unterlaſſen. Von Liſſabon aus teilte ich 
dieſen Entſchluß dem Kanzler telegraphiſch mit. Bülow antwortete 
mit der nachdrücklichen Forderung, daß ich der Meinung des deut⸗ 
ſchen Volkes und des Reichstages, die ſich nun einmal für einen 
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ſolchen Schritt erwärmt hätten, Rechnung tragen müſſe, es ſei not⸗ 
wendig, daß ich nach Tanger führe. 

Schweren Herzens gab ich nach, denn ich befürchtete, daß dieſer 
Beſuch bei der Lage der Dinge in Paris als Provokation aufge⸗ 
faßt werden könnte und in London die Geneigtheit zur Unter: 
ſtützung Frankreichs im Kriegsfalle bewirken würde. Da ich Del⸗ 
caffe im Verdacht hatte, daß er Marokko zum Kriegsgrund machen 
wollte, fürchtete ich, daß er den Tangerbeſuch dazu benutzen könnte. 

Der Beſuch fand unter großen Schwierigkeiten auf der Reede 
von Tanger ſtatt — nicht ohne freundliche Beteiligung von ktalieni⸗ 
ſchen und ſüdfranzöſiſchen Anarchiſten, Gaunern und Abenteurern. 
Auf einem kleinen Platz ſtand eine Menge von Spaniern mit 
Fahnen und großem Geſchrei, das waren nach Ausſage eines be⸗ 
gleitenden Sicherheitsbeamten die verſammelten ſpaniſchen Anarchiſten. 

Den erſten Beweis für die Wirkung des Beſuches in Tanger 
erfuhr ich, als ich in Gibraltar ankam und von den Engländern 
ſehr förmlich und froſtig empfangen wurde, im Gegenſatz zu der 
herzlichen Aufnahme im Vorfahre. Was ich vorausgeſehen, wurde 
durch die Tatſachen beſtätigt. In Paris herrſchte Erbitterung und 
Wut, Delcaſſé verſuchte zum Kriege zu hetzen, er drang nur des⸗ 
halb nicht durch, weil ſowohl der Marineminiſter wie der Kriegs⸗ 
miniſter erklärten, Frankreich ſei noch nicht bereit. Die Richtigkeit 
meiner Befürchtungen iſt ſpäterhin auch durch das Geſpräch Del⸗ 
caffe 8 mit dem Redakteur des „Gaulois“ beſtätigt worden, in dem 
der Miniſter der erſtaunten Welt mitteilte, daß im Kriegsfalle Eng⸗ 
land auf Frankreichs Seite getreten ſein würde. So wäre ich durch 
den mir aufgenötigten Beſuch in Tanger ſchon damals beinahe in die 
Lage gekommen, der Entfeſſelung eines Weltkrieges beſchuldigt werden 
zu können. Konftitutionelles Denken und Handeln iſt für den Fürſten, 
dem ſchließlich immer die Verantwortung aufgebürdet wird, oft eine 
harte Aufgabe. 
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Im Oktober 1905 hat der Pariſer „Matin” mitgeteilt, daß 
Delcaſſé im Miniſterrat erklärt habe, England habe für den Kriegs⸗ 
fall angeboten, 100000 Mann in Holſtein zu landen und den 
Kaiſer Wilhelm⸗Kanal zu beſetzen. Dieſes engliſche Angebot iſt 
nachher noch einmal wiederholt worden mit dem Vorſchlag, es in 
ſchriftlicher Form feſtzulegen. Auch der bekannte Abgeordnete Jaurès, 
der bei Kriegsausbruch 1914 im Sinne Iſwolſkiſcher Politik er⸗ 
mordet wurde, hat den Inhalt der im „Matin“ veröffentlichten Mit: 
teilungen Delcaſſé's ſchon vorher gekannt. 

Der Sturz Delcaſſé's und feine Erſetzung durch Rouvier iſt zum 
Teil dem Einfluß des Fürſten von Monako zuzuſchreiben. Der Fürſt 
hatte ſich während der Kieler Woche durch Unterhaltungen mit mir, 
mit dem Reichskanzler und Regierungsbeamten von der Aufrichtig⸗ 
keit unſeres Wunſches überzeugt, mit Frankreich zu einem Ausgleich 
zu gelangen, um ein friedliches Nebeneinanderleben zu ermöglichen. 
Er ſtand in guten Beziehungen zum Botſchafter Fürſten Radolin 
und bemühte ſich eifrig für eine Annäherung zwiſchen den beiden 
Ländern. Der Fürſt von Monako war ſelbſt der Meinung, Del⸗ 
caffe ſei eine Gefahr für die Aufrechterhaltung des Friedens, er 
werde hoffentlich bald ſtürzen und durch Rouvier erſetzt werden, der 
ein beſonnener Politiker und durchaus geneigt ſei, ſich mit Deutſch⸗ 
land zu verſtändigen. Er ſtehe Roupfer perſönlich nahe und ſtelle 
ſich dem deutſchen Botſchafter gern als Vermittler zur Verfügung. 

Der Sturz Delcaſſé's trat ein, und Rouvier wurde Miniſter. 
Ich ließ nun ſofort die Aktion einleiten, bei der ich auf des Fürſten 
von Monako Unterſtützung rechnen durfte. Der Kanzler wurde an⸗ 
gewieſen, ein „Rapprochement“ mit Frankreich vorzubereiten. Den 
Fürſten Radolin, der feine Inſtruktionen in Berlin perſönlich erhielt, 
wies ich noch beſonders darauf hin, die Konſtellation Rouvier gut 
auszunutzen, um alle Konfliktsmöglichkeiten zwiſchen den beiden Ländern 
zu beſeitigen. Für das Verhältnis zu Rouvier würden ihm die 
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Informationen ſeitens des Fürſten von Monako, den er ja gut kenne, 
von Nutzen ſein. Fürſt Radolin ging mit Eifer und Freude an die 
lohnende Aufgabe. 

Anfangs nahmen die Verhandlungen guten Fortgang, ſo daß 
ich ſchon die Hoffnung hegte, das wichtige Ziel werde erreicht und 
der üble Eindruck des Tangerbeſuches durch eine Verſtändigung 
wieder verwiſcht werden können. Inzwiſchen wurden die Verhand⸗ 
lungen über Marokko weitergeführt und endigten nach unendlichen 
Mühen in der Berufung der Algeciras⸗Konferenz auf Grund des 
Rundſchreibens des Fürften Bülow, das betonte, daß der Meiſtbegün⸗ 
ſtigungsartikel Nr. 17 der Madrider Konvention maßgebend bleiben 
ſolle, und daß die von Frankreich allein angeſtrebten Reformen in 
Marokko, ſoweit ſolche nötig wären, nur im Einverſtändnis mit den 
Signatarmächten der Madrider Konferenz zuläſſig ſeien. Dieſe Vor⸗ 
gänge, die die allgemeine Aufmerkſamkeit in Anſpruch nahmen, ließen 
dann die Spezialaktion mit Rouvfer in den Hintergrund treten. — 

Hinſichtlich der inneren Politik hatte ich mich mit dem Kanzler 
dahin geeinigt, daß es deſſen Hauptaufgabe ſei, die unter Hohenlohe 
ſehr zerfahrenen Parteiverhältniſſe im Reichstag wieder zu ordnen 
und vor allem die durch die Nach⸗Bismarckianer oppoſttionell ge⸗ 
wordenen Konfervativen wieder hinter die Regierung zu ſcharen. 
Der Kanzler hat dieſe Aufgabe mit großer Geduld und Zähigkeit 
durchgeführt. Er brachte ſchließlich den berühmten „Block“ zuſtande, 
der aus der großen Wahlniederlage der Soztaliften hervorging. 

Die konſervative Partei beſaß viele Mitglieder, die direkte Be⸗ 
ziehungen zum Hofe und auch zu mir perſönlich hatten. Es war 
für dieſe Partei alſo leichter als für jede andere, ſich über meine 
Pläne auf politiſchen und anderen Gebieten zu unterrichten und, be⸗ 
vor es zu Geſetzvorlagen kam, meine Vorſchläge mit mir zu dis⸗ 
kutieren. Ich habe nicht den Eindruck, daß dies in dem Maße, wie 
es möglich war, geſchehen iſt. In ungezwungenen Vorbeſprechungen 
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hätte ich mich wahrſcheinlich ſowohl in der Frage des Mittelland⸗ 
Kanals, deſſen Bau bekanntlich von den Konſervativen bekämpft 
wurde, wie über die minder wichtigen Fragen des Dombaus und 
des Berliner Opernhauſes, die mir um der Kirche und der Kunſt 
willen am Herzen lagen, mit den Herren geeinigt. 

Nun iſt es ja nichts Neues, wenn ich erwähne, daß es gar nicht 
ſo leicht war, mit den konſervativen Herren umzugehen. Sie hatten 
auf Grund ihrer traditionellen Dienſte im Staate große Erfahrungen 
und ein eigenes Urteil und waren fo zu einer feſtgefügten ſtaats— 
politiſchen Uberzeugung gekommen, an der ſie in Treue und echt 
konſervativ fefthielten. Sie hatten große Staatsmänner, hervor⸗ 
ragende Miniſter, ein glänzendes Offizierkorps, ein vorbildliches Be⸗ 
amtentum vorwiegend aus ihren Reihen geliefert, ihr Selbſtbewußt⸗ 
fein war alſo nicht unbegründet. Dazu kam, daß ihre Königs⸗ 
treue unerſchütterlich war. König und Vaterland waren ihnen zu 
Dank verpflichtet. Ihre Schwäche beſtand darin, daß fie manchmal 
zu konſervativ waren, d. h. die Forderungen der Zeit zu fpät er⸗ 
kannten, Fortſchritte zunächſt bekämpften, obwohl es ſich auch um 
Fortſchritte für ſie ſelbſt handelte. Das mag man aus ihrer Ver⸗ 
gangenheit verſtehen, aber es behinderte gerade in meiner Regierungs⸗ 
zeit, während der die Entwicklung des Reiches, insbeſondere die In⸗ 
duffrialifierung und der Handel rapide vorwärts drängten, den inneren 
Konnex mit mir, der ich jene Entwicklung nicht nur nicht eindämmen, 
ſondern fördern wollte und mußte. Wenn ich ſagte, daß es aus 
den angeführten Gründen nicht immer leicht war, mit den Konſer⸗ 
vativen zu verhandeln, ſo weiß ich ſehr wohl, daß dasſelbe von mir 
behauptet wird. Vielleicht liegt das daran, daß ich zwar meiner 
Tradition nach den Konſervativen nahe ſtand, aber nicht partelpolitiſch 
konſervativ war. Ich war und bin für einen fortſchreitenden Konſer⸗ 
vativismus, der das Lebensfähige konſerviert, das Uberalterte abftreift 
und das brauchbare Neue annimmt. Im übrigen habe ich, wo Vor⸗ 
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beſprechungen ftattgefunden haben, die Wahrheit, und auch die un- 
bequeme und bittere, wenn ſie mir in taktvoller Form gebracht 
wurde, beſſer vertragen und beachtet, als man weiß. 

Wenn alſo von mir und den Konſervativen behauptet wird, beide 
wären ſchwierig in Verhandlungen geweſen, ſo hat dieſe Schwierig⸗ 
keit denſelben Urſprung. Es wäre mir gegenüber nur richtiger ge⸗ 
weſen, den Weg zur Ausſprache unter vier Augen öfters zu betreten. 
Ich war ſtets dafür zu haben. Und wenn wir uns bei der Kanal⸗ 
frage nicht einigen konnten, ſo müßten gerade die Konſervativen am 
beſten verſtehen und es achten, daß ich mich nicht zu dem ſchönen 
Vers bekannt habe: „Unſer König abſolut, wenn er unſern Willen 
tut.“ Wenn ich nämlich dieſem für mich recht bequemen Grund⸗ 
ſatz gehuldigt hätte, ſo hätten die Konſervativen bei ihrer Auffaſſung 
vom ſtarken, wirklich regierenden Königtum mich logiſcherweiſe be- 
kämpfen müſſen. Sicherlich haben die Konſervativen es auch ge- 
würdigt, daß ich ihrem ehrenwerten Grundſatz vom Wännerſtolz vor 
Königsthronen meinen Grundſatz vom Königsſtolz vor dem konſer⸗ 
vativen Parteithron gegenüberſtellte, wie ich das auch bei allen anderen 
Parteien getan habe. Die gelegentlichen Differenzen mit der kon⸗ 
ſervativen Partei und mit einzelnen Konſervativen können mich die 
Dienſte nicht vergeſſen laſſen, die gerade von Männern aus dieſen 
Reihen dem Hauſe Hohenzollern, dem preußiſchen Staate und dem 
Deutſchen Reiche geleiſtet worden find. 

Nun, Bülow iſt ſchließlich das große Kunſtſtück, die Konſer⸗ 
vativen und Liberalen zuſammenzubringen und dadurch den hinter 
der Regierung ſtehenden Parteien eine große Mehrheit zu verſchaffen, 
doch gelungen. Seine großen Fähigkeiten, die Gewandtheit, Staats⸗ 
kunſt und kluge Menſchenkenntnis des Kanzlers haben ſich dabei 
im glaͤnzendſten Lichte gezeigt. Das große Verdienſt, das er ſich 
mit dieſem Erfolge erworben hat, gewann ihm des Vaterlandes und 
meine volle Anerkennung und Dankbarkeit, dazu mein erhöhtes Ver⸗ 
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trauen. Der grenzenlofe Jubel der Berliner über die Wahlnieder- 
lage der Sozialdemokraten führte zu der mir unvergeßlichen nächt⸗ 
lichen Demonſtration vor dem Schloſſe, bei der ſich mein Auto, von 
vielen Tauſenden jubelnder Menſchen umbrauſt, im Schritt langſam 
den Weg bahnen mußte. Der Luſtgarten füllte ſich mit großen Volks⸗ 
maſſen, auf deren ſtürmiſches Verlangen die Kafferin und ich auf dem 
Balkon erſcheinen mußten, um die Huldigungen entgegen zu nehmen. — 

Bei dem Beſuche König Eduards VII. in Kiel (1904) war der Kanzler 
zugegen. Unter den vielen Gäſten befand ſich auch der frühere 
Oberhofmeiſter der Kaiſerin Friedrich, Graf Seckendorff, ein von 
ſeinen vielen Beſuchen in England her langjähriger Bekannter 
Eduards VII., der dem Grafen großes Vertrauen ſchenkte. Dieſer 
vermittelte im Auftrage Bülows, mit dem er befreundet war, ein 
Geſpräch des Königs mit dem Kanzler. 

Es fand an Bord der engliſchen Königsyacht nach einem Früh⸗ 
ſtück ſtatt, zu dem ich und der Kanzler geladen waren. Die belden 
Herren ſaßen lange allein bei der Zigarre. Nachher berichtete mir 
Bülow den Inhalt des Geſpräches. Bei der Erörterung des even⸗ 
tuellen Abſchluſſes eines Bündniſſes zwiſchen Deutſchland und Eng⸗ 
land habe der König erklärt, daß das bei unſeren beiden Ländern 
gar nicht nötig ſei, weil kein wirklicher Grund zu Feindſchaft oder 
Zerwürfniſſen zwiſchen ihnen beſtände. — Dieſe Ablehnung war ein 
offenbares Zeichen für die engliſche Einkreiſungspolitik, die ſich bald 
beſonders deutlich und unangenehm auf der Algeciras⸗Konferenz 
geltend machte. Das hier offen zutage tretende pro⸗franzöſiſche 
und Deutſchland feindſelige Wirken Englands erfolgte auf beſonderen 
Befehl König Eduards VII., der als ſeinen „kontrollierenden Ver⸗ 
treter“ den mit perſönlichen Inſtruktionen verſehenen Sir D. Mackenzie 
Wallace nach Algeciras delegiert hatte. 

Aus Andeutungen, die der letztere ſeinen Bekannten gegeben hat, 
ging hervor, daß es des Königs Wille war, Deutſchland ſcharfen 
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Widerſtand zu leiſten und Frankreich bei jeder Gelegenheit zu unter: 
ſtützen. Als er darauf aufmerkſam gemacht wurde, man könne ja 
nachher ſich doch auch mit Deutſchland über dieſe oder jene Frage 
auseinanderſetzen und vielleicht einigen, erwiderte er, erſt käme das 
anglosruffifche Agrement: ſei das unter Dach, dann werde man ſich 
auch mit Deutſchland „arrangieren“. Das engliſche, Arrangieren“ 
beſtand in der Einkreiſung Deutſchlands. — 

Das Verhältnis zwiſchen mir und dem Kanzler iſt in dieſer 
ganzen Zelt vertrauensvoll und freundſchaftlich geweſen. Auch zur 
Kieler Woche kam der Kanzler wiederholt. Hier fand er unter an⸗ 
derem Gelegenheit, ſich mit dem Fürſten von Monako und manchen 
auf deſſen Vacht anweſenden einflußreichen Franzoſen ausſprechen 
zu können, unter denen wohl Monſieur Jules Roche der hervor— 
ragendſte war, der beſte Kenner aller europäiſchen Budgets und ein 
großer Goetheverehrer, der den „Fauſt“ ſtets bei ſich in der Taſche 
trug. 

Im April 1906 erfolgte der bedauerliche Zuſammenbruch des 
überarbeiteten Kanzlers im Reichstag. Ich eilte, ſobald ich die Nach⸗ 
richt bekam, ſofort dorthin und war froh, daß mir Geheimrat Renvers 
beruhigende Auskunft über den Zuſtand Bülows geben konnte. Als 
ſich der Fürſt im Sommer zu feiner Erholung in Norderney auf- 
hielt, fuhr ich von Helgoland, wo ich inſpiziert hatte, auf einem 
Torpedoboot nach der Inſel und überraſchte das Kanzlerpaar in 
ſeiner Villa. Ich brachte den Tag bei dem bereits in erfreulichem 
Maße wiederhergeſtellten und von der Seeluft und Sonne gebräunten 
Kanzler plaudernd zu. — 

Im Spätherbſt 1907 fuhren die Kaiſerin und ich, einer Einladung 
König Eduards VII. entſprechend, nach Windſor zum Beſuch, der 
bei ſehr liebenswürdiger Aufnahme ſeitens der engliſchen Königs⸗ 
familie harmoniſch verlief. Nach Abſchluß des Beſuches begab ich 
mich zu einem Erholungsaufenthalt auf das dem General Stuart- 
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Wortley gehörige Schloß Higheliffe, das an der Südküſte Englands 
den Needles gegenüber gelegen iſt. 

Vor meiner Abreiſe nach England hatte der Kanzler, der ſehr 
befriedigt über die engliſche Einladung war, längere Geſpräche mit 
mir über die Mittel, mit England auf einen beſſeren „Grüßfuß“ zu 
kommen, gehabt und mir verſchiedene Wünſche und Vorſchläge als 
Richtlinien mitgegeben, die ich in den Geſprächen mit Engländern 
innehalten möchte. Ich hatte im Laufe meines Aufenthaltes mehr— 
fach Gelegenheit gehabt, die verabredeten Themata zu erörtern und 
die mitgegebenen Wünſche an den Mann zu bringen. Chiffretelegramme 
mit meinen Berichten über dieſe Geſpräche gingen regelmäßig nach 
Berlin. Wiederholt erhielt ich vom Kanzler zuſtimmende Telegramme. 
Ich habe fie abends nach Tiſch den Vertrauten, die meinen Aufent— 
halt teilten, gezeigt, ſo haben ſie z. B. der Oberhofmarſchall Graf 
Eulenburg und Fürſt Max Egon Fürſtenberg geleſen und ſich mit 
mir über das Einverſtändnis des Kanzlers gefreut. Nach meiner 
Rückkehr aus England habe ich dem Kanzler ein Generalreferat er— 
ſtattet, worauf er mir feinen Dank dafür ausſprach, daß ich mich 
um die Verbeſſerung der Beziehungen der beiden Länder perſönlich 
ſo bemüht und betätigt hätte. 

Ein Jahr ſpäter erfolgte der Zwiſchenfall mit dem ſogenannten 
„Interview“, das im Daily Telegraph veröffentlicht wurde. 
Sein Zweck war die Beſſerung der deutſch-engliſchen Beziehungen. 
Ich hatte den mir vorgelegten Entwurf durch den Vertreter des 
Auswärtigen Amtes, Herrn v. Jeniſch, dem Kanzler zur Prüfung 
übergeben laſſen. Durch Anmerkungen hatte ich auf einige Stellen 
hingewieſen, die meiner Anſicht nach nicht hineingehörten und zu 
ſtreichen ſeien. Das iſt infolge mehrerer Verſehen, die ſeitens des 
Auswärtigen Amtes bei der inſtanzmäßigen Behandlung gemacht 
wurden, nicht geſchehen. Der Sturm in der Preſſe brach los. Der 
Kanzler ſprach im Reichstag, verteidigte aber den angegriffenen Kaiſer 
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nicht in dem Maße, wie ich es erwartet hatte, ſondern erklärte, die 
in den letzten Jahren vorgekommenen Neigungen zur perſönlichen 
Politik für die Zukunft verhindern zu wollen. Die konſervative Partei 
unternahm es, in der Preſſe an den König einen offenen Brief zu 
richten, deſſen Inhalt bekannt iſt. 

Ich weilte während dieſer Vorgänge erſt in Eckartsau bei dem 
öſterreichiſchen Thronfolger Franz Ferdinand, dann beim Kaiſer 
Franz Joſeph in Wien. Beide mißbilligten das Verhalten des 
Kanzlers. Von Wien begab ich mich nach Donaueſchingen zum 
Beſuche des Fürſten Fürſtenberg. Die Preſſe hielt es für ange⸗ 
meſſen, an ihn die Aufforderung zu richten, er ſolle als ehrlicher auf— 
rechter Mann dem Kaiſer doch mal ordentlich die Wahrheit ſagen. 
Als wir den ganzen Vorfall beſprachen, riet mir der Fürſt, ich 
möchte den Depeſchenwechſel von 1907 aus Highceliffe im Aus⸗ 
wärtigen Amt zuſammenſtellen und dem Reichstag zugehen laſſen. 

Ich habe unter dieſer ganzen Angelegenheit ſeeliſch ſchwer ge— 
litten. Hinzu kam, daß gerade damals ein jäher Tod meinen Ver— 
trauten und Jugendfreund, den Chef des Wilitär-Kabinetts Grafen 
Hülfen-Haefeler vor meinen Augen dahinraffte. Die treue, auf- 
opfernde Freundſchaft und Pflege ſeitens des Fürſten Fürſtenberg und 
der Seinen habe ich in dieſen ſchweren Tagen wohltuend empfunden. 
Auch Briefe und Kundgebungen aus dem Reich, die ſich zum Teil 
unter ſcharfer Verurteilung des Kanzlers auf meine Seite ſtellten, 
waren mir ein Troſt. 

Nach meiner Rückkehr erſchien der Kanzler, hielt mir eine Vor⸗ 
leſung über meine politiſchen Sünden und verlangte die Unterzeichnung 
des bekannten Aktenſtücks, das nachher der Preſſe mitgeteilt wurde. 
Ich unterſchrieb das Aktenſtück ſchweigend, wie ich auch ſchweigend 
die Preſſeangriffe über mich und die Krone habe ergehen laſſen. 

Der Kanzler hat durch ſein Verhalten dem feſten Vertrauen 
und der aufrichtigen Freundſchaft, die mich bis dahin mit ihm ver⸗ 
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banden, einen ſchweren Stoß verſetzt. Fürſt Bülow felbft iſt gewiß 
der Meinung geweſen, mit ſeiner Art, die Angelegenheit ſowohl im 
Reichstage wie mir perſönlich gegenüber zu behandeln, mir und 
der Sache am beſten zu dienen, beſonders weil die Wogen der 
öffentlichen Erregung damals ſehr hoch gingen. Ich habe ihm darin 
nicht beipflichten können, um ſo weniger, als ſein Auftreten mir 
gegenüber in der Daily-Telegraph-Sache in zu ſchroffem Gegen— 
ſatze ſtand zu der Zuvorkommenheit und Anerkennung, die Bülow 
mir ſonſt bekundet hatte. Ich hatte mich an die liebenswürdigen 
Formen des Fürſten fo gewöhnt, daß die mir fetzt zutell gewordene 
Behandlung mir unverſtändlich war. Das bis dahin ausgezeichnete 
und freundſchaftliche Verhältnis zwiſchen Kaffer und Kanzler war 
jedenfalls getrübt. Ich ſtellte den perſönlichen Verkehr mit dem 
Kanzler ein und beſchränkte mich auf den amtlichen und offiziellen. 
Nach Beratung mit dem Hausminifter und dem Kabknettschef be- 
ſchloß ich, den Vorſchlag des Fürſten Fürſtenberg, den Schriftwechſel 
aus Higheliffe zuſammenſtellen zu laſſen, in die Tat umzuſetzen und 
beauftragte das Auswärtige Amt damit. Die Ausführung ſcheiterte 
daran, daß das betreffende Material unauffindbar war. 

Gegen Ausgang des Winters erbat ſich der Kanzler eine 
Audienz. Ich ging mit ihm in der Bildergalerie des Schloſſes auf 
und ab, zwiſchen den Bildern meiner Ahnen, der Schlachten des 
Siebenjährigen Krieges ſowie der Kafferproflamation in Derfailleg, 
und war erſtaunt, als der Kanzler auf die Vorgänge vom Herbſt 
1908 zurückkam und fein Verhalten zu erklären unternahm. Dar⸗ 
auf nahm ich Gelegenheit, die ganze Vergangenheit mit ihm durch⸗ 
zuſprechen. Die offene Ausſprache und die mich befriedigenden Erflä- 
rungen des Fürſten beſeitigten die Spannung. Das Ergebnis war 
ſein Verbleiben im Amte. Der Kanzler bat mich, ich möchte am 
Abend dieſes Tages, um auch der Außenwelt zu dokumentieren, daß 
wieder alles in Ordnung ſei, wie früher ſo oft das Eſſen bei ihm 
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einnehmen. Ich tat das. Ein angeregter Abend, von der ſichtlich 
erfreuten Fürſtin mit reizvoller Liebenswürdigkeit, vom Fürſten mit 
der gewohnten lebhaften, geiſtvollen Konverſation getragen, beſchloß 
den denkwürdigen Tag. Ein Spaßvogel hat nachher in einer Zeitung 
über die Audienz nach berühmtem Muſter den Vers gedichtet: „Die 
Träne quillt, Germania hat mich wieder.“ 

Mit dieſer Ausſöhnung habe ich auch zu erkennen geben wollen, 
daß ich die Sache über perſönliche Empfindlichkeit zu ſtellen gewohnt 
bin. Trotz der mich ſchmerzenden Haltung des Fürſten Bülow 
im Reichstage habe ich ſelbſtverſtändlich niemals feine hervorragen— 
den ſtaatsmänniſchen Qualitäten und die ausgezeichneten Dienſte 
vergeſſen, die er dem Vaterlande geleiſtet hat. Seinem Geſchlck iſt 
es gelungen, den Weltkrieg trotz mancherlei Kriſen zu vermeiden, 
und zwar während der Zeit, in der ich mit Tirpitz unſere Schutz⸗ 
flotte baute. Das war eine große Leiſtung. 

Ein ernſtes Nachſpiel zu der erwähnten Audienz folgte noch mit 
den Konſervativen. Das Zivilkabinett machte dem Vorſtand der 
Partei Mitteilung von der Audienz und ihrem Verlauf, mit dem 
Erſuchen, daß nun auch die Partei ihren „Offenen Brief“ zurüd- 
nehmen möchte. Dieſes Erſuchen, das lediglich im Intereſſe des 
Anſehens der Krone — nicht meiner Perſon — geſtellt war, wurde 
von der Partei abgelehnt. Erſt im Laufe des Krieges (1916) iſt es 
durch einen Abgeſandten der Partei im Großen Hauptquartier wieder 
zu einer Fühlungnahme gekommen. 

Wenn ſchon die Konſervativen nicht hinreichend für die Krone 
eingetreten waren, ſo hatten ſich die Linksliberalen, Demokraten, 
Sozialiſten erſt recht durch einen Entrüſtungsſturm hervorgetan, 
der in ihren Parteipreſſen wahre Orgien feierte und laut nach 
Einſchränkung der autokratiſch-ſelbſtherrlichen Gelüſte uſw. rief. 
Dieſes Treiben dauerte den ganzen Winter an, ohne feiteng 
der höheren Regierungsfreife gehindert zu werden oder Wider⸗ 
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ſpruch zu finden. Erſt nach der Kanzleraudienz verſtummte es 
wieder. 

Später bildete ſich nach und nach eine Abkühlung zwiſchen dem 
Kanzler und den Parteien heraus. Die Konfervativen rückten von 
den Liberalen ab, der Block bekam Riſſe, Zentrum und Sozlaliſten 
brachten ſchließlich ihn, vor allem aber auch den Kanzler ſelbſt zu 
Fall, wie es mir ſpäterhin Graf Hertling wiederholt — noch zuletzt 
in Spa — geſchildert hat. Er war ſtolz darauf, am Sturze Bülows 
tatkräftig mitgewirkt zu haben. 

Als es nicht mehr gehen wollte, zog der Kanzler die Folgerung 
und empfahl mir die Wahl des Herrn v. Bethmann als fünften 
Kanzler des Reiches. Nach eingehenden Beratungen entſchloß ich 
mich, dem Wunſche des Fürſten Bülow zu entſprechen und fein Ent- 
laſſungsgeſuch zu bewilligen unter Berufung des von ihm em— 
pfohlenen Nachfolgers. 
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Bethmann 


He v. Bethmann Hollweg war mir ſchon aus meiner Jugend⸗ 
zeit wohlbekannt. Als ich im Jahre 1877 meine erſte aktive 
Dienſtzeit als Leutnant bei der 6. Kompagnie 1. Garde⸗Regiments z. F. 
abfolvferte, lag dieſe einmal in Hohenfinow bei dem alten Herrn 
v. Bethmann, dem Vater des Kanzlers, einquartiert. Ich fühlte mich 
hingezogen zu dem ſympathiſchen Familienkreiſe, dem die verehrungs⸗ 
würdige Frau v. Bethmann, eine geborene Schweizerin, mit Liebens⸗ 
würdigkeit und feinem Geiſte vorſtand. Oft bin ich dann als Prinz 
und ſpäter als Kaiſer nach Hohenfinow gekommen, um den alten 
Herrn zu beſuchen. Dabei empfing mich ſedesmal der ſunge Landrat 
des Kreiſes, wir ahnten damals beide nicht, daß er einſt unter mir 
der Kanzler des Reiches werden ſollte. Aus dieſen Beziehungen hat 
ſich nach und nach ein reger Verkehr entwickelt, durch den ſich meine 
Wertſchätzung der Arbeitskraft, der Fähigkeiten und des mir ſym⸗ 
pathiſchen vornehmen Charakters Bethmanns ſtetig geſteigert hat, 
fie hat ihn auf feiner ganzen Beamtenlaufbahn begleitet. 

Bethmann hatte ſich als Oberpräſldent und als Staatsſekretär 
des Reichsamts des Innern gut bewährt und war in letzterer Stellung 
auch bereits im Reichstag geſchickt aufgetreten. 

Das Einarbeiten des Kanzlers mit mir ging leicht vonſtatten. 
Ich ſetzte auch bei Bethmann die Gewohnheit fort, ihn möglichſt 
täglich zu beſuchen und beim Umhergehen im Garten des Kanzler⸗ 


105 


palais mit ihm die Politik, Tagesereigniſſe, beſondere Vorlagen und 
Dorfommniffe eingehend zu erörtern und mir von ihm Vortrag 
halten zu laſſen. Auch in des Kanzlers Hauſe verkehrte ich gern, 
war doch die Lebensgefährtin Bethmanns das Urbild einer echten 
deutſchen Frau, deren ſchlichte Vornehmheit einem jeden Beſucher 
Verehrung abgewann, während ihre gewinnende Herzensgüte eine 
warme Atmoſphäre um ſie verbreitete. Die vom Fürſten Bülow be⸗ 
gonnene und von mir beſonders geſchätzte Gepflogenheit der kleinen 
Abendgeſellſchaften wurde von Bethmann fortgeſetzt und ermöglichte 
mir auch weiterhin, mit Männern aus allen Kreiſen und Berufsarten 
ungezwungen zu verkehren. 

Bei den Reiſen, die der Kanzler, um ſich vorzuſtellen, machen 
mußte, gewann er ſich durch ſeine vornehme Ruhe und ſeine gediegene 
Ausdrucksweiſe überall Sympathie. Das uns nicht feindlich geſinnte 
Ausland betrachtete ihn als einen Faktor politiſcher Stetigkeit und 
des Friedens, den aufrecht zu erhalten und zu ſtärken, ganz in meinem 
Sinne, ſein eifrigſtes Beſtreben war. 

In der auswärtigen Politik beſchäftigte ihn von Anfang an die 
Stellung Englands zu Deutſchland und die ſich ſeit Reval immer 
mehr fühlbar machende Politik der „Einkreiſung“ König Eduards VII., 
die ihm ebenſo Sorge bereitete wie die ſteigende Revancheluſt und 
Feindſchaft in Frankreich und die Unzuverläſſigkeit Rußlands. Daß 
auf Italien militäriſch nicht mehr zu rechnen war, wurde unter ſeiner 
Kanzlerſchaft klar, die Bearbeitung durch Barreère machte dort die 
„Extratouren“ chroniſch. 

Bei ſeinem Antritt fand Herr v. Bethmann die Situation mit 
Frankreich inſofern geklärt, als am 9. Februar 1909 das deutſch⸗ 
franzöſiſche Marokko-Abkommen unterzeichnet worden war. Fürſt 
Bülow hatte damit unter Anerkennung der politiſchen Vorherrſchaft 
Frankreichs den Rückzug der deutſchen Politik aus Marokko be⸗ 
ſiegelt. Der Standpunkt, der für die Reife nach Tanger und noch 
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für die Algectras⸗Konferenz maßgebend geweſen war, wurde damit 
endgültig verlaſſen. Die hohe Befriedigung der franzöſiſchen Re— 
glerung über dieſen Erfolg kam in der Verleihung des Großkreuzes 
der Ehrenlegion an Fürſt Radolin und Herrn v. Schoen zu einem 
für uns unerfreulichen Ausdruck. 

Am ſelben Tage ſtattete König Eduard VII. mit der Königin 
Alexandra dem deutſchen Kaiſerpaar ſeinen erſten offiziellen Beſuch 
in der Hauptſtadt Berlin ab, 8 Jahre nach ſeiner Thronbeſteigung! 
Berlin empfing den hohen Herrn mit Jubel (I) und trug in keiner 
Weiſe Mißſtimmung über ſeine unfreundliche Politik zur Schau. 
Der König machte geſundheitlich keinen günſtigen Eindruck. Er war 
abgeſpannt, gealtert und litt obendrein an einem heftigen Katarrh. 
Der Einladung der ſtädtiſchen Körperſchaften Berlins zum zwang⸗ 
loſen Tee im Rathaus entſprach er trotzdem. Nach ſeinen Schil— 
derungen, die auch von Berliner Herren beſtätigt wurden, ſoll 
das Zuſammenſein in jeder Hinſicht zur beiderſeitigen Befriedigung 
verlaufen ſein. Ich teilte meinem Oheim die Unterzeichnung des 
deutſch⸗franzöſiſchen Marokko-Abkommens mit, er nahm die Nach— 
richt ſcheinbar mit Freude auf. Als ich hinzufügte: „I hope this 
agreement will be a steppingstone to a better understanding 
between the two countries“ H), nickte der König beifällig mit dem 
Kopfe und fagte: „May that be so!“ *) Hätte der König hieran 
mitgearbeitet, dann wäre meine Hoffnung wahrſcheinlich nicht ge— 
ſcheitert. Für den Augenblick hatte der Beſuch der engliſchen Maje— 
ſtäten aber immerhin eine freundlichere Atmoſphäre erzeugt, die Herr 
v. Bethmann bei ſeinem Amtsantritt vorfand. 

Während ſeiner Kanzlerſchaft hat Herr v. Bethmann reichlich 
auswärtige Fragen zu behandeln gehabt, entſprechend den bekannten 


*) „Ich hoffe, dieſes Abkommen wird ein Schritt zu einer beſſeren Verſtän— 
digung zwiſchen den beiden Ländern fein.” 
n) „Möchte es fo fein!” 
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Ereigniſſen der Jahre 1909/14. Über dieſe Zeit iſt bereits ein 
reichhaltiges Material von verſchiedenen Seiten veröffentlicht worden, 
namentlich in dem Buche des Staatsſekretärs v. Jagow: „Urſachen 
des Weltkrieges“. In den „Belgifchen Aktenſtücken“ iſt von neu⸗ 
tralem Standpunkte das Verhalten der deutſchen Regierung in den 
verſchiedenen Verwicklungen geſchildert. Als Richtlinien für dieſes 
Verhalten hatte ich feſtgelegt: „Zurückhaltung einerſeits, andererſeits 
Unterſtützung des öſterreichiſch-ungariſchen Bundesgenoſſen, wo es 
ſich um offenſichtliche Bedrohung ſeiner Großmachtſtellung handelt, 
unter Ratſchlägen zur Mäßigung im Verfahren. Ehrliche Makler<- 
Arbeit in vermittelnder Tätigkeit überall, wo der Friede gefährdet 
erſcheint. Feſtes Eintreten für die eigenen Intereſſen.“ Daß an⸗ 
geſichts der Einkreiſungsgelüſte der Gegner zielbewußter Ausbau 
der Armee und Marine als Verteidigungsmaßnahme nebenher ging, 
war bei der zentralen Lage Deutſchlands mit ſeinen offenen, unge⸗ 
ſchützten Grenzen ein pflichtmäßiges Gebot der Selbſterhaltung. Dieſe 
Geſchichtsperiode iſt auch in dem Buche von Stegemann gut be— 
handelt. Ebenſo ſchildern Friedſung, Helfferich u. a. die Vorkriegs⸗ 
zeit intereſſant. 

Der Tod des „Einkreiſers“ Eduard VII., von dem der belgiſche 
Geſandtſchaftsbericht aus Berlin einſt ſagte, „der Friede Europas 
ſei niemals mehr gefährdet, als wenn der König von England ſich 
mit ſeiner Sicherung befaſſe“, rief mich nach London, wo ich mit 
dem engverwandten Königshauſe die Trauer teilte, in die das Hin⸗ 
fcheiden des Königs Dynaſtie und Nation verſetzt hatte. Die ganze 
Königliche Familie empfing mich am Bahnhof, ein Zeichen ihrer 
Dankbarkeit für die durch mein Kommen bewieſene verwandtſchaft⸗ 
liche Geſinnung. König Georg fuhr mit mir nach Weſtminſter Hall, 
wo auf hochragendem Katafalk der koſtbar geſchmückte Sarg ruhte, 
bewacht von Haustruppen, Linienſoldaten und Mannſchaften aus 
den indiſchen und Kolonſal⸗Kontingenten, alle in der charakteriſtiſchen 
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Trauerhaltung, d. h. mit geſenkten Häuptern, die Hände gekreuzt 
auf den Kolben und Degengriffen der nach unten gekehrten Waffen. 
Mächtig ragte die alte graue Halle, von dem gewaltigen gotiſchen 
Holzdach überwölbt, über dem Katafalk empor, nur ſpärlich von 
einigen Sonnenſtrahlen erhellt, die durch die ſchmalen Fenſter fielen. 
Ein Strahl umflutete des Königs mit der engliſchen Krone gezierten 
Prunkſarg und lockte ein wunderbares Spiel der Farben aus den 
Edelſteinen hervor. An dem Katafalk zogen lautlos unabſehbare 
Mengen von Männern, Frauen und Kindern aus allen Ständen 
und Schichten des Volkes, viele mit gefalteten Händen, vorüber, 
um dem fo populären Herrſcher ehrfurchtsvollen Abſchiedsgruß zu 
weihen. Ein in ſeinem wunderbaren mittelalterlichen Rahmen tief 
ergreifendes Bild! 

Ich trat mit dem König Georg an den Katafalk heran, legte 
einen Kranz nieder und ſprach ein ſtilles Gebet, nach dem ſich meine 
Rechte und die meines Königlichen Vetters ganz von ſelbſt fanden 
und ſich feſt ineinander ſchloſſen. Dies hat auf die Anweſenden 
einen tiefen Eindruck gemacht, ſo daß mir am Abend einer meiner 
Verwandten darüber ſagte: „Your handshake with our King is 
all over London, the people are deeply impressed by it and 
take it as a good omen for the future.“ — „That is the sincerest 
wish of my heart“) war meine Antwort. 

Bei dem Ritt durch London hinter meines Oheims Sarg war 
ich Zeuge der gewaltigen, ergreifenden Trauerkundgebung, die trotz 
der ungeheuren Scharen — man ſchätzte ſie auf mehrere Millionen — 
auf Straßen, Balkonen und Dächern nur Menſchen in Schwarz 
und die Männer entblößten Hauptes zeigte, alles in muſterhafter 


) „Der Händedruck, den Ste mit unferem König ausgetauſcht haben, wird in 
ganz London beſprochen, er hat auf das Volk einen tiefen Eindruck gemacht, und 
es betrachtet ihn als ein gutes Vorzeichen für die Zukunft.“ — „Das iſt der auf⸗ 
richtigſte Wunſch meines Herzens.“ 
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Ordnung und lautlofer Stille. Auf dieſem dunklen feierlichen Hinter« 
grund hob ſich das Spalier der britiſchen Truppen um fo farben- 
reicher ab. Prachtvoll nahmen ſich die Bataillone der engliſchen 
Garde aus: Grenadiere, Scotsguards, Coldſtreamguards und Iriſh⸗ 
guards in ihren vorzüglich ſitzenden roten Röcken, weißem Lederzeug 
und ſchwarzen Bärenmützen. Alles ausgeſuchter Erſatz von vor- 
trefflichem Ausſehen und ausgezeichneter militäriſcher Haltung, eine 
Freude für jedes ſoldatiſch empfindende Herz. Das ganze Spalier 
ſtand ebenfalls in der oben ſchon beſchriebenen Trauerhaltung. 

Während der Tage meines Aufenthalts wohnte ich auf beſonderen 
Wunſch König Georgs bei ihm in Buckingham Palace. Des ver- 
ewigten Königs Witwe, die Königin Alexandra, hat mich mit rührender, 
liebenswürdiger Güte empfangen und viel mit mir über vergangene 
Zeiten geplaudert, meine Erinnerungen reichten bis in die Kinder- 
fahre zurück, da ich ſchon als kleiner Knabe die Hochzeit meines ver- 
ewigten Oheims miterlebt hatte. 

Für die vielen fürſtlichen Gäſte und ihre Gefolge ſowie für die 
Vertreter fremder Nationen wurde vom König ein Bankett gegeben, 
bei dem unter anderen auch Herr Pichon erſchien. Er wurde mir 
vorgeſtellt. In dem Geſpräch mit ihm konnte ich ihm die mir vom 
Reichskanzler mitgegebenen Wünſche übermitteln, die unfere Intereſſen 
in Marokko und einige andere politiſche Fragen betrafen, deren Er— 
füllung Herr Pichon bereitwillig zuſagte. Alle ſonſtigen Kombinationen, 
die von verſchiedenen Seiten an dieſes Geſpräch geknüpft worden 
ſind, gehören in das Gebiet der Phantaſie. — 

Obwohl die Jahre 1909/14 außerordentliche Aufmerkſamkeit auf 
die auswärtigen Ereigniſſe beanſpruchten, wurde in ihnen doch auch 
der Ausbau im Innern nach Kräften gefördert und den Anſprüchen 
des ſchnell aufblühenden Handels, Verkehrs, der Landwirtſchaft und In⸗ 
duſtrie Rechnung zu tragen verſucht. Leider wurden die Arbeiten hierfür 
durch die arge Zerklüftung unter den Parteien ſehr erſchwert. 
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Der Kanzler hatte das Beſtreben, alles, was erfüllbar war, auch 
durchzuführen. Aber ſeine Veranlagung zur Ergründung der Probleme 
und ſein Wunſch, nur das vorzubringen, was er in ſeiner peinlichen 
Bedenklichkeit für völlig ausgereift hielt, wirkten im Laufe der Zeit 
doch recht hemmend. Es war ſchwer, ihn zu Entſchlüſſen zu bringen, 
ſolange er nicht von ihrer abſoluten Einwandfreiheit überzeugt war. 
Das machte das Arbeiten mit ihm mühſam und erweckte bei Ferner— 
ſtehenden den Eindruck der Unentſchloſſenheit, während es im Grunde 
mehr übergroße, zu weitgehende Gewiſſenhaftigkeit war. Dazu ent- 
wickelte ſich mit der Zeit bei dem Kanzler eine ſtarke und zunehmende 
Neigung zur Präponderanz, die ſich bei Diskuſſtonen öfters zu einer 
eigenſinnigen, faſt ſchulmeiſterlichen Rechthaberei und Belehrung der 
Andersdenkenden ſteigerte. Das hat ihm viel Feinde geſchaffen und 
mir das Leben oft ſchwer gemacht. Ein Jugendbekannter des Kanz— 
lers, zu dem ich gelegentlich über dieſe Eigenſchaft ſprach, erwiderte 
lachend, das ſei ſchon auf der Schule ſo geweſen. Da habe Herr 
v. Bethmann ſeine Mitſchüler in der Klaſſe, zu denen auch mein 
Gewährsmann gehörte, unaufhörlich belehrt und geſchulmeiſtert, fo 
daß die Klaſſe ihm den Beinamen „die Gouvernante“ gegeben habe. 
Dieſe Eigenſchaft ſei ein Unglück für ihn, da die meiſten Menſchen 
keine Gouvernante mehr haben wollten, aber fie ſei ihm nun einmal 
in Fleiſch und Blut übergegangen, und ablegen werde er ſie nicht mehr. 

Ein Beiſpiel dafür iſt Bethmanns Verhältnis zu Herrn v. Kiderlen, 
den er trotz meinem energiſchen Abraten durchaus als Staatsſekretär 
haben wollte. Herr v. Kiderlen war ein tüchtiger Arbeiter und ein 
ſtarker Charakter, der ſich ſtets ſeine Selbſtändigkeit zu wahren 
ſuchte. Er war etwa ein Jahr im Amte, als Herr v. Bethmann 
eines Tages zu mir kam, ſich über Kiderlens Eigenſinn und Un⸗ 
botmäßigkeit beſchwerte und bat, ich möchte ihm doch einmal ins 
Gewiſſen reden. Ich lehnte dieſes Anſinnen mit dem Hinweis ab, 
daß der Kanzler Kiderlen gegen meinen Wunſch gewählt habe und 
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nun auch mit ihm auskommen müſſe, die Aufrechterhaltung der Diſ— 
ziplin im Auswärtigen Amt ſei Sache des Kanzlers: ich hätte keine 
Neigung, mich einzumiſchen. 

Bethmanns Unzulänglichkeit als Kanzler iſt inzwiſchen erwieſen. 
Er war im Grunde feines Weſens Pazifift und hatte ſich in den 
Gedanken verrannt, mit England zu einer Verſtändigung zu kommen, 
koſte es was es wolle. Ich verſtehe durchaus, daß ein Mann von 
pazifiſtiſcher Grundrichtung ſo handelt, in der Hoffnung, auf dieſe 
Weiſe einen Krieg zu vermeiden. Selin Ziel entſprach durchaus 
meiner Politik. Die Art und Weiſe, auf die Bethmann es zu er⸗ 
reichen ſuchte, hielt ich für ungeeignet. Gleichwohl habe ich ſeine 
Bemühungen unterſtützt. An einen wirklichen Erfolg habe ich aller— 
dings nicht geglaubt. Im Laufe ſeiner Kanzlerſchaft ſtellte ſich 
ſchließlich immer mehr heraus, daß die Realitäten der Politik ihm 
recht fern lagen. Er wußte aber immer alles beſſer als alle anderen. 
Auch mich belehrte er ſtändig. Er hielt in dieſer Selbſtüberſchätzung 
an ſeinen Gedankengängen unverrückbar feſt, ſelbſt wenn alles anders 
kam, als er es ſich gedacht hatte. 

Seine Vorträge waren ſtets ausgezeichnet vorbereitet, in der 
Form glänzend, daher eindrucksvoll und beſtechend. Darin lag elne 
gewiſſe Gefahr. Seiner Meinung nach gab es immer nur die eine 
Löſung, die er vorſchlug. Die ſcheinbare Gediegenheit und Gründ— 
lichkeit ſeiner Vorträge und Vorſchläge, die Beleuchtung der Vor— 
tragsgegenſtände von allen Seiten, die Berufung auf Experten, auf 
ausländiſche und inländiſche Staatsmänner und Diplomaten ufw. er- 
weckten leicht den Eindruck, als käme einzig und allein die Beth⸗ 
mannſche Löſung in Betracht. Trotz dieſer gründlichen Vorbereitungen 
machte er Fehler über Fehler. 

So hat er in der Tat unſer Unglück mit verſchuldet. Als ich 
1914 von der Nordlandreife kam, hat er mir zwar nicht fein Porte⸗ 
feuille zur Verfügung geſtellt, aber er hat zugegeben, daß allerdings 
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alle feine politifchen Berechnungen fehlgeſchlagen waren. Gleichwohl 
beließ ich ihn auch nach ſeiner Reichstagsrede und der engliſchen 
Kriegserklärung am 4. Auguſt 1914 im Amt, weil ich es für äußerſt 
bedenklich hielt, im kritiſchſten Augenblick der deutſchen Geſchichte den 
oberſten Reichsbeamten zu wechſeln. Die geſchloſſene Stimmung 
des Volkes, die wir gegenüber der Herausforderung der Entente 
brauchten, hätte dadurch geſtört werden können. Zudem behaupteten 
ſowohl der Kanzler ſelbſt wie auch der Chef des Zivilkabinetts, daß 
Bethmann die Arbeiterſchaft hinter ſich hätte. Ich wollte der 
Arbeiterſchaft, die ſich 1914 tadellos benahm, nicht den Staats— 
mann nehmen, zu dem ſie — wie mir geſagt wurde — Vertrauen 
hatte. 

Die mir immer wieder vom Chef des Zivilkabinetts und dem 
Vertreter des Auswärtigen Amtes gemeldete Theſe, daß nur Beth— 
mann die Arbeiterſchaft hinter ſich hätte, wurde ſchließlich noch ergänzt 
durch an mich erſtattete Meldungen, nach denen der Kanzler auch 
das für den Friedensſchluß erforderliche Vertrauen im Ausland be— 
ſäße. So kam es, daß Bethmann immer wieder im Amte blieb, 
bis ſchließlich der Kronprinz die bekannte Feſtſtellung bei den Partei⸗ 
führern machte, aus der ſich ergab, daß die erwähnte Theſe ein Irr— 
tum war. Dieſer Irrtum wurde um ſo deutlicher für mich, als ich 
bei Bethmanns Abgange, bei dem noch andere Einwirkungen mit⸗ 
ſpielten, gerade in der Preſſe der Sozialdemokratie und der Demo⸗ 
kratie die abträglichſten Urteile über ihn las. 

Ich wünſche mit dieſen offenen Bemerkungen Bethmann nicht 
zu belaſten und andere zu entlaſten, wenn aber über ſo wichtige 
Dinge geſprochen wird, ſo müſſen perſönliche Rückſichten ſchweigen. 
An Bethmanns vornehmer Geſinnung habe ich nie gezweifelt. 

Es feien hier noch ein paar Worte über die Reform des preu— 
ßiſchen Wahlrechts eingeſchaltet, weil deren Behandlung durch 
Herrn v. Bethmann für ſeine Zauderpolitik kennzeichnend iſt. Im 
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Laufe des Winters 1914/15, als nach dem glänzenden Sommer- 
feldzug der harte ſchwere Winter- und Grabenkampf die ſtehende 
Kriegführung brachte, machten die großartigen Leiſtungen der ge— 
ſamten Truppen und der Geiſt, den ich bei Offizieren wie Mann- 
ſchaften im Felde wie im Lazarett gefunden hatte, auf mich einen ſo 
tiefen Eindruck, daß ich bei mir beſchloß, dem bewährten herrlichen 
„Volk in Waffen“ bei der Heimkehr auch auf politiſchem Gebiete eine 
Freude und Anerkennung zu bereiten. Ich habe des öfteren in Ge— 
ſprächen dieſes Thema behandelt und dabei auf die Reform des 
preußiſchen Wahlrechts hingewieſen. Der Mann, der mit dem 
Eiſernen Kreuz, vielleicht beider Klaſſen, heimkehre nach ſolchem 
Kampf, der dürfe bei der Wahl nicht mehr „klaſſifiziert“ werden. 

In dieſe Überlegung traf eine mir von Herrn v. Loebell unter— 
breitete Denkſchrift hinein, in der aus ähnlichen Gründen eine 
Reform des preußiſchen Wahlrechts angeregt wurde. Die knappe, 
klare und überzeugende Darlegung gefiel mir fo ſehr, daß ich die 
Denkſchrift, die zunächſt nur allgemeine Geſichtspunkte, noch keine 
Details enthielt, verſchiedenen Herren zu leſen gab. Ich freute mich, 
daß ſie bei allen Befragten volle Anerkennung fand. 

Ich ließ Herrn v. Loebell durch den Chef des Zivilkabinetts 
v. Valentini meinen Dank ausſprechen und ihn veranlaſſen, eine 
detaillierte Ausarbeitung mit Vorſchlägen einzureichen. Dies erfolgte 
im Frühjahr 1915. Die Denkſchrift war ſehr eingehend und be— 
handelte verſchiedene Möglichkeiten des Wahlmodus, ohne ein be= 
ſtimmtes Syſtem vorzuſchlagen. Sie wurde von mir gebilligt und 
durch den Kabinettschef dem Reichskanzler zugeſchickt mit dem Be— 
fehl, fie im Laufe des Jahres durch das Staatsminiſterium durch— 
beraten und deſſen Votum bzw. eventuelle Vorſchläge und die Aus⸗ 
arbeitung einer Geſetzesvorlage mir vorlegen zu laſſen. Natürlich 
ſollte das Geſetz erſt nach dem Friedensſchluß eingebracht werden. 

Gleich darauf begab ich mich nach Pleß. Die Schlacht von 
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Gorlice-Tarnow mit ihrem den Feind niederſchmetternden Sieg 
leitete den galiziſch-polniſchen Feldzug ein, der zur Wiedereroberung 
von Lemberg, Przemysl, zur Einnahme von Warſchau, Iwangorod, 
Modlin, Breſt⸗Litowsk uſw. führte und mich voll in Anſpruch nahm. 
Auch der „Luſitania“-Fall warf feine Schatten, und Italien brach 
das Bündnis — es iſt daher nicht zu verwundern, daß die Denk⸗ 
ſchrift bei mir ins Hintertreffen geriet. 

Auch der Winter und der Sommer 1916 mit ihren Kämpfen 
an allen Fronten, der furchtbaren Sommeſchlacht und der glänzenden 
rumäniſchen Herbſt⸗ und Winterkampagne führten mich auf alle 
möglichen Punkte der Weſt⸗ und Oſtfront bis nach Niſch, wo die 
erſte denkwürdige Zuſammenkunft mit dem Zaren der Bulgaren er- 
folgte, und nach Orſova, ſo daß ich zu ſo eingehender Beſchäftigung 
mit der Reform, wie deren Wichtigkeit erforderte, nicht kommen konnte. 

Im Frühjahr 1917 wandte ich mich an den Kanzler mit der 
Aufforderung, zu Oſtern eine Ankündigung der Reform an das Volk 
zu entwerfen, da ich vorausſetzte, daß das Staatsminiſterium die 
Denkſchrift längſt beraten habe. Der Kanzler vereinbarte in Hom⸗ 
burg mit dem Kabinettschef und mir den Text des Erlaſſes, in dem 
er die Wahlform noch offen zu laſſen vorſchlug, da er damit noch 
nicht ganz im reinen ſei. Es erſchien der Oſtererlaß, dem nach wie 
vor der Gedanke zugrunde lag, daß die Reform erſt nach dem 
Friedensſchluß Platz greifen ſolle, da ja der größte Teil der Wähler 
vor dem Feinde ſtand. 

Parteien und Preſſe haben das ihrige dazu getan, meine urſprüng⸗ 
liche Abſicht durch Zank und Streit, durch das Aufwerfen der Frage 
des Reichstagswahlrechts für Preußen und durch das Verlangen 
nach Einbringung der Vorlage ſchon während des Krieges, zu ver— 
ſchieben. So nahm die Frage ihren bekannten, wenig erfreulichen 
Verlauf, der ſich durch die endloſen Verhandlungen im Landtage 
recht langwierig geſtaltete. Erſt nach dem Abgange des Herrn 
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v. Bethmann erfuhr ich durch Loebell, daß die Denkſchrift vom Jahre 
1915 dem Minifterium gar nicht vorgelegt worden war, fondern 
anderthalb Jahre unerledigt im Tiſchkaſten gelegen hatte. Der 
Kanzler habe unter dem Eindruck der Wünſche aus dem Lande die 
verſchiedenen vorgeſchlagenen Formen fallen laſſen und ſich direkt 
auf das allgemeine (Reichstags⸗) Wahlrecht konzentriert, von deſſen 
Kommen er wohl ſchon innerlich überzeugt geweſen ſein werde. 

Jedenfalls iſt der urſprüngliche Grundgedanke durch Bethmanns 
Verſchleppung und durch das Parteigezänk gründlich verhunzt worden. 
Ich hatte meinem ſiegreich heimkehrenden Heer, dem „Volk in 
Waffen“, meinen tapferen Preußen, mit denen ich vor dem Feinde 
geſtanden hatte, aus freier Entſchließung eine Ehrengabe entgegen— 
bringen wollen. — 

Es war ein Ausfluß der ſtarken Neigung Bethmanns zur Prä— 
ponderanz, daß der Staatsſekretär des Auswärtigen unter ihm bloßer 
Hilfsarbeiter blieb, fo daß das Auswärtige Amt dem Reichskanzler⸗ 
amt quaſi affiliiert war, was in der Benutzung der Preſſeabteilung 
beſonders fühlbar wurde. Auch mir gegenüber nahm Bethmann 
eine ſtarke Selbſtändigkeit für ſich in Anſpruch. Geſtützt darauf, 
daß der Kanzler nach der Verfaſſung allein die Verantwortung für 
die auswärtige Politik zu tragen hat, ſchaltete und waltete er frei 
nach Belieben. Das Auswärtige Amt durfte mir nur mitteilen, 
was dem Kanzler paßte, ſo daß ich oft über wichtige Angelegenheiten 
nicht informiert worden bin. 

Daß das überhaupt möglich war, liegt an der Reichsverfaſſung. 
Es iſt hier wohl der Platz, ein Wort über das Verhältnis von 
Kaiſer und Kanzler im allgemeinen einzufügen. Ich ſpreche im fol— 
genden alſo nicht über mein Verhältnis zu Herrn v. Bethmann, 
ſondern ganz unperſönlich über die Schwierigkeiten in dem Ver— 
hältnis des Deutſchen Kaiſers zu den Reichskanzlern, die 
ihren Grund in der Reichsverfaſſung hatten. 
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Ich hebe folgende Punkte hervor: 


1 


Nach der Reichsverfaſſung iſt der Kanzler der Leiter und 
Vertreter der auswärtigen Politik des Reiches, er trägt für 
dieſe die volle Verantwortlichkeit und läßt ſie durch das ihm 
unterſtehende Auswärtige Amt ausführen, nachdem er dem 
Kaiſer Vortrag gehalten hat. 


Der Kaiſer hat auf die auswärtige Politik nur inſoweit 


Einfluß, als der Kanzler ihn einräumt. 


Der Kaiſer kann ſeinen Einfluß geltend machen im Wege 


der Diskuſſion, Information, Anregung, durch Vorſchläge 
und die Berichterſtattung über ſeine auf Reiſen empfangenen 
Eindrücke, die dann als Ergänzung zu den politiſchen Be— 
richten der Botſchafter oder Geſandten der Länder, die er 
perſönlich beſuchte, gilt. 


Der Kanzler kann auf ſolche Einwirkung des Kaiſers ein⸗ 


gehen, ſie zur Grundlage ſeiner Entſchlüſſe machen, wenn er 
mit der Auffaſſung des Kaiſers übereinſtimmt. Im andern 
Falle bleibt er bei ſeiner Auffaſſung und führt ſie durch 
(Krügerdepeſche). 


„Verfaſſungsmäßig hat der Kaiſer kein Mittel, den 


Kanzler und das Auswärtige Amt zur Annahme ſeiner 
Anſicht zu zwingen. Er kann den Kanzler nicht zu einer 
Politik veranlaffen, die dieſer nicht verantworten zu können 
glaubt. Beſteht der Kaiſer auf feiner Auffaſſung, fo kann 
der Kanzler ſeinen Abſchied anbieten oder fordern. 


Auf der andern Seite beſitzt der Kaiſer kein verfaſſungs⸗ 


mäßiges Mittel, den Kanzler und das Auswärtige Amt 
an einer Politik zu hindern, die er für bedenklich oder 
falſch hält. Es bleibt ihm, wenn der Kanzler auf ſeiner 
Auffaſſung beſteht, nur übrig, zum Kanzlerwechſel zu 
ſchreiten. — Jeder Kanzlerwechſel iſt aber eine ſchwierige, 
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in das Leben der Nation tief eingreifende Prozedur und des⸗ 
halb in Zeiten politiſcher Verwicklungen und Hochſpannung 
äußerſt bedenklich, eine ultima ratio, die um ſo gewagter iſt, 
als die Zahl der für dieſen anormal ausgewachſenen Poſten 
geeigneten Männer ſehr gering iſt. 

Die Stellung des Reichskanzlers, die auf die überragende Perſön⸗ 
lichkeit des Fürſten Bismarck zugeſchnitten war, hatte durch die ſich 
immer mehr vergrößernden Reichsämter, deren aller Chef und verant⸗ 
wortlicher Vorgeſetzter der Kanzler war, ein bedenkliches Übergewicht 
gewonnen. Beachtet man dieſe Tatſache, dann geht es ſchlechterdings 
nicht an, hinterher, wie es ſchon früher und beſonders gegen Ende 
des Krieges und nach dem Krlege ſeitens kritiſcher Beſſerwiſſer und 
nörgelnder Umſtürzler zu Haus wie ſeitens der Entente geſchehen iſt, 
den Kaiſer kurzweg für alles allein verantwortlich zu machen. Das 
iſt, ganz abgeſehen von allem Perſönlichen, ein Beweis völliger Un— 
kenntnis der früheren deutſchen Reichsverfaſſung. — 

Der Beſuch des Zaren in Potsdam im November 1910 ver⸗ 
lief zur Zufriedenheit aller Beteiligten und wurde vom Kanzler und 
Herrn v. Kiderlen benutzt, mit dem neu ins Amt getretenen Herrn 
Saſonow Fühlung zu nehmen, den der Zar dazu mitgebracht hatte. 
Der ruſſiſche Herrſcher fühlte ſich bei uns anſcheinend wohl und nahm 
an der zu ſeinen Ehren veranſtalteten Jagd, bei der er ſich als 
paſſionierter Waidmann zeigte, lebhaften Anteil. Der Erfolg der 
Beſprechungen der beiderfeitigen Staatsmänner bot anſcheinend gute 
Ausſichten für die Zukunft, fo daß beide Seiten, nachdem fie über— 
einander orientiert waren, beruhigt auf eine günſtige Geſtaltung 
unſerer Beziehungen hofften. 

Während meines Frühjahraufenthaltes auf Korfu begannen die 
Unruhen der Malifforen, die auch das Intereſſe der Griechen ſehr 
in Anſpruch nahmen. Man war in Korfu über den andauernden 
Waffenſchmuggel, der von Italien über Valona nach Albanien ging, 
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gut orientiert und neigte in griechiſchen Kreiſen der Anſicht zu, daß 
Machinationen von ſenſeits der Adria wie auch aus Montenegro an 
den Ereigniſſen nicht unbeteiligt ſeien. Auch habe das neue türkiſche 
Regime keine glückliche Hand in der Behandlung der Albaneſen ge— 
habt, die recht empfindlich und mißtrauiſch ſeien. Der frühere Sultan 
Abdul Hamid habe das ſehr wohl erkannt und es trefflich verſtanden, 
ſich gut mit den Albaneſen zu ſtellen und ſie in Ruhe zu halten. 
Man befürchtete aber keine weitergehenden Komplikationen aus den 
Ereigniſſen. 

Zu Anfang 1911 erhielt ich eine ſehr herzlich gehaltene ſchriftliche 
Einladung des Königs Georg von England, mit der Kaiſerin der 
Enthüllung des Standbildes der Königin Victoria, unſerer 
gemeinſamen Großmutter, beizuwohnen. Infolgedeſſen begab ich 
mich Mitte Mai mit der Kaiſerin und unſerer Tochter nach London. 
Der Empfang ſeitens der engliſchen Köntgsfamilte ſowie der Be⸗ 
wohner Londons war herzlich. Die Enthüllungsfeter war geſchickt 
inſzeniert und ſehr großartig. Der weite kreisrunde Platz vor 
Buckingham Palace war von Tribünen umgeben, die von eingelade— 
nem Publikum überfüllt waren. Davor ſtand ein Truppenſpalier 
aller Waffengattungen und Regimenter der britiſchen Armee in 
Paradeausrüſtung, die Kavallerie und Artillerie zu Fuß. Am Denk: 
mal waren ſämtliche Fahnen der Truppen zuſammengezogen. Die 
Königliche Familie mit ihren Gäſten und den Gefolgen gruppierte 
ſich vor dem Denkmal. König Georg hielt eine weihevolle Anſprache 
von guter Wirkung, in der er auch des deutſchen Kaiſerpaares Er- 
wähnung tat. Die Hülle fiel unter Salut und Gruß. Die Kö— 
nigin in Marmor, auf einem Thron ſitzend, von einer goldenen Vic⸗ 
toria überragt, wurde ſichtbar, ein Augenblick von packender Wirkung. 
Danach folgte der Vorbeimarſch der in der Parade ſtehenden Truppen, 
die Garden voraus, dann Hochländer, die in ihrer kleidſamen farbigen 
Tracht eine beſonders maleriſche Note in das militäriſche Schaufptel 
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brachten, dann die übrigen Truppen. Der Vorbeimarſch vollzog 
ſich auf dem kreisrunden Platze in einer andauernden Schwenkung, 
die äußeren Flügel mußten ausſchreiten, die inneren verhalten, eine 
ſchwierige Aufgabe für die Truppe. Sie wurde glänzend gelöft; 
kein Mann kam aus der Richtung. Der Herzog von Connaught, 
welcher die ganzen militäriſchen Anordnungen getroffen hatte, erntete 
mit Recht ungeteilten Beifall. Die übrigen Tage des Aufenthaltes 
wurden zu Ausflügen benutzt, auch genoſſen wir die Gaſtfreundſchaft 
hoher engliſcher Familien, wobei ſich Gelegenheit bot, mit vielen 
Mitgliedern der Geſellſchaft in Verkehr zu treten. 

Einen beſonderen Kunſtgenuß bot der König ſeinen Gäſten durch 
eine Theatervorſtellung in Drury Lane. Es wurde ein bekanntes 
engliſches Schauſpiel „Money“ gegeben von einer beſonders dazu 
zuſammengeſtellten Truppe, die aus den erſten Schauſpielern und 
Schauſpielerinnen Londons beſtand. Als Überraſchung fiel im 
Zwiſchenakt ein von einer Dame ad hoc gemalter Vorhang, der in 
Lebensgröße den König Georg und mich zu Pferde darſtellte, wie 
wir militäriſch ſalutierend aufeinander zureiten. Das Bild war mit 
viel Schwung gemalt und wurde vom Publikum lebhaft akklamiert. 
Das Spiel der Herren und Damen in „Money“ war geradezu 
muſtergültig, da ein jeder ſeine Rolle, auch die kleinſte, in der Voll— 
endung gab. Es war eine wirklich klaſſiſche Aufführung. An 
einem anderen Tage wurden in der Olympiabahn die Sportturniere 
der britiſchen Armee und Marine beſichtigt, die ſowohl hervorragende 
Einzelleiſtungen zu Fuß und zu Pferde, wie auch ſolche von ge— 
ſchloſſenen Truppenteilen zur Darſtellung brachten. 

Ich habe mich hier bei der Schilderung der Denkmalsenthüllung 
wie auch der Beerdigung König Eduards VII. abſichtlich mit den 
Außerlichkeiten und dem Pomp beſchäftigt, die bei derartigen Ge— 
legenheiten in England üblich find. Aus ihnen erfieht man, daß in 
einem parlamentariſch regierten, ſogenannten demokratiſchen Lande 
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auf faſt mittelalterliche Prachtentfaltung mehr Wert gelegt wurde, 
als im deutſchen Kaiſerreiche. 

Das franzöſtſche Verhalten in Marokko, das mit der Algeciras⸗ 
akte nicht mehr recht in Einklang zu bringen war, hatte wiederum 
die Aufmerkſamkeit der Diplomaten auf ſich gelenkt. Der Kanzler 
hatte mich daher gebeten, wenn ſich Gelegenheit dazu böte, die An— 
ſicht des Königs Georg über die Marokkaniſche Frage zu hören. Ich 
fragte ihn, ob er der Anſicht ſei, daß die franzöſiſche Handlungsweiſe 
ſich noch mit der Algecirasakte vertrage. Der König meinte, eigent⸗ 
lich beſtehe die Akte nicht mehr, und man tue wohl am beſten, ſie 
der Vergeſſenheit anheimzugeben. Die Franzoſen machten ja im 
Grunde in Marokko nichts anderes, als was die Engländer feiner- 
zeit in Agypten auch getan hätten. England werde deshalb den 
Franzoſen keine Schwierigkeiten in den Weg legen, ſondern fie ge= 
währen laſſen, man ſolle ſich mit dem fait accompli der Beſetzung 
abfinden und ſich wegen kommerzieller Sicherungen mit Frank⸗ 
reich arrangieren. — Der Beſuch verlief bis zuletzt harmoniſch, 
und die Einwohner aus allen Schichten Londons gaben ihrer 
Sympathie Ausdruck, ſobald fie der Gäſte ihres Königs anſichtig 
wurden. 

So konnte das deutſche Kaiſerpaar mit den beſten Eindrücken 
heimkehren. Als ich dieſe dem Kanzler mitteilte, äußerte er große 
Zufriedenheit. Aus den Bemerkungen des Königs Georg entnahm 
er, daß England die Algecirasakte als nicht mehr beſtehend betrachte 
und auch der Beſetzung Marokkos keine Schwierigkeiten bereiten 
werde. Daraus entwickelte ſich die von ihm und dem Auswärtigen 
Amte befolgte Linie, welche zum Agadirfall führte, dem letzten 
ebenfalls mißglückten Verſuch, Einfluß in Marokko zu behalten. 
Die Lage ſpitzte ſich zu während der Kieler Woche. Das Aus⸗ 
wärtige Amt unterbreitete mir feine Abftcht, den „Panther“ nach 
Marokko zu ſchicken. Ich habe ſtarke Bedenken gegen dieſe Maß— 
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regel geltend gemacht, mußte fie aber angeſichts der dringlichen Vor⸗ 
ſtellungen des Auswärtigen Amtes zurückſtellen. — 

Das Jahr 1912 brachte in ſeiner erſten Hälfte die Sendung 
Sir Erneſt Caſſel's mit einer Verbalnote, in welcher England 
feine Neutralität im Falle eines auf Deutſchland erfolgenden „uns 
provozierten“ Angriffes anbot, falls Deutſchland auf eine Befchrän- 
kung feines Kriegsſchiffbaues und das verſteckt angedeutete Fallen- 
laſſen ſeiner neueſten Marinevorlage eingehen würde. Infolge unſerer 
entgegenkommenden Antwort wurde Lord Haldane mit den Ver— 
handlungen betraut und nach Berlin entſandt. Die Verhandlungen 
ſcheiterten ſchließlich an der immer intranſigenter werdenden Haltung 
Englands (Sir E. Grey), das zuletzt Lord Haldane desavouferte 
und ſeine eigene Verbalnote zurückzog, weil Grey befürchtete, durch 
ein deutſch-engliſches Abkommen die Franzoſen zu verletzen und das 
engliſch-franzöſiſch-ruſſiſche Einvernehmen zu gefährden. 

Im einzelnen war der Verlauf folgender: Am Vormittag des 
29. Januar 1912 ließ ſich im Schloß zu Berlin Herr Ballin bei 
mir anmelden und um Audienz bitten. Ich nahm an, daß es ſich 
um eine nachträgliche Geburtstagsgratulation handeln werde. Ich 
war daher nicht wenig erſtaunt, als Ballin nach kurzem Glückwunſch 
mir meldete, daß er als Abgeſandter von Sir Erneſt Caſſel er— 
ſchienen ſei, der in beſonderer Miſſion ſoeben in Berlin eingetroffen 
ſei und um Empfang bäte. Ich fragte, ob es ſich um eine polltiſche 
Sendung handle, und, wenn das der Fall ſei, warum nicht der 
engliſche Botſchafter die Audienz vermittle. Aus Ballins Antwort 
ging hervor, daß die Angelegenheit nach Andeutungen Caſſel's ſehr 
wichtig zu ſein ſcheine, die Umgehung des Botſchafters aber dadurch 
zu erklären ſei, daß man in London den befonderen Wunſch aug- 
geſprochen habe, die amtlichen diplomatiſchen Stellen mit der An⸗ 
gelegenheit nicht zu befaſſen, weder die engliſchen noch die deutſchen. 
Ich erklärte mich zum ſofortigen Empfang bereit, fügte aber hinzu, 
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daß ich, falls Caſſel's Auftrag auf Fragen der Politik Bezug haben 
ſollte, als konſtitutioneller Herrſcher ſogleich den Kanzler hinzuziehen 
würde, da ich nicht in der Lage fei, allein ohne den Kanzler mit dem 
Vertreter einer fremden Macht zu verhandeln. 

Ballin holte Caſſel herbei, der mir ein Schriftſtück überreichte, 
das mit „Billigung und Kenntnis der engliſchen Regierung“ auf— 
geſetzt worden ſei. Ich las den kleinen Bogen durch und erſtaunte 
nicht wenig, als ich ein formelles Neutralitätsangebot für den Fall 
künftiger kriegeriſcher Verwicklungen Deutſchlands in den Händen 
hielt, abhängig gemacht von gewiſſen Beſchränkungen auf dem Ge— 
biete des Flottenbaues, die Gegenſtand von gegenſeitigen Be— 
ſprechungen und Vereinbarungen bilden ſollten. Ich ging mit Ballin 
ins Nebenzimmer (Adjutantenzimmer) und gab ihm das Schriftſtück 
zu leſen. Nachdem er das getan hatte, ſagten wir a tempo: „Eine 
Verbalnote!“ 

Es war offenbar, daß ſich dieſe „Verbalnote“ auf die vorliegende 
Novelle zu unſerem Flottengeſetz bezog und beſtimmt war, ſie auf 
irgendeine Weiſe zu verzögern oder zu hintertreiben. Jedenfalls be— 
fand ich mich vor einer eigentümlichen Situation, die auch Ballins 
Verwunderung erregte. Sie erinnerte mich an die Lage in Cron— 
berg⸗Friedrichshof 1908, als ich das an mich perſönlich gerichtete An— 
ſinnen des engliſchen Unterſtaatsſekretärs Hardinge, unſeren Flotten⸗ 
bau einzuſtellen, zurückweiſen mußte. Jetzt erſchien ein intimer 
Geſchäftsfreund Eduards VII. — ohne vorherige Anmeldung auf 
amtlichem diplomatiſchen Wege — beim Deutſchen Kaiſer mit einer 
von der engliſchen Regierung inſpirierten „Verbalnote“, mit der aus⸗ 
drücklichen Inſtruktion, ſämtliche diplomatiſchen Inſtanzen beider Länder 
zu umgehen. Er überreichte ein Angebot der engliſchen Regierung, 
in kommenden kriegeriſchen Verwicklungen ihre Neutralität zu wahren 
gegen Abmachungen über Beſchränkungen in unſerem Schiffbau. 
Und dies geſchah ſeitens Englands, des Mutterlandes des „Kon⸗ 
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ſtitutionalismus“! Ballin ſagte, als ich ihn hierauf hinwies: „Hei— 
liger Konſtitutionalismus! Wo biſt du hin? Das iſt ja »personal 
politics, with a vengeance«!”*) Ich einigte mich mit Ballin dahin, 
daß Herr v. Bethmann ſofort zitiert werden müſſe, um ſeinerſeits 
ſich zu informieren und zu dieſer eigentümlichen Lage Stellung zu 
nehmen. 

Telephoniſch gerufen war Bethmann bald zur Stelle. Auch ihm 
verurſachte die Situation zunächſt ein gewiſſes Erſtaunen, es war 
intereſſant, ſein Mienenſpiel zu beobachten, als er orientiert wurde. 
Der Kanzler ſchlug vor, zur reſſortmäßigen Erledigung auch den 
Staatsſekretär des Reichsmarineamts Admiral v. Tirpitz hinzuzu⸗ 
ziehen, und empfahl, in derſelben Art und Form, wie die von Caſſel 
überreichte Note, eine Antwort in engliſcher Sprache aufzuſetzen und 
ſie Sir Erneſt mitzugeben, der abends wieder reiſen wollte. (Engliſch 
wurde gewählt, weil man Unklarheiten und Mißverſtändniſſe bei einer 
Überfegung in London befürchtete.) Der Kanzler bat mich, da ich 
am beſten Engliſch verſtände, die Note aufzuſetzen, nach einigem 
Sträuben mußte ich mich dazu entſchließen, das Schreiberhandwerf 
ſelbſt zu verſehen. 

Nun ergab ſich folgendes Bild: Ich ſaß am Schreibtiſch im 
Adjutantenzimmer, die Herren ſtanden um mich herum. Ich las 
einen Satz aus der Note vor und entwarf eine Antwort, die wieder 
verleſen wurde. Darauf ſetzte die Kritik von rechts und von links 
ein. Dem einen war es zu entgegenkommend, dem andern zu 
ſchroff; es wurde gemodelt, umgegoſſen, verbeſſert und gedrechſelt. 
Beſonders der Kanzler mit feiner philoſophiſch prüfenden, tief for- 
ſchenden Gründlichkeit, die jedes Wort auf die Goldwage legte, da⸗ 
mit es von allen Seiten beleuchtet nachher niemandem einen Anlaß 
zur Kritik bieten könnte, bereitete mir manche grammatikaliſche und 
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ſtiliſtiſche Pein. Nach ſtundenlanger Arbeit war der Guß endlich 
gelungen und wurde, nachdem die Note ein paarmal von Hand zu 
Hand gegangen und dann noch ein halbes Dutzend Mal von mir 
verleſen worden war, unterſchrieben. 

Beim Auseinandergehen fragte der Kanzler Sir Erneſt noch, 
wer von England aus zu den Verhandlungen zu erwarten ſei. 
Caſſel erwiderte, es werde jedenfalls ein Miniſter geſandt werden, 
welcher, ſei ihm nicht bekannt, vielleicht Mr. Winſton Churchill, der 
ſetzige Marineminiſter, da es ſich ja um eine Marineangelegenheit 
handle. Dann vereinbarte der Kanzler noch mit ihm, daß der in— 
offizielle Weg beibehalten werden und Ballin die Übermittlung aller 
die Angelegenheit betreffenden Nachrichten aus England übernehmen 
ſolle. Sir Erneſt drückte ſeinen lebhaften Dank für liebenswürdigen 
Empfang und ſeine Zufriedenheit mit dem Tenor unſerer Antwort⸗ 
note aus. Später teilte mir Ballin noch einmal vom Hotel aus 
mit, daß Caſſel ſich in ſeder Beziehung befriedigt über den Erfolg 
ſeiner Miſſion ausgeſprochen habe und über den guten Eindruck, den 
er empfangen hätte, auch ſeiner Regierung berichten werde. 

Als ich dann die Angelegenheit mit Admiral v. Tirpitz beſprach, 
waren wir beide uns darüber einig, daß die Novelle in Gefahr 
komme, alſo ſcharf aufgepaßt werden müßte. Es wurde nun in aller 
Stille das Material geordnet, das Admiral v. Tirpitz bei den Ver⸗ 
handlungen vorzulegen haben würde: ein kleiner hiſtoriſcher Überblick 
über die Entwicklung der Flotte und deren ſich erweiternde Aufgaben, 
das Flottengeſetz in ſeinen Zielen, ſeinem Weſen ſowie ſeine Durch— 
führung und ſeine Erweiterung, ſchließlich die vorliegende Novelle, 
ihre Bedeutung und die Art ihrer Ausführung. Vom Kanzler 
wurde erbeten, daß die Hauptverhandlung im Schloß in meiner 
Gegenwart ſtattfinden ſolle. Mit Tirpitz verabredete ich noch, daß 
er, ſoweit er könne, engliſch ſprechen ſolle, bei ſchwierigen Ausdrücken 
würde ich eventuell dolmetſchen. 
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Bis zur Bekanntgabe des Unterhändlers ſeitens Englands er- 
ging man ſich in Vermutungen, und Ballin berichtete über Kombi⸗ 
nationen, bei denen verſchiedene Namen, ſogar der Grey's, genannt 
wurden. Endlich kam durch Ballin die Nachricht, daß Haldane 
— ausgerechnet der Kriegsminiſter, früher Advokat — mit der 
Verhandlung betraut worden ſei und demnächſt eintreffen werde. 
Allgemeines Erſtaunen! Man denke ſich mutatis mutandis, daß 
Deutſchland an Stelle von Admiral v. Tirpitz den Kriegsminiſter 
(v. Heeringen damals) zur Beſprechung einer Flottenfrage nach 
London geſchickt hätte! Bei der Beſprechung dieſes Punktes mit 
Bethmann und Tirpitz wurden verſchiedene Mutmaßungen laut. 
Der Kanzler meinte, Haldane ſei in England als Goetheforſcher und 
Kenner der deutſchen Philoſophie, auch als des Deutſchen mächtig 
bekannt, es ſei alſo wohl eine Höflichkeit gegen uns, die ſich in 
ſeiner Wahl kund tue. Tirpitz bemerkte, daß Haldane ja früher 
einige Zeit in Berlin geweſen ſei und bei General v. Einem im 
Kriegsminiſterium gearbeitet, alſo die hieſigen Verhältniſſe kennen 
gelernt habe. Ich wies darauf hin, daß das alles wohl in Betracht 
komme, daß aber durch Haldane's Wahl, da er die Marine doch 
nur oberflächlich kennen könne, die Angelegenheit zu einer für Eng- 
land rein politiſchen geſtempelt ſei. Sehr wahrſcheinlich richte ſich das 
Ganze gegen die Marinepolitik Deutſchlands überhaupt und gegen 
die Novelle im beſonderen. Man werde deshalb gut tun, dieſen 
Punkt nicht aus den Augen zu laſſen, damit ſich nicht unverſehens 
ein fremder Eingriff in unſer Selbſtbeſtimmungsrecht hinſichtlich der 
Stärke unſerer Wehrkraft aus der ganzen Affäre herauskriſtalliſiere. 

Haldane kam an. Er wurde als Kaiſerlicher Gaſt aufgenommen. 
Ballin, der ihn begleitete, löſte nun auch das Rätſel von Haldane's 
Wahl auf Grund von Nachrichten, die ihm aus England zugegangen 
waren. Als Caſſel, nach London heimgekehrt, der Regierung über 
ſeinen Empfang berichtet und die Antwortnote übergeben hätte, wäre 


126 


der Eindruck fo günſtig geweſen, daß dort an dem befriedigenden 
Verlauf und Abſchluß des Abkommens nicht mehr gezweifelt wurde. 
Es habe ſich nunmehr zwiſchen den Miniſtern, zumal zwiſchen Churchill 
und Grey, ein edler Wettſtreit darüber entſponnen, wer nach Berlin 
ſolle, um feinen Namen unter dieſes große hiſtoriſche Dokument zu 
ſetzen — wenn es nämlich gelungen wäre, Deutſchland zur voll— 
ſtändigen Preisgabe der weiteren Ausgeſtaltung ſeiner Flotte zu be— 
ſtimmen. Churchill habe gemeint, er ſei der gegebene Mann, da er die 
Marine habe. Aber Grey und Asquith gönnten dem Kollegen den 
Ruhm nicht. Daher ſtand eine Zeitlang Grey im Vordergrunde — 
wieder ein Beweis, daß die Politik und nicht ſo ſehr die Zahl der 
Schiffe dabei die Hauptrolle ſpielen ſollte. Nach einiger Zeit aber 
beſchloß man, daß es Grey's ganzer Perſon und Stellung doch 
würdiger ſei, erſt zum Schluß der Verhandlungen zu erſcheinen und 
feinen Namen unter das Abkommen zu ſetzen und — wie es in 
Ballins engliſchen Informationen lautete — „to get his dinner from 
the Emperor and to come in for his part of festivities and fire- 
works“ *), auf gut Deutſch: die „bengalifche Beleuchtung“ einzu⸗ 
heimſen. Da nun Churchill dieſe keinesfalls bekommen ſollte, ſo 
mußte für die Verhandlungen eine Perſönlichkeit gewählt werden, 
die Asquith und Grey naheſtand und, deren volles Vertrauen be— 
ſitzend, bereit war, die Verhandlungsarbeit bis zum Beginn der 
„bengaliſchen Beleuchtung“ auf ſich zu nehmen, und die außerdem in 
Berlin ſchon bekannt und in Deutſchland nicht fremd war. Churchill 
war das freilich auch nicht, denn er war einige Male bei den Kaifer- 
manövern in Schleſien und Württemberg als Kaiſerlicher Gaſt zu— 
gegen geweſen. Ballin verbürgte ſich für die Zuverläſſigkeit ſeiner 
Londoner Quelle. 
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Ehe die Verhandlungen begannen, machte ich den Staatsſekretär 
v. Tirpitz noch darauf aufmerkſam, daß Haldane, obgleich augen— 
blicklich Kriegsminiſter, ſich wohl vorbereitet haben werde und ſicher— 
lich von der engliſchen Admiralität, in der der Geiſt Fiſher's walte, 
eingehend inſtruiert worden ſei. Fiſher hatte in ſein Handbuch für 
engliſche Seeoffiziere neben anderen beherzigenswerten Vorſchriften 
einen Satz aufgenommen, der für den Admiral, ſeine Behörde und 
ihren Geiſt charakteriſtiſch iſt und wörtlich lautet: „If you tell a lie, 
stick to it.“ *) Außerdem, ſagte ich zu Tirpitz, dürfe man nicht 
vergeſſen, welch fabelhaftes Anpaſſungsvermögen die Angelſachſen be— 
ſäßen, es befähige fie zur Übernahme von Poſten, die ihrem ſon— 
ſtigen Lebens- und Bildungsgange fern lägen. Auch ſei in England 
das Intereſſe für die Marine allgemein ſo intenſiv, daß faſt jeder 
Gebildete bis zu gewiſſem Grade für Marinefragen ſachverſtändig ſei. 

Bei den Verhandlungen zeigte ſich Haldane vortrefflich informiert 
und als geſchickter, zäher Debatter, wobei ſeine brillanten Advokaten⸗ 
eigenſchaften in die Erſcheinung traten. Das Geſpräch dauerte mehrere 
Stunden und führte zu einer generellen Klärung ſowie zu einer vor— 
läufigen Einigung über Verſchiebung von Bauterminen uſw. Die 
Einzelheiten ſeines Verlaufs ſind im Reichsmarineamt in den Akten 
niedergelegt. Tirpitz war hervorragend. 

Nachdem noch einige Beſprechungen — auch unter Teilnahme 
Ballins — ſtattgefunden hatten, reifte Haldane zurück. Ballin mel- 
dete mir, Haldane habe ſich ihm gegenüber in jeder Hinſicht befriedigt 
über den Ausgang ſeiner Miſſion ausgeſprochen und der Meinung 
Ausdruck verliehen, daß in etwa 8 14 Tagen das Konzept zu dem 
Abkommen an uns werde überſandt werden können. 

Die Zeit verſtrich. Der Zeitpunkt für das Einbringen der No⸗ 
velle rückte näher. Tirpitz ſchlug vor, falls das Abkommen vor⸗ 


*) „Wenn Du lügft, dann bleib’ auch feſt Dabei.” 
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her zum Abſchluß käme, die Novelle entfprechend zu ändern, andern- 
falls fie unverändert einzubringen. Endlich traf, zwar nicht der 
Entwurf zum Abkommen, aber eine allerhand Fragen und Orien⸗ 
tierungswünſche enthaltende Schrift ein, deren Beantwortung viele 
Beſprechungen und Erwägungen erforderte. Allmählich befeſtigte 
ſich in mir der Verdacht, daß es den Engländern mit dem Abkommen 
nicht ernſt ſei. Denn Rückfrage reihte ſich an Rückfrage, Details 
wurden hervorgeſucht, die mit dem Abkommen direkt nichts zu tun 
hatten. England nahm allmählich von ſeinen Angeboten und Zuſagen 
mehr und mehr zurück, und ein Entwurf zum Abkommen kam nicht. 

In Berlin ſetzte nun vom Auswärtigen Amt und von berufener 
und unberufener Seite ein Keſſeltreiben gegen die Novelle, gegen Tirpitz 
und gegen mich ein. Auch der Kanzler, der in der Hoffnung lebte, 
das Abkommen zuſtande zu bringen und ſeinen Namen unter ein 
Inſtrument ſetzen zu können, das Deutſchland aus der „Einkreiſung“ 
befreien und mit England in ein geregeltes beſſeres Verhältnis 
bringen ſollte, trat für das Fallenlaſſen der Novelle ein. Das haͤtte 
aber nichts anderes bedeutet, als einer auswärtigen Macht eine un⸗ 
geheure Einflußnahme auf Fragen der deutſchen Landesverteidigung 
einzuräumen und dadurch das Selbſtbeſtimmungsrecht der Nation 
und unſere Schlagfertigkeit für den Fall eines uns aufgezwungenen 
Krieges zu gefährden. Deutſchland hätte ſich damit, ohne irgend⸗ 
eine Gegenleiſtung garantiert zu erhalten, von feinem ſchaͤrfſten Geg⸗ 
ner vorſchreiben laſſen, was dieſer — in ſeinem eigenen Intereſſe — 
für gut befinden würde, uns noch eben zuzubilligen. 

Bei diefer unklaren Lage entſtanden Meinungsverſchiedenhelten 
und heftige Kämpfe, die gerade von den Kreiſen, die von der Marine 
de facto wenig verſtanden, recht ſcharf und nicht immer ganz ſach⸗ 
lich geführt worden ſind. Admiral v. Tirpitz hat in dieſem für 
ihn und mich ſo ſchweren Winter, mit klarem Blick die Lage und 
den Gegner durchſchauend, als ein echter, vaterlandsliebender Offizier 
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im Kampfe feinen Mann geſtanden, von mir aus voller Überzeugung 
nach beſten Kräften geſtützt. Alle Inſtanzen ſtimmten darin über⸗ 
ein, daß kein fremdes Land darüber mitzubeſtimmen haben dürfe, 
was wir für unſeren Schutz zu tun hätten oder nicht. 

Die Hoffnung auf das Zuſtandekommen des Abkommens ſchrumpfte 
mehr und mehr zuſammen. England zeigte immer weniger Intereſſe 
und bröckelte wichtige Beſtandteile ſeiner erſten Verbalnote ab. So 
erkannten Admiral v. Tirpitz und ich, daß der ganze Vorſchlag nur 
ein „Manöver“ geweſen war. 

Der Kampf um die Novelle wurde immer heißer. Da traf es 
ſich, daß ich in Cuxhaven Dr. Burchard, dem Präſidenten des Se⸗ 
nats von Hamburg, begegnete, der von mir als Urbild des arifto- 
kratiſchen Bürgers einer Hanſaſtadt verehrt und auch über politifche 
Fragen öfters zu Rate gezogen wurde. Ich ſchilderte ihm den ganzen 
Verlauf der Angelegenheit und die Kämpfe in Berlin um die Ein- 
bringung oder Nichteinbringung der Novelle. Dann bat ich ihn, 
mir ſo rückhaltlos wie ſtets ſeine Anſicht zu ſagen, was er im Inter⸗ 
eſſe des Staatswohls für das Richtige halte, da mir daran liege, 
ein objektives, von den in Berlin kämpfenden Gegenſätzen unbeein⸗ 
flußtes Urteil zu hören. 

Dr. Burchard antwortete in feiner klaren, ſcharf pointierten, über⸗ 
zeugenden Art: Das Feſthalten an der Novelle ſei einfach meine 
Pflicht gegen Volk und Vaterland. Wer gegen ihre Einbringung 
ſpräche, verfündige ſich an ihnen. Was wir für unfere Verteidigung für 
nötig hielten, müſſe unbedingt geſchaffen werden. Vor allem aber 
dürfe niemals geduldet werden, daß ein fremder Staat ſich erdreiſte, bei 
uns hineinreden zu wollen. Das engliſche Angebot ſei eine „Finte“, 
um uns zu veranlaſſen, die Novelle fallen zu laſſen. Das dürfe 
unter keinen Umſtänden geſchehen. Das deutſche Volk würde es 
nicht verſtehen, wenn man ſein Selbſtbeſtimmungsrecht preisgebe. Die 
Novelle müſſe unbedingt eingebracht werden. Er werde im Bundesrat 
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für ihre Annahme eintreten (das tft in einer glänzenden, fortreißenden 
Rede geſchehen) und auch ſonſt in Berlin dafür wirken. Die Eng⸗ 
länder würden zwar ſchimpfen, das ſei aber egal, das täten ſie doch 
ſchon feit langem, einen Krieg würden fie deswegen gewiß nicht an⸗ 
fangen. Admiral v. Tirpitz tue nur ſeine Pflicht und Schuldig⸗ 
feit, ich möchte ihn nach jeder Richtung ſtützen. Der Kanzler 
müſſe ſeinen Widerſtand aufgeben, er riskiere ſonſt, daß man ihm 
wegen „Engländerei“ zuletzt noch die Fenſter einwerfen werde. — 
So der Vertreter der großen Handelsſtadt, die bei einem Kriege 
mit England zuerſt bedroht war. Aus ihm ſprach echter Hanfeaten- 
geiſt. 

Merkwürdigerweiſe iſt mir dieſes Urteil Dr. Burchards über das 
engliſche Angebot neuerdings in Holland von einem Holländer be- 
ftätigt worden, dem Engländer ſeinerzeit die engliſche Abſicht mit⸗ 
geteilt haben. Tirpitz und ich hatten es richtig erkannt: das Neu⸗ 
tralitätsangebot war ein politifches Manöver. 

Bald kamen nun auch Nachrichten von Ballin, daß die Sache 
in England nicht zum Beſten ſtehe. Nach eingelaufenen Informa— 
tionen fei ein Streit über das Abkommen entſtanden, man fei mit 
Haldane nicht zufrieden und behaupte, daß er ſich von Tirpitz habe 
übertölpeln laſſen! Das verriet deutlich den Arger darüber, daß 
Tirpitz nicht auf den Leim kroch und die Novelle einfach fallen ließ, 
und daß Haldane nicht die Novelle auf dem Teebrett zum after- 
noontea dem Miniſterium hatte ſervieren können. Von einem „Uber: 
tölpeln“ ſeitens Deutſchlands kann nicht die Rede fein. Aber der 
Vorwurf gegen Haldane berechtigt zu dem Verdacht, daß deſſen 
Inſtruktionen dahin gingen, er ſolle die Deutſchen „übertölpeln“. 
Wenn feine Landsleute der Anſicht waren, das Umgekehrte fet ein- 
getreten, dann kann man Admiral v. Tirpitz nur wärmſten Dank 
dafür zollen, daß er den deutſchen Standpunkt richtig gewahrt hat, 
zum Helle unſeres Vaterlandes. 
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Gegen Ende März ſpitzten ſich die Kämpfe um die Novelle derart 
zu, daß der Kanzler ſchließlich am 22,, als ich aus der Charlottenburger 
Gruft trat, im Park um ſeine Entlaſſung bat. Nach eingehender 
Ausſprache und nachdem ich ihm Dr. Burchards Urteil mitgeteilt 
hatte, zog der Kanzler fein Abſchiedsgeſuch zurück. 

Als ich einige Zeit danach Herrn v. Bethmann in ſeinem Garten 
beſuchte, fand ich ihn ganz gebrochen mit einer Depeſche aus London 
in der Hand. Sie enthielt die glatte Desavouierung der von Caſſel 
überreichten Verbalnote, dle Zurücknahme ſowohl des Neutralitäts⸗ 
wie ſedes anderen Angebots und am Schluſſe noch die Admonition an 
mich, Herrn v. Bethmann als Reichskanzler zu belaſſen, da er in be⸗ 
ſonderem Maße das Vertrauen der britiſchen Regierung befigel Tränen 
der Empörung ſchimmerten in den Augen des in ſeinen Hoffnungen 
ſchwer enttäuſchten Kanzlers. Das ihm von einer fremden Regierung, 
mit der Deutſchland und er ſoeben ſchmerzliche Erfahrungen gemacht 
hatten, geſpendete Lob kränkte ihn tief. Er bot zum zweiten Male 
feine Entlaſſung an, ich nahm fie nicht an, ſondern verſuchte, ihn 
zu tröſten. Sodann befahl ich, dem Botſchafter in London die 
Frage zu ſtellen, wie er ein ſolches Schreiben überhaupt habe ent⸗ 
gegennehmen und weiter befördern können. 

Mit der Novelle war der Kanzler nunmehr einverſtanden. Loyaler 
Weife wurde fie aber mit der Einſchränkung gebracht, wie fie für 
den Fall des Abſchluſſes des Abkommens beabſichtigt war. In Eng⸗ 
land hingegen baute man das volle Programm. 

Dieſe „Epiſode Haldane“ iſt bezeichnend für die Politik Englands. 
Dieſes ganze großangelegte Manöver wurde veranſtaltet, lediglich 
um die Entwicklung der deutſchen Flotte zu verhindern, während 
gleichzeitig in Amerika, das eine kaum nennenswerte Handelsflotte 
beſaß, in Frankreich, deſſen Kriegsflotte der deutſchen an Zahl 
überlegen war, in Italien, in Rußland, das auch im Ausland 
bauen ließ, großartige Bauprogramme ausgeführt wurden, ohne 
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daß dies den geringſten Proteſt ſeitens Englands hervorrief. Und 
Deutſchland, das zwiſchen Frankreich und Rußland eingekeilt war, 
mußte zum mindeſten doch ſo gerüſtet ſein, daß es zur See in der 
Verteidigung gegen jene das Meer halten konnte. Zu dieſem Zwecke 
war unſer Flottenbau unbedingt nötig. Er war niemals gegen die 
4-Ffach ftärkere engliſche Flotte gerichtet, die Englands Überlegen- 
heit und Sicherheit garantierte, und deren Stärke zu erreichen kein 
vernünftiger Menſch in Deutſchland ſe geträumt hat. Die Flotte 
war für uns nötig zur Küſtenverteidigung und zum Schutze unſeres 
Handels. Dazu reichen die kleinen Mittel, wie U⸗Boote, Torpedo⸗ 
boote und Minen nicht aus. Zudem waren an der Oſtſee die Küſten⸗ 
batterien fo veraltet und miſerabel beſtückt, daß fie durch das Maſſen⸗ 
feuer ſchwerer Artillerie moderner Großkampfſchiffe in 48 Stunden 
raſiert worden wären. So war unſere Küſte an der Oſtſee eigentlich 
wehrlos. Zu ihrem Schutze war die Flotte nötig. Skagerrak hat 
es bewieſen, was fie bedeutete und wert war. Die Schlacht wäre 
für England vernichtend geworden, wenn nicht bis 1900 der Reichs⸗ 
tag alle Anträge auf Verſtärkung der Flotte abgelehnt hätte. Dieſe 
12 verlorenen Jahre ſind nicht wieder einzuholen geweſen. 

Ehe wir von Haldane ſcheiden, ſei noch auf eine andere Epiſode 
ſeines Wirkens hingewieſen. Im Jahre 1906 kam er mit Erlaub⸗ 
nis der deutſchen Regierung nach Berlin, um ſich über die preußiſche 
Wehrverfaſſung, Rekrutierung, den Generalſtab uſw. zu unterrichten. 
Er wurde im Kriegsminiſterium beſchäftigt, wo ihn der Miniſter, 
General v. Einem, perſönlich orientierte. Nachdem er etwa 2-3 
Wochen dort gearbeitet hatte, kehrte er ſehr befriedigt nach England 
zurück. 

Als nach dem Ausbruch des Weltkrieges der Goethefreund Hal⸗ 
dane als „Prodeutfcher” boykottiert und fo feindſelig behandelt wurde, 
daß er ſich öffentlich nicht mehr ſehen laſſen durfte, ließ er zu feiner 
Verteidigung durch den bekannten Literaten und Journaliſten Mr. 
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Begbie eine Apologle feiner Amtszeit als Kriegsminiſter ſchreiben, 
das Buch trägt den Titel „Vindication of Great Britain“. Es 
werden darin ſelne Verdienſte um die Formierung eines regelrechten 
Generalſtabes und um die Kriegsvorbereitung des britiſchen Heeres 
für den Weltkrieg in ein helles Licht geſtellt. Dabei wird betont, 
wie geſchickt er ſeinerzeit die Erlaubnis, im Preußiſchen Kriegsmeni⸗ 
ſterium zu arbeiten, ausgenutzt habe, um in Deutſchland militärifch 
zu lernen und nach unſerem Muſter die Neuorgantſation des britifchen 
Heeres und Generalſtabes für den bevorſtehenden Kampf gegen ſeine 
damaligen deutſchen Gaſtgeber bis ins Kleinſte vorzubereiten. Hier 
zeigt ſich der ſchlaue, gewandte Advokat, der unter dem Schutz der 
Gaſtfreundſchaft eines fremden Landes deſſen militäriſche Einrich⸗ 
tungen ſtudiert, um aus dem gewonnenen Material und Kenntniſſen 
Waffen gegen jenes zu ſchmieden. Ganz charakteriſtiſch iſt das Buch 
dem Andenken König Eduards VII. gewidmet, deſſen Vertrauter, 
Sendling und Werkzeug Haldane war. In Berlin ſah man da⸗ 
mals in Haldanes Miſſlon eine „Annäherung“ Englands, nach der 
man immer ſtrebte, de facto war fie eine „Auskundſchaftung“ 
des deutſchen Vetters unter deſſen eigenem Dach. Den Dank 
quittierte England mit dem Weltkriege, den Haldane mit vor⸗ 
bereiten half. In dieſem Falle hatte Haldane die Deutſchen „über⸗ 
tölpelt“! 

Das iſt der Hergang der Miſſton Haldane s. Späterhin iſt von 
allerhand Politikaſtern in Preſſe und Publikum kurzweg behauptet 
worden, die ausſichtsreiche „Annäherung“ Englands an Deutſchland 
durch Haldane ſei durch den Starrſinn des Katferd und des Admi⸗ 
rals v. Tirpitz, durch ihr Feſthalten an der Novelle gegen den 
Willen aller „vernünftigen Ratgeber“ geſcheitert! — 

In jener Zeit trat die Frage der Bildung eines ſelbſtändigen 
Albaneſenſtaates und die von den Mächten zu treffende Wahl 
eines Oberhauptes für dieſes Gebilde auch an mich heran. Mancher 
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kronlüſterne Kandidat hatte ſich ſchon beim Mächteareopag gemeldet, 
ohne angenommen zu werden, mancher von den Mächten in Ausficht 
genommene wurde von den Albaneſen abgelehnt. Ich ſtand der 
Frage an und für ſich kühl gegenüber und war der Meinung, man 
müſſe — wie bei jeder „Staatenbildung“ — möglichſt der hiſtoriſchen 
Entwicklung, beſonders auch den eigentümlichen geographiſchen Ver— 
hältniſſen und den Sitten des Volkes Rechnung tragen. 

Ein einheitliches Reich mit einem Herrſcher und einer Dynaſtie hat 
es in dieſem merkwürdigen Volke nie gegeben. In Tälern, die von 
hohen Gebirgszügen eingefaßt und abgeſchloſſen ſind, wohnend leben 
die Albaneſenſtämme ziemlich geſondert von einander. Ihr politiſcher 
Habitus iſt dem Clansweſen der Schotten nicht unähnlich. Chriſten 
und Mohammedaner ſind gleichmäßig vertreten. Die Blutrache iſt 
eine uralt überlieferte geheiligte Inſtitution, nicht minder das Rauben 
und Stehlen von Vieh. Die Landwirtſchaft iſt noch wenig ent- 
wickelt, der Ackerbau in den Anfängen, die dazu benutzten Geräte 
ſind vorſündflutlich. Das Recht wird vom Stammesoberhaupt im 
Freien unter dem Dorfbaum geſprochen, wie einſt bei den alten 
Deutſchen. Waffen trägt jeder Mann, die meiſten ſind vorzügliche 
Schützen. Erſcheint das Stammesoberhaupt auf einem Umritt in 
ſeinem Gau in einer Ortſchaft, ſo erwartet die Bevölkerung von ihm 
Segen in klingender Münze, die zuweilen vom hohen Roſſe herab 
ausgeteilt wird. Das iſt natürlich bei einem Regierungsantritt erſt 
recht der Fall, und es wird gar übel vermerkt, wenn es nicht ge= 
ſchieht. 

Bis zum Balkankrieg traten viele Albaneſen in türkiſche Dienfte, 
wo ſie es zu hohen Würden bringen konnten, da ſie ihres Fleißes 
und ſcharfen Verſtandes wie ihrer zähen Energie wegen ſehr geſchätzt 
waren. Sie ſtellten der Verwaltung des türkiſchen Staates eine 
große Anzahl von Beamten, auch einen gewiſſen Prozentſatz in Diplo- 
matie und Armee. Mit Stolz dienten die vornehmen jungen Alba⸗ 
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nefen in einer prachtvollen Palaſtgardekompagnie des Sultans, die an 
Größe, martialiſchem Ausſehen und männlicher Schönheit der Soldaten 
ihresgleichen ſuchte. Sie waren zum Teil Verwandte des Sultans, 
da dieſer vornehme Albaneſerinnen aus den wichtigſten Stämmen 
in ſeinem Harem hatte, um — durch die Blutbande geſchützt — vor 
der Blutrache der Stämme ſicher zu ſein und auch alles zu erfahren, 
was die Gemüter der Fürſten etwa bewegen konnte. Die auf dieſem 
Wege an ihn gelangenden Wünſche, wie z. B. Waffen- und Muni⸗ 
tionsſendungen, Schulhäufer, Straßenbauten ufw. wurden dann in 
unauffälliger Weiſe gewährt. Auf dieſe Weiſe iſt es dem Sultan 
gelungen, die fonft turbulenten Albaneſen auf „verwandtſchaftlichem“ 
Wege in Ruhe und Anhänglichkeit zu erhalten. 

Auf Grund dieſer Kenntnis der Verhältniſſe ſuchte ich meinen 
Einfluß dahin geltend zu machen, daß möglichſt ein mohammedaniſcher 
Fürſt, eventuell ein ägyptiſcher Prinz, gewählt werde, unter Berück⸗ 
ſichtigung einer vollen Börſe, die in Albanien beſonders vonnöten 
iſt. Mein Rat wurde vom „Mächteareopag”, dem es gar nicht auf 
die Intereſſen der Albaneſen, ſondern darauf ankam, möglichſt viel 
Grund und Gelegenheit zu haben, in Albanien pro domo im Trüben 
zu fiſchen, nicht gewürdigt. 

Sehr wenig erbaut war ich daher, als die Wahl auf den Prinzen 
Wilhelm von Wied fiel. Ich ſchätzte ihn als vornehme, ritter- 
liche, feinfühlige Natur hoch, hielt ihn aber für jenen Poſten für 
ungeeignet. Der Prinz war mit den Verhältniſſen auf dem Balkan 
viel zu wenig vertraut, um dieſe dornenvolle Aufgabe mit Erfolg 
übernehmen zu können. Es war mir überhaupt unſympathiſch, daß 
ein deutſcher Fürſt ſich dort blamieren ſollte. Denn, daß die Entente 
elnem ſolchen in ſeder Beziehung Schwierigkeiten bereiten würde, 
war von vornherein klar. Auf Anfrage ſeitens des Prinzen äußerte 
ich daher meinem Vetter freimütig alle meine Bedenken unter Be⸗ 
tonung der Schwierigkeiten, die ihn erwarteten, und riet dringend 
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ab. Befehlen konnte ich ihm nicht, da der Fürſt zu Wied als (Chef 
des Hauſes das letzte Wort zu ſprechen hatte. 

Nach feiner Annahme der ihm von den Mächten angebotenen 
Kandidatur empfing ich den Prinzen im Beiſein des Kanzlers. Eine 
gewiſſe Unſchlüſſigkeit in der Haltung des Prinzen, der ſeiner neuen 
Aufgabe keineswegs mit Enthuſiasmus entgegenſah, beſtärkte mich 
und den Kanzler, nochmals eindringlich davon abzuraten, daß der 
junge Kandidat auf den neu erfundenen albaneſiſchen „Thron“ ſteige. 
Aber ohne Erfolg. Die ehrgeizige, myſtiſch angeregte Gattin des 
Prinzen erblickte in Albanien die Erfüllung ihrer Wünſche. Und: 
ce que femme veut, Dieu le veut!“) Auch Carmen Sylva hat 
fördernd mitgewirkt und ließ ſogar einen Artikel in der Preſſe er- 
ſcheinen, der anfing: „Märchenland will ſeinen Fürſten haben 

So nützten alle noch ſo wohlgemeinten Warnungen nichts. Ich 
hatte dem Prinzen noch dringend ans Herz gelegt, Albanien nicht 
vor der Regelung der Finanzfrage zu betreten. Denn was mich zu 
dem Vorſchlag eines reichen Fürſten bewogen hatte, trat nunmehr 
ein. Der Prinz war nicht ſehr vermögend, und nun mußten die 
Maͤchte eine „Dotation“ ſpenden, über deren Höhe bzw. Raten ein 
unerquicklicher Zank ausbrach. Endlich kam eine Abſchlagszahlung. 

Eine Gefahr für den neuen Fürſten und ſein etwaiges Syſtem 
lag in der Perſon Eſſad Paſchas, eines unzuverläſſigen, intriganten, 
geldgierigen Landsknechtes, der ſelbſt Aſpirationen auf die Fürſten⸗ 
ſtellung hegte und über eine gewiſſe Macht an bewaffneten Anhängern 
verfügte. Er war von Anfang an ein Gegner des neuen Fürſten. 
Unter der Hand konſpirierte er mit Italien, das dem Prinzen von 
Wied nichts weniger als wohlgeſinnt war. Nun wäre es ganz na= 
türlich und ſelbſtverſtändlich geweſen, wenn der neue Fürſt ihm be⸗ 
kannte, treu ergebene Männer aus Deutſchland in ſeine Umgebung 
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genommen hätte. Auch das geſchah nicht. Ein Engländer und ein 
Staliener wurden als „Sekretäre“ feiner Perſon attachiert. Sie hatten 
nichts Beſſeres zu tun, als gegen ſeine Intereſſen zu arbeiten, ihn 
ſchlecht zu beraten und gegen ihn zu intrigieren. 

Während der Zeit der Vorbereitungen des Prinzen Wied erſchien 
die vortrefflich geſchriebene Broſchüre eines öſterreichiſchen General— 
ſtabsoffiziers über ſeine Reiſe durch Albanien. Lebhaft und an⸗ 
ſchaulich ſchilderte der Offizier das Land mit ſeinen geographiſchen 
und klimatiſchen Schwierigkeiten, die Bevölkerung und ihre Sitten, 
die ganze Armut und Rückſtändigkeit des Landes. Er wies darauf 
hin, daß ein zukünftiger Fürſt unter keinen Umſtänden an der Küſte 
wohnen bleiben dürfe, ſondern ſich der Bevölkerung zeigen und im 
Lande umherreiſen müſſe. Bei den primitiven Verkehrsverhältniſſen 
müſſe der Landesherr den ganzen Tag zu Pferde ſitzen und durch 
das Land reiten, den berühmten — aus allen orientaliſchen Er⸗ 
zählungen und Sagen bekannten — „Beutel Zechinen“ am Sattel— 
bogen, um in den Orten, die er aufſuchte, ſofort durch den erwar— 
teten Geldregen die Gemüter für ſich einzunehmen. Unter den 
Stämmen des Landes müſſe er einige auf alle Weiſe feſt an ſich 
ketten, ſo daß ihm eine bewaffnete Macht, auf die er ſich verlaſſen 
könne, zu Gebote ſtände. Nur dann könne er ſeinen Willen durch— 
ſetzen und Gegner, die ſich auflehnen wollten, in die Schranken 
weiſen. Das ſei bei dem gänzlichen Mangel einer Truppe oder 
Armee im europäiſchen Sinne das einzige Mittel! 

Daraus ergab ſich, daß der Fürſt für das erſte ein Nomaden— 
und Reiterleben führen und dazu ſich ein fliegendes Zeltlager und 
Zubehör mit den nötigen Pferden bilden mußte. Geeignete Leute 
wären in feiner Eskadron 3. Garde⸗Ulanen-Regiments hinreichend 
zu finden geweſen, da viele ſeiner Ulanen, die ſehr am Prinzen 
hingen, ſich bereit erklärt hatten, ihn als Freiwillige zu begleiten. 
Sie hätten ihm ſicher beſſere Dienſte geleiſtet und mehr genütt 
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wie die landfremden Vorbereitungen für die Ergreifung der Herr- 
ſchaft. 

Jene Broſchüre empfahl ich meinem Vetter angelegentlichſt zu 
ſtudieren und die Ratſchläge zu befolgen, vor allem bezüglich des 
Wohnſitzes, der möglichſt fern von den Kriegsſchiffen der Mächte zu 
wählen ſei, damit er nicht unter ihrem Zwange handeln müſſe und 
bel den Albaneſen den Verdacht erwecke, als brauche der Fürſt fie 
zum Schutze gegen ſeine Untertanen. Ob der Fürſt die Broſchüre 
geleſen hat? Sein ſpäteres Verhalten ſtand jedenfalls im Gegenſatz 
zu ihren und meinen Ratſchlägen. 

Das Fürſtenpaar reiſte nach Albanten ab, und es kam fo, wie 
lch es vorhergeſehen hatte. Nach Berichten über die Ankunft der 
Herrſchaften ſoll die Fürſtin — obwohl eine Deutſche — die ver— 
ſammelten Albaneſen vom Balkon herab auf Franzöſiſch angeredet 
haben, weil fie kein Deutſch verſtünden! Der „Hof“ blieb in Du⸗ 
razzo unter den Kanonen der fremden Schiffe. Der Fürſt reiſte 
nicht zu Roß im Lande umher, ſtreute keine Zechinen aus, auch nicht 
am Ankunftstage vom Balkon, beſeitigte Eſſad nicht rechtzeitig, und 
ſo endete das Abenteuer, wie es vorauszuſehen war. 

Ich habe bei der Beſchreibung meiner Auffaſſung und meines 
Verhaltens bei der Angelegenheit der Wahl des Fürſten von Al— 
banien länger verweilt, weil von allen möglichen Seiten falſche Ge— 
rüchte verbreitet worden ſind in der Abſicht, mir Motive anzudichten, 
die mir völlig fern lagen. Ich habe auch in dieſem Falle auf Be— 
fragen unter Waltenlaſſen des gefunden Menſchenverſtandes ehrlichen 
Rat erteilt. — 

Das Jahr 1912 brachte noch die Zuſammenkunft mit dem 
Zaren in Baltiſch-Port, wohin ich mich auf Einladung Nikolaus“ II. 
an Bord meiner Baht begab. Unſere beiden Vachten ankerten 
nebeneinander, fo daß der Verkehr von Schiff zu Schiff ſich leicht 
bewerkſtelligen ließ. Der Zar, feine Kinder und feine ganze Um⸗ 
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gebung wetteiferten in Beweiſen von Llebenswürdigkeit und Gaſt⸗ 
freundſchaft. Es wurden die ruſſiſchen und deutſchen Begleitſchiffe 
abwechſelnd gemeinſam beſichtigt und die Mahlzeiten bald beim Zaren, 
bald bei mir eingenommen. Ein Vormittag wurde an Land bei Baltiſch⸗ 
Port zugebracht. Auf einer Wieſe hatte das Inf.⸗Reg. „Wiborg” 
Nr. 85, deſſen Thef ſch war, Aufſtellung genommen, es wurde 
zuerſt in Paradeaufſtellung, danach in Kompagnie⸗ und Batalllons⸗ 
Exerzitien beſichtigt, die ebenſo zur Zufriedenheit ausgeführt wurden, 
wie der zum Schluß ſtattfindende Parademarſch. Das Regiment, 
zu 4 Bataillonen, machte einen vortrefflichen Eindruck. Es war in 
Feldausrüſtung — braungraue Bluſen und Mütze — ausgerückt, 
welch letztere, von allen keck auf dem einen Ohr getragen, den ſonnen⸗ 
verbrannten, martialiſchen Geſichtern der kräftigen jungen Soldaten 
einen verwegenen Anſtrich verlieh, der ſedes Soldatenauge erfreuen 
mußte. 

Bei dieſer glänzenden und ungewöhnlich liebenswürdigen Auf⸗ 
nahme wurde mir indeſſen keinerlei Andeutung über den kurz vor⸗ 
her abgeſchloſſenen Balkanbund gemacht. 

Es war mein letzter Beſuch in Rußland vor Ausbruch des 
Krieges. — — — 
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Meine 
Mitarbeiter auf dem 


Gebiete der Verwaltung 


E⸗ dürfte nicht unbekannt ſein, daß ich an der Mitarbeit Exzel⸗ 
lenz v. Stephan's und dem Verkehr mit ihm beſondere Freude 
gehabt habe. Er war derjenige Mann der alten Schule, der ſo gut 
zu mir paßte, daß meine Gedanken und Anregungen bei ihm immer 
Verſtändnis fanden und dann von ihm aus Überzeugung voll Schwung 
und Kraft durchgeführt wurden. Von eiſerner Energie, nie erlah— 
mender Arbeitskraft und ⸗freudigkeit, dabei immer voll frifchen 
Humors, mit raſchem Blick für neue Möglichkeiten, um Auskunfts⸗ 
mittel nie verlegen, ſehr gut auf den Gebieten der Politik und 
Technik beſchlagen, war er wie geboren zu ſchöpferiſcher Mitarbeit. Ich 
hatte unbedingtes Vertrauen zu ihm, das niemals getäuſcht worden 
tft, und habe viel durch den Verkehr mit dem anregenden, klugen 
Ratgeber gelernt. 

Das Poſtweſen kam auf eine ungeahnte Höhe und erregte die 
Bewunderung der ganzen Welt. Die große Erfindung des Telephons 
wurde ausgenutzt, in weitgehender Weiſe in den Dienſt des öffent⸗ 
lichen Verkehrs geſtellt und zu deſſen Erleichterung ausgebaut. Auch 
auf dem Gebiete des Bauweſens tat Stephan einen entſcheidenden 
Schritt, der meine Billigung und Unterſtützung fand. 

Alle großen Staatsbauten unterliegen dem Votum der über⸗ 
prüfenden „Akademie des Bauweſens“, die damals eine langſam 
arbeitende, umſtändliche und rückſtändige Behörde war. Ich ſelbſt 
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hatte ſchon meine Erfahrungen mit ihr gemacht. Der „Weiße Saal”, 
der nur ein Proviſorium geweſen war — zum erſten Male flüchtig 
für ein indiſches Maskenfeſt „Lallah Rokh“ zu Ehren der Groß— 
fürſtin Charlotte, der Tochter Friedrich Wilhelms III., und ihres 
Gemahls, des ſpäteren Zaren Nikolaus I. inſtand geſetzt — war 
ziemlich ſtillos hergerichtet. Das Material erwies ſich bei der von 
mir befohlenen Unterſuchung als unecht und ſchlecht. Der Saal 
war in hohem Maße baufällig und ſtark gefährdet, fo daß ein Neu⸗ 
bau erforderlich wurde. Unter Anteilnahme und Mitwirkung der 
Kaiferin Friedrich entſtanden Projekte, Pläne, zuletzt ein großes Modell 
ſeitens des Baurats Ihne — des modernen Schlüter, wie Katferin 
Friedrich ihn zu bezeichnen pflegte —, die allſeitige Billigung er⸗ 
fuhren. Nur die Bauakademie leiſtete langwierigen Widerſtand und 
meinte, daß der „Weiße Saal” in feiner „alten hiſtoriſchen Schön⸗ 
heit“ zu erhalten ſei und einer Anderung nicht bedürfe. Als dann 
der Neubau vollendet war, fand er indeſſen auch den Beifall der 
vorher ſo kritiſchen Herren. 

Mit der Akademie des Bauweſens war nun auch Herr v. Stephan 
in Streit geraten. Er hatte viele Poſtämter, beſonders in den 
großen Städten, um⸗ oder neuzubauen und bekam bei der furcht⸗ 
baren Langſamkeit und Umſtändlichkeit jener Behörde gar keine oder 
ablehnende Antworten. Schema F war dort vorherrſchend. Herr 
v. Stephan ſedoch vertrat die Anſicht, das ſunge deutſche Reich 
müſſe auch durch ſeine Bauten kraftvollen Eindruck erwecken, daher 
müßten die Reichspoſtgebäͤude entſprechend aufgeführt werden. Sie 
müßten ſich auch nach dem Geſamtſtil der betreffenden Stadt richten 
oder mindeſtens den älteften und bedeutendſten Bauwerken im Städte: 
bild ſich anſchließen. Ich konnte mich mit dieſen Grundſätzen nur 
einverſtanden erklären. 

Schließlich kam es zum Bruch mit der erwähnten Akademie des 
Bauweſens. Exzellenz v. Stephan verlor die Geduld und meldete mir, 
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er habe ſich für fein Reſſort und feine Bauten von der Überprüfung 
der Akademie losgemacht, ſelbſt eine Kommiſſion aus eigenen Archi⸗ 
tekten und Beamten zu ſenem Zweck zuſammengeſetzt und bäte mich, 
die wichtigſten Gebäudepläne meinerſeſts noch einer Prüfung zu unter⸗ 
ziehen. Das habe ich gern getan. 

Stephan war ein begeiſterter Jäger, ſo hatte ich Gelegenheit, 
mich auch auf den Hofjagden an dem Verkehr mit dieſem friſchen, 
ſich ſtets gleichbleibenden treuen Beamten und Ratgeber zu erfreuen. — 

Unter den Miniſtern, die ich beſonders hochſchätzte, war vor allem 
Exzellenz v. Miquel. Er führte als mein Finanzminiſter die große 
Finanzreform für Preußen durch, die das Land auf eine geſunde Baſis 
geſtellt und ihm mit zu ſeiner Blüte verholfen hat. Der Umgang 
mit dieſem feinen politiſchen Kopf gewährte mir hohen Genuß, reiche 
Belehrung und Anregung. Es war erſtaunlich, wie Miquel auf 
allen möglichen Gebieten bewandert war. Seine Unterhaltung war 
friſch, launig und ſcharf in der Beleuchtung und Ergründung des Themas. 
Dabei zog ſich als roter Faden ein markierter hiſtoriſcher Einſchlag 
durch ſeine Ausführungen. Er war geſchichtlich und in den alten 
Sprachen ganz fabelhaft orientiert, ſo daß er bei ſeinen Vorträgen 
oft bis in die Römerzeiten zurückgreifen und aus ſeinem Wiſſensſchatz 
— nicht aus Büchmann — lateiniſche Zitate für ſeinen Stoff an⸗ 
zuführen wußte. Selbſt wenn er belehrte, war er bei feiner glän- 
zenden Dialektik niemals langweilig, ſondern feſſelte ſeine Zuhörer 
bis zum letzten Augenblick. 

Exzellenz Miquel war es auch, der mich zu den großen Kanal— 
proſekten ermunterte und mir Beiſtand leiſtete, als die preußiſchen 
Konſervativen gegen den Mittellandkanal fochten und ihn zu Falle 
brachten. Er ſtärkte den König und beſtimmte ihn, in dieſem Kampf 
nicht nachzulaſſen, bis der Sieg gewonnen war. Er wußte, wie ich, 
welchen Segen die Kanäle in Holland und das großartige Kanal- 
netz in Frankreich den Ländern gebracht haben und welche Entlaſtung 
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fie für die immer mehr beanſpruchten Eiſenbahnen bedeuten. Im 
Weltkrieg hätten wir eine großartige Oſt⸗Weſt⸗Transportader für 
Munition, Verwundete, Belagerungsmaterial, Verpflegung und der- 
gleichen gehabt, die den dadurch entlaſteten Bahnlinien geſtattet hätte, 
den Transport von Mannſchaften in noch höherem Grade zu be— 
werkſtelligen, und die auch die Kohlenknappheit vermindert hätte. 
Aber auch für die Zeiten des Friedens, für die der Kanal beſtimmt 
war, bot er die größten Vorteile. 

Miquel war eine für die deutſche Kaiſeridee und das deutſche 
Kaiſertum der Hohenzollern beſonders entflammte Perſönlichkeit, bei 
ſeiner geiſtvollen Behandlung dieſes Themas fand er an mir einen 
aufmerkſamen Zuhörer. Er war ein Mann, der auf der alten Tradi⸗ 
tion fußend großdeutſch, kaiſerlich dachte und vollkommen den Er— 
forderniſſen und Anſprüchen der neuen Zeit bei richtiger Einſchätzung 
ihres ſeweiligen Wertes gewachſen war. — 

Dem Ausbau des Eiſenbahnnetzes galt gleich von Anfang 
an meine Sorge. Aus den Vorträgen über Landesverteidigung 
und den Klagen des Generalſtabes ſowie aus eigener Anſchauung 
kannte ich die ganz unerhörte Vernachläſſigung Oſtpreußens in be= 
zug auf Bahnen. Dieſer Zuſtand war geradezu gefahrdrohend ge— 
worden im Hinblick auf die zwar allmählichen, aber andauernden 
ruſſiſchen Truppenverſtärkungen gegenüber unſerer Grenze und auf 
die Ausgeſtaltung des ruſſiſchen Bahnnetzes. 

Schon Kaiſer Wilhelm der Große hatte, als im Laufe ſeiner 
letzten Regierungsjahre die ruſſiſchen Armeen unter dem Einfluß Frank— 
reichs immer augenfälliger an die Oſtgrenze des Königreichs Preußen 
disloziert wurden und namentlich die großen Maſſen der ruſſiſchen 
Kavallerie auf Einbrüche in Preußen, Poſen, Schleſien rechnen 
ließen, den Feldmarſchall Moltke zum Vortrag über die Lage be— 
fohlen. Generalquartiermeiſter Graf Walderſee und ich wohnten 
dieſem Vortrage bei. Das Refultat war der Entſchluß, preußiſche 
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Truppen nach dem Oſten zu verfchteben und dort den Ausbau des 
vernachläſſigten Bahnnetzes zu fördern. Die unter dem Kalſer 
Wilhelm J. befohlenen und begonnenen Maßnahmen erforderten ge= 
raume Zeit, zumal die Neubauten und beſonders die großen, neuen 
Weichſel⸗ und Nogat⸗Eiſenbahnbrücken militäriſcherſeits gegen ſtarken 
Widerſtand der Behörde (Maybach) durchgefochten werden mußten. 
Da die Eiſenbahnen als „Staatsportemonnaie“ angeſehen wurden, 
wollte man nur „rentable“ Bahnen bauen. Man ſtand deshalb den 
durch militäriſche, der Vaterlands verteidigung dienende Wünſche be= 
gründeten Ausgaben wenig wohlwollend gegenüber, da dadurch die 
ſchönen Überſchüſſe herabgeſetzt wurden, auf die fo hoher Wert ge— 
legt wurde. Vollſtändig find die von Kaiſer Wilhelm J. geplanten 
Maßnahmen erſt im Laufe meiner Regierung durchgeführt worden. 
Wer eine Eiſenbahnkarte aus dem Jahre 1888 zur Hand nimmt, 
wird erſtaunt ſein über den Mangel an Eiſenbahnverbindungen im 
Oſten und beſonders in Oſtpreußen, zumal wenn er ſie mit einer 
Karte vom Jahre 1914 vergleicht, die den Ausbau in der Zwifchen- 
zeit erkennen läßt. Mit dem alten Netz wäre der Oſten im Jahre 1914 
verloren geweſen. 

Miniſter v. Maybach hatte unſtreitig große Verdienſte um 
die Förderung und Entwicklung des Eiſenbahnweſens. Er mußte 
den Wünſchen und Anforderungen des ſich rapide entwickelnden 
induſtriellen Weſtens Rechnung tragen, wobei allerdings auch mili⸗ 
täriſche Wünſche ſo viel als möglich berückſichtigt wurden. Der 
Oſten aber war unter ihm in bezug auf Linien und Brücken wie 
rollendes Material zu kurz gekommen. Im Mobllmachungsfall 
hätten damals Hunderte von Lokomotiven nach dem Oſten gefahren 
werden müſſen, um überhaupt Fahrtafeln zu ermöglichen, die nur 
einigermaßen den Anforderungen des Generalſtabes entſprochen 
hätten. Als Verbindungen mit dem Oſten exiſtierten nur die bei⸗ 
den veralteten Gitterbrücken bei Dirſchau und Marienburg. Der 
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Generalſtab wurde dringlich, und fo kam es zwiſchen Maybach und 
ihm zum Konflikte. 

Erſt Miniſter Thielen hat in dankenswerter, aufopfernder Arbeit 
in dieſen Fragen Wandel geſchaffen und, die militäriſchen Anforde⸗ 
rungen richtig einſchätzend, den Ausbau im Oſten begünſtigt. Er 
war ein tüchtiger, fleißiger, durch und durch zuverläſſiger altpreußiſcher 
Beamter, mir treu ergeben und von mir hochgeſchätzt. Er hat ge⸗ 
meinſchaftlich mit Miquel treu an der Seite ſeines Herrn den Kampf 
um den Mittellandkanal geführt. Bezeichnend für ihn war das 
Wort, das er bei der Eröffnung des Elbe⸗Trave⸗Kanals in Lübeck in 
meiner Gegenwart zu einer großen Verſammlung ſprach: „Der Mittel- 
landkanal muß und wird gebaut werden.“ Das Verhältnis zwiſchen 
ihm und mir iſt bis zu ſeinem Ausſcheiden ungetrübt geblieben. 

Trotz des Ausbaues im Weſten waren vom Mobilmahungs- 
und Aufmarſchſtandpunkt aus auch dort noch erhebliche Lücken im 
Eiſenbahnnetz vorhanden, die ſchon lange Abhilfe erheiſchten. Der 
Rhein konnte bis Mainz nur auf einer Bahnbrücke paſſiert, der 
Main nur bei Frankfurt überſchritten werden. Der Generalſtab 
hatte längſt Beſeitigung dieſes Übelftandes verlangt. Es traf ſich 
gut, daß die allgemeinen Verkehrsbedürfniſſe ſich in derſelben Rich⸗ 
tung bewegten. Wenn z. B. jemand von Weſten kommend nach 
den Taunus bädern oder auf die rechtsrheiniſche Linie wollte, jo 
mußte er erſt bis Frankfurt und von dort wieder rückwärts fahren, 
obwohl er bei Mainz faſt Wiesbaden gegenüber vorbeigefahren war. 

Miniſter Budde war der Mann, der für die Durchführung 
dieſer Aufgaben auserſehen wurde. Als früherer Chef der Eifen- 
bahnabteilung des Generalſtabes war er durch feine außergewöhn— 
liche Arbeitskraft, zähe Energie und ſchnelle Entſchlußkraft mir ſchon 
lange bekannt, er hatte mir die Lücken unſeres Eiſenbahnweſens in 
bezug auf den ſchnellen Aufmarſch nach zwei Fronten des öfteren 
vorgetragen, immer unter dem Hinweiſe auf die ruſſiſchen und fran— 
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zöſiſchen Vorbereitungen, denen wir im Intereſſe der Dertefdigung 
des Landes Gleichwertiges entgegenſtellen müßten. 

Der Ausbau hatte natürlich ſtets in erſter Linie die Hebung 
und Erleichterung von Induſtrie und Handel im Auge, deren ſich 
ins Ungemeſſene ſteigernden Anforderungen damit freilich noch nicht 
genügt wurde, da das große, die Bahnen entlaſtende Kanalnetz 
fehlte. Der mehr und mehr uns bedrohende Zwei⸗Frontenkrieg, dem 
bahntechniſch manches, ſchon aus finanztechniſchen Gründen, noch 
nicht gewachſen war, führte aber zu der Notwendigkeit, das militä⸗ 
riſche Bedürfnis ſtärker zu berückſichtigen als bisher. Rußland 
baute mit franzöſiſchen Milliarden ein enormes Bahnnetz gegen uns 
aus, während in Frankreich raſtlos das Aufmarſchnetz gegen Deutfch- 
land erweitert wurde durch Ausbau von drei und vier Gleiſen, 
was bei uns noch etwas ganz Unbekanntes war. 

Miniſter Budde ging ohne Säumen ans Werk. Die große 
zweite Eiſenbahnbrücke bei Mainz über den Rhein entftand, ebenſo 
die Brücke über den Main bei Coſtheim. Dazu die nötigen Kehren 
und Schleifen, durch welche die Verbindung mit der rechtsrheiniſchen 
Linie und Wiesbaden erreicht wurde, und der Ausbau des Drei⸗ 
eckes bei Biebrich⸗Mosbach. Glänzend bewährte ſich das Talent 
Buddes in der Drganffation und Diſziplinierung des zu einem 
großen Heer angewachſenen Etſenbahnperſonals und in feiner vor: 
ausſchauenden Fürſorge für ſeine Untergebenen. 

Ich verehrte den friſchen, tätigen Mann von Herzen und be- 
trauerte ſeinen Verluſt tief, als ein tückiſches Leiden ihn zu früh 
mitten aus ſeiner Tätigkeit riß. 

In Exzellenz v. Breitenbach gewann ich einen neuen be— 
deutenden Helfer und Mitarbeiter für meine Eiſenbahnpläne. Im 
Laufe der Jahre wuchs dieſer Mann ſich zu einer hervorragenden 
Perſönlichkeit aus. Vornehm und verbindlich, von umfaſſendem 
Wiſſen und weitem politiſchen Scharfblick, großer Arbeitskraft und 
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unermüdlichem Fleiß, hat er mir nahe geſtanden. Sein Zuſammen⸗ 
arbeiten mit dem Generalſtab in mllitäriſchen Dingen geſchah aus 
voller Überzeugung von der Notwendigkeit, unſere Verteidigungs⸗ 
fahigkeit gegen etwaige feindliche Angriffe ſtärken zu müſſen. Drei 
neue Rheinbrücken bei Rüdesheim, Neuwied und der Loreley wurden 
in Angriff genommen, fie wurden erſt während des Krieges voll- 
endet und nach dem Kronprinzen, Hindenburg und Ludendorff be⸗ 
nannt. Im Oſten wurden große Bahnhofserweiterungen, Brücken 
und neue Linien gebaut, auch noch während des Krieges. 

Im Weſten wurden als weitere bedeutungsvolle Arbeiten von 
Breitenbach durchgeführt: die große Rheinbrücke bei Cöln als Er⸗ 
ſatz für die alte Gitterbrücke, ferner eine neue Brücke am Bayen⸗ 
turm für den Güterverkehr, ſowie neue Bahnen in der Eifel. So⸗ 
dann wurde auf meine ſpezielle Anregung hin eine durchlaufende 
Linie von Gießen bis Wiesbaden durchgeführt mit Umbau der 
Bahnhöfe von Homburg und Wiesbaden und einer Schleife um 
Frankfurt und Höchſt. Ferner wurden Züge mit durchgehenden 
Wagen von Bliffingen direkt nach dem Taunus eingelegt. Da man 
es niemals allen recht machen kann, waren wir — wie ich nebenbei 
erwähnen will — ſeitens der Frankfurter Hotelbeſitzer ſtarken An⸗ 
griffen ausgeſetzt. Sie waren ob dieſer Ausſchaltung Frankfurts und 
des früheren Umſteigezwanges natürlich nicht erfreut, da ihnen viele 
Kunden auf dieſe Weiſe verloren gingen, die früher gezwungen 
waren, eine Nacht in Frankfurter Hotels zu verbringen. Beſonders 
gegen die Höchſter Umgehungsſchleife hatten dieſe Kreiſe eine ſehr 
energiſche Oppoſition ins Werk geſetzt. 

Der Sieg im Streit um den Mittellandkanal war endlich zu— 
gunſten meiner Pläne entſchieden. Der Bau ging unter Breiten⸗ 
bach mit großen Schritten in Abteilungen vorwärts. Was von 
dieſem Werk in Gebrauch genommen werden konnte, das hat den 
Erwartungen vollkommen entſprochen. Auch die außerordentlich 
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Ihwierige Erweiterung und Vertiefung des Kaiſer Wilhelm-Kanals, 
die einem Neubau gleichkam, wurde in dieſer Zeit durchgeführt, 
ebenſo die große Seeſchleuſe von Emden. Dieſe Bauten zeitigten 
ganz ungewöhnliche Leiſtungen auf dem Gebiet des Brücken- und 
Schleuſenbaus, die die Bewunderung der Welt verdienen, da ſie 
3. B., was die Schleuſen betrifft, den Panamakanal weit übertreffen. 
Die ſchwierigen Aufgaben ſind von den Beamten glänzend und 
reſtlos gelöſt worden. Auch ſoweit das Reich Bauherr war, wur— 
den die Arbeiten unter meiſt maßgebender Mitwirkung des preußiſchen 
Verkehrsminiſteriums ausgeführt. 

Ich habe viel im Hauſe Breitenbachs verkehrt, wo mir durch 
intereſſante Vorträge handelspolitiſcher und nationalökonomiſcher Art 
von einem Gremium bedeutender Kapazitäten Gelegenheit geboten 
wurde, durch Vermittlung des Winiſters mit einer Reihe hervor⸗ 
ragender Männer zu verkehren und wichtige Fragen zu erörtern. 
Alle größeren Bahnhöfe, Schleuſen und Brücken ſind mir vor ihrem 
Neu⸗ oder Umbau durch den Minifter in Plan und Anſicht vor⸗ 
gelegt und vorgetragen worden. 

Ich habe mit Abſicht des längeren bei dieſem Thema verweilt, 
um daraus folgendes zu beweiſen. Erſtens den Einfluß, den ein 
Monarch auf die Entwicklung ſeines Landes durch perſönliche Be— 
tätigung nehmen kann und foll. Zweitens: wie feine von jeder 
Parteirückſicht freie Wahl tüchtige Männer an die Spitze der Reſſorts 
bringen kann. Drittens: wie durch die ehrliche Zuſammenarbett dieſer 
Männer mit dem Herrſcher, deſſen volles Vertrauen ſie beſaßen, 
glänzende Leiſtungen gezeitigt worden ſind. Alles in unſerer gemein⸗ 
ſamen Arbeit war klar und ehrlich. Nur die Sache galt, nämlich 
das Wohl und die Entwicklung des Vaterlandes, ſeine Kräftigung 
und Ausrüſtung für den Wettbewerb auf dem Weltmarkt. — 

Mit dem Kultusminiſtertum habe ich, wie es in der Natur 
der Sache lag, eingehende und andauernde Verbindung gehabt. 
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Herr v. Goßler und Herr v. Trott dürften wohl als die be⸗ 
deutendſten und hervorragendſten Träger dieſes Amtes zu bezeichnen 
ſein, das in der Geſtalt des genialen Miniſterialdirektors Althoff 
einen faſt einzigartigen Mitarbeiter beſaß. 

Aus den Erfahrungen meiner eigenen Schulſahre kannte ich 
die Schattenſeiten der Gymnaſialerziehung. Der vorwiegend philo⸗ 
logiſche Charakter der Ausbildung führte auch in der ganzen Ere 
ziehung zu einer gewiſſen Einſeitigkeit. 

Ich hatte von 1874 bis 77 auf dem Gymnaſium in Caſſel beob⸗ 
achten können, daß zwar eine große Begeiſterung für 1870/71 und 
für das neue Reich unter der Jugend vorhanden war, daß aber 
das richtige Verſtändnis für das Deutſchtum, das Gefühl „civis 
Germanus sum“ — wie ich es ſpäter bei der Grundſteinlegung der 
Saalburg meinem Volke ins Gewiſſen rief — noch vielfach fehlte. 
Solche Geſinnung zu ſchaffen und in der heranwachſenden Genera— 
tion wach zu rufen, die Fundamente dazu feſt in die jungen Herzen 
zu legen, dazu war die Lehrerſchaft bei dem etwas verknöcherten, 
antik⸗philologiſchen Lehrplan kaum imſtande. Der vaterländiſche 
Geſchichtsunterricht, der ſa gerade die ſungen Herzen erglühen und 
die Liebe zur Heimat, zu deren Zukunft und Größe erſtarken laſſen 
ſoll, war ſtark vernachläſſigt. Von der neueren Geſchichte ſeit 1815 
erfuhr man nur wenig. Es wurden ſunge Philologen ausgebildet, 
aber keine für praktiſche Mitarbeit am aufblühenden jungen Reich 
geeigneten deutſchen Staatsbürger, mit anderen Worten: keine 
ſelbſtbewußten Deutſchen. In einem kleinen Leſezirkel mit meinen 
Klaſſengenoſſen habe ich des öfteren verſucht, den großdeutſchen Ge⸗ 
danken zu behandeln, um partifularfftifche und andere die deutſche 
Idee hindernde Gedanken zu eliminieren. Admiral Werners „Buch 
der deutſchen Flotte“ war eines der wenigen Werke, mit dem 
das lebendige Empfinden für das Deutſche Reich entflammt werden 
konnte. 
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Neben der Einſeitigkeit der Schulbildung fiel mir beſonders die 
Richtung auf, in der ſich die Lebenspläne der damaligen Jugend 
bewegten. Es waltete vorherrſchend die Überlegung, wie man als 
Beamter Karriere machen wollte, wobei der Juriſt und Aſſeſſor immer 
als das erſtrebenswerteſte Ziel galten. Das rührte wohl daher, daß 
die Verhältniſſe des alten Preußens im jungen Deutſchen Reiche noch 
nachwirkten. Solange der Staat ſozuſagen aus Regierung und 
Verwaltung beſtand, war jene Lebensrichtung der deutſchen Jugend 
verftändlich und berechtigt, fie war, als wir im Beamtenſtaat lebten, 
für einen ſungen Mann der gegebene Weg, dem Staate zu dienen. 
Die ſelbſtbewußten, ſportlich erſtarkten britiſchen Jungens, wie ich 
ſte in Eton kennen gelernt hatte, ſprachen freilich ſchon damals von 
kolonialen Eroberungen, von Expeditionen zur Erforſchung neuer 
Länder der Erde, von der Ausbreitung des britiſchen Handels und 
ſtrebten danach, als Pioniere der Macht ihres Vaterlandes in prak⸗ 
tiſcher freier Betätigung, nicht als ſtaatlich Beſoldete, Great Britain 
noch ſtärker und größer zu machen. England war eben längſt ein 
Weltreich, als wir noch ein Beamtenſtaat waren, deshalb konnte 
ſich die engliſche Jugend weitere und größere Ziele ſtecken als die 
deutſche. Nachdem nun aber Deutſchland auch in die Weltwirt⸗ 
ſchaft und in die Weltpolitik als nicht zu unterſchätzender Faktor 
eingetreten war, hätte ſich die Gedankenwelt der deutſchen Jugend 
ſchneller umſtellen ſollen. Deshalb verglich ich in meiner ſpäteren 
Regierungszeit mit Sorge im Herzen die ſtolzen jungen Briten, die 
vlel weniger Latein und Griechiſch gelernt hatten, als es bei uns 
gefordert wurde, mit meinen blaſſen, überſtudierten Landeskindern. 
Gewiß hat es auch damals ſchon in Deutſchland unternehmende 
Männer gegeben — leuchtende Namen dafür können genannt wer- 
den —, aber der Gedanke, nicht in einer beſtimmten, amtlich beſchei⸗ 
nigten Tour, ſondern im freien Wettbewerb dem Vaterlande zu 
dienen, war noch nicht genügend Allgemeingut geworden. Deshalb 
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habe ich das englifche Beiſpiel herangezogen, denn es erfcheint mir 
richtiger, vorurteilslos das Gute zu nehmen, wo man es findet, als 
mit Scheuklappen durch die Welt zu gehen. 

Aus ſolchen Erwägungen heraus erkämpfte ich als Katfer für 
meine deutſche Jugend die Schulreform gegen einen verzweifelten 
Widerſtand der Philologie innerhalb und außerhalb des Miniſteriums 
und der Schulkreiſe. Die Reform iſt leider nicht ſo geworden, wie 
ich ſie erhoffte, und hat nicht zu dem Ergebnis geführt, das ich er⸗ 
wartet hatte. 

Das Germanentum in ſeiner Herrlichkeit iſt dem erftaunten deut- 
ſchen Volk erſt durch Thamberlain in feinen „Grundlagen des 
XIX. Jahrhunderts“ klar gemacht und gepredigt worden. Aber, wie 
der Zuſammenbruch des deutſchen Volkes zeigt, erfolglos. Man hat 
zwar „Deutſchland über alles” geſungen, aber man hat auf Befehl 
der Feinde das Kaiſertum ſtürzen und das Reich zerſchlagen laſſen, 
hat ſich unter die Führung von kulturell meilenweit tiefer ſtehenden 
ruſſiſchen Verbrechern geſtellt und damit dem eigenen ſchwer käm— 
pfenden Heere den Dolchſtoß in den Rücken verſetzen laſſen. Wären 
die Deutſchen aller Schichten und Stände zur Freude und zum 
Stolze an ihrem Vaterlande erzogen geweſen, dann wäre eine ſolche 
Selbfterniedrigung eines großen Volkes undenkbar geweſen. Dieſe 
Erniedrigung, die ſich gewiß unter befonderen, äußerſt ſchwierigen 
Verhältniſſen vollzog, iſt um fo weniger verſtändlich, als die deutſche 
Jugend, trotzdem ſie überſtudiert und nicht ſo ſportgeſtählt war als 
die engliſche, im Weltkrieg glänzende, nirgends erreichte Leiſtungen 
vollbracht hat. Die Jahre 1914/18 haben gezeigt, was aus dem 
deutſchen Volke werden könnte, wenn es ſeine trefflichen Eigenſchaften 
richtig entwickelte. Der 4. Auguſt 1914, die Helden von Langemark, 
unzählige prächtige Geſtalten aus allen Ständen in Not und Tod 
des langen Krieges zeigen, weſſen der Deutſche fähig iſt, wenn er 
das Philiſtertum beifeite wirft und fi mit der Begeiſterung, die ſich 
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bei ihm fo ſelten rückhaltlos Bahn bricht, für eine große Sache ein: 
ſetzt. Das deutſche Volk möge das Andenken an dieſe Verkörpe— 
rungen ſeines beſten Selbſt nie vergeſſen und mit allen Kräften 
ihnen nachſtreben, indem es den wahrhaft deutſchen Geiſt unver- 
lierbar in ſich aufnimmt! — 

Als Juſtizminiſter fand ich den geſchätzten Vertrauten meines 
Vaters, Exzellenz v. Friedberg vor, den ich ſchon von meiner Jugend 
her als willkommenen Gaſt im Elternhaus kannte. Das hohe An— 
ſehen, das dieſer ſchlichte, leutſelige Mann bei meinen Eltern genoß, 
beſaß er auch bei mir. 

In fpäteren Jahren habe ich viel und gern mit Exzellenz Beſeler 
verkehrt, der mir auch durch Vorträge namhafter Yurfften die Ge— 
legenheit bot, in feinem Haus ungezwungen manch intereſſantes Rechts⸗ 
problem erörtert zu hören und mit juriſtiſchen Kapazitäten in Ver⸗ 
bindung zu kommen. An und für ſich empfand ich für die Juriſten 
keine beſondere Zuneigung, da in der Juriſterei für meinen Geſchmack 
oft zuviel Pedanterie, Weltferne und Doktrinarismus zutage tritt. 
Die Zuſammenſtellung des Bürgerlichen Geſetzbuches fntereffierte 
mich indeſſen ſehr. Ich habe auch an Sitzungen, die damit zuſammen⸗ 
hingen, teilgenommen und war ſtolz, daß dieſes grundlegende deutſche 
Werk unter meiner Regierung zum Abſchluß kam. 

Als ich bei einem Beſuch in England mit dem Lord Oberrichter 
von England gelegentlich eines Frühſtücks bei Lord Haldane zu⸗ 
ſammentraf, fragte ich den großen Juriſten, was er von der Recht⸗ 
ſprechung und ⸗auslegung in Deutſchland halte. Die Antwort lautete: 
„Sie urteilen zu viel nach dem Buchſtaben, wir nach dem Sinne 
und Inhalt des Geſetzes.“ Ich habe oftmals betont, wie bedauer- 
lich es ſei, daß für die polizeilichen Fälle, Verkehrs⸗, Straßen- uſw. 
Delikte, nicht das raſche Verfahren des engliſchen „Police Court“ 
bei uns eingeführt werden könne. Denn in England werden die 
Strafen ſchon am nächſten Tage diktiert, während in Deutſchland 


155 


oft Monate mit Beweisaufnahmen und Zeugenverhör vergehen und 
ſchließlich eine oft unbedeutende Strafe zu einem Zeitpunkt auferlegt 
wird, zu dem der Fall ſchon längſt vergeſſen iſt. Auch die ſchweren 
Strafen, denen in England die Preſſeverleumdungen unterliegen, 
hätte ich gern in Deutſchland eingeführt. 

Beim Finanzminiſter v. Scholz hatte ich als Prinz einige Zeit 
hoſpitiert und an Sitzungen teilgenommen, bei denen die berühmte 
Exzellenz Meinecke eine Rolle ſpielte. Meinecke war Unterſtaats⸗ 
ſekretär im Finanzminiſterium und hatte daher auch viel mit anderen 
Miniſterien zu tun, weil die Finanzen überall wichtig waren. Er hatte 
eine gewiſſe Berühmtheit dadurch erlangt, daß er, ſtets lächelnd, immer 
die — nach ſeiner Meinung — beſten Auswege aus ſchwierigen Lagen 
fand. Scholz war pflichttreu und tüchtig, aber es gelang ihm nicht, 
mir die trockene Materie von Steuern uſw. beſonders intereſſant und 
ſchmackhaft zu machen. Das änderte ſich erſt, als der vielgewandte 
Miquel das Miniſterium übernahm. Von dieſem geiſtvollen Manne 
habe ich ſchon geſprochen. Als er mir den Vortrag über die preußiſche 
Finanzreform hielt, legte er drei Proſekte vor. Ein kleines, ein mitt⸗ 
leres und ein großes. Ich entſchied mich zur Freude des Winiſters 
ohne Zaudern für das letztere. Herrſcher und Miniſter erlebten eine 
große Befriedigung, als die Reform zur Durchführung kam. — 

Der Miniſter des Innern, Herr v. Puttkamer, war während 
der 99 Tage, ſehr zum Kummer des damaligen Kronprinzen, zum 
Abgang gezwungen worden. Er war ein tüchtiger, bewährter alt⸗ 
preußiſcher Beamter und königstreuer Pommer von echtem Schrot 
und Korn, durch und durch ein Edelmann. Die Fama wollte wiſſen, 
daß die Katſerin Friedrich ihn durch eine Intrige geſtürzt habe. Das 
iſt unzutreffend. Die Kaiſerin, dem engliſchen Liberalismus huldigend, 
mochte zwar den altpreußiſchen konſervativen Herrn wohl nicht, hat 
aber an ſeinem Abgang keine Schuld. Fürſt Bismarck hat ihn be⸗ 
feitigt, vielleicht in Rückſicht auf die Kaiſerin Friedrich. — 
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Die Forſtwirtſchaft und deren praktiſche Förderung hat mir 
immer am Herzen gelegen, zumal dem Staat durch Neuaufforſtungen 
neue Geldreſerven geſchaffen werden konnten. 

Nächſt Herrn v. Podbtielski iſt Freiherr v. Schorlemer der 
tüchtigſte Miniſter für Landwirtſchaft und Forſten geweſen. Hat Herr 
v. Podbielski dahin geſtrebt, große Forſtkomplexe im Oſten zu ſchaffen, 
um durch eine zuſammenhängende Waldzone den Oſtwind abzuhalten 
und damit unſer Klima zu verbeſſern ſowie einen Naturſchutz gegen 
ruſſiſche Einfälle zu ſchaffen, fo hat Herr v. Schorlemer die Er- 
ſchließung der öſtlichen Forſtreviere durch große Wegebauten und in- 
folge der dadurch erleichterten Holzabfuhr die Konkurrenzfähigkeit gegen 
das ruſſiſche Holz weſentlich gefördert. Beide Miniſter haben im 
Verein mit mir unſer prachtvolles preußiſches Forſtperſonal zu heben 
und deſſen Lebensbedingungen zu verbeſſern ſowie ſein Avancement 
zu fördern getrachtet, was dieſe mir beſonders naheſtehende, immer 
arbeitswillige und königstreue Beamtenſchaft wohl verdiente, von 
ihrer Ehrlichkeit, ihrem Fleiß und ihrer Zuverläſſigkeit hing auch die 
Zuführung großer Beträge zum Staatsſäckel ab. Von der ſtaats⸗ 
männiſchen Klugheit und Tüchtigkeit des ſtets zielklaren Herrn 
v. Schorlemer erwarte ich für den Wiederaufbau unſeres Vater⸗ 
landes noch viel.“) 

Auf dem Gebiete des Forſtweſens habe ſch von den Forſtmeiſtern 
Freiherrn v. Hövel (Joachimstal, Schorfheide) und Freiherrn 
Speck v. Sternburg (Szittkehmen, Rominten) auf meinen Pürſch⸗ 
fahrten mit dieſen vorzüglichen Pürſchjägern und Adminiſtratoren 
viel gelernt. 

Ein ruſſiſches Kurioſum auf dem Gebiet der Wildpflege ſei hier 
eingeſchaltet. Der Zar, der von den ſtarken Geweihen der Romintener 
Hirſche oft gehört hatte, wünſchte in Spala (Polen) gleichfalls ſolche 


*) Sein vor kurzem erfolgter Tod, der ihn aus ſegensreichem Schaffen herausriß, 
bedeutet für das Vaterland einen ſchweren Verluſt. 
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zu bekommen. Um Rat zu dieſem Zwecke zu erteilen, wurde Freiherr 
v. Sternburg im Sommer nach dem Jagdſchloß Spala entſandt. 
Er wurde ſehr zuvorkommend von einem General empfangen, der 
die dortige Jagd unter ſich hatte und im Schloſſe wohnte. Es fiel 
Sternburg auf, daß alle Räume, auch die nicht bewohnten Gemächer, 
ſtets geheizt waren. Als er auf den enormen Holzverbrauch auf— 
merkſam machte, zuckte der General die Achſeln und meinte: Man 
könne nie wiſſen, ob der Zar nicht doch einmal kommen würde. Ein 
Wildmeiſter, der Deutſcher war, wurde Sternburg zugeteilt, weil der 
General im Revier ſich nicht auskannte und von Wildpflege und 
Wildfütterung nichts verſtand. 

Auf den Fahrten bemerkte Sternburg manchen Platz, wo gute 
Wieſen zur Fütterung hergerichtet oder Futterplätze angelegt werden 
konnten. Er machte auf die Notwendigkeit ſolcher Anlagen aufmerkſam, 
da er beobachtet habe, daß das Wild ſchon ſtark zu ſchälen begonnen 
und dadurch dem Baumbeſtand vielen Schaden zugefügt habe. Der 
Wildmeiſter ſchüttelte traurig den Kopf: Er habe das alles ſchon 
gemeldet, aber ohne Erfolg, da nämlich das Heu für das Wild vom 
Schwarzen Meer per Bahn bezogen werden müſſe. Die Transporte 
kämen oft überhaupt nicht an oder ſehr verſpätet oder verdorben. Es 
werde aber nichts geändert, da zu viele Leute an dieſen Transporten, 
die mit enormen Preiſen bezahlt würden, verdienten. Zudem habe 
man, als er auf die vielen Holzreſte, die beim Aufbrechen in dem 
Geſcheide des Wildes gefunden wurden, als Beweis für deſſen mangel- 
hafte Ernährung und die Notwendigkeit der Schaffung von Fütterungen 
aufmerkſam gemacht habe, eine Kommiſſion von Tierärzten aus Peters⸗ 
burg kommen laſſen, um dieſen Fall zu unterſuchen. Dieſe Kommiſſion 
wohnte und tafelte wochenlang auf Zarenkoſten in Spala. Sie ſchoß 
viel Wild, unterſuchte es und hielt Sitzungen ab. Das Reſultat 
war: Das Wild habe Holz im Magen, das bewiefe, daß es davon 
leben könne, daher ſeien Fütterungen überflüſſig, das Heu vom Schwarzen 
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Meer genüge als Zuſchuß. Dabei iſt es denn auch trotz Sternburgs 
Beſuch verblieben!! 

Als ich dieſe Geſchichte hörte, mußte ich unwillkürlich an eine 
Anekdote denken, die Fürſt Bülow mit Vorliebe aus feiner Peters⸗ 
burger Zeit erzählte. Er hatte dort auch im Salon der Madame 
Durnowo verkehrt, in dem ſich die Geſellſchaft oft zu verſammeln 
pflegte. Eines Tages beklagte ſich ein hochſtehender General der Gaſt⸗ 
geberin gegenüber, daß er bei einer „Geldgeſchichte“ abgefaßt und 
hereingefallen ſei und daß ihm daraus von „oben“ viel Unannehmlich⸗ 
keiten erwachſen wären. Anſcheinend wünſchte er durch ſeine wehleidige 
Schilderung Teilnahme für ſein Pech zu erwecken, aber Madame 
Durnowo erwiderte ihm kurz in ihrer derben Art: „Mon cher général, 
quand on fait des saletes, il faut qu'elles rẽussissent!“ *) — 

Auch als Staatsſekretär des Reichspoſtamts hat Herr v. Pod⸗ 
bielski, den ich perſönlich nach Ablehnung einer Reihe anderer Kandi⸗ 
daten ausgeſucht hatte, würdig in die Fußtapfen Stephans tretend 
hervorragend gewirkt. Sehr praktiſch veranlagt, mit Geſchäftsſinn 
und großer Geſchäftskenntnis ausgeſtattet, in finanziellen Fragen ge: 
wandt und beſchlagen, ein geborenes adminiſtratives Talent, dabei 
ſchlagfertig, mit kauſtiſchem Witz begabt, guter Sprecher und Debatter, 
hat er mit Eifer und Geſchick zum Teil bahnbrechend gewirkt, beſonders 
in den Fragen des Weltpoſtverkehrs, der Funkentelegraphie uſw. 
Dieſer einſtige Ziethenhuſarenobriſt hat ſich im Dienft ſeines Vater⸗ 
landes einen Namen gemacht, der nimmer vergeſſen werden wird. Ein 
heiteres Gegenſtück zu ſeiner Karriere iſt die eines ruſſiſchen Huſaren⸗ 
kommandeurs unter Nikolai J. Der Zar hatte, ſchwer über den Heiligen 
Spynod erzürnt, deſſen Vorſitzenden fortgeſagt. Kurz darauf befichtigte 
er das Leib⸗Garde⸗Huſaren⸗Regiment, das vom Oberſt Grafen Protaſſow 
vorgeführt wurde. Des Zaren allerhöchſte Zufriedenheit über das vor— 


„) „Mein lieber General, wenn man unſaubere Geſchäfte macht, muß man 
wenigſtens Glück dabel haben!“ 


159 


zügliche Ausſehen und Evolutionieren des ſchönen Regiments fand 
den für Kommandeur wie Truppe gleich überraſchenden anerkennenden 
Ausdruck in den Worten: „Du haſt Dein Regiment vortrefflich vor⸗ 
geführt. Als Zeichen meiner Zufriedenheit ernenne ich Dich zum 
Procureur des Heiligen Synods. Den bringſt Du mir in Ordnung.“ 

Eines vortrefflichen ehrenwerten Mannes ſei hier noch Erwähnung 
getan, des Miniſters Möller. Er war Bielefelder wie Hinzpeter 
und ſtand in andauernder freundſchaftlicher Beziehung mit meinem 
alten Erzieher. Er war eine der Koryphäen der Nationalliberalen 
und im Reichstage wie Abgeordnetenhauſe bei allen Parteien ſehr 
geachtet wegen ſeines aufrechten, vornehmen Weſtfalencharakters und 
ſeiner großen handelspolitiſchen Erfahrung. Als der Reichskanzler 
Fürſt Bülow mir Möller zum Miniſter vorſchlug, machte ich darauf 
aufmerkſam, daß er Parteimann und Abgeordneter ſei. Der Kanzler 
meinte, die Nationalliberalen würden durch Möllers Ernennung ſich 
angenehm berührt fühlen. Ich bemerkte darauf, daß das Staats⸗ 
miniſterium des preußiſchen Königs kein Parteiminiſterium ſein ſolle 
und dürfe, ſondern ganz unabhängig von den Parteien über den⸗ 
ſelben ſtehen müſſe. Ich ſchätze Möller perſönlich ſehr, aber wenn 
dieſer Miniſter werde, fo würde bald jeder Parlamentarier die Ambition 
haben, ebenfalls Miniſter zu werden. Durch Wöllers Ernennung 
werde alſo die Begehrlichkeit auch der anderen Parteien nach Miniſter⸗ 
ſeſſeln geweckt und die Konſequenzen ſeien unabſehbar. Außerdem 
werde Möller im Parlament ſehr fehlen, wo ich ihn gerade wegen 
ſeines Einfluſſes bei allen Partelen nicht miſſen wolle. Trotz dieſer 
Einwürfe und meines Abratens beſtand Bülow auf ſeinem Plan. 
Möller wurde Ninifter und ſtand als folder in ſehr guten Be⸗ 
ziehungen mit mir. Verhältnismäßig bald trat aber ein, was ich 
vorausgeſagt hatte: der Miniſter Möller wurde durch Umſtände, die 
auch innerhalb ſeiner Partei eine Rolle ſpielten, zum Rücktritt genötigt. 
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Wiſſenſchaft und Kunſt 


11 Kaiſer Wilhelm II. 


Da weite und vielſeitige Gebiet, deſſen Pflege dem Kultus- 
minifterium obliegt, Kunſt, Wiſſenſchaft, Forſchung, Arzteweſen 
uſw., habe ich ſtets mit lebhaftem Intereſſe beobachtet und zu 
fördern geſucht. 

Beſondere Freude hat mir die Förderung der Techniſchen Hoch— 
ſchulen bereitet. Die zunehmende Bedeutung der Technik zog immer 
größere Scharen der tüchtigſten Jugend nach dieſen Bildungsſtätten 
hin, und die Leiſtungen der dort tätigen Lehrer wie der aus jenen 
hervorgehenden jungen Ingenſeure brachten dem deutſchen Namen 
in der Welt immer neue Ehre. 

Profeſſor Dr. Slaby war unter den Lehrern in Charlottenburg 
einer der hervorragendſten Männer von Weltruf. Er hat bis zu 
ſeinem Tode im regſten Verkehr mit mir geſtanden und mich durch 
feſſelnde Vorträge über die neueſten Erfindungen auf dem Laufenden 
gehalten. Dies geſchah nicht nur im Laboratorium, ſondern auch 
im ſtillen Jagdhaus im maͤrkiſchen Walde, wo ich mit der Kaiſerin 
im kleinen Kreiſe den Worten Slaby's geſpannt lauſchen durfte. 
Auch als Menſch hat er mir nahe geſtanden und mir durch ſeine 
ſchlichte klare Auffaſſung über alle möglichen Dinge dieſer Welt, 
die er ſtets in anregender und feſſelnder Weiſe wiederzugeben ver⸗ 
ſtand, manch geiſtigen Genuß verſchafft. Slaby iſt mir viel geweſen, 
und ich habe dem klugen Manne immer dankbare Zuneigung bewahrt. 
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Unter dem Eindruck der Leiſtungen der Techniſchen Hochſchulen 
und ſolcher Männer wie Slaby, Intze u. a. beſchloß ich, den Hoch— 
ſchulen dieſelbe Berechtigung der Vertretung im Herrenhauſe zu ver— 
leihen, wie die Univerſitäten fie beſaßen. Allein die Univerſitäten 
erhoben beim Kultusminiſter energiſchen Einſpruch dagegen, es 
folgte ein heftiger Kampf gegen den klaſſiſch-wiſſenſchaftlichen Ge— 
lehrtenſtolz, bis ich durch einen Erlaß meinen Willen durchſetzte. 
Slaby erhielt die telegraphiſche Mitteilung von mir in ſeinem La— 
boratorium während feiner Vorleſung und verkündete fie den Stu— 
denten, die in Begeiſterungsrufe ausbrachen. Die Techniſchen Hoch— 
ſchulen haben ſich der Ehre würdig gezeigt. 

Bei dem ſtets ſchärfer werdenden Kampf um den Weltmarkt 
und ſeine Abſatzgebiete war es, um das Wiſſen der Koryphäen der 
deutſchen Wiſſenſchaft für jene Zwecke nutzbar zu machen, geboten, 
ihnen mehr Freiheit, Ruhe, Arbeitsmöglichkeit und Material zu ver⸗ 
ſchaffen. Viele bedeutende Köpfe waren durch ihre Lehrtätigkeit in 
ihren Forſchungen behindert, ſo daß ihnen für dieſe nur die Ferien 
zur Verfügung ſtanden. Dieſer Zuſtand ergab Überarbeitung und 
Überbürdung, die verhindert werden mußten. Zunächſt ſollte die 
Chemie Förderung erfahren. Minifter v. Trott und Miniftertal- 
direktor Althoff haben, mit klarem Verſtändnis die Situation er- 
faſſend, mir die Schaffung der „Kaiſer Wilhelm-Geſellſchaft“ 
ermöglicht und ihre Statuten entworfen. Sie hat ſeit ihrem kurzen 
Beſtehen Hervorragendes geleiſtet und mir Gelegenheit gegeben, 
bei den Generalverſammlungen bedeutende Männer aller möglichen 
Diſziplinen kennen zu lernen, mit denen ich dann in regelmäßigen 
Verkehr trat, ich beſuchte auch ihre Laboratorien und konnte ſo den 
Fortgang ihrer Arbeiten verfolgen. Neue Laboratorien wurden ge— 
ſtiftet, andere aus den Beiträgen der Senatoren und Mitglieder 
unterſtützt. Ich bin auf dieſe meine Schöpfung ſtolz geweſen, weil 
ſie ſich als nutzbringend für das Vaterland erwies und die Erfin⸗ 
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dungen ihrer Forſcher dem ganzen Volke zugute kamen. Es war 
ein Friedenswerk von großer, viel verſprechender Zukunft, das bei 
Herrn v. Trott in vortrefflicher Hand lag. Leider hat der Krieg 
mir neben allen anderen auch dieſe Freude geraubt. Ich muß nun 
den Verkehr mit den Gelehrten meiner Geſellſchaft miſſen und em⸗ 
pfinde dies ſchwer. Möge dieſe Schöpfung zum Heil für die For⸗ 
ſchung und zum Segen des Vaterlandes fortleben und fortarbeiten! 

Einen ſchweren Kampf hatte ich zu beſtehen, als ich die Berufung 
Profeſſor Harnack's nach Berlin durchſetzte. Die rechtsſtehenden 
Theologen und „Orthodoxen“ erhoben ſcharfe Proteſte. Nachdem ich 
mich bei Hinzpeter noch einmal eingehend erkundigt und dieſer fein 
Urteil mit den Worten geſchloſſen hatte, daß es für Berlin und 
Preußen äußerſt bedauerlich fein würde, falls ich nachgäbe, beſtand 
ich auf der Berufung, und ſie erfolgte. Jetzt kann man ſenen Wider⸗ 
ſtand gar nicht mehr verſtehen. Welch eine Perſönlichkeit iſt Har- 
nad! Was für eine gebietende Stellung in der Geifteswelt hat 
er ſich errungen! Welchen Nutzen und wieviel Wiſſen hat mir 
der rege und intime Verkehr mit dieſem feurigen Geiſt gebracht! 
Was hat er als Leiter der Königlichen Bibliothek und als Dekan 
des Senats der Kaiſer Wilhelm-Geſellſchaft geleiſtet, in der er, der 
Theologe, die geiſtvollſten und inhaltreichſten Reden über die exakten 
Wiſſenſchaften, über Forſchungen und Erfindungen auf dem Gebiet 
der Chemie uſw. hielt. An die Perſönlichkeit Harnack's und fein 
Wirken werde ich immer gern zurückdenken. 

Auch der Profeſſor Erich Schmidt von der Univerfität Berlin 
hat mir nahe geftanden und oft bei mir verkehrt, ich verdanke den 
geiſtvollen Vorträgen dieſes kerndeutſchen Mannes manchen genuß— 
reichen Abend. 

Mein beſonderes Vertrauen gehörte dem Profeſſor Schiemann. 
Ein aufrechter Balte, Vorkaͤmpfer des Deutſchtums gegen flawiſche 
Überhebung, ſcharfblickender Politiker und glänzender Hiſtoriker und 
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Schriftſteller, iſt Schiemann von mir andauernd In rebus politicis 
und in bezug auf hiſtoriſche Fragen zu Rate gezogen worden. Ich 
verdanke ihm manche Orientierung, hauptſächlich über den Oſten. Er 
hat viel in meinem Haufe verkehrt, mich auch oft auf meinen Reiſen 
begleitet — fo z. B. nach Tanger — und auch wichtiges, vertrauliches 
Material in Geſprächen über noch unbekannte politiſche Vorgänge 
von mir mitgeteilt bekommen. Seine unerſchütterliche Verſchwiegen— 
heit hat mein Vertrauen gerechtfertigt. Es war für mich eine Genug⸗ 
tuung, dieſen bewährten Mann nach der Befreiung des Baltikums 
zum Kurator der Univerſität Dorpat machen zu können. 

Die Übereinſtimmung unferer politiſchen Anſchauungen über Ruß: 
land wird durch einen Fall gut illuſtriert. Nach dem von mir im 
Verein mit Präſident Roofevelt 1905 vermittelten Frieden von Ports⸗ 
mouth zwiſchen Rußland und Japan wurde in Berlin amtlich (Aus: 
wärtiges Amt) und nichtamtlich viel kombiniert, welche politiſche 
Linte Rußland nun wohl einſchlagen werde. Im allgemeinen waltete 
die Auffaſſung vor, daß Rußland ſich aus Grimm über feine Nieder⸗ 
lage dem Weſten — alſo Deutſchland — zuneigen werde, um hier 
neue Verbindung und Stärkung zu finden, mit Hilfe derer ein Re— 
vancheſtreich gegen Japan behufs Wiedereroberung des verlorenen 
Gebiets und Preſtiges geführt werden könnte. Ich vertrat eine ganz 
andere Anſicht, mit der ich jedoch in der amtlichen Welt nicht durch— 
drang. Ich betonte: die Ruſſen feien Aſiaten und Slawen. Als 
erſtere hätten fie — trotz der Niederlage — Hinneigung zu Japan, 
als letztere verbänden ſie ſich gern mit dem, der ihnen ſeine Stärke 
gezeigt habe. Aus dieſen Gründen ſchloß ich, daß Rußland in einiger 
Zelt — trotz dem Björkö-Abkommen — nicht mit Deutſchland, fon- 
dern mit Japan zuſammengehen und ſich ſpäter auch gegen Deutſch— 
land wenden werde. Amtlich und nichtamtlich bin ich ob ſolcher 
Phantaſien geradezu verhöhnt worden. Ich ließ Schiemann kommen 
und befragte ihn über dieſes Thema, ohne meinen Standpunkt zu 
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erkennen zu geben. Ich war ſehr befrfedigt, als Schlemann mir als 
Antwort genau meine Anſichten auseinanderſetzte. Lange Zeit haben 
Schiemann und ich in der Beurteilung dieſer wichtigen Frage der 
äußeren Politik mit unſerer Auffaſſung faſt allein geſtanden. Die 
Ereigniſſe haben uns recht gegeben. Die Berliner ſogenannten 
Ruſſenkenner und mit ihnen die amtliche Welt hatten ſich geirrt. — 

Gleich in meiner erſten Regierungszeit trat die Veranlaſſung zu 
mancherlei Bauten an mich heran. 

Zunächſt galt es, ein würdiges Grabmal für meine Großeltern 
zu ſchaffen. Da das alte Mauſoleum in Charlottenburg nicht aug- 
reichte, war ein Anbau notwendig. Leider waren die für ſolche 
„Extrabauten“ von Kalfer Wilhelm dem Großen zurückgelegten Geld— 
mittel — der fogenannte Extrabaufonds — während der 99 Tage 
anderweitig verwendet worden. So mußte ich die Krone mit Aus⸗ 
gaben für Bauten belaften, die nicht vorgeſehen waren. Das Mau- 
ſoleum meiner Eltern in Marly, zu dem ich gleichfalls Mittel bereit- 
ſtellen mußte, wurde von der Kaiſerin Friedrich nach eigenen Zeich— 
nungen und Plänen errichtet. 

Eine genaue Unterſuchung der Königlichen Schlöſſer — auch der 
in den Provinzen — hatte, insbeſondere bei dem Berliner Schloſſe, 
eine ſolche Rückſtändigkeit in fanitärer, wohnlicher und fonftiger Be- 
ziehung ergeben, daß die Behebung der Schäden nicht weiter hin— 
ausgeſchoben werden durfte. Ich habe nach forgfältig aufgeſtellten, 
von mir ſelbſt revidierten, korrigierten und kontrollierten Etats im 
Laufe meiner 30 jährigen Regierung mit Hilfe von Architekten (Ihne), 
Künſtlern uſw. mit viel Mühe, Geduld, aber auch Freude, die alten 
Traditionen meiner Vorfahren achtend, die Schlöſſer wieder in Stand 
geſetzt. Für das Berliner Schloß hat Kaiſerin Friedrich mit ihrem 
ſtilſtcheren, ſcharfen Blick und Urteil viel mitgeholfen, die Schäden 
und Verſäumniſſe vergangener Zeiten zu beſeitigen. Von allgemeinem 
Intereſſe dürfte die Auffaſſung meiner Mutter ſein: „Ein jeder Stil 
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iſt gut, ſolange er rein iſt.“ — Den Eklektizismus der 90er Jahre 
bezeichnete Ihne als „a peu près-Stil“. Das letzte Werk des leider 
zu früh verſtorbenen Herrn v. Ihne, die Wiederherſtellung der 
Bildergalerie, iſt erſt in der erſten Kriegshälfte vollendet worden. 
Das mühſam hergeſtellte Schloß meiner Väter, auf das ich ſtolz 
war, fft dann von revolutionären Haufen beſchoſſen, geſtürmt, geplün= 
dert und verwüſtet worden. 

Dieſe künſtleriſchen Bauten, wie auch die ſchon erwähnte Reſtau— 
ration des Weißen Saales, gehören zu den Pflichten der Repräſen— 
tation, die jeder Staat hat, gleichgültig ob er abfolutiftifch, konſti— 
tutionell oder demokratiſch geleitet wird. Sie ſind ein Maßſtab für 
die Kultur des Landes und fördern die Künſtler und dadurch die 
Entwicklung der Kunſt. — 

Ein Gebiet, das mich in den Stunden der Erholung beſchäftigt 
hat, war die Archäologie und die Ausgrabungstätigkeit. Ich hatte 
dabei einen leitenden Grundgedanken: die Feſtſtellung der Wurzeln, 
aus denen ſich die helleniſche antike Kunſt entwickelt hat, und das 
Schlagen oder Finden einer Brücke, um den Einfluß des Oſtens 
auf den Weſten in kultureller Beziehung zu ergründen. Die Aſſy⸗ 
riologie erſchien mir beſonders wichtig, weil von ihr eine Beleuch— 
tung und Belebung des Alten Teſtamentes, alſo der Heiligen Schrift, 
zu erwarten war. Mit Freuden nahm ich daher den mir angebo— 
tenen Vorſitz der Deutſchen Orient-Geſellſchaft an und vertiefte 
mich in ihre Arbeiten, die ich nach Kräften förderte, wie ich auch nie 
einen ihrer öffentlichen Vorträge über die Ergebniſſe der Forſchungen 
verſäumt habe. Ich verkehrte viel mit dem Vorſtand und ließ mir 
ſtändig über die Ausgrabungen von Ninive, Aſſur, Babylon, in 
Agypten und Syrien berichten. Für ihren Schutz und ihre Erleich— 
terung bin ich oft perſönlich bei der Türkiſchen Regierung eingetreten. 

Der der Geſellſchaft angehörende Profeſſor Delitzſch hielt ſeinen 
bekannten, viel angefochtenen Vortrag über Babel und Bibel, der 
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leider ein noch zu unkundiges und faſt unvorbereiteted Publikum vor⸗ 
fand und zu allerhand Mißdeutungen und Angriffen, auch ſeitens 
kirchlicher Kreiſe, Veranlaſſung gegeben hat. Ich habe mich effrig 
bemüht, für Aufklärung zu ſorgen. Da ich erkannte, daß die Aſſy— 
rlologie, die fo viele bedeutende Männer, auch Gefftliche beider Kon- 
feſſionen, beſchäftigte, von der Allgemeinheit in ihrer Bedeutung 
noch nicht verſtanden und gewürdigt wurde, ließ ich durch meinen 
bewährten Freund und glänzenden Theaterintendanten, den Grafen 
Hülſen⸗Haeſeler, das Stück „Aſſurbanipal“ in Szene ſetzen, das nach 
langer Vorbereitung unter Aufſicht der Deutſchen Orient-Geſellſchaft 
aufgeführt wurde. Zu der Generalprobe wurden Aſſyrlologen aller 
Länder eingeladen. Man ſah in den Logen in bunter Reihe Pro— 
feſſoren, proteſtantiſche und katholiſche Geiſtliche, Juden und Chriſten 
beieinanderfigen. Von vielen hörte ich Dank dafür, daß ich durch 
dieſe Aufführung einmal gezeigt habe, wie weit die Forſchungsarbelt 
ſchon gediehen war, und gleichzeitig dem großen Publikum die Be— 
deutung der Affpriologie näher gebracht hätte. 

Auch der Aufenthalt auf Korfu gewährte mir die Freude, der 
Archäologie zu dienen und mich perſönlich mit Ausgrabungen zu be— 
ſchäftigen. Der zufällige Fund des Reliefhauptes einer Gorgo in 
der Nähe der Stadt Korfu veranlaßte mich, die Arbeiten ſelbſt in 
die Hand zu nehmen. Ich berief zu meiner Unterſtützung den be⸗ 
währten Ausgraber und Kenner griechiſcher Altertümer Profeſſor 
Dörpfeld, der die Leitung der Ausgrabungen übernahm. Der 
ebenſo wie ich für das Hellenentum der Antike begeffterte Gelehrte 
iſt im Laufe der Jahre für mich zu einem treuen Freunde und un— 
ſchätzbaren Quell für Belehrung über die Baukunſt, Stilfragen uſw. 
bei den alten Griechen und Achäern geworden. 

Es war ein Genuß, wenn Dörpfeld die alten Homertſchen Lieder 
vortrug und auslegte und auf der Landkarte, nach den Angaben und 
Beſchreibungen des Dichters, die alten achäiſchen — durch die do— 
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riſche Wanderung zerftörten — Anſiedelungen wieder feftftellen konnte. 
Die Namen der alten Ortſchaften ſcheinen von den entwurzelten 
Einwohnern häufig auf ihre neuen Siedlungen übertragen worden 
zu ſein. Das erſchwert die Feſtſtellung der Lage der alten Orte. 
Gleichwohl hatte Dörpfeld eine Reihe von ihnen, mit dem Homer 
als „Baͤdeker“ in der Hand auf Grund der genauen geographifchen 
Beſchreibungen Homers die Gegend erkennend, wiedergefunden. Das 
feſſelte mich dergeſtalt, daß ich gemeinſam mit der Kaiferin in 
Dörpfelds Begleitung eine Fahrt zu Waſſer unternahm, um felbft 
die Probe aufs Exempel zu machen. Wir fuhren nach Leukas 
(Ithaka) und beſuchten dort nacheinander die aus der Odyſſee be⸗ 
kannten Orte, wobei Dörpfeld den betreffenden befchreibenden Text 
aus dem Homer vorlas. ÜUberraſcht mußte ich zugeben, daß Gegend 
und Befchreibung einander vollkommen entſprachen. 

Die von mir unter Dörpfelds Leitung begonnenen Ausgrabungen 
auf Korfu haben wichtige Ergebniſſe für die Archäologie gezeitigt, da 
ſie ein ſehr hohes Alter früheſter doriſcher Kunſt nachwieſen. Das 
Gorgorelief hat bereits zu vielen Kombinationen — wahrſcheinlichen 
und unwahrfcheinlichen, leider auch mit überflüſſiger Polemik ver⸗ 
bundenen — Veranlaſſung gegeben. Es ſcheint ſich hier ein Pfeiler 
zu der von mir geſuchten Brücke zwiſchen Aſien und Europa heraus— 
zufriftallifieren. Ich habe regelmäßig Berichte an die Archäologiſche 
Geſellſchaft geſandt, auch den bewährten Profeſſor Taro aus Athen 
mit herangezogen und war mit der Vorbereitung von Vorträgen für 
den Winter 1914/15 beſchäftigt, die vor der Geſellſchaft gehalten 
werden ſollten. An ſie wollte man weitgehende Diskuſſionen über 
die vielen ſtrittigen Fragen anſchließen, die ich einer Löſung sine ira 
et studio zuführen zu können hoffte. Ich hatte die Freude, faſt regel— 
mäßig in Korfu von engliſchen und amerikantſchen Archäologen be— 
ſucht zu werden, die, frühere Schüler Dörpfelds, ſich eifrig an der 
Beleuchtung der oft auftauchenden ſchwierigen Probleme beteiligten. 
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Da fie in Klelnaſten befhäftigt waren, fo war es für mich hoch— 
intereſſant, zu hören, welche Wichtigkeit fie — auf Grund fhrer 
Funde — dem aſiatiſchen Einfluß auf die frühhelleniſche Kunſt bei— 
maßen und wie ſie in den Korfioter Funden Anklänge an den Oſten 
erkannten. Im Jahre 1914 beſuchte Profeſſor Duhn aus Heldel⸗ 
berg die Ausgrabungen in Korfu und pflichtete nach eingehendem 
Studium Dörpfelds und meiner Auffaſſung bei. Uber das Ergeb: 
nis meiner Ausgrabungen auf Korfu werde ich mich in einer be— 
ſonderen Schrift äußern. 

Solcher Geſtalt war die Beſchaͤftigung des Deutſchen Kaiſers, 
der, auf Raub und Eroberung ſinnend, blutdürſtig den Weltkrieg 
herbeigeführt haben ſoll, im Frühjahr 1914! Derweilen ich in Korfu 
über Gorgonen, doriſche Säulen und Homer forſchte und diskutierte, 
wurde im Kaukaſus und in Rußland ſchon gegen uns mobil ge⸗ 
macht! Und der Zar hatte zu Jahresbeginn auf die Frage nach 
feinen Reifedispofitionen erwidert: „Je resterai chez moi cette annee, 
parce que nous aurons la guerre!“ ) 


*) „Ich werde in dieſem Jahr zu Haus bleiben, weil wir Krieg bekommen.“ 
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Mein 
Verhältnis zur Kirche 


2 
U: mein Verhältnis zur Kirche ift viel geſchrleben und geredet 
worden. — Ich hatte ſchon als Prinz, während ich in Bonn 
ſtudierte, den nachteiligen Einfluß des Kulturkampfes in feinem letzten 
Stadium zu beobachten Gelegenheit gehabt. Die konfeffionelle Kluft 
wirkte ſo trennend, daß ich z. B. vom rheiniſch-weſtfäliſchen ultra⸗ 
montanen Hochadel auf einer Jagd direkt boykottiert wurde. Im 
nationalen Intereſſe nahm ich mir ſchon damals vor, dahin zu wirken, 
daß ein modus vivendi, der ein friedliches Nebeneinanderleben der 
beiden Konfeſſionen ermöglichen ſollte, herbeigeführt würde. Der 
Kulturkampf als folder iſt ja ſchon vor meinem Regierungsantritt 
beigelegt worden. 

Ich habe mit Geduld und Sorge ſtets ein gutes Verhältnis zum 
Epiſkopat zu erhalten getrachtet und mit einzelnen Kirchenfürſten in 
recht guten Beziehungen geſtanden. So beſonders mit Kardinal 
Kopp, Erzbiſchof Simar, Dr. Schulte, Fürſtbiſchof Bertram, Biſchof 
Thiel und last not least mit Erzbiſchof Faulhaber und Kardinal 
v. Hartmann. Sie alle find Männer weit über dem Durchſchnitt 
und eine Zierde des deutſchen Epiſkopats, deſſen Patriotismus für 
Kaiſer und Reich im Kriege zum Ausdruck kam. Darin liegt ein 
Beweis, daß es mir gelungen war, die Nebel des Kulturkampfes 
wieder zu zerſtreuen und auch den katholiſchen Untertanen die Freude 
am Reich zu ermöglichen, nach dem Grundſatze: suum cuique. 
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Beſonders eng war ich zeitlebens mit dem Fürſtbiſchof von Breslau 
Kardinal Kopp verbunden. Er hat mir immer loyal gedient, mein 
Verhältnis zu ihm war durchaus vertrauensvoll. Wertvoll für mich 
war feine Vermittlung mit dem Vatikan, bei dem er großes An— 
ſehen genoß, obgleich er durchaus den deutſchen Standpunkt wahrte. 

Wenig bekannt in der Offentlichkeit dürfte das freundſchaftliche 
Vertrauensverhältnis ſein, das zwiſchen dem Papſt Leo XIII. und 
mir beſtanden hat. Ein dem Papſt naheſtehender Prälat hat mir 
fpäter erzählt, daß ich mir bei meinem erſten Beſuch das Vertrauen 
des Papſtes erworben habe durch die abſolute Offenheit, mit der ſch 
ihm entgegengetreten bin und mit der ich ihm auch Dinge geſagt 
habe, die man ihm ſonſt gern vorenthielt. 

Die Empfänge beim Papſt ſpielten ſich unter ungeheurer Pracht— 
entfaltung ab. Schweizer- und Nobelgarden in glänzenden Uniformen, 
Diener, Kammerherren und geiſtliche Würdenträger in großer Zahl: 
ein kleines äußeres Bild der Macht der römiſch⸗katholiſchen Kirche. 

Nachdem ich durch die Höfe, Hallen und Säle geſchritten war, 
in denen alle dieſe Menſchen Aufſtellung genommen hatten, ſaß ich 
dann in feinem kleinen einfenſtrigen Arbeitszimmer dem Papſte 
ſelbſt gegenüber. Der würdige Herr mit dem feinen edelgeformten 
Greiſenkopf, deſſen große kluge Augen den Beſucher durchdringend 
anblickten, hat einen bedeutenden Eindruck auf mich gemacht. Wir 
haben viele ſchwebende Fragen erörtert. Ich freute mich herzlich 
darüber, daß der Papſt mit Anerkennung und Dank die Stellung 
hervorhob, die die katholiſche Religion und ihre Anhänger in Deutſch— 
land einnehmen, und daran die Verſicherung ſchloß, er werde an 
feiner Stelle dazu beitragen, daß die deutſchen Katholiken keinem 
anderen Deutſchen an Vaterlandsliebe und Treue nachſtehen ſollten. 

Wo er konnte, hat Papſt Leo XIII. mir Freundlichkeiten erzeigt. 
So hat er bei einem meiner Beſuche in Rom mein Gefolge und 
meine Dienerſchaft durch eine beſondere Audienz ausgezeichnet. Er 
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hat zur Einweihung des von mir geftifteten Portals der Metzer 
Kathedrale als päpſtlichen Legaten den Fürſtbiſchof Kopp entſandt 
und mir die Aufmerkſamkeit erwieſen, die zur Feier dieſes Tages 
vollzogene Ernennung des Erzbiſchofs Fiſcher (Cöln) zum Kardinal 
mir zur Bekanntgabe mitzuteilen u. dgl. 

Zu feinem 25jährigen Papſtſubiläum (1903) ließ ich Leo XIII. 
meine Glückwünſche ausſprechen durch eine beſondere Miffton, die der 
dem Papſt ſeit langen Jahren naheſtehende Generaladfutant Freiherr 
von Loé führte. 

Nicht lange nachher — wenige Monate vor ſeinem Tode — 
konnte ich dem Papſt meinen dritten und letzten Beſuch abſtatten. 
Trotz feiner großen Schwäche kam der Dreiundneunzigjährtge mir 
entgegen und ſtreckte mir beide Hände hin. Ich habe über dieſen 
Beſuch, der ſich durch große Herzlichkeit von beiden Seiten aus— 
zeichnete, damals ſogleich Aufzeichnungen gemacht, die mir unlängſt 
wieder in die Hand kamen. 

Der Papſt ſagte unter anderem, er könne die Grundſätze, nach denen 
ich regiere, nur mit voller Anerkennung billigen. Er habe meine 
Regterungsart mit Intereſſe verfolgt und mit Freude erkannt, daß ich 
meine Herrſchaft auf der Grundlage des feſten Chriſtentums aufgebaut 
habe. Sie werde von ſo hohen religiöſen Grundſätzen geleitet, daß 
er nicht anders könne, als den Segen des Himmels für mich, die 
Dynaſtie und das Deutſche Reich zu erflehen und ſeinen apoſtoliſchen 
Segen zu erteilen. 

Intereſſant war mir, daß der Papſt mir bei dieſer Gelegenheit 
ſagte, Deutſchland müſſe das Schwert der katholiſchen Kirche werden. 
Ich wendete ein, daß das alte römiſche Reich deutſcher Nation doch 
nicht mehr beſtehe, daß die Vorausſetzungen andere geworden wären. 
Aber er blieb dabei. 

Dann fuhr der Papſt fort, er müſſe mir wiederum warmen Dank 
dafür ſagen, daß ich unabläſſig um das Wohl auch meiner katho— 
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liſchen Untertanen bemüht ſei. Er habe das von fo vielen Seiten 
gehört, daß er Wert darauf lege, mir perſönlich zu ſagen, wie dank⸗ 
bar ſowohl er wie dle deutſchen Katholiken für dieſe Fürſorge ſeien. 
Er könne mir verſichern, daß meine katholiſchen Untertanen in guten 
und in böſen Tagen in abſoluter Treue zu mir ſtehen würden. 
„Ils resteront absolument et infailliblement fidèles.“ ) 

Ich habe mich dieſer Anerkennung aus ſo hohem berufenen Munde 
herzlich gefreut und geantwortet, ich betrachte es als Pflicht eines 
chriſtlichen Souveräns, ohne Unterſchied der Konfeſſion für ſeine 
Untertanen nach beſten Kräften zu ſorgen. Ich könne verſichern, 
daß unter meiner Regierung jedermann ungehindert ſeine Religion 
ausüben und feinen Pflichten gegen fein kirchliches Oberhaupt ob— 
liegen könne. Das ſei ein Lebensgrundſatz von mir, von dem ich 
nie abweichen werde. — 

Dadurch, daß ich von vornherein meinen katholiſchen Landsleuten 
zeigte, daß ich ihnen in der Ausübung ihrer Religion jede Freiheit 
laſſen wollte, wurde bald eine ruhigere Stimmung im Lande erzeugt, 
und die Nachwehen des Kulturkampfes verſchwanden mehr und mehr. 
Allein ich verhehlte mir nicht, daß trotz aller Höflichkeit und allem 
Zuvorkommen die Kirchenfürſten — mit alleiniger Ausnahme von 
Kardinal Kopp — in mir doch den Ketzer ſahen, und ich mußte 
damit rechnen, daß im katholiſchen Süden und Weſten des Reiches 
dieſer Gedanke nie ganz verſchwinden würde. Es iſt mir wieder— 
holt dankbar beſtätigt worden, daß die Katholiken es unter meiner 
Regierung ſo gut hätten, wie ſie es nur wünſchen könnten. Aber 
das immer intranfigenter werdende Verhalten der Kirche auf dem 
Gebiete der Miſchehen ſowie des Zentrums in der Politik waren 
doch ein Fingerzeig dafür, daß unter der ruhigen Oberfläche die 
antiketzeriſche Tendenz fortwirkte. — 


*) „Sie werden ſich in jeder Lage als unbedingt treu erweſſen.“ 
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Um jo intenfiver beſchäftigte mich der Gedanke an den feſten Zu— 
ſammenſchluß der proteſtantiſchen Kirchen, zunächſt Preußens, 
dann Deutſchlands, ſchließlich Europas. Mein Verkehr mit dem 
Oberkirchenrat, den Generalſuperintendenten uſw. war ſehr lebhaft, 
um den Weg zu dleſem Zuſammenſchluß zu finden. Die Eiſenacher 
Konferenz habe ich mit Intereſſe begrüßt und verfolgt. Zur Kirchen» 
weihe in Jeruſalem habe ich alle Generalſuperintendenten verſammelt 
und auch Deputationen aus Schweden, Norwegen uſw. begrüßen 
können. Ebenſo bei der Domweihe in Berlin, wo unter vielen anderen 
Deputationen auch die engliſche Kirche durch den als Schriftſteller wie 
Prediger gleich bedeutenden Biſchof von Ripon, W. Boyd Carpenter, 
den Seelſorger der Königin Victoria von England, vertreten war. Bei 
jeder Gelegenheit ſuchte ich Ausgleich, Annäherung und Zuſammen— 
ſchluß herbeizuführen. Allein es kam zu keinem poſitiven Ergebnis. 
Trotzdem die Union in Preußen ſich gut bewährt hatte, ſtanden ſich 
in anderen Teilen des Vaterlandes Lutheraner und Reformierte fremd 
gegenüber. Manche Landesherren wachten eifrig über ihr Recht 
ihren Kirchen gegenüber und waren darum einem engeren Zuſam— 
menſchluß der Landeskirchen abhold. So hat trotz meinen Bemühungen 
die deutſche proteſtantiſche Kirche ſich lange nicht zum Zuſammenſchluß 
und zu gemeinſamem Widerſtand gegen die ihr feindlichen Kräfte zu 
entwickeln vermocht. Erſt die Not, in die die Kirche durch den poli⸗ 
tiſchen Umſturz geraten iſt, hat das zuſtande gebracht. Am Himmel⸗ 
fahrtstage 1922 iſt zu meiner großen Freude die Gründung des 
„Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbundes“ in der Schloßkirche zu 
Wittenberg felerlich vollzogen worden. 

In der Zeit meiner erſten militäriſchen Dienſtſahre in Potsdam 
hatte ich die Unzulänglichkeit der Predigten, die häufig nur trockene 
Dogmatik behandelten, hingegen die Perſon Chriſti allzu ſehr zurück— 
treten ließen, ſtark empfunden. In Bonn lernte ich dann D. Dry— 
ander kennen, der auf mich für mein ganzes Leben einen tiefen 
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Eindruck gemacht hat. Die Predigt war bei ihm von der Dogmatik 
befreit, die Perſon Chriſti wurde in den Mittelpunkt geſtellt und das 
„praktiſche Chriſtentum“ in den Vordergrund gerückt. Ich zog ihn 
ſpäter nach Berlin und bald an den Dom und mein Schloß. So 
hat Dryander mich, mir geiſtig naheſtehend, mit geiſtlichem Zuſpruch 
ſahraus, jſahrein treu begleitet bis über den 9. November hinaus. 
Die kirchlichen Angelegenheiten ſind häufig zwiſchen uns beiden be— 
ſprochen, die Aufgaben und die Zukunft der proteſtantiſchen Kirche 
eingehend behandelt worden. Die milde, doch kraftvolle, klare und 
von echt evangelifher Stärke getragene Auffaſſung Dryanders machte 
ihn zu einer Saͤule und Zierde ſeiner Kirche und zu einem treuen, 
mit feinem Kaiſer innig verbundenen Mitarbeiter an ihr und ihrer 
Fortentwicklung. Seit dem 9. November ift auch Exzellenz Dryander 
Verfolgungen ausgeſetzt geweſen, er hat ruhig ſtandgehalten. Seines 
Königs Hoffen, Glauben und Vertrauen geht mit ihm und der 
evangeliſchen Kirche. Die Kirche muß das niedergebrochene Volk 
innerlich wieder aufrichten mit dem Glaubens ſatz: Ein’ feſte Burg 
iſt unſer Gott! 

Nicht unerwähnt laſſen möchte ich den Einfluß der auf meine 
Veranlaſſung überſetzten Schrift des engliſchen Miſſionars Bernard 
Lucas „Conversations with Christ“ ſowie die Jeſuspredigten von 
Paſtor Schneller (Jeruſalem) und die Andachtſammlungen „Der alte 
Gott lebt noch” und „Aus tiefer Not“ des Oberkonſiſtorlalrats Conrad. 
Dieſe Schriften haben der Katſerin und mir durch ihre lebendige Art, 
den Hörer und Leſer zu packen und zu feſſeln, manche Anregung 
und Troſt gegeben. 

Daß ich die religiöfen und kirchlichen Fragen mit voller Obſek⸗ 
tivität sine ira et studio behandeln konnte, verdanke ich meinem 
vortrefflichen Erzieher Profeſſor Dr. Hinzpeter, einem weftfältfchen 
Calviniſten. Er hat feinen Zögling mit der Bibel aufwachſen und 
leben laſſen unter Beiſeiteſtellung aller dogmatiſch-polemiſchen Fragen, 
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ſodaß Polemik in der Religion mir fremd geblieben iſt und ein Be: 
griff wie das ſelbſtherrliche „orthodox mich abſtößt. Meinen eigenen 
religtöſen Standpunkt habe ich ſeinerzeit in dem ſchon damals der 
Offentlichkeit bekannt gewordenen, am Schluſſe dieſes Kapitels teil⸗ 
weiſe abgedruckten Briefe an meinen Freund Hollmann dargelegt. — 

Das Herz meiner katholiſchen Untertanen vermochte ich zu er- 
freuen, als ich 1898 das von mir vom Sultan erworbene Grund⸗ 
ſtück der „Dormition“ aus Anlaß meines Aufenthaltes in Jeru⸗ 
ſalem den dortigen deutſchen Katholiken zum Geſchenk machte. Der 
würdige treue Pater Schmidt, der Vertreter des katholiſchen Vereins 
in Jeruſalem, ſtattete mir an Ort und Stelle bei der ÜUbernahme⸗ 
feier in herzlichen Worten den Dank der deutſchen Katholiken ab. 
Als ich die zukünftige Bebauung und Beſetzung der Niederlaſſung 
mit ihm beſprach, riet der erfahrene alte Jeruſalemkenner, keinen 
der dortigen Mönchsorden zu wählen, da ſie alle mehr oder minder 
in die Intrigen und Kämpfe um die „loci sacri“ verwickelt ſeien. 
Nach meiner Heimkehr erſchien eine Abordnung der deutſchen 
Malteſerritter unter Graf Praſchma, um auch ſhrerſeits Dank 
darzubringen. Der von einem ſehr begabten Kölner Baumeiſter 
entworfene Plan der Kirche, dem Stil des Landes geſchickt an⸗ 
gepaßt, wurde mir zur Anſicht vorgelegt. Nach ihrer Vollendung 
beſtimmte ich, daß die Beuroner Benediktiner die Dormition über⸗ 
nehmen ſollten, 1906 bezogen fie das neben der neuen Marienkirche 
erbaute Kloſter. 

Zu den Benediktinern der Beuroner Kongregation, deren Erz- 
abt Wolter ich in Sigmaringen kennen gelernt hatte, pflegte ich durch 
viele Jahre nähere Beziehungen. Der Orden hat im Mittelalter 
ſtets in gutem Verhältnis zu den deutſchen Katfern geſtanden, von 
denen faft keiner unterlaſſen hat, bei den Romreiſen auch das herr— 
lich gelegene Monte Caſſino zu beſuchen. Als die Benediktiner um 
eine Niederlaſſung am Rhein baten, ſorgte ich dafür, daß dem Orden 
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die prächtige — damals unbenutzte — romaniſche Abtei Marla Laach 
übergeben wurde. Der Orden, der feine Künſtler — darunter den 
Pater Deſiderius — unter ſeinen Mitgliedern beſitzt, hat die Abtei 
aus Vernachläſſigung und Verfall durch herrliche Innendekoration 
zu neuer Blüte emporgebracht. Oft habe ih Maria Laach beſucht 
und mich an dem Fortſchreiten der Ausgeſtaltung erfreut, wie auch 
an dem Verkehr mit den klugen Abten und dem herzlich ſchlichten 
Empfang ſeitens der treuen Brüder. 

In dem Erzabt Migr. Krug lernte ich bei meinem Beſuch des 
Kloſters Monte Caſſino einen Mann von ungewöhnlichen geiſtigen 
Gaben und umfaſſender Bildung kennen, der viel in der Welt herum— 
gekommen war, er konnte ſich ebenſo fließend auf Italieniſch, Eng— 
liſch, Franzöſiſch ausdrücken wie in ſeiner deutſchen Mutterſprache. 
In ſeiner Anſprache an König Victor Emanuel von Italien und 
mich erwähnte er, daß faſt alle deutſchen Kaiſer und vor ihnen die 
Langobardenkönige Monte Caſſino beſucht haben. Er übergab mir 
eine prachtvolle Sammlung von Kopken von Urkunden Kaifer 
Friedrichs II. aus der Bibliothek des Ordens, ich habe dieſe Gabe 
mit dem Geſchenk der Werke Friedrichs des Großen erwidert. In 
der Umgebung der Klöſter des Ordens floriert der Feldbau, der mit 
allen Neuerungen auf dieſem Gebiet dem langſamen Landvolk von den 
Satenbrüdern beigebracht wird. In den Land- und Stadtgemeinden 
werden Kirchengeſang und Orgelſpiel, in denen die Ordensbrüder 
es zu einer hohen Kunſt gebracht haben, liebevoll gepflegt. Auch 
die Goldſchmiedekunſt floriert im Orden, ebenſo wie die Kunſtſtickerei 
bet den Benediktinerinnen. Das nach den Forſchungen von Migr. 
Wilpert gezeichnete Labarum (die Standarte) Kaiſer Konſtantins des 
Großen ließ ſch in natürlicher Größe anfertigen. Ein Exemplar 
ſchenkte ich dem Papſte, ein anderes meiner Schloßkapelle in Berlin. 
Letzteres iſt In den Revolutionstagen durch den Pöbel aus der Kapelle 
geſtohlen worden! Die Metallarbeiten waren ſämtlich von Brüdern, 
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die Stickereien von Schweſtern des Ordens vorzüglich gearbeitet. 
Im Jahre 1917 habe ich die Schweſtern in ihrem Kloſter St. Hilde⸗ 
gardis oberhalb Rüdesheim beſucht. 


Mein Brief an Admiral Hollmann war veranlaßt durch die 
Erregung, die ein von Prof. Delitzſch in der Deutſchen Orient— 
Geſellſchaft — deren Vorſtandsmitglied Admiral Hollmann war — 
gehaltener Vortrag über „Babel und Bibel” hervorgerufen hatte. 
Der erſte Teil des Briefes, der ſich des näheren mit Prof. Dellitzſch's 
Ausführungen beſchäftigt, iſt bei dem folgenden Abdruck weggelaſſen 
worden. 


15. Februar 1903. 
Mein lieber Hollmann! 


Ich möchte nun noch einmal auf meinen perſönlichen Stand— 
punkt bezüglich der Offenbarungslehre oder -anſchauung zurück⸗ 
kommen, wie ich ihn Ihnen, mein lieber Hollmann, und anderen 
Herren auch des öfteren ſchon auseinandergeſetzt habe. Ich unter⸗ 
ſchelde zwei verſchiedene Arten der Offenbarung: eine fortlaufende, 
gewiſſermaßen hiſtoriſche, und eine rein religiöſe, auf die ſpätere 
Erſcheinung des Meſſias vorbereitende Offenbarung. 

Zur erſten iſt zu ſagen: Es iſt für mich keinem, auch nicht dem 
leiſeſten Zweifel unterworfen, daß Gott ſich immerdar in Seinem 
von Ihm geſchaffenen Menſchengeſchlecht andauernd offenbart. Er 
hat dem Menſchen „Seinen Odem eingeblaſen“, d. h. ein Stück 
von ſich ſelbſt, eine Seele gegeben. Mit Vaterliebe und ⸗inter— 
eſſe verfolgt Er die Entwicklung des Menſchengeſchlechts, um es 
weiter zu führen und zu fördern, „offenbart“ Er ſich bald in 
dieſem oder jenem großen Weiſen oder Priefter oder König, ſei 
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es bei den Heiden, Juden oder Thriſten. Hammurabt war einer, 
Moſes, Abraham, Homer, Karl der Große, Luther, Shakeſpeare, 
Goethe, Kant, Katfer Wilhelm der Große. Die hat Er ausge⸗ 
ſucht und Seiner Gnade gewürdigt, für ihre Völker auf dem 
geiſtigen wie phyſiſchen Gebiet nach Seinem Willen Herrliches, 
Unvergängliches zu leiſten. Wie oft hat mein Großvater dieſes 
nicht ausdrücklich betont, er ſel ein Inſtrument nur in des Herrn 
Hand. Die Werke der großen Geiſter find von Gott den Völkern 
geſchenkt, damit ſie an ihnen ſich fortbilden, weiterfühlen können 
durch das Verworrene des noch Unerforſchten hienieden. Gewiß 
hat Gott der Stellung und Kulturſtufe der Völker entſprechend 
den Verſchiedenen ſich verſchieden „geoffenbart“, und tut das 
auch noch heute. Denn fo wie wir am meiſten durch die Größe 
und Gewalt der herrlichen Natur der Schöpfung überwältigt 
werden, wenn wir fie betrachten, und über die in ihr offenbarte 
Größe Gottes bei ihrer Betrachtung ſtaunen, ebenfo ficherlich 
können wir bei jedem wahrhaft Großen und Herrlichen, was ein 
Menſch oder ein Volk tut, die Herrlichkeit der Offenbarung 
Gottes darinnen mit Dank bewundernd erkennen. Er wirkt un⸗ 
mittelbar auf und unter uns ein! 

Die zweite Art der Offenbarung, die mehr religiöfe, iſt die, 
welche zur Erſcheinung des Herrn führt. Von Abraham an wird 
fie eingeleitet, langſam aber vorausſchauend, allweiſe und all- 
wiſſend, denn die Menfchheit war ſonſt verloren. Und nun be- 
ginnt das ſtaunenswerteſte Wirken, Gottes Offenbarung. Der 
Stamm Abrahams und das ſich daraus entwickelnde Volk be- 
trachten als Heiligſtes mit eiſerner Konſequenz den Glauben an 
einen Gott. Sie müſſen ihn hegen und pflegen. In der ägyp⸗ 
tiſchen Gefangenſchaft zerſplittert, werden die zerteilten Stücke 
von Moſes zum zweiten Male zuſammengeſchweißt, immer noch 
beſtrebt, ihren „Monotheismus“ feſtzuhalten. Es iſt das direkte 
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Eingreifen Gottes, das dieſes Volk wiedererftehen läßt. Und fo 
geht es weiter durch die Jahrhunderte, bis der Meſſias, der durch 
die Propheten und Pſalmiſten verkündet und angezeigt wird, end⸗ 
lich erſcheint. Die größte Offenbarung Gottes in der Welt! 
Denn Er erſchien im Sohne ſelbſt, Chriſtus iſt Gott, Gott in 
menſchlicher Geſtalt. Er erlöſte uns, Er feuert uns an, es lockt 
uns Ihm zu folgen, wir fühlen Sein Feuer in uns brennen, Sein 
Mitleid uns ſtärken, Seine Unzufriedenheit uns vernichten, aber 
auch Seine Fürſprache uns retten. Siegesgewiß, allein auf Sein 
Wort bauend, gehen wir durch Arbeit, Hohn, Jammer, Elend 
und Tod, denn wir haben in Ihm Gottes offenbartes Wort und 
Er lügt niemals. 

Das iſt meine Anſicht über dieſe Frage. Das Wort iſt ins⸗ 
beſondere für uns Evangeliſche Alles durch Luther geworden, und 
als guter Theologe mußte doch Delitzſch nicht vergeſſen, daß unfer 
großer Luther uns ſingen und glauben gelehrt: „Das Wort ſie 
ſollen laſſen ſtahn!“ Es verſteht ſich für mich von ſelbſt, daß das 
Alte Teſtament eine große Anzahl von Abſchnitten enthält, welche 
rein menſchlich hiſtoriſcher Natur ſind und nicht „Gottes geoffen⸗ 
bartes Wort“. Es find rein hiſtoriſche Schilderungen von Vor⸗ 
gängen aller Art, welche ſich in dem Leben des Volkes Ifrael 
auf politiſchem, religtöſem, ſittlichem und geiſtigem Gebiet des 
Volkes vollziehen. Wie z. B. der Akt der Geſetzgebung am Sinal 
nur ſymboliſch als von Gott inſpiriert angeſehen werden kann, 
als Moſes zu einer Auffriſchung vielleicht altbekannter Geſetzes⸗ 
paragraphen (möglicherweiſe dem Kodex Hammurabi's entſtammend) 
greifen mußte, um das in ſeiner Zuſammenſetzung lockere und 
wenig widerſtandsfähige Gefüge ſeines Volkes zuſammenzufaſſen 
und zu binden. Hier kann der Hiſtoriker aus Sinn oder Wort⸗ 
laut vielleicht einen Zuſammenhang mit den Geſetzen Hammurabi's, 
des Freundes Abrahams, konſtruieren, der logiſch vielleicht richtig 
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wäre, das würde aber niemals der Tatſache Eintrag tun, daß 

Gott Moſes dazu angeregt und inſofern ſich dem Volke Ifrael 

geoffenbart hat. 

Daher iſt meine Auffaſſung, daß unſer guter Profeſſor hin— 
fürder lieber die Religion als ſolche bei feinen Vorträgen in un⸗ 
ſerer Geſellſchaft anzuführen und zu behandeln vermeidet, dagegen, 
was die Religion, Sitten etc. der Babylonier etc. in Beziehung 
zum Alten Teſtament bringt, ruhig ſchildern möge. — 

Für mich ergibt ſich daraus die nachſtehende Schlußfolgerung: 
a) Ich glaube an Einen, Einigen Gott. 

b) Wir Menfhen brauchen, um ihn zu lehren, eine Form, zu— 
mal für unſere Kinder. 

c) Dieſe Form iſt bisher das Alte Teſtament in ſeiner jetzigen 
Überlieferung geweſen. Dieſe Form wird unter der Forſchung 
und den Inſchriften und Grabungen ſich entſchieden weſentlich 
ändern, das ſchadet nichts, auch daß dadurch viel vom Nim⸗ 
bus des auserwählten Volks verloren geht, ſchadet nichts. 
Der Kern und Inhalt bleibt immer derſelbe, Gott und Sein 
Wirken! 

Nie war Religion ein Ergebnis der Wiſſenſchaft, ſondern ein 
Ausfluß des Herzens und Seins des Menſchen aus ſeinem Ver— 
kehr mit Gott. 

Mit herzlichſtem Dank und vielen Grüßen 

ſtets Ihr treuer Freund 
gez.: Wilhelm J. R. 
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Heer und Flotte 


Mu engen Beziehungen zur Armee ſind bekannt. Ich folgte 
auf dieſem Gebiet der Überlieferung meines Hauſes. Preußens 


Könige find nicht kosmopolitiſchen Phantaſien nachgesagt, ſondern fie 
haben erkannt, daß der Wohlſtand eines Landes nur gedeihen kann, 
wenn eine reale Macht Gewerbefleiß und Handel ſchützt. Wenn ich in 
manchen Kundgebungen die Mahnung ausſprach, „das Pulver trocken“, 
„das Schwert ſcharf“ zu halten, ſo war das gleicherweiſe an die 
Adreſſe von Feind und Freund gerichtet. Der Feind ſollte es ſich 
dreimal überlegen, bevor er mit uns anzubinden wagte. Im deutſchen 
Volke wollte ich männlichen Geiſt pflegen. Die Stunde, in der wir 
die Früchte unſeres Fleißes gegen feindliche Eroberungsluſt zu ver- 
teidigen haben würden, ſollte ein ſtarkes Geſchlecht finden. 

Daneben habe ich die erzieheriſche Aufgabe des Heeres hoch ge— 
wertet. Die allgemeine Wehrpflicht wirkt in einem Maße, wie nichts 
anderes, ſozial. Sie bringt Reiche und Arme, Söhne von Land 
und Stadt zuſammen. Sie ließ die jungen Leute, deren Lebenswege 
ſonſt weit auseinander gehen, ſich gegenſeitig kennen und verſtehen 
lernen. Das Gefühl, einem Gedanken zu dienen, einte ſie. Und 
was haben wir aus unſerer männlichen Jugend gemacht! Aus 
blaſſen Stadtſungens wurden ſtramme, geſunde, ſportgeſtählte Männer, 
durch ſchwere Arbeit ſteif gewordene Glieder wurden gewandt und 
elaſtiſch. 
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Ich bin — um das bekannte Wort des Königs Friedrich Wil— 
helm III. zu gebrauchen — vom Brigadekommandeur gleich König 
geworden. Bis dahin habe ich die Stufenleiter der Offizierlaufbahn 
durchgemacht. Gern denke ich heute noch daran zurück, mit welchem 
Stolze ih am 2. Mai 1869 bei der Frühfahrsparade vor meinen 
Großvater zum erſten Male in Reih und Glied ſtand. Die Be— 
ziehungen zum einzelnen Manne ſind mir immer wertvoll geweſen. 
Deshalb ſchätzte ich die Dienſtſtellungen, in denen ich dieſe Beziehungen 
pflegen konnte, beſonders hoch. Meine Tätigkeit als Kompagnies, 
Esfadron= und Batterie-Chef ſowie als Regimentskommandeur iſt 
mir unvergeßlich. 

Bel meinen Soldaten habe ich mich heimiſch gefühlt. Mein un— 
eingeſchränktes Vertrauen gehörte ihnen. Die ſchmerzlichen Er— 
fahrungen des Herbſtes 1918 haben dieſes Vertrauen nicht geſchmälert. 
Ich vergeſſe nicht, daß ein Teil des deutſchen Volkes nach den 
4 Jahren unerhörter Leiſtungen und Entbehrungen zu krank ge— 
worden war, um den Verführungen der äußeren und inneren Feinde 
widerſtehen zu können. Die Beſten deckte zudem der grüne Raſen. 
Der Reſt war durch die unerhörten, nie für möglich gehaltenen Vor— 
gänge der Revolution fo konſterniert, daß er ſich zur Tat nicht auf— 
raffen konnte. 

Die allgemeine Wehrpflicht war die beſte Schule für die körper— 
liche und ſittliche Ertüchtigung unſeres Volkes. Sie ſchuf uns freie, 
ihres Wertes bewußte Männer. Aus dieſen Männern ergänzte ſich 
ein vortreffliches Unteroffizierkorps, und dieſes wieder lieferte uns 
eine Beamtenſchaft, wie ſie in ihrer Tüchtigkeit, Unbeſtechlichkeit und 
Pflichttreue kein anderes Volk der Erde aufzuweiſen hatte. Auch 
gerade aus dieſen Kreiſen bekomme ſch jetzt Zeichen der Treue, die 
mir immer wieder wohltun. Meine alte 2. Kompagnie des Erſten 
Garderegiments zu Fuß hat in guten und böſen Tagen an dem Er— 
gehen thres alten Hauptmanns teilgenommen. Zuletzt ſah ich fie 
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gefhloffen — noch 125 Mann — unter dem braven Feldwebel Hart- 
mann bei meinem 235jährigen Regierungsſubiläum 1913. 

Das Offizierkorps nahm, entſprechend ſeiner hohen Aufgabe als 
Erzieher und Führer des Volkes in Waffen, eine beſondere Stellung 
im Staate ein. Die Selbſtergänzung, die mit der Einrichtung der 
Offizierswahl in die Hände der einzelnen Offizierkorps gelegt war, 
verbürgte die notwendige Homogenität. Schädliche Auswüchſe von 
Kaſtengeiſt waren vereinzelt. Wo fie ſich fühlbar machten, wurden 
ſie ſogleich abgeſtellt. Ich habe viel und gern in den Offizierkorps verkehrt 
und mich in ihnen als Kamerad gefühlt. — Gewiß war der materia⸗ 
liſtiſche Zug unſerer Zeit auch am Offizierkorps nicht ſpurlos vor⸗ 
übergegangen. Aber im ganzen muß man ſagen, daß in keinem 
anderen Stande Selbſtzucht, Pflichttreue und Einfachheit ſo gepflegt 
wurden wie in den Offizierkorps. 

Eine Prüfung, wie ſie in keinem anderen Beruf erfolgt, ließ 
nur die Tüchtigſten und Beſten in maßgebende Stellungen gelangen. 
Die kommandierenden Generale waren Männer von hohem Wiſſen 
und Können und — was mehr ſagen will — Charaktere. Es iſt 
ſchwer, aus ihrer Zahl einzelne herauszugreifen. 

Hat meinem Herzen der Frontſoldat auch immer beſonders nahe 
geſtanden, fo muß ich doch die Schule hervorheben, die der General— 
ſtab für das Offizierkorps bedeutete. Ich erwähnte bereits, daß der 
Generalfeldmarſchall Graf Moltke es verſtanden hatte, ſich durch forg- 
fältige Schulung Männer heranzubilden, die nicht nur techniſch auf 
der Höhe ſtanden, ſondern auch zu verantwortungsfreudiger, ſelb— 
ſtändiger, weitblickender Tätigkeit befähigt waren. „Mehr ſein als 
ſcheinen!“ ſteht im Vorwort des „Taſchenbuches für den General— 
ſtabsoffizier“. Zu dieſer Ausbildung hat der Feldmarſchall Graf Moltke 
den Grund gelegt. Seine Nachfolger, Graf Walderſee, der genlale 
große Graf Schlieffen und der General v. Moltke haben auf dieſer 
Grundlage weiter gebaut. Das Ergebnis war der Generalſtab, der 
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im Kriege unerreichte Leiſtungen vollbracht hat, auf die die Welt 
mit Bewunderung blickt. 

Früh erkannte ich, daß die denkbar größte Ausgeſtaltung unſerer 
hochentwickelten Technik ein unentbehrliches Hilfsmittel war und 
koſtbares Blut fparen würde. Wo immer ich konnte, habe ich an 
der Vervollkommnung unferer Bewaffnung gearbeitet und die Maſchine 
in den Dienft der Truppe geſtellt. 

Von Neuſchöpfungen ſteht in vorderſter Linie die ſchwere Artillerie 
des Feldheeres, bei deren Schaffung ich ſeinerzeit große Wider— 
ſtände — und merkwürdigerweiſe beſonders in den Reihen der Ar- 
tillerie — zu überwinden hatte. Es iſt mir eine große Genugtuung, 
ſie durchgeſetzt zu haben. Sie hat für die Führung der Operationen 
im großen Stil die Grundlage geſchaffen. Es währte lange, bis 
unſere Gegner den Vorſprung, den wir auf dieſem Gebiet hatten, 
einholen konnten. 

Zu nennen iſt weiter das Maſchinengewehr, das ſich aus be— 
ſcheidenen Anfängen zum Rückgrat der infanteriſtiſchen Kampfkraft 
entwickelt hat. Der Erſatz des Einzelgewehrs durch die Maſchine 
vervielfachte die Feuerkraft unter gleichzeitiger Verminderung der 
Verluſte. 

Nicht unerwähnt laſſen will ich auch die Einführung der fahr- 
baren Feldküche, die ich zuerſt gelegentlich eines Manövers in der 
ruſſiſchen Armee geſehen hatte. Sie war für die Erhaltung der 
Schlagfähigkeit des Heeres von größter Bedeutung, da die Mög: 
lichkeit ausreichender Ernährung unſere Mannſchaft friſch und ge— 
ſund erhielt. 

Alles Menſchenwerk bleibt Stückwerk. Aber man kann ohne 
Übertreibung ſagen, daß die deutſche Armee, die 1914 ins Feld 
zog, ein Inſtrument darſtellte, das ſeinesgleichen nicht gehabt hat. 

Fand ich bei meinem Reglerungsantritt die Armee in einer Der- 
faſſung, bei der auf der vorhandenen Grundlage nur weitergebaut 


192 


zu werden brauchte, jo war damals noch die Marine in der erſten 
Entwicklung begriffen. 

Nachdem alle erdenklichen Verſuche des Staatsſekretärs Admiral 
Hollmann, den widerſpenſtigen Reichstag zu einer langſam ſich ent— 
wickelnden, ſyſtematiſchen Verſtärkung der deutſchen Seemacht zu be— 
wegen, geſcheitert waren, vornehmlich an den billigen Schlagworten 
des Abgeordneten Richter und an der Verſtändnisloſigkeit der durch 
ſie betörten Linksliberalen, bat er mich um ſeine Entlaſſung. Ich 
gewährte ſie ihm mit Bewegung, da mir der ſchlichte, treue Mann, 
der Sohn einer echten, guten Berliner Bürgerfamilie, mit ſeinem 
aufrichtigen Charakter, ſeinem Pflichtbewußtſein und ſeiner Anhäng⸗ 
lichkeit wert geworden war. Mein auf dieſer Wertſchätzung beruhen— 
des Verhältnis zu ihm hat bis zu des Admirals plötzlichem Tode 
noch viele Jahre hindurch weiter beſtanden und mich oft veranlaßt, 
den treuen Mann mit dem prächtigen Berliner Witz ſowohl in ſeinem 
Hauſe aufzuſuchen und dort mit den Herren des Vorſtands der Deut⸗ 
ſchen Orient⸗Geſellſchaft zu verkehren, wie auch ihn im kleinen Kreiſe 
bei mir zu ſehen oder als geſchätzten Reiſebegleiter mitzunehmen. Er 
fft einer der treueſten meiner Getreuen geweſen, ſich ſtets gleichbleibend 
in ſeiner Selbſtloſigkeit, niemals etwas für ſich verlangend. Glücklich 
die Stadt, die ſolche Bürger hervorbringen kann! Ich bewahre die— 
ſem bewährten Vertrauten ein dankbares Andenken. 

Admiral Tirpitz wurde Hollmanns Nachfolger. Er war bel 
ſeinen erſten Vorträgen, die den Grund zum erſten Flottengeſetz 
legten, mit mir vollkommen darüber fm reinen, daß der Flotten- 
bau auf die bisherige Art und Weiſe im Reichstage nicht zur An- 
nahme zu bringen ſei. Wie ſchon hervorgehoben, war die Oppoſition 
unüberzeugbar. Der Ton, in dem die von Richter geführten Debatten 
ſich abſpielten, war des Ernſtes des Gegenſtandes unwürdig. Es 
ſei daran erinnert, daß die durch die Polen unter Herrn v. Koſcielski 
durchgebrachte Korvette im Hauſe ſpottweiſe „Koscielska“ getauft 
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wurde. Man entblödete ſich nicht, mit Spott zu operieren, während 
es ſich um die Zukunft des Vaterlandes handelte. Das mußte 
anders werden. Der Vertreter der Marine mußte ſowohl am Re⸗ 
gierungstiſch wie im Hauſe eine geſchloſſene Phalanx hinter ſich 
haben, die ſich aus Überzeugung energiſch für ihn und die Sache 
einſetzte. Deshalb war es nötig, daß die in rebus navalibus noch 
ziemlich unkundigen Reichsboten erſt einmal mit den Einzelheiten 
der großen Aufgabe vertraut gemacht wurden. Ferner galt es, eine 
allgemeine Bewegung im Volke auszulöſen, das noch gleichgültige 
„große Publikum“ für die Marine zu intereſſieren und zu erwärmen, 
damit aus dem Volke ſelbſt heraus ein Druck auf die Abgeordneten 
erfolgte. Dazu war eine energiſche Propaganda durch eine gut or⸗ 
ganifierte und geleitete Preſſe ſowie durch bedeutende Männer der 
Wiſſenſchaft von den Univerſitäten und Techniſchen Hochſchulen 
erforderlich. 

Die ganze Behandlung der Materie im Reichstage mußte von 
Grund aus geändert werden. Die Zänkereien über einzelne Schiffe 
und Docks mußten wegfallen. Beim Militäretat wurde ja auch 
nicht über den Beſtand der Armee verhandelt, wenn nicht Neufor— 
mationen in Frage ſtanden. Daher mußte auch der Beſtand der 
Flotte, wie der der Armee, ein für allemal geſetzlich fixiert und da⸗ 
durch ihre Daſeinsberechtigung anerkannt und geſchützt werden, ihre 
Einheiten mußten ein für allemal der Debatte entzogen ſein. Ferner 
mußten ſowohl das Dffizier- wie das Unteroffizierkorps verſtärkt 
und ausgebildet werden, um für den Dienſt auf den neuen Schiffen 
bereit zu fein. Im Anfang meiner Regierung traten jährlich höch⸗ 
ſtens 60 - 80 Kadetten ein, in den letzten Jahren vor dem Kriege 
meldeten ſich mehrere Hundert zum Eintritt. Zwölf koſtbare Jahre 
waren durch das Verſagen des Reichstags verloren. Sie waren nicht 
wieder einzubringen, da eine Flotte noch viel weniger als eine Armee 
im Handumdrehen geſchaffen werden kann. 
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Das Ziel, deſſen Erreichung erftrebt werden follte, war in dem 
Paſſus des Geſetzes enthalten, der den „Riſikogedanken“ zum Ausdruck 
brachte. Auch die ſtärkſte gegneriſche Flotte ſollte es ſich ernſtlich 
überlegen, ehe ſie ſich mit der deutſchen einließ, aus Rückſicht auf die 
durch den Kampf zu befürchtenden ſchweren Verluſte, die den Gegner 
in die Gefahr brachten, für andere Aufgaben zu ſchwach zu werden. 
Beim Skagerrak hat der „Riſikogedanke“ ſich glänzend bewährt. 
Der Feind hat trotz feiner ungeheuren Überlegenheit keine zweite 
Schlacht mehr gewagt. Trafalgar war ſchon verblaßt, feine Lor- 
beeren durften nicht ganz zerzauſt werden. 

Als Grundlage für das Flottengeſetz wurde dle Zahl der vor— 
handenen Einheiten (Schiffe) — es handelte ſich vornehmlich um 
Linienſchiffe — genommen, obwohl dieſe mit Ausnahme der vier 
Schiffe der Brandenburg⸗Klaſſe nicht viel mehr als altes Eifen wert 
waren. 

Das Flottengeſetz iſt von vielen Laien als eine Flottenvermeh— 
rung — den Zahlen nach — angeſehen worden. In Wirklichkeit war 
das ein Trugſchluß. Denn die ſogenannte beſtehende Flotte war 
überhaupt gar keine Flotte mehr, ſie ſtarb — wie Hollmann bei 
ſeinem Abgange ſagte — langſam an Altersſchwäche dahin, ſie wies 
faft die älteſten Schiffe auf, die ſich in ganz Europa noch im aktiven 
Dienſte befanden. 

Als nun das Flottengeſetz allmählich wirkſam wurde, eine rege 
Bautätigkeit einſetzte und Stapelläufe regiſtriert wurden, da freuten 
ſich die Leute, die von der „rage du nombre“ beherrſcht waren, 
über die wachſende Zahl der Schiffe. Als ihnen aber dann klar 
gemacht werden mußte, daß, wenn die neuen Schiffe erſt fertig ſeien, 
die alten ſofort ausfallen müßten, ſo daß de facto die Zahl der 
Schiffe mit Kampfwert fi zunächſt nicht vermehrte, waren fie ent- 
täuſcht. Wären in den verlorenen 12 Jahren rechtzeitig die not⸗ 
wendigen Schiffbauten ausgeführt worden, ſo hätte das Flotten⸗ 
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geſetz eine ganz andere, brauchbare Baſis vorgefunden. Wie die 
Dinge jetzt lagen, handelte es ſich tatſächlich um einen völligen Neu- 
bau der ganzen deutſchen Flotte überhaupt, die hohe Zahl der Schiffe, 
bei der die notwendig auszurangierenden mitgezählt wurden, war 
bloß Schein. Darum errechneten ſich die Engländer, die nur zählten 
— weil das für die Propaganda gegen Deutſchland paßte —, nicht 
aber Alter oder Typ der Schiffe berückſichtigten, eine viel zu hohe 
Schiffszahl und nährten durch ſolche irreführende Angaben künſtlich 
die ſogenannte Sorge vor dem Wachſen der deutſchen Flotte. 

Admiral Tirpitz ging nun nach dem von mir genehmigten Pro— 
gramm ans Werk. Mit eiſerner Energie und rückſichtsloſem Einſatz 
ſeiner Kräfte und Geſundheit wußte er bald Fluß und Schwung in 
die Flottenfrage zu bringen. Auf meinen Befehl begab er ſich auch 
mit dem Entwurf zum Flottengeſetz nach Friedrichsruh zum Fürſten 
Bismarck, um dieſen von der Notwendigkeit einer deutſchen Seemacht 
zu überzeugen. 

Die Preſſe wirkte zur Vorbereitung der Einbringung des Flotten⸗ 
geſetzes eifrig mit, und Nationalökonomen, Handelspolitiker uſw. 
ſtellten ihre Federn in den Dienſt der großen vaterländiſchen Sache, 
deren Notwendigkeit nun doch allmählich in weiten Kreiſen erkannt 
wurde. 

Inzwiſchen halfen auch die Engländer — wenn auch gänzlich un— 
beabſichtigt — mit, die Chancen für die Annahme des Flottengeſetzes 
zu vergrößern. Der Burenkrieg war ausgebrochen und hatte im 
deutſchen Volke große Sympathien für den kleinen Staat und Ent— 
rüſtung über feine Vergewaltigung ausgelöſt. Da kam die Nach: 
richt von der gänzlich unberechtigten Aufbringung zweler deutſcher 
Dampfer an der oſtafrikaniſchen Küſte durch engliſche Kriegsſchiffe. 
Die Empörung war allgemein. Die Nachricht vom Aufbringen des 
zweiten Dampfers erhielt der Staatsſekretär Graf Bülow gerade 
als Tirpitz und ich zufällig bei ihm waren. Sobald Bülow die 
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Depeſche vorgelefen hatte, zitierte ich das alte engliſche Sprichwort: 
It's an ill wind that blows nobody good e), und Tirpitz rief aus: 
„Jetzt haben wir den Wind, den wir brauchen, um unſer Schiff 
in den Hafen zu bringen, das Flottengeſetz geht durch. Euere 
Maſeſtät müßten dem engliſchen Kommandanten noch einen Orden 
verleihen, zum Dank für die Durchbringung des Flottengeſetzes.“ 
Der Reichskanzler beſtellte Sekt, und ſo tranken wir drei mit Dank 
an die engliſche Marine, die ſich ſo hilfreich erwieſen, in hellem Ver⸗ 
gnügen auf das Geſetz, feine Annahme und die zukünftige deutſche 
Flotte. 

Viele Jahre ſpäter ſpeiſte ich auf der Rückreiſe von Lowther 
Caſtle, wo ich beim Lord Lons dale zur Jagd geweſen war, auf Eine 
ladung von Lord Roſebery — dem großen liberalen Politiker und 
früheren auswärtigen Mintfter, auch bekannten Napoleonforſcher —, 
in deſſen ſchönem, nicht weit von der gewaltigen Forthbrücke am Meer 
gelegenen Landhaus Dalmeny Caſtle. Unter den Gäſten befand ſich 
u. a. der aus dem Burenkrieg bekannte General Sir Jan Hamilton 
(ein Schotte), den ich im Kaiſermanöver als Gaſt kennen gelernt 
hatte, der Lord Provoſt (Bürgermeiſter) von Edinburg und ein 
Kapitän der engliſchen Flotte, der Kommandant der dortigen Naval 
Station war. 

Letzterer ſaß neben Admiral Freiherrn v. Senden mir ſchräg 
gegenüber und fiel mir durch ſein merkwürdig verlegenes Weſen auf, 
das er während ſeiner halblaut mit dem Admiral geführten Kon⸗ 
verſation an den Tag legte. Nach Tiſch ſtellte Freiherr v. Senden 
mir den Kapitän vor, wobei dieſer vor Verlegenheit ſich noch lin— 
kiſcher benahm und durch den unruhigen Ausdruck ſeiner Augen in 
feinem blaſſen Geſicht meine Aufmerkſamkelt erweckte. Nachdem die 
Unterhaltung über verſchiedene maritime Dinge beendet war, fragte 
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ich den Freiherrn v. Senden, was eigentlich mit dem Manne los 
ſei. Der Admiral lachte und ſagte, er habe bei Tiſch aus ſeinem 
Nachbarn herausgebracht, daß er der Kommandant geweſen ſei, der 
die beiden deutſchen Dampfer im Burenkrieg gekapert habe, nun 
habe er Angſt, daß ich das erfahren könne. Senden habe ihm aber 
geſagt: da irre er ſich total, wenn Seine Maſeſtät erfahren würde, 
wer er ſei, dann könne er ſicher darauf rechnen, daß er ſehr gut be⸗ 
handelt und noch Dank ernten werde. „Dank? Wofür?“ lautete des 
Briten Frage. „Dafür, daß Sie dem Kaiſer das Zuſtandekommen 
des Flottengeſetzes ſo ſehr erleichtert haben!“ — 

Eine Hauptſache für die Durchführung des Flottengeſetzes — wie 
auch bei allen ſpäteren Novellen und für die ganze Bauentwicklung 
überhaupt — war die Frage, ob die deutſche Schiffbauinduſtrie in 
der Lage ſein werde, mit dem Programm Schritt zu halten und es 
überhaupt durchzuführen. Auch hier ſetzte Admiral v. Tirpitz mit 
raſtloſer Energie ein. Die deutſchen Werften gingen, von ihm er⸗ 
muntert und angefeuert, mit deutſchem Wagemut getroſt an die große 
Aufgabe heran. Sie haben dleſe geradezu glänzend gelöft und dabei 
ihre ausländiſchen Konkurrenten weit überholt. Das vorzügliche 
techniſche Können der deutſchen Ingenieure ſowie die beſſere Bil⸗ 
dung des deutſchen Arbeiterſtandes kamen hierbei zur vollen Gel⸗ 
tung. 

Beratungen, Konferenzen, Vorträge bei mir, Dienſtreiſen nach 
allen Werften waren für Tirpitz, den unermüdlichen, das tägliche 
Brot. Aber die gewaltige Mühe und Arbeit wurde reich belohnt. 
Das Volk wachte auf, fing an, über den Wert der Kolonien (eigene 
Rohſtoffverſorgung ohne Vermittlung des Auslandes!) und Handels⸗ 
beziehungen nachzudenken und ſich für Handel, Schiffahrt und 
Reederei uſw. zu erwärmen. Die ſpottlüſterne Oppoſition unterließ 
ſchließlich ihre Witze. Tirpitz führte ſchlagfertig eine ſcharfe Klinge 
im Gefechte, ſpaßte nicht und ließ nicht mit ſich ſpaßen, ſo daß den 
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Gegnern das Lachen verging. Beſonders dem Abgeordneten Richter 
erging es übel, als Tirpitz ihn mit einem patrfotifchen Wort aus 
den 40er Jahren vom alten Harkort — deſſen Wahlkreis Richter ver⸗ 
trat — über die Notwendigkeit einer deutſchen Flotte glänzend abführte 
und auf den Sand ſetzte. Da lachte die andere Seite des Hauſes. 

So kam der große Tag. Das Geſetz ward nach Kampf und 
Reden mit großer Maforktät angenommen. Der Beſtand der deut⸗ 
ſchen Flotte war geſichert, der Flottenbau war unter Dach. 

Durch Bau und erhöhte Indienſthaltung kam nun bald ein Ge⸗ 
ſchwader zuſtande. Um dasſelbe zu manövrieren, zu führen und aus⸗ 
zubilden bedurfte es eines neuen Reglements und Signalbuches, 
bei meinem Regierungsantritt war es nur für eine Diviſion — vier 
Schiffe — ausgearbeitet, weil damals mehr Einheiten in der deut- 
ſchen Flotte nicht zuſammenfuhren, d. h. in Dienſt gehalten wurden. 
Und ſelbſt dieſe ſtellten im Herbſt außer Dienſt, ſo daß die deutſche 
Flotte im Winter (abgeſehen von den Auslandskreuzern) eigentlich 
überhaupt nicht exiſtierte. Alle Mühe, die im Sommerhalbſahr 
auf die Ausbildung der Mannſchaften, Offiztere, Unteroffiziere, des 
Mafchinen- und Hetzerperſonals wie auf Takelage und Haltung der 
Schiffe verwendet wurde, ging mit der Außerdienſtſtellung im Herbſt 
wieder verloren. Im Frühjahr bei der Indienſtſtellung mußte wieder 
ganz von vorn angefangen werden. Die Folge davon war, daß 
eine Kontinuität in der Ausbildung, ein engerer Zuſammenhang der 
Beſatzung untereinander ſowle zum Schiff — mit einem Wort der 
„Schiffsgeiſt“ — überhaupt nicht aufrecht zu erhalten war. Nur 
bet den Auslandskreuzern, die auf Station waren, war das der 
Fall. So befahl ich nach Einbau der nötigen Heizungen u. dgl. 
die Indienſthaltung auch für den Winter, was eine wahre Wohltat 
für die Entwicklung der Flotte war. 

Um die nötige Zahl an Einheiten zuſammen zu bekommen, die für 
die Neubearbeitung des Reglements nötig waren, hatte Admiral 
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Tirpitz ſchon früher alle vorhandenen Schifftypen — influfive Ka⸗ 
nonenboote und Aviſos — in Ermangelung von Linienſchiffen zu 
„markierten“ Diviſionen zuſammenziehen und mit ihnen evolutio- 
nieren laſſen, fo daß, als der Nachſchub von Linienſchiffen in Er- 
ſcheinung trat, der Grund zum Reglement bereits gelegt war. Dieſes 
wurde nun mit größtem Eifer durch Mitwirkung aller beteiligten 
Inſtanzen ſtändig weiter ausgebaut und hielt mit dem Wachstum 
der Flotte Schritt. 

An der Ausgeſtaltung der wichtigen Torpedowaffe wurde mit 
Eifer gearbeitet. Es erfüllte uns ſeinerzeit mit freudigem Stolz, daß 
eine deutſche Torpedoboots-Diviſion der erſte geſchloſſene Torpedo: 
boots⸗Verband war, der die Nordſee durchquerte: Sie fuhr unter 
dem Kommando meines Bruders, des Prinzen Heinrich, zu den 
Feſtlichkeiten anläßlich des 50 jährigen Regierungsſubiläums der 
Königin Victoria (1887). 

Auch der Ausbau Helgolands und ſeiner Befeſtigungen zu einem 
Stützpunkt für kleine Kreuzer und Torpedoboote, ſowie ſpäter für 
U-Boote, wurde in die Hand genommen, nachdem die nötigen 
Schutzbauten zur Erhaltung der Inſel von Staatswegen geleiſtet 
worden waren, wobei das Reich und Preußen ſich gründlich zankten. 

Durch das Wachstum der Flotte wurde die Verbreiterung des 
Kaiſer Wilhelm-Kanals erforderlich. Nach energiſchen Kämpfen 
ſetzten wir für die neuen Schleuſen die größtmöglichen Abmeſſungen 
durch, die der Entwicklung des „Dreadnoughts“ auf lange Zeit Rech⸗ 
nung trugen. Hierbei hat die weiſe Vorausſicht des Admirals ſich 
glänzend bewährt. Das fand eine unerwartete Beſtätigung durch 
einen Fremden. Der Oberſt Goethals, Erbauer des Panamakanals, 
erbat durch die amerikaniſche Regierung die Erlaubnis, den Kaiſer 
Wilhelm⸗Kanal und feine neuen Schleuſen beſichtigen zu dürfen. 
Sie wurde ihm bereitwilligſt erteilt. Nach einem Eſſen bei mir mit 
Admiral v. Tirpitz fragte der Admiral den von unſeren Bauten 
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ſehr begeiſterten amerifanifhen Ingenieur nach den Abmeſſungen der 
Panamaſchleuſen. Es ergab ſich, daß die Schleuſen des Banama- 
kanals bedeutend geringere Abmeſſungen hatten als die des Kaiſer 
Wilhelm⸗Kanals. Auf meine erſtaunte Frage, wie das möglich ſei, 
erwiderte Goethals, das Naval⸗Department habe auf feine Anfrage 
die Maße für die Lintenſchiffe fo angegeben. Admiral v. Tirpitz 
bemerkte darauf, daß dieſe Maße für die Zukunft bei weitem nicht 
ausreichend ſeien und die neueren „Dreadnoughts“ und „Super⸗ 
dreadnoughts“ die Schleuſen nicht würden paſſieren können, mithin 
werde der Kanal bald für amerikaniſche und andere Großkampf⸗ 
ſchiffe unbenügbar fein. Der Oberſt gab zu, daß dieſer Fall bei 
den neueſten auf Stapel geſetzten Typen bereits eingetreten ſei und 
gratulierte Seiner Exzellenz, daß er den Mut gehabt hatte, die 
großen Schleufen beim Kaiſer Wilhelm⸗Kanal anzufordern und durch⸗ 
zuſetzen, die er mit Bewunderung und Neid geſehen habe. 

Ebenſo wurden die ſehr zurückgebliebenen und veralteten Kaiſer⸗ 
lichen Werften (die alten „Klempnerwerkſtätten“, wie Tirpitz fie 
nannte) zu modernen Muſterbetrieben um- und ausgebaut und 
auch ihre ſozialen Einrichtungen für das Wohl der Arbeiter mufter- 
gültig entwickelt. Nur wer, wie ich, die Entſtehung und Entwicklung 
aller dieſer Faktoren, die zum Aufbau — eigentlich Neuſchöpfung 
— der Flotte notwendig waren, von den erſten Anfängen an verfolgt 
und miterlebt hat, kann ſich ein einigermaßen zutreffendes Bild von 
der enormen Arbeitsleiſtung des Admirals v. Tirpitz wie feiner ge- 
ſamten Behörde machen. 

Auch die Behörde Reichsmarineamt war eine Neuſchöpfung. 
Seit der Aufhebung des alten „Oberkommandos ftanden die beiden 
Hauptzweige der Marineleitung: Admiralſtab und Reichsmarineamt, 
ſelbſtändig nebeneinander und (wie bei der Armee) unmittelbar unter 
dem Oberſten Kriegsherrn, ſo daß ſich keine Zwiſcheninſtanz mehr zwi⸗ 
ſchen dem Kaiſer und ſeiner Marine befand. 
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Als Admiral Fiſher für die engliſche Flotte, Überfallartig die 
Welt überraſchend, mit der „Dreadnought“ einen völlig neuen Typ 
erdacht hatte und damit für England endgültig eine unerreichbare 
Übermacht geſchaffen zu haben glaubte, der die übrigen Mächte 
ähnliches entgegen zu ſetzen nie imſtande ſein würden, waren natur⸗ 
gemäß alle Marinegemüter in großer Bewegung. Allerdings war 
der Gedanke nicht von Fiſher ausgeheckt, ſondern ſtammte — mehr 
in Form einer Anregung an die Konſtrukteure der Welt — von 
dem berühmten ſtalieniſchen Ingenieur Euniberti, der eine Entwurfs⸗ 
ſkizze im Illuſtrierten Flottenatlas von Fred Jane veröffentlicht 
hatte. Ich war bei der erſten Beſprechung über die Einführung des 
„Dreadnought'⸗-Typs (Großkampfſchiff) ſeitens Englands fofort mit 
Admiral v. Tirpitz darin einig, daß durch ihn ſämtliche „Prä⸗ 
Dreadnoughts“ entwertet und außer Kurs geſetzt wären, insbeſon⸗ 
dere die deutſchen Schiffe, die der Abmeſſungen unſerer alten 
Schleuſen halber ſtets weſentlich kleiner hatten gehalten werden 
müſſen, als die der anderen Flotten, beſonders der engliſchen. 
Admiral v. Tirpitz machte darauf aufmerkſam, daß ſener Geſichts⸗ 
punkt natürlich auch für die engliſche Flotte ſelbſt gelte, ſobald die 
anderen Staaten Fiſher's Beiſpiel folgen würden. Damit habe 
England ſelbſt das ungeheure Prä-Dreadnought⸗Material, auf dem 
feine gewaltige Überlegenheit beruhte, entwertet und müſſe nun von 
vorn anfangen, eine ganze neue Flotte von Großkampfſchiffen zu 
bauen, im Konkurrenzkampf gegen die ganze Welt, die das ſelbe tun 
werde. Das werde enorm teuer werden. Und in Großkampfſchiffen 
den berüchtigten „Zwei Mächte ⸗ Standard“ aufrecht zu erhalten, 
werde England ſolche Ausgaben verurſachen, daß es noch mehr wie 
bisher neidiſch auf die Neubauten anderer, denen es mißgünſtig ge⸗ 
ſinnt ſei, ſehen und ſich agitatoriſch gegen ſie wenden werde. Das 
gelte beſonders von uns. Das helfe aber nichts. Mit den fetzigen 
Typen unſerer Flotte ſeien Großkampfſchiffe nicht mehr zu be⸗ 
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kämpfen, wir ſeien gezwungen, nolens volens auf diefem Gebiete 
zu folgen. Der Krieg hat Admiral v. Tirpitz durchaus Recht ge⸗ 
geben. Sämtliche Nichtgroßkampfſchiffe mußten außer Dienſt ge⸗ 
ſtellt werden. 

Als das erſte deutſche Großkampfſchiff in Dienſt geſtellt wurde, 
erhob ſich großer Lärm im Britenland. Es wurde allmählich be⸗ 
kannt, daß Fiſher und ſeine Konſtrukteure feſt darauf gerechnet 
hatten, Deutſchland könne keine Großkampfſchiffe bauen. Um ſo 
größer war nun die Enttäuſchung. Jene Annahme iſt unverſtänd⸗ 
lich. Denn ſchon damals hatte der deutſche Schiffbau die großen 
Schnelldampfer — an Tonnengehalt unſeren Linienſchiffen weit 
überlegen — gebaut, die den engliſchen Linien eine ſchmerzlich fühl⸗ 
bare Konkurrenz machten. Unſere Großkampfſchiffe haben ſich beim 
Skagerrak den engliſchen Gegnern nicht nur gleichwertig, ſondern 
überlegen gezeigt ſowohl an Schwimmfähigkeit wie im Vertragen 
von Treffern. 

Der U⸗Bootbau konnte vor dem Kriege leider nicht fo gefördert 
werden, wie es meinem Wunſche entſprochen hätte. Einerſeſts ſollte 
der Marineetat während der Ausführung des Flottengeſetzes nicht allzu 
ſehr belaſtet, vor allem aber follten erſt noch mehr Erfahrungen ge— 
ſammelt werden. Tirpitz war der Anſicht, daß die Typen, mit denen 
andere Staaten ihre Verſuche machten, zu klein, nur zur Küſtenver⸗ 
teidigung geeignet ſeien. Deutſchland müſſe , ſeegehende“, das freie Meer 
halten könnende Boote bauen. Dazu ſei ein großer Typ nötig, der 
müſſe aber erſt ſyſtematiſch entwickelt werden. Das nahm lange 
Zeit in Anſpruch und verlangte viele eingehende Verſuche mit 
Modellen. So kam es, daß 1914 zunächſt nur eine geringe Zahl 
von ſeefertigen Booten vorhanden war. Immerhin hätte man auch 
mit den vorhandenen Kräften noch mehr auf England drücken 
können, wenn der Kanzler nicht ſo beſorgt geweſen wäre, England 
dadurch zu reizen. Die Zahl und Leiſtungsfähigkeit der Boote iſt 
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dann während des Krieges raſch gewachſen. Bei der Wertung der 
Zahlen muß man aber immer beachten, daß im Kriege zu rechnen 
iſt: J; in Aktion, 15 auf Hin⸗ und Rückfahrt, / in Reparatur. 
Die Leiſtungen der U-Boote haben ſich die Bewunderung der ganzen 
Welt und den heißen Dank des Vaterlandes erworben. 

Unvergeſſen muß dem Admiral v. Tirpitz die großartig ge⸗ 
lungene Schöpfung der Handelskolonie Tſingtau bleiben. Hier be⸗ 
währte ſich fein glänzendes Talent für Adminiſtration und Organi⸗ 
ſation auf allen Gebieten. Sie haben aus dem Ort, der vorher 
faſt unbekannt und ganz bedeutungslos war, einen Handelsplatz 
geſchaffen, der in wenigen Jahren einen Handelsumſatz von 50 bis 
60 Millionen bewältigte. 

Der aus ſeiner amtlichen Stellung ſich ergebende Verkehr mit 
Parlamentariern, der Preſſe und den Kreiſen der Großinduſtrie 
und des Welthandels erhöhte mit der Zeit das Intereſſe des 
Admirals an politiſchen Vorgängen, insbeſondere an den auswär⸗ 
tigen Fragen. Bei ſolchen mußte ja immer mit der Verwendung 
von Schiffen gerechnet werden. Der klare Weitblick des das Aus⸗ 
land von feinen Reifen kennenden Seemanns befähigte Tirpitz zu 
raſchen Entſchlüſſen, die ſein feuriges Temperament gern ſchnell in 
die Tat umgeſetzt ſehen wollte. Der Widerſtand und das lang⸗ 
ſame Arbeiten der Beamtengeiſter vermochten ihn ſtark zu reizen. 
Eine gewiſſe, durch mancherlei Erfahrungen vielleicht beſtärkte, Neigung 
zum Mißtrauen verführte ihn öfters dazu, berechtigten oder unbe— 
rechtigten Verdacht gegen einzelne Menſchen zu hegen. Das gab 
Tirpitz etwas ſtark Zurückhaltendes in ſeinem Weſen und „hemmte 
des Herzens freudige Bewegung“ bei anderen. Auch konnte er, 
wenn er auf Grund neuer Überlegungen oder neuer Tatſachen ſeinen 
bisher vertretenen Standpunkt änderte, ſeine neue Anſicht recht ent⸗ 
ſchloſſen geltend machen. Daraus refultierte, daß das Zuſammen⸗ 
arbeiten mit ihm ſich nicht immer ganz amön und leicht geſtaltete. 
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Die gewaltigen Erfolge feiner Leiſtungen, auf dle er mit Recht ſtolz 
war, verliehen ihm ein Gefühl der Macht ſeiner Perſönlichkeit, das 
auch ſeine Freunde zuweilen ſpüren mußten. 

Während des Krieges gewann die politiſche Ader bei Tirpitz ſo 
ſehr die Oberhand, daß es ſchließlich zu Differenzen kam, die letzten 
Endes zu ſeinem Ausſcheiden führten. Denn der Reichskanzler 
v. Bethmann verlangte die Entlaſſung des Großadmirals mit dem 
Hinweiſe, daß die Reichsſtaatsſekretäre feine Untergebenen feien, 
und daß die Politik von ihm allein geführt werden müſſe. 

Schweren Herzens ließ ich dieſen tatkräftigen, willensſtarken 
Mann gehen, der meine Pläne in genialer Weiſe durchgeführt hat 
und mir ein unermüdlicher Mitarbeiter geweſen iſt. Meines Katſer— 
lichen Dankes wird Tirpitz ſtets ſicher ſein. Es iſt nur zu wünſchen, 
daß dieſe Kraft dem in Not und Bedrängnis befindlichen armen 
deutſchen Vaterland bald wieder helfend zur Seite ſtehen möge. 
Sie wird können und wagen, was viele andere nicht wagen. Jeden— 
falls gilt vom Admiral v. Tirpitz das Dichterwort: Höchſtes Glück 
der Erdenkinder iſt doch die Perſönlichkeit! 

Die Kritik, die der Großadmiral in ſeinem leſenswerten Buche 
an mir üben zu müſſen glaubt, kann mein Urteil über ihn nicht 
beeinträchtigen. 
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Kriegsausbruch 


It dem Eintreffen der Nachricht von der Ermordung meines 
Freundes, des Erzherzogs Franz Ferdinand, gab ich die Kieler 


Woche auf und reiſte nach Hauſe, weil ich beabſichtigte, mich zu der 
Beiſetzung nach Wien zu begeben. Von dort wurde ich aber gebeten, 
von dieſem Vorhaben abzuſtehen. Nachträglich hörte ich, daß hier— 
für u. a. auch die Rückſicht auf meine perſönliche Sicherheit mitge— 
ſprochen habe, die ich natürlich zurückgewieſen haben würde. In 
tiefer Sorge über die Wendung, die die Dinge nehmen konnten, 
beſchloß ich nun, meine geplante Nordlandreiſe aufzugeben und zu 
Haus zu bleiben. Der Reichskanzler und das Auswärtige Amt 
waren der entgegengeſetzten Auffaſſung und wünſchten gerade, ich 
ſolle die Reiſe ausführen, weil das auf ganz Europa eine beruhigende 
Wirkung ausüben werde. Ich habe mich lange dagegen geſträubt, 
angeſichts der unſicheren Zukunft mein Land zu verlaſſen. Aber der 
Reichskanzler v. Bethmann erklärte mir kurz und bündig, wenn 
ich den nun einmal ſchon bekannten Reiſeplan ſetzt noch aufgeben 
würde, ſo werde das dazu führen, die Lage ernſter erſcheinen zu 
laſſen, als fie bisher fei, und möglicherweiſe zum Ausbruch des 
Krieges beitragen, für den ich dann verantwortlich gemacht werden 
könne. Alle Welt warte nur auf die erlöſende Nachricht, daß ich 
trotz der Lage ruhig auf Reiſen gegangen ſei. Ich konferierte mit 
dem Chef des Generalſtabes darüber, als auch dieſer eine ruhige 
Auffaſſung der Lage zeigte und ſelbſt um Sommerurlaub nach Karls— 
bad bat, entſchloß ich mich ſchweren Herzens abzufahren. 

Der vielbeſprochene ſogenannte Potsdamer Kronrat vom 5. Juli 
hat in Wirklichkeit niemals ſtattgefunden. Er iſt eine Erfindung 
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Böswilliger. Ich habe felbftverftändlich vor meiner Abreiſe, wie das 
immer zu geſchehen pflegte, einzelne Miniſter empfangen, um mir 
über den Stand ihrer Reſſort-Angelegenhelten Bericht erftatten zu 
laſſen. Auch ein Miniſterrat hat nicht getagt, und von Kriegsvor⸗ 
bereitungen iſt bei keiner einzigen Beſprechung die Rede geweſen. 

Meine Flotte lag, wie auf der Erholungs-Sommerreiſe üblich, 
in den norwegiſchen Fjorden. Ich wurde während des Aufenthaltes 
in Balholm vom Auswärtigen Amt nur ſpärlich mit Nachrichten 
verſehen und war hauptſächlich auf die norwegiſche Preſſe angewieſen, 
aus der ich zu erkennen glaubte, daß die Lage ernſter wurde. Ich 
telegraphierte wiederholt an Kanzler und Auswärtiges Amt, daß ich 
es für ratſam hielte, nach Hauſe zurückzukehren, wurde aber jedes— 
mal gebeten, meine Reiſe nicht abzubrechen. Als ich erfuhr, daß 
die engliſche Flotte nach der Revue von Spithead nicht ausein⸗ 
andergegangen, ſondern konzentriert geblieben war, telegraphierte ich 
nochmals nach Berlin, daß ich meine Rückkehr als nötig anſehe. Meine 
Auffaſſung wurde dort nicht geteilt. Als mir dann aber aus der 
norwegiſchen Preſſe — nicht etwa von Berlin aus — zunächſt das 
öſterreichiſche Ultimatum an Serbien und gleich darauf die ſerbiſche 
Note an Oſterreich bekannt wurde, trat ich ohne weiteres die Heim⸗ 
reiſe an und befahl der Flotte, nach Wilhelmshaven zu gehen. Bei 
der Abfahrt erfuhr ich aus norwegiſcher Quelle, daß ein Teil der 
engliſchen Flotte heimlich nach Norwegen ausgelaufen ſein ſollte, um 
mich (noch im Frieden!) abzufangen. 

Es iſt bezeichnend, daß dem engliſchen Botſchafter Sir Edward 
Goſchen am 26. Juli im Auswärtigen Amt erklärt wurde, die von 
mir aus eigenem Antriebe angetretene Rückreiſe ſei bedauerlich, da 
dadurch aufregende Gerüchte entſtehen könnten. 

In Potsdam eingetroffen, fand ich den Kanzler und das Aug- 
wärtige Amt im Konflikt mit dem Chef des Generalſtabes, weil 
General v. Moltke die Anſicht vertrat, der Krieg werde unbedingt 
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ausbrechen, während die beiden erſteren feſt auf ihrer Auffaſſung 
beſtanden, es werde nicht dazu kommen, der Krieg würde ſich ver- 
meiden laſſen, wenn ich nur nicht mobil machen ließe. Dieſer Streit 
dauerte die ganze Zeit über an. Erſt als General v. Moltke mel⸗ 
dete, daß die Ruſſen bereits ihre Grenz-Kordon-Häuſer angeſteckt, 
die Grenzbahngeleiſe aufgeriſſen und rote Mobilmachungszettel an⸗ 
geſchlagen hätten, ging auch den Diplomaten in der Wilhelmſtraße 
ein Licht auf. Ihre Widerſtandskraft und ſie ſelbſt brachen zuſammen. 
Ste hatten an den Krieg nicht glauben wollen. 

Hieraus geht deutlich hervor, wie wenig wir im Juli 1914 auf 
den Krieg gefaßt waren, geſchweige denn, daß wir ihn vorbereitet 
hätten. Als im Frühjahr 1914 Zar Nikolaus II. von ſeinem Hof⸗ 
marſchall über fein Frühjahrs- und Sommer-Programm befragt wurde, 
antwortete er: „Je resteral chez moi cette annëe, parce que 
nous aurons la guerre.“ *) (Diefe Tatſache ſoll dem Reichskanzler 
v. Bethmann gemeldet worden ſein, ich habe damals nichts davon 
gehört und fie erſt im November 1918 erfahren.) Das iſt derſelbe 
Zar, der mir zu zwei verſchiedenen Malen, in Björkö und in Bal⸗ 
tiſch⸗Port, ganz unaufgefordert und für mich überraſchend fein feter- 
liches Ehrenwort (word of honour of a sovereign), durch Handſchlag 
und Umarmung bekräftigt, gegeben hat: er werde aus Dankbarkeit 
für die treue und freundnachbarliche Haltung des Deutſchen Kaiſers 
im ruſſiſch⸗japaniſchen Kriege, den England allein Rußland einge- 
brockt habe, niemals gegen ihn das Schwert ziehen, wenn etwa 
ein Krieg in Europa ausbrechen ſollte, am allerwenigſten als 
Bundesgenoſſe von England. Dleſes Land haſſe er, denn es habe 
ihm und Rußland zu ſchweres Unrecht angetan, indem es ihm Japan 
auf den Hals gehetzt habe. 

Zu derſelben Zeit, als der Zar ſein Sommerkriegsprogramm aus⸗ 
ſprach, beſchäftigte ich mich in Korfu mit Ausgrabungen von Alter⸗ 

* Ich werde in dieſem Jahre zu Haus bleiben, weil wir Krieg bekommen.“ 
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tümern, dann reifte ich nach Wiesbaden und ſchließlich nach Nor: 
wegen. Ein Herrſcher, der Krieg will und ihn vorbereitet, um ſeine 
Nachbarn zu überfallen, wozu es langer heimlicher Mobilmachungs⸗ 
vorbereitungen und Konzentrationen bedarf, der befindet ſich nicht 
monatelang außer Landes und läßt nicht ſeinen Generalſtabschef auf 
Sommerurlaub nach Karlsbad gehen. Die Feinde haben unterdeſſen 
planmäßig Vorbereitungen zum Überfall getroffen. 

Die ganze diplomatiſche Maſchine bei uns hat verſagt. Man ſah 
den heraufziehenden Krieg nicht, weil das Auswärtige Amt mit ſeinem 
Standpunkt des „surtout pas d'histoires!“ von dem Gedanken des 
Friedens à tout prix dergeſtalt hypnotiſiert war, daß es den Krieg als 
mögliches Mittel der Entente⸗Staatskunſt aus ſeinen Berechnungen 
gänzlich ausgeſchaltet hatte und deshalb die Kriegsanzeichen in ihrer 
Bedeutung nicht richtig einſchätzte. Auch hierin liegt übrigens ein 
Beweis für die Friedfertigkeit Deutſchlands. Jener Standpunkt des 
Auswärtigen Amtes brachte es in einen gewiſſen Gegenſatz zum 
Generalſtab und Admiralſtab, die pflichtmäßig warnten und zur Ab⸗ 
wehr vorbereiten wollten. Dieſer Gegenſatz hat noch lange nachgewirkt. 
Die Armee konnte dem Auswärtigen Amt nicht vergeſſen, daß ſie 
durch ſeine Schuld überraſcht worden war. Und die Diplomaten 
waren pikiert, daß es trotz ihrer Kunſt zum Kriege gekommen war. 

Unzählig ſind die Zeugniſſe dafür, daß ſchon im Frühjahr und 
Sommer 1914, als bei uns noch niemand an den Angriff der 
Entente dachte, der Krieg in Rußland, Frankreich, Belgien und 
England vorbereitet worden iſt. Die weſentlichſten der mir bekannt ge- 
wordenen Beweiſe hierfür habe ich in die von mir zuſammengeſtell⸗ 
ten „Vergleichenden Geſchichtstabellen“ aufgenommen. Aus ihrer 
großen Zahl möchte ich hier nur einige anführen. Wenn ich dabel 
nicht alle Namen nenne, ſo geſchieht das aus begreiflichen Gründen. 
Dieſes ganze Material iſt mir natürlich erſt nachträglich, z. T. wäh⸗ 
rend des Krieges, größtenteils erſt nach dem Kriege, bekannt geworden. 
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1. Schon im April 1914 begann die Anſammlung von Gold— 
reſerven in den engliſchen Banken. Deutſchland dagegen führt noch 
im Juli Gold und Getreide aus, auch nach den Entente-Ländern. 

2. Im April 1914 berichtet der deutſche Marineattaché in Tokio 
Korvettenkapitän v. Knorr: „Er ſei geradezu betroffen über die Ge— 
wißheit, mit der dort alles den Krieg der Tripelallianz gegen Deutſch— 
land in naher Zeit für ſicher halte ... Es liege etwas in der Luft 
wie eine Art Beileid über ein noch nicht ausgeſprochenes Todes: 
urteil.“ 

3. Ende März 1914 hält der General Schtſcherbatſchew, Di— 
rektor der Kriegsakademie in Petersburg, an ſeine Offiziere eine An— 
ſprache, in der es u. a. hieß: „Der Krieg mit den Dreibundmächten 
ſei infolge der gegen Rußlands Intereſſen gerichteten öſterreichiſchen 
Balkanpolitik unvermeidlich geworden . .. Höchſtwahrſcheinlich werde 
er noch in dieſem Sommer zum Ausbruch kommen. Rußland ſei 
die Ehre geworden, ſofort die Offenſive zu ergreifen.“ 

4. Im Bericht des belgiſchen Geſandten in Berlin über eine aus 
Petersburg eingetroffene japaniſche Militärmiſſion — April 1914 — 
heißt es u. a.: „In den Regimentsmeſſen hatten die japaniſchen Offi— 
ziere ganz offen von einem nahe bevorſtehenden Kriege gegen Oſter— 
reich⸗Ungarn und Deutſchland reden hören. Man ſagte dabei, daß 
die Armee bereit ſei, ins Feld zu rücken, und der Augenblick ſei eben- 
ſo günſtig für die Ruſſen, wie für ihre Verbündeten, die Franzoſen.“ 

5. Nach den in der Revue des Deux Mondes 1921 veröffent⸗ 
lichten Denkwürdigkeiten des damaligen franzöſiſchen Botſchafters in 
St. Petersburg, Herrn Paléologue, haben am 22. Juli 1914 in 
Tſarskoſe Selo die Großfürſtinnen Anaſtaſia und Militza zu ihm 
geäußert: „Ihr Vater, der König von Montenegro, hätte ihnen in 
einem Chiffretelegramm mitgeteilt, »daß wir vor Monatsende (ruſſi⸗ 
ſchen Stils, alſo vor dem 13. Auguſt neuen Stils) Krieg haben 
werden .. . Von Öfterreich wird nichts übrig bleiben ... Ihr wer— 
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det Elſaß⸗Lothringen wiedernehmen ... Unſere Heere werden ſich 
in Berlin treffen ... Deutſchland wird vernichtet werden«.“ 

6. Der frühere ſerbiſche Geſchäftsträger in Berlin Boghitſche⸗ 
witſch berichtet in ſeinem 1919 erſchienenen Buche „Kriegsurſachen“ 
eine Außerung, die der damalige franzöſiſche Botſchafter in Berlin 
Cambon am 26. oder 27. Juli 1914 zu ihm getan habe: „Wenn 
Deutſchland es auf einen Krieg ankommen laſſen will, ſo wird es 
auch England gegen ſich haben. Die engliſche Flotte wird Ham— 
burg forcieren. Wir werden die Deutſchen glatt ſchlagen.“ Boghi⸗ 
tſchewitſch ſagt, er habe von dieſer Unterredung die „Gewißheit“ mit⸗ 
genommen, daß der Krieg, falls nicht ſchon früher, ſo doch gewiß 
bei der Begegnung Poincaré's mit dem ruſſiſchen Katfer in Peters 
burg beſchloſſen worden war. 

7. Ein hochgeſtellter Ruſſe, Mitglied der Duma und guter 
Bekannter von Saſonow, erzählte mir ſpäter von dem geheimen 
Kronrat unter Vorſitz des Zaren im Februar 1914, was mir 
auch durch andere ruſſiſche, in meinen „Geſchichtstabellen“ auf— 
geführte Quellen beſtätigt worden iſt: In dieſem Kronrat hielt 
Saſonow einen Vortrag, in welchem er dem Zaren vorſchlug, 
Konſtantinopel zu nehmen. Da der Dreibund das nicht zugeben 
würde, werde daraus ein Krieg gegen Deutſchland und Oſterreich 
folgen. Italien werde von dieſen abfallen, auf Frankreich könne 
man unbedingt rechnen, auf England wahrſcheinlich. Der Zar habe 
zugeſtimmt und den Befehl gegeben, die nötigen Vorarbeiten zu be— 
ginnen. Der ruſſiſche Finanzminiſter Graf Kokowzow hat dagegen eine 
Denkſchrift an den Zaren gerichtet — dieſe iſt mir nach dem Breſter 
Frieden durch Graf Wirbach mitgeteilt worden —, in der er dem 
Zaren ein feſtes Zuſammengehen mit Deutſchland empfahl und vor 
dem Kriege warnte, der unglücklich verlaufen und zur Revolution 
und zum Sturze der Dynaſtie führen werde. Der Zar iſt dieſem 
Rate nicht gefolgt, hat vielmehr den Krieg betrieben. 
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8. Derſelbe Herr erzählte mir folgendes: Zwei Tage nach 
Kriegsausbruch fei er zu Saſonow zum Frühſtück geladen geweſen. 
Dieſer ſei ihm freudeſtrahlend entgegengekommen und habe ihn, ſich 
die Hände reibend, gefragt: „Nun, lieber Baron, ſie müſſen doch 
zugeben, daß ich mir den Moment des Krieges vortrefflich gewählt 
habe?“ Als der Baron ihn etwas beſorgt fragte, wie denn England 
ſich dazu ſtellen werde, ſchlug der Miniſter lachend auf ſeine Taſche 
und flüſterte dem Baron mit liſtigem Augenzwinkern zu: „Ich habe 
etwas in meiner Taſche, was in den nächſten Tagen ganz Rußland 
erfreuen und die Welt in Erſtaunen ſetzen wird: ich habe die eng⸗ 
liſche Zuſage erhalten, daß England mit Rußland gegen Deutfch- 
land gehen wird!“ 

9. Ruſſiſche Gefangene der ſibiriſchen Korps, die in Oſt⸗ 
preußen gefangen genommen wurden, ſagten aus: Sie ſeien im 
Sommer 1913 mit der Bahn in die Umgegend von Moskau trans⸗ 
portiert worden, weil dort ein Manöver vor dem Zaren ſtattfinden 
ſolle. Das Manöver fand nicht ſtatt. Die Truppen wurden aber 
nicht zurückbefördert, ſondern für den Winter in der Umgegend von 
Moskau disloziert. Im Sommer 1914 wurden ſie in die Gegend 
von Wilna vorgefahren, weil dort ein großes Manöver vor dem 
Zaren ſtattfinden ſolle. In und bei Wilna ſeien ſie aufmarſchiert 
und dann ſeien plötzlich die ſcharfen Patronen (Kriegsmunition) 
ausgegeben und ihnen mitgeteilt worden, nun fei Krieg gegen 
Deutſchland. Warum und weshalb, das wußten ſie nicht zu ſagen. 

10. In einem im Winter 1914/15 in der Preſſe veröffentlichten 
Bericht eines Amerikaners über feine Reife im Kaukaſus im Früh⸗ 
jahr 1914 wird erzählt: Als er zu Anfang Mai 1914 im Kaukaſus 
eingetroffen ſei, ſeien ihm auf feiner Fahrt nach Tiflis lange Ko— 
lonnen von Truppen aller Waffengattungen in Kriegsausrüſtung 
begegnet. Er habe befürchtet, es ſel im Kaukaſus ein Aufſtand aus⸗ 
gebrochen. Als er bei der Paßrepiſion in Tiflis ſich bei den Behörden 


215 


danach erkundigte, erhielt er den beruhigenden Beſcheid, der Kaukaſus 
ſei ganz ruhig, er könne reiſen, wohin er wolle, es handle ſich nur um 
Ubungsmärſche und Manöver. Nach Abſchluß feiner Reife Ende Mai 
1914 habe er ſich in einem kaukaſiſchen Hafen einſchiffen wollen, aber 
alle Schiffe ſeien derart mit Truppen beſetzt geweſen, daß er nur mit 
Mühe noch eine Kafüte für ſich und feine Frau erhalten konnte. Die 
ruſſiſchen Offiziere erzählten ihm, ſie würden in Odeſſa landen und 
von da in die Ukraine marſchieren zu einem großen Manöver. 

11. Der Fürſt Tundutow, Ataman der Kalmückenkoſaken, zwi⸗ 
ſchen Zaryzin und Aſtrachan reſidierend, vor und während des Krieges 
perſönlicher Adjutant des Großfürſten Nikolai Nikolaſewitſch, kam 
im Sommer 1918 in das Hauptquartier in Bosmont, um Verbin— 
dung mit Deutſchland zu ſuchen, da die Koſaken keine Slawen und 
durchaus Feinde der Bolſchewiken ſeien. Er erzählte, er ſei von 
Nikolai Nikolaſewitſch vor Kriegsausbruch zum Generalſtab entfandt 
geweſen, um den Großfürſten über die dortigen Vorgänge auf dem 
laufenden zu halten. Auf dieſe Weiſe ſei er Zeuge des berüchtigten 
Telephongeſpräches zwiſchen dem Zaren und dem Chef des General— 
ſtabes General Januſchkewitſch geweſen. Der Zar habe unter dem 
tiefen Eindruck des ernſten Telegrammes des Deutſchen Kaiſers be— 
ſchloſſen, die Mobilmachung zu fnhibieren, Er habe Januſchkewitſch 
telephoniſch befohlen, die Mobilmachung nicht auszuführen bzw. rück— 
gängig zu machen. Dieſer habe dieſen klaren Befehl nicht aus— 
geführt, ſondern bei dem Miniſter des Auswärtigen Amtes Saſonow, 
mit dem er ſeit Wochen in Verbindung geſtanden, intrigiert und 
zum Kriege gehetzt habe, telephoniſch angefragt, was er nun tun 
ſolle. Saſonow habe darauf geantwortet: Der Befehl des Zaren 
ſei Unſinn, der General ſolle die Mobilmachung nur ausführen, er 
(Saſonow) werde den Zaren morgen ſchon wieder herumkriegen 
und ihm das dumme Telegramm des Deutſchen Katſers ausreden. 
Daraufhin meldete Januſchkewitſch dem Zaren, die Mobilmachung 
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fei ſchon im Gange und nicht mehr rückgängig zu machen. Nun 
fügte Fürſt Tundutow hinzu: Das war eine Lüge, denn ich habe 
ſelbſt neben Januſchkewitſch den Mobilmachungsbefehl auf ſeinem 

Schreibtiſch liegen ſehen, er war alſo noch gar nicht abgeſandt. 
Bei dieſem Vorgange iſt pſychologiſch intereſſant, daß Zar Niko— 
laus, der den Weltkrieg vorbereiten half und die Mobilmachung 
ſchon befohlen hatte, im letzten Moment noch umſchwenken wollte. 
Es ſcheint, daß mein ernſtes warnendes Telegramm ihn zum erſten 
Male die ungeheure Verantwortung deutlich erkennen ließ, die er 
mit ſeinen kriegeriſchen Maßnahmen auf ſich lud. Deshalb wollte 
er die völkermordende Kriegsmaſchine, die er ſoeben in Bewegung 
geſetzt hatte, ſtoppen. Das wäre noch möglich, der Friede noch zu 
retten geweſen, wenn nicht Saſonow die Ausführung vereitelt hätte. 
Auf meine Frage, ob der Großfürſt, der als Deutſchenhaſſer 
bekannt war, ſehr zum Kriege gehetzt habe, erwiderte der Fürſt: Der 
Großfürſt habe allerdings eifrig für den Krieg gewirkt, aber ein 
Hetzen ſei überhaupt überflüſſig geweſen, weil ſowieſo eine ſtarke 
Kriegsſtimmung gegen Deutſchland im ganzen ruſſiſchen Offizierkorps 
geherrſcht habe. Dieſer Geiſt ſei hauptſächlich aus der franzöſiſchen 
Armee auf die ruſſiſchen Offiziere übertragen worden. Man habe 
den Krieg eigentlich ſchon im Jahr 1908/09 (Bosniſche Frage) 
machen wollen, aber Frankreich ſei damals noch nicht fertig geweſen. 
Auch 1914 ſei Rußland eigentlich noch nicht ganz fertig geweſen, 
Januſchkewitſch und Suchomlinow hätten den Krieg erſt für 1917 
geplant. Aber Saſonow und Iſwolſki ſowie die Franzoſen waren 
nicht mehr zu halten. Jene fürchteten die Revolution in Rußland und 
den Einfluß des Deutſchen Katfers auf den Zaren, durch den der Zar 
vielleicht vom Kriegsgedanken abgebracht werden könnte. Die Sran- 
zoſen aber, die für den Augenblick der engliſchen Hilfe ſicher waren, 
befürchteten, England könnte ſich ſpäter auf ihre Koſten mit Deutſch— 
land verſtändigen. Auf meine Frage, ob denn der Zar die Kriegs- 
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ſtimmung gekannt und geduldet habe, antwortete der Fürſt: Es fet be- 
zeichnend, daß der Zar aus Gründen der Vorſicht ein für allemal ver⸗ 
boten habe, deutſche Diplomaten oder Militärattahes zum Mittag⸗ oder 
Abendeſſen im Offizierkorps einzuladen, an denen er perſönlich teilnahm. 

12. Beim Vormarſch im Jahre 1914 fanden unſere Truppen in 
Nordfrankreich und an der belgiſchen Grenze große Depots (stores) 
von engliſchen Soldatenmänteln vor. Nach Ausſage der Einwohner 
ſind dieſe Mäntel ſchon in den letzten Jahren im Frieden an Ort 
und Stelle niedergelegt worden. Die engliſchen Infanteriſten, die im 
Sommer 1914 von uns zu Gefangenen gemacht wurden, hatten meiſt 
keine Mäntel und gaben auf die Frage: warum? ganz naiv an: „We 
are to find our great coats in the stores at Maubeuge, Le Quesnoy 
etc. in the north of France and in Belgium.“ “) Ebenſo ſtand es mit 
den Karten. Es wurden in Maubeuge von unſeren Leuten große Mengen 
engliſcher Militärkarten von Nordfrankreich und Belgien gefunden, 
Exemplare ſind mir vorgelegt worden. Die Ortsnamen waren auf 
franzöſiſch und engliſch gedruckt und am Rande alle Bezeichnungen 
für den Gebrauch der Soldaten überſetzt, z. B. moulin = mill, pont 
— bridge, maison = house, ville = town, bois = wood uſw. 
Dieſe Karten ſtammten aus dem Jahre 1911 und waren in South- 
ampton geftochen. Die Depots waren ſeitens Englands mit der Er— 
laubnis der franzöſiſchen und belgiſchen Regierungen ſchon vor dem 
Kriege mitten im Frieden angelegt worden. Was wäre wohl in 
Belgien, dem „neutralen Lande“, für ein Sturm der Entrüſtung los⸗ 
gebrochen, und welchen Lärm hätten England und Frankreich darüber 
geſchlagen, wenn wir in Spa, Lüttich, Namur im Frieden Depots 
von deutſchen Soldatenmänteln und Karten hätten anlegen wollen! — 

Unter den Staatsmännern, die neben Poincaré beſonders zur 
Entfeſſelung des Weltkrieges beigetragen haben, dürfte die Gruppe 


*) „Wir ſollten unſere Mäntel in den Depots zu Maubeuge, Le Ques noy uſw. 
in Nordfrankreich und Belgien vorfinden.” 
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Safonow — Ifwolfft an erfter Stelle ſtehen. Iſwolſki hat, wie man 
fagt, in Paris ftolz an ſeine Bruſt pochend erklärt: Den Krieg habe 
ich gemacht, „Je suis le père de cette guerre.“ *) Delcaſſé hat großen 
Anteil an der Schuld für den Weltkrieg, noch größeren Grey als der 
geiſtige Leiter der „Einkreiſung“, die er als „Vermächtnis“ ſeines 
verſtorbenen Königs getreulich fort- und durchführte. — 

Es tft mir mitgeteilt worden, daß eine weſentliche Rolle bei der 
Vorbereitung des gegen die monarchiſchen Mittelmächte gerichteten 
Weltkrieges die langjährige, zielbewußte Politik der internationalen 
„Großorientloge“ geſpielt hätte. Die deutſchen Großlogen aber 
hätten mit zwei Ausnahmen, in denen die nichtdeutſche Finanz herrſcht 
und die im geheimen mit dem „Großorient“ in Paris in Verbindung 
ſtehen, mit dem „Großorient“ keinen Zuſammenhang. Sie ſeien, wie 
mir der angeſehene deutſche Freimaurer, der mir dieſen ganzen, mir 
bis dahin unbekannten Zuſammenhang meldete, verſichert hat, durch— 
aus loyal und treu geweſen. Im Laufe des Jahres 1917 habe in 
Paris eine internationale Tagung der Logen des „Großorient' ſtatt⸗ 
gefunden, der ſpäter noch eine Beſprechung in der Schweiz gefolgt 
ſei. Auf dieſer Tagung ſei nachſtehendes Programm feſtgeſetzt wor— 
den: Zerſtückelung von Oſterreich-Ungarn, Demokratiſierung Deutſch— 
lands, Beſeitigung des Hauſes Habsburg, Abdankung des Deutſchen 
Kaiſers, Rückgabe Elſaß-Lothringens an Frankreich, Vereinigung 
Galiziens mit Polen, Beſeitigung des Papſtes und der katholiſchen 
Kirche wie überhaupt jeder Staatskirche in Europa. 

Ich bin von hier aus nicht in der Lage, die ſehr gravierenden 
Mitteilungen über die Organiſation und das Wirken der Großorient⸗ 
logen, die mir nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht wurden, 
nachzuprüfen. Geheime und öffentliche politifche Organiſationen 
haben im Leben der Völker und der Staaten wichtige Rollen ge— 
ſpielt, ſolange es Geſchichte gibt. Manche haben ſegensreich gewirkt, 
5 *) „Ich bin der Vater dieſes Krieges.“ 

219 


die meiſten deſtruktiv, wenn fie geheime Parolen führen müſſen, die 
das Tageslicht zu fürchten haben. Die gefährlichſten derartiger 
Bünde umgeben ſich mit dem Vorwande irgendwelcher idealen Be— 
ſtrebungen, wie der Pflege der werktätigen Nächſtenliebe, Hilfsbereit⸗ 
ſchaft für die Schwachen und Armen u. a. m., um unter ſolchem 
Deckmantel ihren eigentlichen verborgenen Zielen zuzuſtreben. Es 
tft jedenfalls erforderlich, dem Wirken der Großorientlogen nachzu— 
gehen, denn man kann zu dieſer Weltorganiſation endgültig erſt 
Stellung nehmen, wenn ſie gründlich erforſcht iſt. — 

Auf die kriegeriſchen Operationen will ich in diefer Schrift nicht 
eingehen. Dieſe Arbeit will ich um fo mehr meinen Offizieren und 
den Hiſtorikern überlaſſen, als ich, da ich ohne jede Akten ſchreibe, 
die Darlegung hier nur in ganz großen Umriſſen ausführen könnte. 

Wenn ich an die ſchweren vier Kriegsjahre zurückdenke, mit ihrem 
Hoffen und Zagen, mit ihren glänzenden Siegen und ihren Ver— 
luſten an koſtbarem Blute, ſo ſteht bei mir im Vordergrunde das 
Gefühl heißen Dankes und unvergänglicher Bewunderung für die 
unvergleichlichen Leiſtungen des deutſchen Volkes in Waffen. Diefer 
Danl gllt in erſter Linie den genialen Führern in dem furchtbaren 
Ringen, vor allem dem Generalfeldmarſchall v. Hindenburg, dem 
getreuen Eckart des deutſchen Volkes, und ſeinem von ihm unzer— 
trennlichen ſtarken Berater, dem General Ludendorff. Mein Dank 
für feden einzelnen meiner wackeren Soldaten iſt aber nicht minder 
warm. Beſonders gebührt er denen, die ihre Treue für Kaiſer und 
Reich mit ihrem Blute beſiegelt haben. 

Wie der Heimat kein Opfer des Ausharrens und der Entbehrung 
zu groß war, ſo hat das Heer in Abwehr des uns freventlich auf⸗ 
gezwungenen Krieges nicht nur die erdrückende Ubermacht von 28 
Feindſtaaten abgewehrt. Es hat zu Lande, zu Waſſer und in der 
Luft Siege errungen, deren Glanz im Nebel der heutigen Zeit viel⸗ 
leicht etwas verblaßt erſcheint, im Lichte der Geſchichte aber dereinſt 
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um fo heller ſtrahlen wird. Und damit nicht genug. Wo immer 
bei unſeren Bundesgenoſſen Not eintrat — deutſches Eingrelfen, oft 
mit ſchwachen Truppen, ſtellte ſtets die Lage wieder her und brachte 
oft namhafte Erfolge. Deutſche fochten auf allen Kampfplätzen des 
ausgedehnten Weltkrieges. 

Fürwahr, die heldenmütige Tapferkeit des deutſchen Volkes hätte 
ein beſſeres Los verdient, als daß ſie dem tückiſchen Dolchſtoße von 
hinten zum Opfer fiel. Es ſcheint deutſches Schickſal zu ſein, daß 
Deutſche immer durch Deutſche beſiegt werden. Jüngſt las ich das 
leider nicht unberechtigte Wort: In Deutſchland hat jeder Siegfried 
ſeinen Hödur hinter ſich. — 

Schließlich noch ein Wort über die deutſchen „Kriegsgreuel” 
und zwei Beiſpiele dazu! 

Nach dem Einrücken in Nordfrankreich habe ich ſofort den Schutz 
der Kunſtdenkmäler befohlen. Jeder Armee wurden Kunfthifto- 
riker und Profeſſoren zugeteilt, die umherreiſten und die Kirchen, 
Schlöſſer, Burgen uſw. beſichtigten, aufnahmen und beſchrieben. 
Unter anderen hat ſich beſonders der Konſervator der Rheinprovinz, 
Profeſſor Clemen hervorgetan, der mir im Felde Vortrag über den 
Schutz der Kunſtdenkmäler zu halten hatte. Alle Sammlungen in 
Städten, Muſeen und Schlöſſern wurden katalogiſiert und numeriert. 
Wo ſie durch den Kampf bedroht ſchienen, wurden ſie abtransportiert 
und in Valenciennes und Maubeuge in zwei prachtvollen großen 
Muſeen zuſammengeſtellt und ſorgſam behütet, bei ſedem Stück war 
der Name des Beſitzers vermerkt. Die alten Fenſter der Kathedrale 
von St. Quentin wurden von deutſchen Soldaten mit Lebens: 
gefahr unter engliſchem Granatfeuer herausgeholt. Die Geſchichte 
der Zerſtörung der Kirche durch die Engländer iſt durch einen 
deutſchen katholiſchen Prieſter beſchrieben, mit Photographien verſehen 
veröffentlicht und auf meinen Befehl an den Papſt geſandt worden. 

In dem Schloſſe von Pinon, das der Prinzeſſin de Poix ge- 
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hört, die bei der Katjerin und mir in Berlin zu Gaſt geweſen 
war, lag das Generalkommando III. Armeekorps. Ich beſuchte das 
Schloß und wohnte dort. Vorher waren Engländer einquartiert ge- 
weſen. Sie hatten greulich gehauſt. Der kommandierende General 
v. Lochow mit ſeinem Stabe hatte große Mühe, das Schloß nach der 
engliſchen Verwüſtung einigermaßen wieder in Ordnung zu bringen. 
Ich beſuchte mit dem General die Privatgemächer der Prinzeſſin, 
die bis dahin von unſeren Soldaten nicht betreten werden durften. 
Ich fand die ganze Garderobe der Prinzeſſin von den engliſchen 
Soldaten aus den Schränken geriſſen und ſamt den Hüten auf dem 
Boden verſtreut. Ich ließ alle Garderobeſtücke ſorgſam ſäubern, in 
die Schränke hängen und verſchließen. Ebenſo war der Schreibtiſch 
erbrochen und die Privatkorreſpondenz der Prinzeſſin lag umher. 
Auf meinen Befehl wurden alle Briefe geſammelt, eingepackt, ver- 
ſiegelt in den Schreibtiſch gelegt und eingeſchloſſen. Späterhin fand 
man das ganze Tafelſilber im Park vergraben. Wie die Dorf⸗ 
bewohner geſtanden, war das ſchon Anfang Juli angeordnet worden. 
Alſo hatte die Prinzeſſin ſchon lange vor dem Kriege Kenntnis von 
deſſen bevorſtehendem Ausbruch! Ich befahl ſofort die Katalogiſierung 
des Silbers und deſſen Aufbewahrung auf der Aachener Bank und 
Zurückgabe an die Prinzeſſin nach dem Kriege. Durch den Ober— 
hofmarſchall Freiherrn v. Reiſchach ließ ich der Prinzeſſin über die 
Schweiz Nachricht über Pinon, ihr Silber und meine Fürſorge für 
ihr Eigentum zukommen. Antwort iſt nicht erfolgt. Dagegen hat die 
Prinzeſſin in der franzöſiſchen Preſſe einen Brief veröffentlicht des In⸗ 
halts: Der General v. Kluck habe all ihr Silberzeug geſtohlen. 

Durch meine Fürſorge und die aufopfernde Arbeit der deutſchen 
Kunſtgelehrten und Soldaten — teilweiſe unter Gefahr für ihr Leben 
— find den franzöſiſchen Beſitzern und den franzöſiſchen Städten 
Kunſtſchätze im Werte von Milliarden erhalten worden. Das taten 
die Hunnen, die Boches! 
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Der Bapft 


und der Frieden 


* Sommer 1917 empfing ich in Kreuznach den Beſuch des 
päpſtlichen Nuntius Pacelli, der von einem Kaplan begleitet 
war. Pacelli iſt eine vornehme, ſympathiſche Erſcheinung, von 
hoher Intelligenz und vollendeten Umgangsformen, das Bild eines 
katholiſchen Kirchenfürſten. Er verſteht ſo weit deutſch, daß er 
deutſcher Konverſation gut folgen kann, beherrſcht die Sprache aber 
nicht ſo, daß er ſie geläufig ſpricht. Die Konverſation war fran⸗ 
zöſiſch, doch bediente der Nuntius ſich zuweilen einzelner deutſcher 
Ausdrücke. Der Kaplan ſprach fließend deutſch und beteiligte ſich — 
auch unaufgefordert — an dem Geſpräch, ſobald er befürchtete, daß 
der Nuntius zu ſehr von meinen Ausführungen beeinflußt werde. 

Sehr bald drehte ſich das Geſpräch um die Frage der Friedens⸗ 
vermittlung und herbeiführung, wobei allerhand Projekte und Mög⸗ 
lichkeiten geſtreift, erörtert und fallen gelaſſen wurden. Schließlich 
ſchlug ich vor, der Papſt möge doch ſeinerſeits einen Verſuch machen, 
nachdem mein Friedensangebot vom 12. Dezember 1916 in ſo un⸗ 
erhörter Weiſe zurückgewieſen worden ſei. Der Nuntius meinte, 
das werde ſeine großen Schwierigkeiten haben, der Papſt habe ſich 
ja bereits bet einigen Anregungen einen Refus geholt. Anderer— 
ſeits ſei der Papſt ganz verzweifelt über die Schlächterei und denke 
unabläſſig darüber nach, wie er dazu helfen könne, die europälſche 
Kulturwelt von der Geißel des Krieges zu befreien. Jede Anregung 
in dieſer Hinſicht würde dem Vatikan von hohem Wert ſein. 
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Ich führte aus, daß der Papſt als oberſter Prleſter aller römiſch— 
katholiſchen Chriſten und Kirchen zunächſt verſuchen ſollte, feine 
Prieſter in allen Ländern dazu anzuhalten, erſt einmal den Haß 
aus den Gemütern zu bannen, der das größte Hindernis für die 
Anbahnung des Friedens ſei. Leider gehöre gerade die Geiſtlichkeit 
auf ſeiten der Entente in ganz erſchreckender Weiſe zu den Trägern 
und Schürern des Haſſes und Kampfes. Ich führte die vielen 
Meldungen der Truppen aus dem Anfang des Krieges an, wo 
Abbés und Eures mit der Waffe in der Hand gefangen wurden. 
Ich wies hin auf die Machinationen des Kardinals Mercier und des 
belgiſchen Klerus, deſſen Mitglieder häufig die Spionage leiteten, auf 
die Predigt des proteſtantiſchen Biſchofs von London, der von der 
Kanzel herab die Baralong⸗Mörder verherrlichte, u. dgl. Es ſei 
daher ein großes Werk, wenn es dem Papſt gelänge, in allen am 
Kriege beteiligten Ländern die römiſche Geiſtlichkeit einheitlich zur 
Verurteilung des Haſſes und zur Empfehlung des Friedens — ſei 
es von der Kanzel, ſei es durch Hirtenbriefe — zu veranlaſſen, wie 
das ſeitens des deutſchen Klerus bereits geſchehe. Pacelli fand dieſen 
Gedanken durchaus glücklich und beachtenswert, nur meinte er, es 
werde ſchwer ſein, die verſchiedenen Epiſkopate dazu zu bekommen. 
Ich erwiderte, ich könne mir bei der ſtrammen Difziplin der 
Hierarchie der römiſchen Kirche nicht vorſtellen, daß, wenn der 
Papſt die Kirchenfürſten feierlich öffentlich auffordern würde, Ver— 
ſöhnlichkeit und Achtung des Gegners zu verkünden, der Epiſkopat 
irgendeines Landes das verweigern würde. Der Epiffopat fei doch 
durch feine Stellung über den Parteien und weil Verſöhnlichkeit 
und Nächſtenliebe Grundvorſchriften der chriſtlichen Religion ſeien, 
geradezu verpflichtet, auf deren Befolgung einzuwirken. 

Pacelli gab dies zu und verſprach, den Gedanken in ernſtliche 
Erwägung zu ziehen und an den Vatikan zu berichten. Im weiteren 
Verlauf des Geſpräches kam der Nuntius auf die Frage, wie man 
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ſich nun, außer dem von mir angeregten rein kirchlichen Schritt, die 
Einwirkung des Papſtes auf die Herbeiführung von Friedensmöglich— 
keiten denken könnte. Ich wies darauf hin, daß Italien und Dfter- 
reich zwei römiſch⸗katholiſche Staaten ſeien, auf die der Papſt leicht 
und nachdrücklich einwirken könne. Der eine Staat fei fein Vater⸗ 
land und Wohnort, wo er vom Volk verehrt werde und direkten 
Einfluß auf die eigenen Landsleute habe. Oſterreich werde von einem 
Herrſcher regiert, der ſogar den Titel „apoſtoliſch“ führe, der ſelbſt 
wie ſein ganzes Haus unmittelbare Verbindungen mit dem Vatikan 
habe und zu den treueſten Söhnen der römiſchen Kirche gehöre. 
So meine ich, es müſſe dem Papſt nicht ſchwer fallen können, 
wenigſtens zu verſuchen, bei dieſen beiden Ländern den Anfang 
zu machen, ſie zum Friedensgeſpräch zu bringen. Das diplomatiſche 
Geſchick und der weite Blick des Vatikans ſeien ja weltbekannt. 
Sei auf dieſe Weiſe erſt einmal der Anfang gemacht, der doch gute 
Chancen böte, fo würden die anderen Mächte ſich der Einladung 
des Vatikans zu zunächſt unverbindlichem Meinungsaustauſch wohl 
kaum entziehen können. Der Nuntius meinte, es werde für den 
Vatikan ſchwer halten, die ftalienifche Regierung dazu zu be— 
kommen, da er ja keine direkte Beziehung zu ihr und keine Ein- 
wirkung auf ihre Mitglieder beſäße. Vollends eine Einladung zu 
Beſprechungen werde die italieniſche Regierung ſich nie gefallen laſſen. 

Hier miſchte ſich der Kaplan in das Geſpräch und erklärte einen 
ſolchen Schritt des Papſtes für völlig ausgeſchloſſen, da daraus 
Folgen entſtehen würden, die für den Vatikan geradezu gefährlich 
werden könnten. Die Regierung würde fofort die „Piazza“ ) gegen 
den Vatikan mobil machen, dem dürfe der Vatikan ſich nicht aus⸗ 
ſetzen. Als ich dieſem Einwurf keinen Glauben ſchenken wollte, er— 
eiferte der Kaplan ſich immer mehr. Ich kennte, meinte er, die 
Römer nicht, die ſelen, wenn ſie aufgehetzt wären, ganz ſchrecklich, 
N *) d. h. „die Straße” (eigentlich „den Platz“). 


Er 227 


—.— 


jowie die „Piazza“ in Bewegung käme, werde die Lage unangenehm. 
Dann könne man ſich ſogar auf einen Sturm auf den Vatikan ge⸗ 
faßt machen, durch den der Papſt ſelbſt in Lebensgefahr kommen 
könnte. Ich erwiderte, ich kenne den Vatikan doch auch genau, den 
könnte keine Volksmenge oder „Piazza“ ſtürmen, außerdem habe der 
Papſt eine ſtarke Partei in Geſellſchaft und Volk, die ſofort zu ſeiner 
Verteidigung bereit ſtehen werde. Dem ſtimmte der Nuntius zu. 
Der Kaplan fuhr ſedoch unbeirrt fort, die Schrecken der „Piazza“ 
auszumalen und die Gefahren für den Papſt auf das ſchwärzeſte zu 
ſchildern. Darauf ſagte ich: Wenn jemand den Vatikan einnehmen 
wolle, dann müſſe er ſich erſt eine Batterie ſchwerer Mörſer und 
Haubitzen, ſowie Pioniere und Sturmtruppen zu regelrechter Be— 
lagerung kommen laſſen, alles dies habe aber die „Piazza“ nicht 
zur Verfügung. Daher ſei es höchſt unwahrſcheinlich, daß ſie etwas 
unternehmen werde. Außerdem erwähnte ich, daß ich gehört hätte, 
im Vatikan ſei für ſolche Fälle bereits Vorſorge getroffen. Darauf 
ſchwieg der Prieſter. 

Der Nuntius wendete hier ein, daß es für den Papſt ſchwer ſei, 
etwas greifbar Praktiſches für den Frieden zu tun, ohne im welt⸗ 
lichen Italien Anſtoß zu erregen und Widerſtand zu finden, der ihn 
gefährde. Er ſei eben leider nicht frei. Wenn der Papſt eigenes 
Land oder wenigſtens einen eigenen Bezirk beſitzen würde, wo er 
autonom regieren und frei ſchalten und walten könnte, dann läge 
die Situation ganz anders, fo aber fei er zu ſehr vom weltlichen 
Rom abhängig und könne nicht ſo, wie er wolle. Ich bemerkte: 
Das Ziel, der Welt den Frieden zu bringen, ſei ſo heilig und groß, 
daß der Papſt unmöglich aus rein weltlichen Gründen ſich davon 
abſchrecken laſſen dürfe, dieſe für ihn wie geſchaffene Aufgabe zu 
löſen. Gelänge ſie ihm, ſo werde die dankbare Welt gewiß nach 
dem Frieden feine Wünſche nach Unabhängigkeit bei der italientfchen 
Regierung gern unterſtützen. Das machte Eindruck auf den Nuntius, 
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und er meinte, ich hätte doch recht, der Papſt müſſe in der Frage 
etwas tun. 

Ich machte hierauf den Nuntius auf folgenden Punkt aufmerk— 
ſam: Der Nuntius werde beobachtet haben, wie die Sozialiſten aller 
Länder ſich mit Eifer auf alle mögliche Weiſe bemühten, die 
Friedensbeſtrebungen zu fördern. Wir hätten den deutſchen Sozia⸗ 
liſten ſtets die Erlaubnis gewährt, ins neutrale Ausland zu reiſen, 
um auf Kongreſſen die Friedensfrage zu erörtern, da ich der Meinung 
ſei, daß ſie die Wünſche und Anſichten kennten, die in den unteren 
Volksſchichten verbreitet ſeien. Keinem, der ehrlich und ohne Hinter- 
gedanken den Frieden zu fördern beabſichtige, werde bei uns ein 
Hindernis in den Weg gelegt. Die gleichen Friedenswünſche ſeien auch 
bei den Völkern der Entente und unter ihren Sozialiſten verbreitet. 
Letztere würden jedoch durch Paßverweigerung daran gehindert, zu den 
Kongreſſen im neutralen Ausland zu gehen. Der Wunſch nach 
Frieden nehme in der Welt zu. Die Völker würden immer mehr von 
ihm durchdrungen, und wenn niemand unter den Regierenden ſich 
fände, ſeine Hand dazu zu bieten — mein Verſuch ſei ja leider 
geſcheitert —, dann würden die Völker ſchließlich die Sache ſelbſt 
in die Hand nehmen. Das werde, wie die Geſchichte beweiſe, nicht 
ohne bedenkliche Erſchütterungen und Umwälzungen vor ſich gehen, 
von denen die römiſche Kirche und der Papſt nicht unberührt bleiben 
würden. Was ſolle ein katholiſcher Soldat ſich denken, wenn er 
immer nur von den Bemühungen ſozialiſtiſcher Männer um den 
Frieden höre, nie aber von einem Verſuch des Papſtes, ihn aus 
der Kriegsnot zu befreien? Tue der Papſt nichts, dann beſtehe die 
Gefahr, daß der Friede durch die Sozialiſten erzwungen werde, und 
dann ſei es mit der Machtſtellung des Papſtes und der römiſchen 
Kirche auch bei den Katholiken vorbei! 

Diefes Argument ſchlug beim Nuntius durch. Er erklärte, daß 
er dieſe Auffaſſung ſofort an den Vatikan berichten und ſich dafür 
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einfegen werde, daß der Papſt handeln müſſe. Höchſt beforgt fuhr 
der Kaplan wieder dazwiſchen: Der Papſt bringe ſich dadurch in Ge— 
fahr, „la Piazza“ werde ihm zu Leibe gehen! Ich erwiderte darauf: 
Ich ſei ein Proteſtant, daher in des Kaplans Augen ein Ketzer, 
trotzdem müſſe ich hier folgendes konſtatieren: Der Papſt werde von 
der katholiſchen Kirche und Welt als „Statthalter Chriſti auf Erden“ 
bezeichnet. Ich hätte bei meinem Studium der Heiligen Schrift 
mich ernſt und eingehend mit der Perſon des Heilandes befaßt und 
mich in ſie zu vertiefen geſucht. Nun, der Herr habe jedenfalls 
niemals Angſt vor der „Piazza“ gehabt, obgleich ihm kein feſtungs⸗ 
artiger Bau mit Garden und Waffen zu Gebote geſtanden habe, 
der Herr fe immer mitten in die „Piazza“ hineingegangen und habe 
zu ihr geſprochen und ſchließlich ſei er für dieſe feindliche „Piazza“ 
in den Kreuzestod gegangen. Und nun ſolle ich glauben, daß ſein 
„Statthalter auf Erden“ Angſt haben ſollte, eventuell ein Märtyrer 
nach ſeines Herrn Vorbild zu werden, um der blutenden Welt den 
Frieden zu bringen, nur wegen der lumpigen römiſchen „Piazza“? 
Dazu dächte ich, der Proteſtant, viel zu hoch von einem römiſchen 
Prieſter, zumal vom Papſt. Es könne für ihn nichts Herrlicheres 
geben, als mit ſeiner ganzen Perſon ſich für die große Sache des 
Friedens rückſichtslos einzuſetzen, ſelbſt auf die in weiter Ferne 
ſtehende Gefahr hin, dafür ein Märtyrer zu werden! 

Mit leuchtenden Augen ergriff der Nuntius meine Hand und 
ſagte tiefbewegt: „Vous avez parfaitement raison! Cest le devoir 
du Pape, il faut qu'il agisse, c’est par lui que le monde doit ètre 
regagnẽ à la paix. je transmetterai vos paroles à Sa Sainteté.“ ) 
Der Kaplan wandte ſich kopfſchüttelnd ab und murmelte vor ſich 
hin: „Ah, la Piazza, la Piazza!“ 


—— —— 


„) „Sſe haben durchaus recht. Das iſt die Pflicht des Papſtes, er muß handeln, 
durch ihn muß die Welt den Frieden wieder erhalten. Ich werde Ihre Anregung 
Seiner Helligkeit wörtlich übermitteln.“ 
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Kriegsende 
und Abdankung 


Wos Tage nach dem 8. Auguſt 1918 berief ich einen Kron— 


rat, um Klarheit über die Lage zu gewinnen und die daraus 
zu ziehenden Schlüſſe für die vom Grafen Hertling zu befolgende 
Politik ziehen zu können. Die Oberſte Heeresleitung billigte den 
Gedanken, daß der Reichskanzler die Möglichkeit einer Annäherungs⸗ 
aktion an den Feind ins Auge faſſen ſolle, betonte aber die Not⸗ 
wendigkeit, zuvor die Siegfriedſtellung zu beziehen und den Feind 
dort gründlich abzuſchlagen, dann erſt könne man mit dem Ver⸗ 
handeln beginnen. Daraufhin wurde von mir befohlen, daß der 
Kanzler ſich mit einer neutralen Macht — den Niederlanden — in 
Verbindung ſetzen ſolle, um zu erkunden, ob fie bereit ſei, einen 
ſolchen Vermittlungsſchritt zu tun. 

Sehr erſchwerend für den über Holland beabſichtigten Schritt 
war es, daß Oſterreich zu keinem klaren Einverſtändnis zu bringen 
war, ſondern ſeine erbetene Erklärung endlos hinſchleppte. Sogar 
eine mündliche Verabredung des Kaiſers Karl mit mir wurde bald 
nachher unter Burians Einfluß von ihm wieder umgeſtoßen. Die 
niederländiſche Regierung war von mir ſchon benachrichtigt und hatte 
ihre Bereitſchaft erklärt. Inzwiſchen hatte Oſterreich ohne unſer 
Wiſſen das erſte Sonderfriedensangebot gemacht und brachte dadurch 
den Stein ins Rollen. Kaifer Karl war wohl unter der Hand 
ſchon von ſich aus mit der Entente in Fühlung getreten und längſt 
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entſchloſſen, uns allein zu laſſen. Er handelte nach dem von ihm 
zu ſeiner Umgebung geäußerten Plan: „Wenn ich zu den Deutſchen 
gehe, dann ſtimme ich ihnen in allem zu, und wenn ich nach Hauſe 
komme, dann tue ich, was ich will.“ So kam es, daß meine 
Regierung und ich von Wien aus fortgefegt getäuſcht wurden, 
ohne daß wir etwas dagegen tun konnten, da man von dort immer 
durchfühlen ließ: Macht ihr Schwierigkeiten, dann laſſen wir euch 
im Stich, d. h. unſer Heer ficht nicht mehr an eurer Seite. Das 
aber mußte in der Lage, in der wir uns befanden, aus mili⸗ 
täriſchen wie politiſchen Gründen wenn irgend möglich vermieden 
werden. 

Der Abfall Ungarns und Oſterreichs hat die Kriſis für uns ge— 
bracht. Hätte Kaiſer Karl nur drei Wochen länger die Nerven 
behalten, dann wäre vieles anders gekommen. Andraſſy hatte aber 
— nach ſeinem eigenen Eingeſtändnis — ſchon längſt hinter unſerem 
Rücken in der Schweiz mit der Entente verhandelt. Somit glaubte 
ſich Kaiſer Karl guter Behandlung ſeitens der Entente ſicher. 

Nach unſerem Mißerfolge am 8. Auguſt hatte General Luden— 
dorff erklärt, daß er einen militäriſchen Sieg nicht mehr verbürgen 
könne. Die Anbahnung von Friedens verhandlungen ſei daher not- 
wendig. Da es der Diplomatie nicht gelungen war, ausſichtsreiche 
Verhandlungen anzuknüpfen, die militäriſche Lage dagegen ſich in— 
folge der revolutionären Wühlarbeit noch verſchlechtert hatte, forderte 
Ludendorff nunmehr am 29. September an Stelle der Friedens⸗ 
verhandlungen die Anbahnung eines Waffenſtillſtandes. 

In dieſer kritiſchen Zeit ſetzte in der Heimat eine ſtarke Bewegung 
dafür ein, für den nunmehr notwendigen Abſchluß des Krieges eine 
neue Regierung zu bilden. Ich konnte mich dieſer Bewegung des— 
halb nicht verſchließen, weil es der alten Regierung in den 7 Wochen 
vom 8. Auguſt bis Ende September nicht gelungen war, Friedeng- 
verhandlungen mit Ausſicht auf Erfolg anzubahnen. 
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Inzwiſchen waren die von der Front befohlenen Generale 
v. Gallwitz und v. Mudra bei mir erſchienen. Sie entwarfen ein 
Bild der inneren Lage des Heeres, wobei auch die große Zahl der 
Drückeberger hinter der Front, die Fälle von Inſubordination, das 
Erſcheinen der roten Flagge in den Urlauberzügen, die aus der 
Heimat kamen, u. dgl. erwähnt wurden. Die Generale erblickten 
die Haupturſache der vorhandenen Übelftände in der ungünſtigen 
Wirkung der in der Heimat herrſchenden Stimmung auf die Truppen. 
Der allgemeine Wunſch nach Beendigung des Kampfes und nach 
Frieden habe von der Heimat auf die Etappe übergegriffen und 
mache ſich auch bereits bei einzelnen Fronttruppenteilen bemerkbar. 
Die Generale vertraten die Anſicht, daß die Armee deshalb ſofort 
hinter die Antwerpen-Maas⸗Linie zurückgenommen werden müßte. 

Noch am ſelben Tage ſandte ich telephoniſch an den Feldmarſchall 
v. Hindenburg den Befehl, ſobald als möglich den Rückzug in die 
Antwerpen⸗Maas⸗Linie zu bewirken. Das Zurückgehen des ermüdeten, 
aber an keiner Stelle entſcheidend geſchlagenen Heeres in dieſe Stel— 
lung bedeutete nur die Einnahme einer weſentlich kürzeren und vom 
Gelände vielfach begünſtigten Stellung, die freilich nicht ausgebaut 
war. Aber auch an der Somme hatten wir uns in Trichterſtellungen 
geſchlagen. Das Ziel mußte fein, die Operationsfreiheit wieder zu 
gewinnen, was meines Erachtens keineswegs ausſichtslos war. Hat⸗ 
ten wir doch im Laufe des Krieges mehrfach Rückzüge ausgeführt, 
um uns in militäriſch günſtigere Lagen zu verſetzen. 

Gewiß war das Heer nicht mehr das alte. Namentlich der Er- 
ſatz des Jahres 1918 war vielfach von revolutionärer Propaganda 
verſeucht und benutzte oft das Dunkel der Nacht, um ſich dem Feuer 
zu entziehen und in der Etappe zu verſchwinden. Aber die Mehr: 
zahl meiner Diviſionen hat ſich bis zuletzt tadellos geſchlagen, Diſzi— 
plin und militärifchen Geiſt bewahrt. Sie waren dem Feinde an 
innerem Gehalt noch immer gewachſen. Denn trotz ſeiner Übermacht 
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an Zahl, Geſchützen, Munition, Tanks und Flugzeugen blieben die 
feindlichen Truppen ſofort liegen, wenn fie auf ernſthaften Wider⸗ 
ſtand ſtießen. So ſind die Verbände unſerer alten Frontſoldaten 
im Recht, wenn ſie ſtolz das Motto „Im Felde und zur See un— 
beſiegt!“ auf ihr Panier geſchrieben haben. 

Was der deutſche Frontkämpfer und damit das deutſche Volk 
in Waffen in 4'/, Kriegsjahren geleiſtet hat, iſt über alles Lob er— 
haben. Man weiß nicht, was man mehr bewundern ſoll, die Be— 
geiſterung, mit der die herrliche Jugend von 1914, ohne die Wir- 
kung unſeres Artilleriefeuers abzuwarten, freudig auf den Feind 
ſtürmte, oder die entſagungsvolle Pflichttreue und Beharrlichkeit, mit 
der unſere Feldgrauen, knapp ernährt und ſelten abgelöſt, Jahr aus, 
Jahr ein, in der Nacht ſchippend, am Tage in Unterſtänden, Erd— 
höhlen hauſend oder im Granattrichter liegend, dem Stahlgewitter 
der feindlichen Artillerie, Flieger und Tanks getrotzt haben. Und 
dieſes Heer, das man für abgekämpft hätte halten ſollen, war nach 
faft 4 Kriegsjahren noch zu Angriffserfolgen fähig geweſen, deren 
unſere Feinde trotz ihrer Rieſenübermacht ſich nirgends rühmen 
konnten. Trotzdem durfte man ihm nicht Übermenſchliches zumuten. 
Wir mußten zurückgehen, um Atem ſchöpfen zu können. 

Der Feldmarſchall ſträubte ſich gegen den Rückzugsbefehl: aus 
politiſchen Gründen (Friedensverhandlungen uſw.) ſolle man noch 
ſtehen bleiben, der Rücktransport von Material uſw. müſſe erſt be⸗ 
werkſtelligt werden uſw. — 

Ich entſchloß mich nunmehr, dem mir ausgeſprochenen Wunſche 
des Heeres entſprechend, mich an die Front zu begeben, um mit 
meinen im ſchweren Kampfe ſtehenden Truppen zuſammen ſein 
und mich perſönlich von ihrem Geiſt und Zuſtand überzeugen zu 
können. 

Ich konnte dieſen Entſchluß um fo eher ausführen, als ich, feit- 
dem die neue Regierung eingeſetzt war, von dieſer wie vom Reichs⸗ 
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kanzler in keiner Weife mehr in Anſpruch genommen wurde, mein 
Aufenthalt zu Hauſe alſo zwecklos erſchien. Die Noten an Wilſon 
wurden von Solf, dem Kriegskabinett und Reichstag in ſtunden⸗ 
langen Sitzungen beraten und abgefaßt, ohne daß ich darüber orien— 
tiert worden wäre, ſo daß ich ſchließlich bei der letzten Note an 
Wilſon Solf durch meinen Kabinettschef in ſehr deutlicher Weiſe zu 
verſtehen gab, daß ich verlange, von der Note vor ihrem Abgange 
Kenntnis zu erhalten. Solf erſchien und trug ſie vor, ſtolz auf ſeine 
Antitheſe zwiſchen Waffen ſtreckung, die Wilſon's Verlangen war, 
und Waffenſtillſtand, der beantragt wurde. Als ich dann auf die 
Abdankungsgerüchte aufmerkſam machte und verlangte, das Aus⸗ 
wärtige Amt müſſe in der Preſſe gegen das Unwürdige der Zeitungs⸗ 
polemik Stellung nehmen, erwiderte Solf: Davon ſprächen ja doch 
fhon alle Leute an allen Straßenecken, auch in den beſten Kreiſen 
erörtere man dieſe Frage ganz ungentert. Als ich meiner Empörung 
darüber Ausdruck verlieh, bemerkte Solf zu meinem Troſt: Wenn 
Seine Maſeſtät ginge, ginge er auch, er könne unter ſolchen Verhält— 
niſſen nicht weiterdienen. Ich ging oder vielmehr ich wurde von 
meiner eigenen Regierung geſtürzt, und — Herr Solf blieb. 

Als der Reichskanzler Prinz Max von meinem Entſchluß zur Ab- 
reife nach der Front erfuhr, verſuchte er, fie auf alle Weiſe zu ver- 
hindern. Er fragte, warum ich reiſen wollte, und erhielt zur Ant⸗ 
wort, daß ich die Rückkehr ins Feld für meine Pflicht als Oberſter 
Kriegsherr hielte, nachdem ich faſt einen Monat von der ſchwer⸗ 
ringenden Armee getrennt geweſen ſei. Auf den Einwurf des Kanz⸗ 
lers, ich ſei zu Hauſe unentbehrlich, entgegnete ich, wir befänden 
uns im Kriege, und der Katfer gehöre zu feinen Soldaten. Schließ— 
lich erklärte ich endgültig, ich würde reifen. Wenn die Waffenſtill⸗ 
ſtandsnote Wilſon's eintreffe, dann müſſe fie ja doch im Haupt⸗ 
quartier bei der Armee beſprochen werden und der Kanzler zu den 
Beratungen nach Spa kommen. 
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Ich begab mich zu der Armee in Flandern, nachdem ich in Spa 
dem Generalſtab nochmals den beſtimmten Befehl gegeben hatte, 
ſchleunigſt in die Antwerpen⸗Maas⸗Stellung zurückzugehen, damit 
die Truppen endlich aus dem Kampfe heraus zur Ruhe kämen. 
Trotz der Einwendungen, das brauche Zeit, die Stellung ſei noch 
nicht fertig, das Material müſſe erſt zurück uſw., erhielt ich den 
Befehl aufrecht. Der Rückzug wurde eingeleitet. 

In Flandern ſah ich Abordnungen der verſchiedenen Diviſionen, 
ſprach mit den Leuten, verteilte Dekorationen und wurde überall 
von Offizieren wie Mannſchaften freudig begrüßt. Beſonders be- 
geiſtert waren die Soldaten eines Kgl. Sächſiſchen Rekrutendepots, 
die mir auf dem Bahnhofe, auf dem ich meinen Zug wieder beſtieg, 
ſtürmiſche Huldigungen darbrachten. Während ſch an Angehörige 
der Garde⸗-Erſatz⸗Diviſion Dekorationen austeilte, flog, von Abwehr⸗ 
geſchützen und Maſchinengewehren heftig beſchoſſen, ein feindliches 
Bombengeſchwader direkt über uns weg und warf in der Nähe des 
Sonderzuges Bomben ab. Die höheren Führer meldeten überein⸗ 
ſtimmend: Der Geiſt der Truppe vorn ſei gut und zuverläſſig, weiter 
rückwärts bei den Kolonnen ſei das nicht in gleichem Maße der Fall. 
Das Schlimmſte ſeien die Urlauber, die zu Hauſe offenbar bearbeitet 
und verſeucht worden ſeien und von dort einen ſchlechten Geiſt mit⸗ 
brächten. Die jungen Rekruten in den Depots ſeien gut. 

In Spa, wohin ich mich nun begab, trafen andauernd Nach— 
richten aus der Heimat von der immer heftiger werdenden Agitation 
und Stimmung gegen den Kaffer ein und von der zunehmenden 
Schlaffheit und Hilfloſigkeit der Regierung, die ohne Initiative und 
Kraft ſich nur noch willenlos treiben ließ. In der Preſſe wurde ſie 
ſpottend „Debattierklub“ genannt, in führenden Blättern bezeichnete 
man den Prinzen Max als „Revolutions kanzler“. Er lag, wie ich 
ſpäter erfuhr, über zehn Tage an Grippe zu Bett, unfähig, die 
Geſchäfte wirklich zu führen. Exzellenz v. Payer und Solf re— 
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gierten mit dem andauernd tagenden ſogenannten Kriegskabinett das 
Deutſche Reich. In ſolch kritiſchen Zeiten durfte meines Erachtens 
das gefährdete Staatsſchiff nicht von Vertretern des Reichskanzlers 
geſteuert werden. Vertreter können eben nicht die Autorität haben, wie 
der verantwortliche Regierungschef. Autorität aber war gerade damals 
vonnöten. Es waren, ſoweit es mir bekannt iſt, nicht einmal ſtarke 
Vollmachten an den Vizekanzler gegeben worden. Die richtige, d. h. 
die pflichtmäßige Löſung wäre die wirkliche Erſetzung des Prinzen 
Max als Reichskanzler und die Berufung einer ſtarken Perſönlich— 
kelt an ſeine Stelle geweſen. Da wir das parlamentariſche Re— 
gierungsſyſtem hatten, mußten die Parteien den Wechſel im Kanzler— 
amte veranlaffen und mir einen Nachfolger des Prinzen Max präſen— 
tieren. Das iſt nicht geſchehen. 

Nun ſetzten Verſuche der Regierung und des Reichskanzlers ein, 
um mich zur Abdankung zu bewegen. Der Miniſter des Innern, 
Drews, erſchien im Auftrage des Kanzlers, um mich über die 
Stimmung zu orientieren. Er ſchilderte die bekannten Vorgänge 
in Preſſe, Hochfinanz und Publikum, und betonte, daß der Reichs— 
kanzler zur Abdankungsfrage ſelbſt keine Stellung genommen, ihn 
jedoch zu mir geſandt habe. Er ſollte mir alſo quaſt ſuggerieren, ſelbſt 
zu dem Schluſſe zu kommen, daß ich abdanken müſſe, damit es nicht ſo 
ausſehe, als ob die Regierung einen Druck auf mich ausgeübt hätte. Ich 
legte dem Miniſter die verhängnisvollen Folgen der Abdankung dar und 
fragte ihn, wie er als preußiſcher Beamter eine ſolche Zumutung mit 
ſeinem Beamteneid ſeinem Könige gegenüber glaube vereinigen zu kön— 
nen. Drews wurde verlegen und entſchuldigte ſich mit dem Befehl des 
Reichskanzlers, der keinen anderen Mann habe finden können. Später 
teilte man mir mit, daß Drews einer der erſten Beamten geweſen 
iſt, der von der Abdankung ſeines Herrn und Königs geſprochen hat. 

Ich lehnte es ab abzudanken und erklärte, ich werde Truppen 
ſammeln und mit ihnen zurückkehren, um der Regierung zu helfen, 
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die Ordnung im Lande aufrecht zu erhalten. Danach wurde Drews 
in meiner Gegenwart vom Feldmarſchall v. Hindenburg und General 
Gröner empfangen, trug ihnen ſeinen Auftrag vom Reichskanzler 
vor und wurde von beiden Herren im Namen der Armee ſehr ſcharf 
abgewieſen. Zumal Gröners Kennzeichnung des Prinzen Max war 
von einer ſolchen Deutlichkeit, daß ich Drews noch beſchwichtigen 
und tröſten mußte. Der Feldmarſchall machte den Minifter noch 
darauf aufmerkſam, daß die Armee im Falle meiner Abdankung nicht 
mehr weiterkämpfen, ſondern ſich auflöſen würde, zumal die Mehr— 
zahl der Offiziere vorausſichtlich den Abſchied nehmen und das Heer 
dann ohne Führer ſein würde. 

Bald darauf erfuhr ich durch einen meiner Söhne, daß der 
Reichskanzler ihn zu bereden verſucht habe, den Auftrag, den dann 
Drews übernahm, ſeinerſeits auszuführen. Mein Sohn hat es mit 
Entrüſtung abgelehnt, ſeinem Vater die Abdankung vorzuſchlagen. 

Inzwiſchen hatte ich den Zivilkabinettschef v. Delbrück nach 
Berlin geſandt, um dem Kanzler eine allgemeine, auch zur Ver— 
öffentlichung beſtimmte Ordre vorzulegen, die meine vom Kanzler 
nicht publizierte Anſprache an das Miniſterium erſetzen, breiter be⸗ 
handeln und meine Stellung zur Regierung und zur Neuorientierung 
vor der Offentlichkeit klarlegen ſollte. Der Kanzler unterließ zunächſt 
auch die Veröffentlichung dieſer Ordre. Erſt mehrere Tage ſpäter 
hat er ſich veranlaßt geſehen, ſie zuzulaſſen, infolge eines Briefes, 
den, wie ich nachher erfuhr, die Kaiſerin ihm geſchrieben hatte. Herr 
v. Delbrück meldete mir dann, daß die Ordre in Berlin und in der 
Preſſe einen guten Eindruck gemacht, die Lage entfpannt und Bes 
ruhigung gebracht habe, ſo daß die Abdankungsidee zu ſchwinden 
beginne und ſogar die Rechtsſozialiſten die Verhandlung darüber zu 
vertagen beſchloſſen hätten. 

In den folgenden Tagen mehrten ſich die Nachrichten, daß in 
Berlin von den Sozialiſten Unruhen geplant ſeien, der Kanzler 
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werde immer nervöſer. Der Bericht, den Drews der Regierung 
nach ſeiner Rückkehr von Spa erſtattet hat, war nicht ohne Ein— 
druck geblieben. Die Herren wollten mich wohl los werden, aber 
vor den Folgen ſchreckten ſie zunächſt zurück. Ihr Standpunkt war 
ebenſo unklar wie ihr Verhalten. Sie taten ſo, als ob ſie keine 
Republik wollten, merkten aber gar nicht, daß ihr Handeln gerade— 
wegs zur Republik führen mußte. Ihr Verhalten iſt auch vielfach 
dahin ausgelegt worden, daß fie dieſes Ziel direkt im Auge gehabt 
hätten. Es gibt viele, die aus dem rätſelhaften Benehmen des 
Kanzlers mir gegenüber ſchloſſen, daß er auf meine Beſeltigung 
hinarbeite, um ſelbſt Präſident der Deutſchen Republik zu werden, 
mit dem Zwiſchenſtadium eines Reichsverweſers. Mit dieſer Unter: 
ſtellung tut man dem Prinzen Max zweifellos Unrecht. Derartige 
Gedankengänge ſind bei einem Angehörigen eines alten deutſchen 
Fürſtengeſchlechts ausgeſchloſſen. 

General Gröner, der zur Orientierung nach Berlin gefahren 
war, meldete nach ſeiner Rückkehr, daß er von der Regierung und 
von der Stimmung im Lande recht üble Eindrücke erhalten habe. 
Es gehe der Revolution entgegen, die Reglerung reiße bloß ein, 
ſchaffe nichts Poſitives, das Volk wolle unter allen Umſtänden 
endlich Frieden, ganz gleich, wie er ausſähe, die Autorität der 
Regierung ſei gleich Null, die Hetze gegen den Katſer fei im vollen 
Gange, die Abdankung ſei kaum mehr zu vermeiden. Die Truppen 
zu Hauſe ſeien unzuverläſſig, bei Aufſtänden könne man unliebſame 
Überrafhungen erleben. Durch die von der Kriminalpolizei be— 
ſchlagnahmten Kurierkiſten des ruſſiſchen Bolſchewiki-Botſchafters ſei 
ſehr belaſtendes Material darüber zutage gefördert, daß von der 
ruſſiſchen Botſchaft aus im Verein mit der Spartakusgruppe ſchon 
jet langem die Bolſchewiki-Revolution nach ruſſiſchem Muſter in 
aller Ruhe gründlich organiſiert worden ſei. (Das geſchah mit Wiſſen 
des ſtändig gewarnten Auswärtigen Amtes, das aber alle War- 
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nungen verlachte oder mit dem Bemerken: man dürfe die Bolſche— 
wiki nicht reizen, abwies, ſowie unter den Augen der Polizei, der 
das Auswärtige Amt andauernd in den Arm fiel.) Durch die ver— 
feuchten Urlauber fei das Gift bereits in die Armee getragen. Sie 
jet teilweife angefreſſen und werde ſich, ſobald fie durch Waffenruhe 
frei geworden ſei, bei Rückkehr in die Heimat weigern, gegen die 
Aufſtändiſchen zu kämpfen. Daher müſſe jeder Waffenſtillſtand, ſo 
ſchwer ſeine Bedingungen auch ſein möchten, unbedingt und ſofort 
angenommen werden, das Heer ſei nicht mehr zuverläſſig und die 
Heimat ſtehe vor der Revolution. 

Am Morgen des 9. November“) ließ mir der Reichskanzler 
Prinz Max von Baden nochmals, wie ſchon am 7., mitteilen, die 
Sozialdemokraten, auch die ſozialdemokratiſchen Staatsſekretäre, ver: 
langten meine Abdankung. Derſelben Anſicht ſeien nun auch die 
übrigen Mitglieder der Regierung geworden, die bisher noch dagegen 
gewefen ſeien. Ebenſo ſtehe es bei den Mehrheitsparteien im Reichs⸗ 
tage. Er bitte mich daher, ſofort abzudanken, da ſonſt in Berlin 
umfangreiche Straßenkämpfe mit Blutvergießen zu erwarten feien; 
im kleinen hätten ſolche ſchon begonnen. 

Ich berief ſofort den Feldmarſchall v. Hindenburg und den 
Generalquartiermeiſter General Gröner. Dieſer meldete wiederum, 
die Armee könne nicht mehr kämpfen und wolle vor allem Ruhe, 
daher müſſe unbedingt jeder Waffenftillftand angenommen werden. 
Dieſer müſſe ſobald als möglich abgeſchloſſen werden, da die Armee 
nur noch für 6— 8 Tage Verpflegung habe und durch die Auf— 
rührer, die alle Verpflegungsmagazine und Rheinbrücken beſetzt 
hätten, von jedem Nachſchub abgefchnitten ſei. Unbegrefflicherweiſe 


*) Über die Zuſpitzung der Ereigniſſe bis zu dem verhängnisvollen 9. No⸗ 
vember und über dieſen Tag ſelbſt finden ſich authentiſche Angaben eines Augen- 
zeugen in dem leſenswerten Buche des von der Oberſten Heeresleltung zu mir 
kommandlerten Maford Niemann „Kaiſer und Revolutlon“ (Berlin 1922). 
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habe die aus Berlin nach Frankreich entſandte Waffenftillftandg- 
kommiſſion — Erzberger, Geſandter Graf Oberndorff, General 
v. Winterfeldt —, die vorgeſtern abend die franzöſiſchen Linien 
paſſierte, bisher keine Mitteilung über den Inhalt der Bedingungen 
in das Hauptquartier gelangen laſſen. 

Auch der Kronprinz mit ſeinem Chef Graf Schulenburg traf ein 
und nahm an der Beratung teil. Während unſerer Beſprechungen 
kamen mehrere telephoniſche Anfragen des Reichskanzlers, die ſtark 
drängten unter der Mitteilung, daß die Sozialdemokraten aus der 
Regierung ausgeſchieden wären und daß Gefahr im Verzuge ſei. 
Der Kriegsminiſter meldete: Unſicherheit bei Teilen der Truppen in 
Berlin, die 4. Jäger, 2. Kompagnie des Alexanderregiments, 2. Bat⸗ 
terte Jüterbog ſeien zu den Aufſtändiſchen übergegangen, kein 
Straßenkampf. 

Den Bürgerkrieg wollte ich meinem Volke erſparen. Falls meine 
Abdankung tatſächlich das einzige Mittel war, um Blutvergießen 
zu verhindern, ſo wollte ich der Kalſerwürde entſagen, nicht 
aber als König von Preußen abdanken, ſondern als ſolcher bei 
meinen Truppen bleiben. Denn die militäriſchen Führer hatten erklärt, 
die Offiziere würden im Falle meiner völligen Abdankung in Maſſen 
abgehen und das Heer werde dann führerlos auf das Vaterland 
zurückſtrömen und es ſchädigen und gefährden. 

Dem Reichskanzler war erwidert worden, mein Entſchluß müſſe 
erſt reiflich erwogen und formuliert werden. Alsdann werde er 
dem Kanzler übermittelt werden. Als einige Zeit ſpäter dieſe Uber— 
mittelung ſtattgefunden hatte, kam die überraſchende Antwort 
mein Entſchluß komme zu ſpät! Der Reichskanzler hatte von ſich 
aus meine — noch gar nicht erfolgte — Abdankung ſowie den 
Thronverzicht des überhaupt nicht befragten Kronprinzen kurzweg 
verkündet. Er hatte die Regierung an die Sozialdemokraten abge⸗ 
geben und Herrn Ebert als Reichskanzler berufen. — Das alles 
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war gleichzeitig auch durch Funkſpruch verbreitet worden. Die ganze 
Armee las es mit. So wurde mir die Entſcheidung über mein 
Bleiben oder Gehen, über das Niederlegen der Kaiſerwürde und 
die Beibehaltung der preußiſchen Königskrone kurzweg aus der Hand 
genommen. Die Armee wurde durch den fälſchlichen Glauben, daß 
ihr König ſie im kritiſchen Zeitpunkte verlaſſen hätte, aufs ſchwerſte 
erſchüttert. 

Betrachtet man das Verhalten des Reichskanzlers Prinz Max 
von Baden im ganzen, ſo ſieht man: Erſt feierliche Erklärung, 
ſich mit der neuen Regierung zum Schutze vor den Kaiſerthron zu 
ſtellen, dann Unterdrückung der Anſprache, die in der Offentlich— 
keit günſtig hätte wirken können, Ausſchaltung des Kaiſers von jeder 
Mitarbeit, Preisgabe der Perſon des Kaiſers durch Aufhebung der 
Zenſur, kein Eintreten für die Monarchie in der Abdankungsfrage, 
dann Verſuche, den Katſer zur freiwilligen Abdankung zu bewegen, 
und ſchließlich Verkündigung der Abdankung durch Funkſpruch über 
meinen Kopf hinweg. Dieſe ganze Entwicklung zeigt das ſtaats⸗ 
gefährliche Spiel, das Scheidemann, der den Kanzler ganz in 
der Hand hatte, getrieben hat. Er hat ſeine Miniſterkollegen über 
ſeine wahren Abſichten im unklaren gelaſſen, den Prinzen von einer 
Stufe zur andern getrieben unter ſchließlicher Berufung darauf, 
daß die Führer die Maſſen nicht mehr in der Hand hätten. So hat 
er den Prinzen dazu gebracht, den Kaiſer, die Fürſten und das Reich 
preiszugeben, und ihn dadurch zum Zerſtörer des Reiches gemacht. 
Dann ſtürzte Scheidemann den ſchwachen prinzlichen „Staatsmann“. 

Die Lage nach Eintreffen des Funkſpruches war ſchwer. Zwar 
waren Truppen im Antransport nach Spa begriffen, um die un⸗ 
geſtörte Weiterführung der Arbeit im Großen Hauptquartier zu ge— 
währleiſten. Aber die Oberſte Heeresleitung war nunmehr der Auf: 
faſſung, daß man nicht mehr unbedingt auf ihre Zuverläſſigkeit rechnen 
könne, falls von Aachen und Köln her aufrühreriſche Soldaten heran— 
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rücken follten und unſere Leute dadurch vor die Frage geftelit wür- 
den, gegen eigene Kameraden kämpfen zu müſſen. Daher empfahlen 
mir meine ſämtlichen Berater, das Heer zu verlaſſen und einen 
neutralen Staat aufzuſuchen, um einen ſolchen „Bürgerkrieg“ zu 
vermeiden. 

Ich habe einen furchtbaren inneren Kampf durchgekämpft. Auf 
der einen Seite bäumte ſich in mir als Soldaten alles dagegen auf, 
meine treugebliebenen tapferen Truppen zu verlaſſen. Auf der an⸗ 
deren Seite ſtand ſowohl die Erklärung der Feinde, mit mir keinen 
für Deutſchland erträglichen Frieden ſchließen zu wollen, wie die 
Behauptung meiner eigenen Regierung, daß nur durch mein Fort⸗ 
gehen ins Ausland der Bürgerkrieg zu vermelden ſei. 

In dieſem Kampfe ſtellte ich alles Perſönliche zurück. Ich brachte 
bewußt meine Perſon und meinen Thron zum Opfer in der Meinung, 
dadurch den Intereſſen meines geliebten Vaterlandes am beſten zu 
dienen. Das Opfer iſt umſonſt geweſen. Mein Fortgehen hat uns 
weder günſtigere Waffenſtillſtands- und Friedensbedingungen gebracht, 
noch den Bürgerkrieg abzuwenden vermocht, dagegen die Zerſetzung 
in Heer und Heimat in verderblichſter Weiſe beſchleunigt und vertieft. 

Dreißig Jahre iſt die Armee mein Stolz geweſen. Ich habe für 
ſie gelebt und an ihr gearbeitet. Und nun nach über vier glänzenden 
Kriegsſahren mit unerhörten Siegen mußte ſie unter dem von hinten 
gegen fie geführten Dolchſtoß der Revolutionäre zuſammenbrechen, 
gerade in dem Augenblick, als der Friede in Greifnähe ſtand! Und 
daß in meiner ſtolzen Flotte, meiner Schöpfung, die Empörung zuerſt 
offen zutage getreten iſt, hat mich am tiefſten ins Herz getroffen. 

Es iſt viel darüber geredet worden, daß ich die Armee verlaſſen 
habe und in das neutrale Ausland gegangen bin. 

Die Einen ſagen: Der Kaiſer hätte ſich zu einem Truppenteil der 
Kampffront begeben, mit ihm auf den Feind ſtürzen und in einem 
letzten Angriff den Tod ſuchen ſollen. — Dadurch wäre aber nicht 
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nur der vom Volke heiß erſehnte Waffenſtillſtand, über den bereits 
die von Berlin zum General Foch entſandte Kommiſſion verhandelte, 
unmöglich gemacht, ſondern auch das Leben vieler, und gerade der 
beſten und treueſten Soldaten, nutzlos geopfert worden. 

Andere meinen: Der Kaiſer hätte an der Spitze des Heeres in 
die Heimat zurückkehren ſollen. — Eine friedliche Rückkehr war aber 
nicht mehr möglich, die Aufſtändiſchen hatten ſich der Rheinbrücken 
und anderer wichtiger Anlagen im Rücken des Heeres bereits be— 
mächtigt. Ich hätte zwar an der Spitze treuer, aus der Kampf- 
front gezogener Truppen die Rückkehr erzwingen können. Aber damit 
wäre der Zuſammenbruch Deutſchlands beſiegelt geweſen. Denn zum 
Kampfe mit dem zweffellos nachdrängenden Feinde wäre noch der 
Bürgerkrieg getreten. 

Wieder Andere meinen: Der Kaiſer hätte ſich ſelbſt den Tod geben 
follen. — Das war ſchon durch meinen feſten chriſtlichen Standpunkt 
ausgeſchloſſen. Und würde man dann nicht geſagt haben: Wie feige! 
Jetzt entzieht er ſich aller Verantwortung durch den Selbſtmord. Dieſer 
Weg ſchied auch deshalb aus, weil ich darauf bedacht ſein mußte, in 
der vorauszuſehenden ſchweren Zeit meinem Volke und Lande zu helfen 
und zu nitzen. Gerade in der Aufhellung der Schuldfrage, die ſich 
mehr und mehr als der Kernpunkt unſeres künftigen Geſchicks ent— 
hüllte, wußte ich mich beſonders berufen, die Sache meines Volkes 
zu vertreten. Denn mehr wie jeder andere kann ich Zeugnis ablegen 
von Deutſchlands Friedenswillen und von unſerem reinen Gewiſſen. 

Nach unendlich ſchweren Seelenkämpfen habe ich auf dringendſtes 
Anraten meiner zurzeit anweſenden höchſten verantwortlichen Rat- 
geber den Entſchluß gefaßt, außer Landes zu gehen, weil ich auf Grund 
der mir gemachten Meldungen glauben mußte, dadurch Deutſchland 
am treueſten zu dienen, ihm günſtigere Waffenſtillſtands- und Friedens: 
bedingungen zu ermöglichen und ihm weitere Menſchenverluſte, den 
Bürgerkrieg, Not und Elend zu erſparen. 


246 


Der feindlide 
und der neutrale 


Gerichtshof 


2: die Forderung der Entente, daß ich und die deutfchen Heer: 
ihrer ihr zur Aburteflung vor ihren Gerichten ausgeliefert 


würden, bekannt geworden war, habe ich ſofort erwogen, ob ich, ehe 
das deutſche Volk und die deutſche Regierung ſich zu dieſem Anſinnen 
geäußert hätten, durch eine Selbſtſtellung meinem Vaterlande nutzen 
könnte. Es war mir klar, daß nach der Abficht der Entente die 
Auslieferung das ſtaatliche und völkiſche Anſehen Deutſchlands für 
alle Zeiten ſo ſchwer erſchüttern ſollte, daß wir niemals wieder gleich— 
berechtigt, gleich würdig, gleich bündnisfählg in die uns gebührende 
erſte Reihe der Völker einrücken könnten. Ich kannte meine Pflicht, 
die Ehre und Würde Deutſchlands nicht preiszugeben. Es kam 
darauf an, zu entſcheiden, ob es möglich war, Vorausſetzungen für 
eine Selbſtſtellung zu ſchaffen, die einen Nutzen für das deutſche 
Volk brachten und jene Nachteile ausſchalteten. In dieſem Falle 
wäre ich ohne Zaudern bereit geweſen, den ſchon gebrachten Opfern 
ein weiteres hinzuzufügen. 

Der Vorſchlag der Selbſtſtellung iſt, wie ich weiß, auch in 
wohlmeinenden deutſchen Kreiſen ernſthaft erwogen worden. Wo es 
ſich dabei um Auswirkungen pſychologiſcher Depreſſion oder um die 
Verkennung des Eindrucks handelte, den Selbſtkaſteiung, Selbſt— 
erniedrigung, unfruchtbares Martyrium der Entente gegenüber hervor— 
rufen mußten, brauchte man nur den oben kurz geſtreiften real- 
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politifchen Urſprung der Ententeforderung heranzuziehen, um zu klarer 
Entſcheidung, nämlich zu ſtrikter Ablehnung zu gelangen. 

Anders lag es bei den Erwägungen, die von der Annahme aus— 
gingen, ich könne, indem ich die Verantwortung für alle großen 
Entſcheidungen und Handlungen meiner Regierung, die im Zuſammen— 
hange mit dem Kriege ſtehen, vor aller Welt übernahm, das Schickſal 
des deutſchen Volkes erleichtern helfen. Nicht an einen Akt un— 
politiſcher Sentimentalität war gedacht, ſondern im Gegenteil an 
eine Tat, die für mich viel Beſtechendes hatte. Die formale Rück— 
ſicht, daß nach der damaligen Reichsverfaſſung nicht ich, ſondern be— 
kanntlich allein der Reichskanzler die Verantwortung trug, hätte 
mich dabei nicht geſtört. 

Wenn auch nur die geringſte Ausſicht beſtanden hätte, durch 
einen ſolchen Schritt eine Verbeſſerung der Lage Deutſchlands her⸗ 
belzuführen, ſo wäre für mich perſönlich ein Zweifel über mein 
Handeln nicht möglich geweſen. Meine perſönliche Opferfähigkeit 
hatte ih ja ſchon bewieſen, indem ich außer Landes ging und meinem 
und meiner Väter Thron entſagte, weil mir irrtümlich und täuſchend 
verſichert worden war, daß ich dadurch meinem Volke beſſere Friedens— 
bedingungen ermöglichen und den Bürgerkrieg erſparen würde. Ich 
hätte dieſen neuen Verſuch, meinem Volke zu helfen, auf mich ge— 
nommen, obwohl ſich inzwiſchen die eine der mir gegenüber geltend 
gemachten Erwartungen, nämlich die Vermeidung des Bürgerkrieges, 
bereits als falſch herausgeſtellt hatte. 

Die Möglichkeit, dem deutſchen Volke durch eine ſolche Tat zu 
helfen, beſtand aber nicht. Die Selbſtſtellung hätte kein anderes 
Ergebnis gehabt wie die Erfüllung der Auslieferungsforderung des 
Feindes. Denn kein Gerichtshof der Welt kann zu einem gerechten 
Urteil gelangen, bevor nicht die Staatsarchive aller am Kriege be— 
tefligt geweſenen Staaten geöffnet werden, wie das von deutſcher 
Seite ſchon geſchehen iſt und noch weiter geſchieht. Wer aber konnte 
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nach dem unerhörten Diktat von Derfailled noch den Optimismus 
aufbringen, daran zu glauben, daß die Ententeſtaaten für ſenen Ge— 
richtshof ihre Geheimakten zur Verfügung geſtellt hätten! 

Deshalb kamen bei mir nach ſorgſamer Prüfung die ſchon er— 
wähnten gewichtigen Gründe der perſönlichen und der nationalen 
Würde und Ehre zu der ihnen gebührenden ausſchlaggebenden Be— 
deutung. Ich mußte das Anſinnen der Selbſtſtellung ablehnen. Ich 
durfte nicht die Rolle des Vercingetorix ſpielen, der bekanntlich im 
Vertrauen auf die Großmut ſeiner Feinde dieſen ſeine Perſon aus— 
lieferte, um dadurch für ſein Volk ein beſſeres Los zu erlangen. 
Nach dem Verhalten unſerer Feinde während des Krieges und der 
Friedensverhandlungen war nicht anzunehmen, daß die Entente ſich 
etwa großmütiger zeigen würde, als CTaeſar, der den edlen Gallier 
in Ketten legen und ſpäter hinrichten ließ und deſſen Volk doch 
nicht mit der Knechtſchaft verſchonte. 

Im allgemeinen möchte ich bemerken, daß es ſich immer als 
falſch erwieſen hat, wenn man Ratſchläge des Feindes befolgt oder 
ſich ſolchen Ratſchlägen nähert. Auch die wohlgemeinten Vorſchläge 
der Selbſtſtellung aus deutſchen Kreiſen ſind immerhin, wenn auch 
vielleicht teilweiſe unbewußt, auf dem Boden der feindlichen Forde— 
rungen gewachſen. Deshalb ſchon waren ſie abzulehnen. So bleibt 
der einzige Weg eine internationale unparteiiſche Inſtanz, die nicht 
einzelne Perſönlichkeiten aburteilt, ſondern alle Vorgänge, die zum 
Weltkriege führten, bei allen am Kriege beteiligten Staaten nach 
Offnung nicht nur der deutſchen, ſondern aller Staatsarchive prüft 
und auf Grund des Ergebniffes das Urteil fällt. Deutſchland kann 
mit dieſem Verfahren nur einverſtanden ſein. Wer ſich dagegen 
ſträubt, ſpricht ſich ſelbſt das Urteil. 

Meine Auffaſſung über das hier erörterte Thema geht aus dem 
nachſtehend abgedruckten Briefe hervor, den ich unter dem 5. April 
1921 an den Feldmarſchall v. Hindenburg gerichtet habe und den 
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dieſer inzwifchen der Offentlichkeit übergeben hat. Zum beſſeren Der- 
ſtändnis iſt auch der vorangegangene Brief des Feldmarſchalls 
wiedergegeben.“) 


Hannover, den 30. März 1921. 
Euerer Kaiſerlichen und Königlichen Majeſtät 

bitte ich für das gnädige Intereſſe an der Krankheit meiner 
Frau ehrfurchtsvollſten Dank unterbreiten zu dürfen. Die Sorge 
ift noch nicht behoben. 

Aus der Heimat habe ich wenig Erfreuliches zu berichten. Die 
Unruhen in Mitteldeutſchland find ernſter, als fie von der preußiſchen 
Regierung hingeſtellt werden. Hoffentlich gelingt es, ihrer bald Herr 
zu werden. 

Immer drückender laſten auf dem deutſchen Volke die Auswir— 
kungen des Verſailler Friedensdiktates, deſſen Ziel, die Vernichtungs⸗ 
politik unſerer Feinde, von Tag zu Tag unverhüllter hervortritt. Zur 
Begründung dieſer Zwangspolitik muß das Märchen von der deut⸗ 
ſchen Schuld am Kriege herhalten. 

Den Wortführer des Feindbundes, Herrn Lloyd George, ſtört 
es wenig, daß er am 20. Dezember v. J. erklärt hat, kein Staats— 
mann habe im Sommer 1914 den Krieg gewollt. Alle Völker feten 
in ihn hineingeglitten oder hineingeſtolpert. In ſeiner Rede auf der 
Londoner Konferenz am 3. März ſagt er ruhig: Die deutſche Ver— 
antwortlichkeit für den Krieg ſei grundlegend. Sie ſei die Baſis, 
auf der das Gebäude des Vertrages von Verſailles errichtet worden 
wäre. Wenn dieſe Anerkenntnis verweigert oder aufgegeben werde, 
jet der Vertrag hinfällig. 


*) Die für das in Frage ſtehende Thema wichtigſten Stellen find im Druck 
hervorgehoben. 
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Die Schuldfrage bildet nach wie vor den Angelpunkt für die 
Zukunft des deutſchen Volkes. Furchtbar rächt ſich das in Verſailles 
den deutſchen Vertretern wider ihre Überzeugung abgepreßte Zuge⸗ 
ſtändnis unſerer angeblichen „Schuld“ am Kriege. Nicht minder 
rächt ſich das unwahre Zugeſtändnis von Deutſchlands „Mit⸗ 
ſchuld“, das der Miniſter Simons auf der Londoner Konferenz ab⸗ 
gegeben hat. 

Ich fühle in tiefſter Seele mit Euerer Maſeſtät. In meiner 
langen militäriſchen Dienſtzeit habe ich das Glück und die Ehre ge⸗ 
habt, zu Euerer Majeftät in nahe perſönliche Beziehungen zu treten. 
Ich weiß, daß Euerer Majeſtät Arbeit während Ihrer ganzen Re— 
gierungszeit der Erhaltung des Friedens gegolten hat. Ich kann 
ermeſſen, wie maßlos ſchwer es für Euere Majeftät iſt, von poſitiver 
Mitarbeit für das Vaterland ausgeſchaltet zu ſein. 

Die „Vergleichenden Geſchichtstabellen“, die Euere Majeſtät 
aufgeſtellt haben, und von denen Euere Majeftät auch mir ſeinerzeit 
einen Abdruck zuſtellen ließen, find ein guter Beitrag zur Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Krieges und geeignet, manche unrichtige Vorſtellung 
zu beſeitigen. Ich habe es bedauert, daß Euere Majeſtät die Ta⸗ 
bellen nicht der Offentlichfeit übergeben, ſondern fie auf einen engen 
Kreis beſchränkt haben. Nachdem die Tabellen jetzt durch Indis⸗ 
kretionen und zum Teil in unvollſtändigen Auszügen in der Aus⸗ 
landspreſſe veröffentlicht ſind, ſcheint mir nunmehr ihre vollſtändige 
Veröffentlichung in der deutſchen Preſſe empfehlenswert. 

Zu meiner großen Freude höre ich, daß in dem Befinden Ihrer 
Majeſtät in der letzten Zeit eine Beſſerung eingetreten iſt. Gott 
helfe weiter! 

In tiefſter Ehrfurcht, in unbegrenzter Treue und Dankbarkeit 
Euerer Kaiſerlichen und Königlichen Maſeſtät alleruntertänigſter 


gez. v. Hindenburg, Generalfeldmarſchall. 
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Haus Doorn, den 5. April 1921. 
Mein lieber Feldmarſchall! 

Haben Sie warmen Dank für Ihren Brief vom 30. v. M. — 
Sie haben recht. Das iſt das Schwerfte für mich: im Auslande 
leben müſſen, mit glühender Seele die furchtbaren Geſchicke unſeres 
teuren Vaterlandes, dem meine ganze Lebensarbeit gegolten hat, ver: 
folgen und von der Mitarbeit ausgeſchloſſen ſein. 

Sie haben während der dunklen, unſeligen Novembertage 1918 
mir zur Seite geſtanden. Wie Ste wiſſen, habe ich mich zu dem 
ſchweren, furchtbaren Entſchluß, außer Landes zu gehen, nur auf 
Ihre und meiner übrigen berufenen Ratgeber dringende Vorſtellung 
durchgerungen, daß es nur allein auf dieſem Wege möglich ſei, un= 
ſerem Volke günſtigere Waffenſtillſtandsbedingungen zu verſchaffen 
und ihm einen blutigen Bürgerkrieg zu erſparen. Das Opfer iſt 
umſonſt geweſen. Nach wie vor wollen die Feinde für die angeb⸗ 
liche Schuld des „Kaiſerlichen Deutſchlands“ das deutſche Volk 
büßen laſſen. 

In dem Beſtreben, alle perſönlichen Rückſichten dem Wohle 
Deutſchlands unterzuordnen, halte ich mich völlig zurück. Ich ſchweige 
zu allen Lügen und Verleumdungen, die über mich verbreitet werden. 
Ich halte es für unter meiner Würde, mich gegen Angriffe und 
Schmähungen zu verteidigen. 

Dieſer Zurückhaltung entſprechend habe ich auch die von Ihnen 
erwähnten „Geſchichtstabellen“ ſtreng obſektiv gehalten und nur einem 
engen Kreiſe von Bekannten zugänglich gemacht, auf welche Weiſe 
ſie jetzt durch irgendeine Indiskretion (oder Diebſtahl?) in die 
Offentlichkeit gekommen ſind, iſt mir völlig unverſtändlich. Die Ab⸗ 
ſicht, die mich bei Abfaſſung der hiſtoriſchen Tabellen leitete, war 
die: durch eine ſyſtematiſche Aufzählung nüchterner Tatſachen ſtreng 
geſchichtliches Material zuſammen zu tragen, das den Leſer in die Mög⸗ 
lichkeit verſetzen ſollte, über die Vorgeſchichte des Krieges ſich ſelbſt 
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ein Urteil zu bilden. Meine beiten, überzeugendſten Quellen habe 
ich — nebenbei bemerkt — in der nach dem Kriege entſtandenen Lite- 
ratur gerade von Angehörigen der feindlichen Staaten gefunden. 
Darum freue ich mich, daß Sie meinen befcheidenen Beitrag zur 
Geſchichte nützlich finden. Für Ihre Anregung, der deutſchen Preſſe 
die inzwiſchen vervollſtändigten Tabellen zugänglich zu machen, danke 
ich Ihnen, ich werde ihr entſprechen.“) 

Die Wahrheit wird ſich Bahn brechen, machtvoll, unaufhaltſam, 
wie eine Lawine. Wer ſich ihr nicht wider beſſeres Wiſſen ver— 
ſchließen will, muß erkennen, daß während meiner 26 ſährigen Re— 
gierungszeit vor dem Kriege die deutſche Außenpolitik lediglich auf 
die Erhaltung des Friedens gerichtet war. Sie erſtrebte einzig und 
allein den Schutz des von Weſt und Oſt bedrohten heiligen Heimat— 
bodens fowie die friedliche Entwicklung unſeres Handels und unferer 
Volkswirtſchaft. Hätten wir je kriegeriſche Abſichten gehabt, ſo hätten 
wir 1900 losgeſchlagen, als England durch den Burenkrieg, oder 
1905, als Rußland durch den Japaniſchen Krieg gebunden war, und 
uns ein nahezu ſicherer Sieg gewinkt hätte. Aber ſicherlich hätten 
wir uns nicht gerade das Jahr 1914 ausgeſucht, wo uns eine er: 
drückende Übermacht geſchloſſen gegenüberſtand. Auch muß ſich jeder 
Unbefangene ſagen, daß Deutſchland von dem Kriege gar nichts zu 
erwarten hatte, während unſere Feinde davon alles für ihre ſeit 
langem zu unſerer Vernichtung feſtgeſetzten Ziele erhofften. 

Daß mein und meiner Regierung heißes Bemühen in den kriti— 
ſchen Juli- und Auguſttagen 1914 ausſchließlich der Erhaltung des 
Weltfriedens gegolten hat, wird durch die neueſten literariſchen und 
aktenmäßigen Veröffentlichungen von deutſcher und beſonders von 
feindlicher Seite mehr und mehr erhärtet. Den durchſchlagendſten 
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») Das ft inzwiſchen erfolgt. Die „Dergleihenden Geſchichtstabellen von 
1878 bis zum Kriegsausbruch 1914“ ſind im Dezember 1921 im Verlage von 
K. F. Koehler in Leipzig erſchlenen. 
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Beweis dafür bringt das Wort Saſonows: „Die Friedensliebe des 
Deutſchen Kaiſers bürgt uns dafür, daß wir den Zeitpunkt für den 
Krieg ſelbſt beſtimmen können.“ Was bedarf es da noch weiteren 
Zeugniſſes für unſere Unſchuld? Das bedeutet: Die Abſicht, einen 
Überfall auf einen Ahnungsloſen zu machen. Gott iſt mein Zeuge, 
daß ich, um dem Kriege vorzubeugen, bis an die äußerſte Grenze 
deſſen gegangen bin, was ich mit Rückſicht auf die Sicherheit und 
Unverſehrtheit meines teuren Vaterlandes verantworten konnte. 

Von einer Schuld Deutſchlands am Kriege kann nicht die Rede 
ſein. Es beſteht heute kein Zweifel mehr, daß nicht Deutſchland, 
ſondern der Feindbund den Krieg planmäßig vorbereitet und ab— 
ſichtlich herbeigeführt hat. 

Zur Verdunkelung dieſes Vorgehens hat der Feindbund in dem 
ſchmachvollen Friedensvertrag das unwahre „Schuldbekenntnis“ 
Deutſchlands erzwungen und meine Geſtellung vor einen feind— 
lichen Gerichtshof verlangt. Sie, mein lieber Feldmarſchall, 
kennen mich zu gut, um nicht zu wiſſen, daß mir für mein geliebtes 
Vaterland kein Opfer zu groß iſt. Doch ein Gerichtshof, in 
dem der Feindbund gleichzeitig Ankläger und Richter wäre, 
würde nicht ein Organ des Rechtes, ſondern ein Inſtru— 
ment politiſcher Willkür ſein und nur dazu dienen, durch 
meine ſelbſtverſtändliche Verurteilung die uns auferlegten 
unerhörten Friedensbedingungen nachträglich zu rechtfer— 
tigen. Natürlich war daher das feindliche Anſinnen meinerſeits 
zurückzuweiſen. Aber auch meine Geſtellung vor ein wie immer 
zuſammengeſetztes neutrales Gericht kann für mich nicht in Frage 
kommen. Ich erkenne wegen der Anordnungen, die ich als 
Kaifer und König, alſo als verfaſſungsmäßig unverant— 
wortlicher Repräſentant der deutſchen Nation, nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen getroffen habe, das ſtrafrechtliche 
Urteil irgendeines irdiſchen Richters, wie hoch er auch 
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immer geftellt fein mag, nicht an, da ich dadurch die Ehre 
und Würde des von mir vertretenen deutſchen Volkes 
preisgeben würde. 

Ein Schuld- und Strafverfahren, das ſich ausſchließlich 
gegen das Oberhaupt eines der am Krlege beteiligten Staaten 
richtet, entkleidet dieſen Staat ſeder Gleichberechtigung mit 
den anderen Staaten und damit ſeines Anſehens in der Gemeln— 
ſchaft der Völker. Außerdem würde es von vornherein den von 
den Feinden beabſichtigten Eindruck erwecken, als ob es ſich 
bei der ganzen „Schuldfrage“ nur um dieſes eine Staats— 
oberhaupt und die eine von ihm vertretene Nation handelte. 
Dazu kommt noch, daß eine unparteiiſche Beurteilung der 
„Schuldfrage“ ausgeſchloſſen iſt, wenn das Verfahren nicht 
auch auf die Staatsoberhäupter und leitenden Staats— 
männer der feindlichen Mächte erſtreckt und deren Verhalten 
der gleichen Kritik unterſtellt wird. Denn das Verhalten des ein— 
zelnen Staates bei Ausbruch des Krieges kann ſelbſtverſtändlich nur 
unter Berückſichtigung des Vorgehens ſeiner Gegner richtig bewertet 
werden. 

Eine wirkliche Aufklärung der „Schuldfrage“, woran 
Deutſchland ſicher kein geringeres Intereſſe hätte als ſeine Feinde, 
könnte nur in der Weiſe erfolgen, daß durch eine internationale, 
unpartetiſche Inſtanz nicht einzelne Perſönlichkeiten ſtraf— 
rechtlich abgeurteilt, ſondern alle Vorgänge, die zum Welt— 
kriege geführt haben, ebenſo wie alle ſonſtigen Völkerrechts— 
verletzungen feſtgeſtellt würden, um danach das Verſchulden der 
beteiligten Perſönlichkeiten auf ſeiten aller kriegführenden Mächte 
richtig zu bemeſſen. 

Ein ſolcher loyaler Vorſchlag iſt von deutſcher Seite nach Be— 
endigung des Krieges in amtlicher Form gemacht, aber, ſoweit mir 
bekannt, von den Feinden teils ablehnend beantwortet, teils überhaupt 
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feiner Antwort gewürdigt worden. Deutſchland hat überdies feine 
Archive gleich nach dem Kriege ohne jede Einſchränkung geöffnet, während 
der Feindbund ſich bisher wohl gehütet hat, ſolchem Beiſpiel zu 
folgen. Die in Amerifa jetzt in Veröffentlichung befindlichen Ge: 
heimdokumente aus den ruſſiſchen Archiven ſind erſt der An— 
fang dazu. 

Schon dieſes Verhalten des Feindbundes neben überwältigendem 
einlaufenden Belaſtungsmaterial gibt den Fingerzeig dafür, wo die 
„Schuld am Kriege” in Wirklichkeit zu ſuchen iſt! Für Deutſchland 
aber erweiſt es ſich um ſo mehr als gebieteriſche Pflicht, mit allen 
Mitteln alles irgendwie für die „Schuldfrage“ in Betracht kom— 
mende Material zu ſammeln, zu ſichten und zu veröffentlichen, um 
dadurch die wirklichen Urſachen des Krieges zu entlarven. 

Im Befinden I. M. iſt leider eine Verſchlechterung eingetreten. 
Mein Herz krampft ſich in ſchmerzvollſter Sorge zuſammen. 

Gott mit uns! 

Ihr dankbarer 
gez. Wilhelm. 


Die Schuldfrage 


De Geſchichte kennt kein Beiſpiel, das man mit dem Weltkriege 
1914/18 vergleichen könnte. Sie kennt aber auch kein Bei: 
ſpiel für die Verwirrung, die über die Urſachen entſtanden iſt, die 
zum Weltkriege führten. Das iſt um ſo erſtaunlicher, weil der große 
Krieg eine hochkultivierte, aufgeklärte, politiſch geſchulte Menſchheit 
vorfand, und weil die Urſachen zum Weltkriege klar und offen liegen. 
Auch die ſcheinbare Kompliziertheit in der Julikriſe 1914 kann darüber 
nicht hinwegtäuſchen. Der damalige Telegrammwechſel zwifchen den 
Kabinetten der Großmächte und den Herrſchern, die Tätigkeit der 
Staatsmänner und hervorragender Privatmänner bei mündlichen Ver⸗ 
handlungen mit wichtigen Perſönlichkeiten der Entente waren gewiß 
von größter Wichtigkeit durch die entſcheidende Bedeutung, die nahezu 
jedem Worte zukam, das aus verantwortlichem Munde geſprochen, 
und jeder Zeile, die geſchrieben oder gedrahtet wurde. Aber die 
große Linie der Kriegsurſachen wird dadurch nicht geändert, ſie liegt 
feſt und man darf ſich nicht ſcheuen, ſie immer wieder mit Ruhe und 
Sachlichkeit von dem verwirrenden Beiwerk der Vorgänge, die den 
Kriegsausbruch begleiteten, freizulegen. 

Die allgemeine Lage des Deutſchen Reiches hatte ſich in der 
Vorkriegszeit immer glänzender und infolgedeſſen außenpolitiſch immer 
ſchwieriger geſtaltet. Ein niemals dageweſener Aufſchwung in In⸗ 
duſtrie, Handel und Weltverkehr hatte Deutſchland wohlhabend ge— 
macht. Die Kurve unſerer Entwicklung blieb nach oben gerichtet. 
Die damit verbundene friedliche Eroberung eines namhaften Teiles 
des Weltmarktes, auf den deutſcher Fleiß und unſere Leiſtungen ge— 
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rechten Anſpruch hatten, konnte älteren Weltvölkern, vor allem Eng: 
land, nicht angenehm ſein. Das iſt ein ganz natürlicher Vorgang, 
dem nichts Verwunderliches anhaftet. Es macht niemandem Freude, 
wenn ſich plötzlich ein Konkurrent etabliert und man zuſehen muß, 
wie die alte Kundſchaft zu ihm abwandert. Ich kann alſo aus der 
Verſtimmung Englands über Deutſchlands Fortſchritte auf dem 
Weltmarkte keinen Vorwurf gegen das Britenreich konſtruleren. 
Wenn es England verſtanden hätte, unter Anwendung beſſerer 
Handelsmethoden die deutſche Konkurrenz abzuſchlagen oder nieder— 
zuhalten, fo wäre das fein gutes Recht geweſen, gegen das Ein- 
wendungen nicht hätten erhoben werden können. Der Tüchtigere 
gewann eben das Spiel. Es kann im Leben der Völker nicht 
als verwerflich gelten, wenn im friedlichen Wettbewerb von beiden 
Seiten mit gleichartigen, alfo friedlichen Mitteln, aber mit aller 
Energie, mit Kühnheit und Organiſationskunſt zum Beſten des eigenen 
Volkes gearbeitet wird. Etwas ganz anderes iſt es dagegen, wenn 
der eine Tell durch den Fleiß und die Lelſtung, wie durch über- 
legene Geſchäftsmethoden des anderen feinen Aftivpoften in der 
Weltbilanz bedroht ſieht und nun, well er nicht die Tüchtigkeit des 
ſungen Konkurrenten zu entfalten vermag, mit Gewalt, alſo nicht 
mit friedlichen, ſondern mit kriegeriſchen Mitteln gegen den frled— 
lichen Wettbewerb vorgeht, um ihn aufzuhalten oder zu vernichten, 
Unſere Lage wurde ſchwieriger, weil wir genötigt waren, zum 
Schutze unſeres Wohlſtandes, der nicht zuletzt auf den 19 Milliarden 
jährlicher deutſcher Ausfuhr und Einfuhr baſierte, eine Flotte zu 
bauen. Die Unterſtellung, wir hätten die Flotte gebaut, um die 
weit überlegene engliſche anzugreifen und zu vernichten, iſt abfurd, 
denn wir hätten bei dem tatſächlichen Kräfteverhältnis zur See nicht 
ſiegen können. Wir kamen ja auf dem Weltmarkte wunſchgemäß 
vorwärts, wir hatten über nichts zu klagen. Weshalb hätten wir 
alſo den Erfolg unſerer friedlichen Arbeit aufs Spiel ſetzen ſollen? 
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In Frankreich war jeit 1870/71 der Revanchegedanke ſorgſam 
genährt worden. In der belletriſtiſchen wie in der politiſchen und 
militäriſchen Literatur, im Offizierkorps, in den Schulen, in Ver— 
einigungen, in den politiſchen Kreiſen wurde er in allen möglichen 
Varlationen gepflegt. Ich kann dieſe Stimmung verſtehen. Vom 
geſunden nationalen Standpunkt aus geſehen iſt es ſchließlich ehren— 
voller, wenn ein Volk eine erlittene Schlappe wieder gut machen 
will, als wenn es dieſe einſteckt. Elſaß⸗Lothringen aber iſt ſeit vielen 
Jahrhunderten deutſches Land. Von Frankreich war es geraubt, 
wir hatten es 1871 als uns gehörig zurückgenommen. Deshalb war 
ein Revanchekrieg, der die Eroberung urdeutſchen Gebiets zum Ziele 
hatte, unrechtmäßig und unmoraliſch. Ein Nachgeben unſererſeits 
in dieſem Punkte hätte unſerem nationalen und rechtlichen Em— 
pfinden ins Geſicht geſchlagen. Da Deutſchland Elſaß-Lothringen 
niemals freiwillig an Frankreich zurückgeben konnte, war alſo der 
franzöſiſche Revanchetraum nur durch einen ſiegreichen Krieg zu ver— 
wirklichen, der die franzöſiſchen Grenzpfähle bis an das linke Rhein- 
ufer vorſchieben ſollte. Deutſchland hingegen hatte keinen Anlaß, 
die Errungenſchaften von 1870/71 aufs Spiel zu ſetzen, es mußte 
alſo darauf hinwirken, den Frieden mit Frankreich zu erhalten, um 
fo mehr als die Konſtellation der Mächte gegen den deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſchen Zweibund immer deutlicher hervortrat. 

In Rußland lagen die Dinge fo, daß das gewaltige Zaren— 
reich nach einem Zugang zum ſüdlichen Meer drängte. Dieſes Streben 
iſt natürlich und nicht zu verurteilen. Ferner beſtand der ruſſiſch— 
öſterreichiſche Gegenſatz, hauptſächlich um Serbien, der inſofern 
Deutſchland mitbetraf, als Deutſchland und Oſterreich-Ungarn im 
Bunde waren. Außerdem befand ſich das zariſche Rußland in einer 
andauernden inneren Gärung, und fede zariſche Regierung fand es 
nützlich, eine Möglichkeit für äußere Konflikte bereit zu halten, um 
durch äußere Schwierigkeiten jederzeit von den inneren ablenken zu 
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können, ein Ventil für den inneren Konfliktsſtoff zu beſitzen. Es 
kam hinzu, daß der enorme Anleihenbedarf Rußlands faſt aug- 
ſchließlich in Frankreich gedeckt wurde. Über 20 Milliarden fran— 
zöſtſcher Goldfranken, über deren Verwendung Frankreich teilweiſe 
verfügte, wanderten nach Rußland. Es handelte ſich dabei ausnahms⸗ 
los um ſtrategiſche und kriegvorbereitende Maßnahmen. An der 
goldenen Kette der franzöſiſchen Milliarden wurde das Zarenreich 
nicht nur finanziell an Frankreich gekettet, es wurde dem franzöſi⸗ 
ſchen Revanchegedanken dienſtbar. 

So ergab es ſich, daß England, Frankreich und Rußland, aller— 
dings aus verſchiedenen Gründen, ein gemeinſames Ziel hatten, 
nämlich: Deutſchland niederzuzwingen. England aus handelspoliti- 
ſchen, Frankreich aus revanchepolitiſchen, Rußland als Trabant Srant- 
reichs ſowie aus innerpolitiſchen Gründen und um an das ſüdliche 
Meer zu gelangen. So mußten ſich dieſe drei Großſtaaten finden. 
Den Zuſammenſchluß dieſer Beſtrebungen zu gemeinſamem plan— 
mäßigen Handeln nennen wir die Einkreiſungspolitik. 

Hierzu kommt noch das erſt kürzlich bekannt gewordene, bereits 
im Kapitel „Hohenlohe“ ausführlich erörterte Gentleman's agreement, 
von dem ich während meiner Regierungszeit überhaupt keine Kennt⸗ 
nis gehabt habe. Als ich von ihm erfuhr, habe ich mich ſofort bei 
Herrn v. Bethmann danach erkundigt. Er ſchrieb mir einen etwas 
gewundenen Brief: Irgend etwas ſei wohl in den Akten des Aus— 
wärtigen Amtes darüber vorhanden, der damalige deutſche Bot— 
ſchafter in Washington, v. Holleben, hätte darüber vertraulich wohl 
etwas berichtet, aber er hätte die Quelle nicht angegeben, deshalb 
wäre vom Auswärtigen Amte der Sache keine Bedeutung beigemeſſen 
und ſie nicht an mich weitergegeben worden. Jenes Agrement hat 
alſo tatſächlich auf die Politik Deutſchlands keinen Einfluß gehabt. 
Aber es beweiſt nachträglich, daß die angelſächſiſche Welt ſich ſchon 
im Jahre 1897 gegen uns zuſammengeſchloſſen hat, und deckt dadurch 
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manche Schwierigkeiten der deutſchen Politik auf. Es erklärt auch 
die Haltung Amerikas während des Krieges. 

Die Entente cordiale hingegen war uns mit allen ihren Grün— 
den und Zielen bekannt und hat den Kurs unſerer Politik be— 
ſtimmend beeinflußt. 

Es ergab ſich für Deutſchland aus der Gruppierung England, 
Frankreich und Rußland, alſo dreier ſehr ſtarker Mächte, nur eine 
politiſche Konſequenz: Die von außen drohende Entſcheidung über 
die Zukunft Deutſchlands mit Waffengewalt mußte vermieden werden, 
bis wir wirtſchaftlich, militäriſch, zur See und nationalpolitiſch uns 
eine derartige reale Weltſtellung erworben hatten, daß es unſeren 
Gegnern ratſam erſcheinen mußte, von dem Riſiko machtmäßiger Ent⸗ 
ſcheidung abzuſehen und uns an der reſtlichen Aufteilung und der 
Bewirtſchaftung der Welt den unſerem Können entſprechenden An: 
teil zu laſſen. Wir wollten und durften unſeren mühſam erarbeiteten 
Wohlſtand nicht aufs Spiel ſetzen. So entſtand der Gegenſatz: 
Die Ziele der Entente konnten nur durch einen Krieg, die 
Ziele Deutſchlands nur ohne Krieg erreicht werden. An 
dieſem Grundgedanken muß feſtgehalten werden, er iſt entſcheidender 
als alles Beiwerk. Deshalb gehe ich hier nicht auf Einzelheiten 
ein, nicht auf belgiſche oder andere Berichte, nicht auf die Telegramme 
kurz vor Kriegsausbruch. Die gründliche Bearbeitung dieſer Einzel⸗ 
heiten iſt Sache der Forſchung. 

Unſere Lage ift von uns richtig erkannt worden. Wir haben 
entſprechend gehandelt. 

Wir haben uns, um wieder mit England zu beginnen, jede 
Mühe einer Annäherung gegeben, wir ſind auf die Forderung der 
Flottenbaueinſchränkung eingegangen, wie ich das bei dem Bericht 
über Haldane's Beſuch in Berlin ſchon ausgeführt habe. Ich habe 
meine verwandtſchaftlichen Beziehungen zu verwerten verſucht. Es 
war vergeblich. Die Betätigung König Eduards VII. findet eine 
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einfache Erklärung darin, daß er eben Engländer war und die von 
ſeiner Regierung ausgegebenen Pläne zu verwirklichen trachtete. Der 
politiſche Ehrgeiz des erſt in vorgerücktem Alter zur Regierung ge— 
langten Königs mag hinzugekommen fein. Wir haben jedenfalls 
alles nur Mögliche getan, um England entgegenzukommen. Es war 
vergebens, denn die deutſchen Ausfuhrziffern wuchſen. Wir konnten 
natürlich nicht unſeren Welthandel einſchränken, um England zufrieden⸗ 
zuſtellen. Das wäre denn doch zuviel verlangt geweſen. 

Es wird bei Betrachtung unſerer Politik England gegenüber viel- 
fach getadelt, daß wir ſeiner Zeit das Bündnisangebot, das der eng⸗ 
liſche Kolonialminiſter Chamberlain uns brachte, abgelehnt hätten. 
Dieſe Angelegenheit lag indeſſen bei näherem Zuſehen ganz anders, 
als fie zunächſt friſiert wurde. Erſtens brachte Chamberlain einen 
Brief des engliſchen Premiers Lord Salisbury an Bülow mit, 
in dem der Premierminiſter erklärte, Thamberlain handele nur für 
ſich, das engliſche Kabinett ſtehe nicht hinter ihm. Nun könnte man 
darin eine diplomatiſch zuläſſige Form ſehen, die dem engliſchen 
Kabinett, das ſa vom engliſchen Parlament abhing, freie Hand ließ. 
Es hat ſich aber ſpäter herausgeſtellt, das ſei vorweg bemerkt, daß 
die liberale Gruppe in England damals einem deutſch⸗engliſchen 
Bündniſſe ablehnend gegenüberſtand. Weil es ſich aber um eine 
diplomatiſche Form handeln konnte, nämlich, daß man Chamberlain 
vorſchickte und dem engliſchen Kabinett, wie es in London ſo gern 
gemacht wird, vollkommene Freiheit des Handelns vorbehalten wollte, 
hat Bülow mit meinem Einverſtändnis doch ausführlich mit Cham⸗ 
berlain verhandelt. Dabei ſtellte ſich einwandfrei heraus, daß die 
engliſch⸗deutſche Vereinigung gegen Rußland gedacht war. Es wurde 
von Chamberlain direkt von einem dann zu führenden Kriege Eng⸗ 
lands und Deutſchlands gegen Rußland geſprochen. Graf Bülow 
wies in vollem Einvernehmen mit mir die Störung des europäiſchen 
Friedens höflich, aber beſtimmt zurück. Damit handelte er auch im 
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Sinne des großen Kanzlers. Denn Fürſt Bismarck hat das Wort 
geprägt — ich habe es ſelbſt im Bismarckſchen Famillenkreiſe wieder— 
holt gehört: Deutſchland dürfe niemals der Feſtlanddegen Englands 
werden. Wir haben alſo damals weiter nichts getan, als in kon⸗ 
ſequenter Linſe unſere Politik durchgeführt, d. h. ſedes Engagement 
abgelehnt, das zu einem Kriege führen konnte, der nicht unmittelbar 
der Verteldigung des Heimatbodens diente. Die Ablehnung des 
Thamberlainſchen Angebots tft ein Beweis der deutſchen Friedengliebe, 

Frankreich gegenüber haben wir verſucht, in ein leidliches Der- 
hältnis zu gelangen. Das war ſchwer, denn wir galten ihm als der 
Erbfeind und die Forderungen der Revancheidee konnten von uns nicht 
erfüllt werden. Wir haben die Marokkodifferenz friedlich liquidiert, an 
Krieg um Marokko dachte kein maßgebender Mann in Deutſchland. 
Wir haben es damals des lieben Friedens wegen hingenommen, daß 
Frankreich, geſtärkt durch den mit England geſchloſſenen geheimen Aus⸗ 
tauſchvertrag Agypten⸗Marokko, über die ſehr weſentlichen legitimen 
Intereſſen Deutſchlands in Marokko hinwegging. Die Konferenz von 
Algeciras zeigte ſchon die Konturen des großen Krieges. Es iſt gewiß 
nicht angenehm, politiſche Rückzüge, wie den in der Marokkoangelegen⸗ 
heit, antreten zu müſſen, aber die deutſche Politik hat alles dem großen 
Geſichtspunkte untergeordnet, den Weltfrieden zu erhalten. 

Wir haben es mit Höflichkeiten verſucht, die uns zum Teil ſogar 
übel genommen wurden. Ich erinnere nur an die Reiſe meiner Mutter, 
der Kalſerin Friedrich, nach Paris. Wir hatten eine leidliche Auf: 
nahme erwartet, weil ſie engliſche Prinzeſſin war und als Künſtlerin 
zur franzöſiſchen Kunſt kam. Ich habe die Kaiſerin Eugenie zweimal 
beſucht, einmal von Alderſhot aus in ihrem Schloſſe Farnborough, 
das andere Mal auf ihrer Vacht in den norwegiſchen Gewäſſern bei 
Bergen. Dieſe Kourtoffie erſchlen mir ſelbſtverſtändlich, weil ich 
mich in ihrer Nähe befand. Als der franzöſiſche General Bonnal 
mit einigen Offizieren in Berlin war, ſpeiſten die Herren beim 
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2. Garde⸗Regiment z. F. Ich nahm teil und brachte einen Trink⸗ 
ſpruch auf die franzöſiſche Armee aus. Das mag ungewöhnlich 
geweſen ſein, aber es war von den beſten Abſichten getragen. Ich 
habe franzöſiſche Künſtlerinnen und Künſtler herangezogen. Gewiß, 
das alles waren in der großen Politik nur kleine Hilfen, aber ſie 
beweifen doch unſeren guten Willen. 

Mit Rußland habe ich mir die außerordentlichſte Mühe gegeben. 
Meine inzwifchen veröffentlichten Briefe find natürlich nie ohne Willen, 
ſondern immer im Einvernehmen mit den Reichskanzlern abgegangen, 
vielfach auf deren Wunſch. Unter Alexander III. wäre Rußland wohl 
nie in einen Krieg gegen Deutſchland eingetreten, denn er war zu— 
verläſſig. Kaiſer Nikolaus war ſchwach und ſchwankend. Der Letzte, 
der bei ihm war, hatte recht, und der konnte ich natürlich nicht immer 
ſein. Ich habe auch dieſem Zaren gegenüber alles verſucht, um die 
traditionelle Freundſchaft zwiſchen Deutſchland und Rußland wieder 
herzuſtellen. Dazu bewog mich außer der politiſchen Einſicht das 
Verſprechen, das ich meinem Großvater auf dem Totenbette gegeben 
hatte. Ich habe dem Zaren Nikolaus wiederholt eindringlichſt zu 
liberalen Reformen im Innern, zur Einberufung der ſogenannten 
großen Duma geraten, die ſchon unter Iwan dem Schrecklichen exiſtiert 
und funktioniert hat. Ich hatte damit nicht die Abſicht, mich in innere 
ruſſiſche Angelegenheiten zu miſchen, ſondern ich wollte im Intereſſe 
Deutſchlands die Gefahren der inneren Gärung beſeitigen, die oft 
ſchon aus den erwähnten Gründen der Ablenkung zu äußeren Konflikten 
geführt hatten. Wenigſtens dieſe eine Friegsgefährlihe innere ruſſiſche 
Situation wollte ich befeitigen helfen. Ich konnte das um fo eher ver- 
ſuchen, als dem Zaren und Rußland ſelbſt damit ebenfalls gedient ge⸗ 
weſen wäre. Der Zar hat nicht gehört, ſondern er hat eine neue Duma 
geſchaffen, die den Zweck gar nicht erfüllen konnte. Bei der alten Duma 
hätte er perſönlich mit allen Vertretern feines weiten Reiches verhan⸗ 
deln und ſprechen, ein Vertrauens verhältnis herſtellen können. 
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Ich habe, als der Zar ſich zum Kriege gegen Japan entſchloß, 
ihm geſagt, daß ich ihm den Rüden freihalten und keinerlei Un⸗ 
bequemlichkeiten bereiten würde. Das hat Deutſchland gehalten. 

Als der Verlauf des Krieges nicht den Erwartungen des Zaren 
entſprach, die ruſſiſchen und japaniſchen Heere ſich ſchließlich ohne große 
Kampfhandlungen wochenlang gegenüber lagen, traf der jugendliche 
Bruder des Zaren, Großfürſt Michael, zum Beſuch in Berlin ein. 
Wir wurden nicht recht daraus klug, was er eigentlich wollte. Fürſt 
Bülow, der damals Kanzler war, bat mich, den Großfürſten einmal 
zu fragen, wie es eigentlich mit Rußland ſtände, er, der Fürſt, hätte 
ſchlechte Nachrichten, er glaube, es ſei für Rußland höchſte Zeit, Schluß 
zu machen. Ich übernahm den Auftrag. Der Groffürft war fichtlich 
erleichtert, als ich freimütig mit ihm ſprach, er beſtätigte, daß es für 
Rußland übel ausſähe. Ich ſagte ihm, mir ſchiene es, als ob der 
Zar bald Frieden ſchließen ſollte, denn die mir vom Großfürſten ge— 
ſchilderte Unzuverläffigkeit der Truppen und des Offizierkorps ſchienen 
mir ebenſo bedenklich wie die erneute Gärung im Innern. Großfürſt 
Michael war dankbar dafür, daß ich ihm Gelegenheit gab, ſich zu 
äußern. Er ſagte, der Zar ſei ſchwankend, wie immer, aber er müßte 
Frieden ſchließen und würde es auch tun, wenn ich dazu riete. Er 
bat mich, ihm in dieſem Sinne einige Zeilen an den Zaren mitzugeben. 
Ich entwarf einen engliſchen Brief an Zar Nikolaus, ging zu Bülow, 
referierte über die Mitteilungen des Großfürſten und zeigte meinen 
Briefentwurf. Der Fürſt bedankte ſich und fand den Brief zweck— 
mäßig. Der Großfürſt unterrichtete den ruſſiſchen Botſchafter in 
Berlin, Grafen Oſten-Sacken, und reiſte, nachdem er ſich wiederholt 
bedankt hatte, direkt zum Zaren, der dann die Friedensverhandlungen 
einleiten ließ. Graf Oſten-Sacken ſagte mir bei der nächſten Be— 
gegnung, daß ich dem Zaren und Rußland einen großen Dienſt er— 
wieſen hätte. Ich freute mich, daß dies anerkannt wurde, und durfte 
alſo hoffen, daß mein Verhalten zur Herſtellung eines guten Ver— 
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hältniſſes zu Rußland beitragen werde. Gleichzeitig beugte ich aber 
damit auch der Gefahr eines Übergreifens einer möglichen ruſſiſchen 
Revolution während des ruſſiſch-fapaniſchen Kriegszuſtandes über die 
deutſchen Grenzen vor. Dank hat Deutſchland dafür nicht geerntet, 
aber ein Beweis unferer Friedensliebe bleibt auch unſer Verhalten 
während des ruſſiſch⸗fapaniſchen Krieges. 

In derſelben Richtung bewegte ſich mein Vorſchlag, der zum 
Björkö⸗Abkommen führte (Juli 1905). Er ſah ein Bündnis zwiſchen 
Deutſchland und Rußland vor, zu dem den befderfeitigen Verbündeten 
ſowie andern Staaten der Anſchluß freiſtehen ſollte. Die Ratifizierung 
ſcheiterte am Widerſpruch der ruſſiſchen Regierung (Iſwolſki⸗Gruppe). 

Es bleibt noch übrig, über Amerika einige Worte zu ſagen. Von 
dem ſchon erwähnten Gentleman's agreement abgeſehen, das die prin⸗ 
zipielle Haltung Amerikas in einem Weltkriege auf Seiten Englands 
und Frankreichs feſtlegte, gehörte Amerika nicht zu der von König 
Eduard VII. auf Anordnung ſeiner Regierung geſchaffenen Entente 
cordiale. Vor allem hat Amerika, foweit die Vorgänge ſich bisher 
überſehen laſſen, nicht bei der Herbeiführung des Weltkrieges mit⸗ 
gewirkt. Die unfreundliche Antwort, die Präſident Wilſon der deutſchen 
Regierung am Anfang des Krieges gab, mag mit dem Gentleman’s 
agreement zuſammengehangen haben. Es beſteht aber kein Zweifel 
darüber, daß Amerlkas Eintritt in den Krieg und vorher die gewaltigen 
Munitions- und überhaupt Kriegsbedarfslieferungen Amerkkas an die 
Entente die Chancen der Zentralmächte, den Krieg durch die Waffen 
erfolgreich zu beenden, weſentlich beeinträchtigt haben. 

Es iſt aber geboten, auch Amerika gegenüber jede gefühlsmäßige 
Kritik zu vermeiden, man kann in der großen Politik nur mit 
realen Faktoren rechnen. Es ſtand Amerika (trotz dem Gentleman's 
agreement) frei, neutral zu bleiben oder auf unſerer oder auf der 
andern Seite in den Krieg einzutreten. Man kann einem Staat 
nicht einen Vorwurf aus feiner ſouveränen Entſchließung über Krieg 
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und Frieden machen, fofern nicht feine Entſcheidung mit feften Ver— 
trägen in Widerſpruch ſteht. Das iſt hier nicht der Fall. Es muß 
aber doch erwähnt werden, daß John Kenneth Turner in ſeinem 
bereits erwähnten Buche »Shall it be again?« an der Hand umfang— 
reichen Materials nachweiſt, daß alle Gründe Wilſon's für Amerkkas 
Eintritt in den Krieg Scheingründe waren, daß er vielmehr lediglich 
im Intereſſe der mächtigen Hochfinanz der Wallſtreet handelte. 

Der große Gewinn, den Amerika aus dem Weltkriege gezogen 
hat, liegt darin, daß die Vereinigten Staaten nahezu 50% des Goldes 
der ganzen Welt an ſich ziehen konnten, ſo daß ſetzt der Dollar an 
Stelle des engliſchen Pfund den Wechſelkurs in der Welt beſtimmt. 
Aber auch daraus iſt keinerlei Vorwurf herzuleiten, denn auch jeder 
andere Staat, der dazu in der Lage geweſen wäre, hätte dieſen Zu— 
wachs an Gold und Preſtige auf dem Weltgeldmarkte mit Freuden 
ſich zugeführt. Für uns iſt es gewiß bedauerlich, daß Amerika das 
Geſchäft nicht auf Seiten der Zentralmächte machte. 

Aber ebenfo wie Deutſchland mit vollem Rechte ſich dagegen auf: 
lehnt, daß ſeine friedliche Arbeit von der Entente nicht mit friedlichen, 
ſondern mit kriegeriſchen Mitteln bekämpft wurde, ſo kann und muß 
Deutſchland auch (wie es in Publikationen ſchon verſucht wird) gegen 
den amerikaniſchen Rechtsbruch bei dem Abſchluß des Weltkrieges immer 
wieder proteſtieren. Ich perſönlich bin nicht der Auffaſſung, daß das 
amerifantfche Volk ſich dazu hergegeben hätte, beſonders die amerika⸗ 
niſche Frauenwelt hätte das Verleugnen der 14 Punkte des Präſiden⸗ 
ten Wilſon nicht mitgemacht, wenn ſie damals hätte aufgeklärt werden 
können. Amerika ſtand mehr als andere Länder unter dem falſchen Ein— 
druck der engliſchen Propaganda und hat deshalb den mit unerhörten 
Vollmachten ausgeſtatteten Präſidenten Wilſon in Paris ſelbſtherrlich 
handeln, d. h. ſeine 14 Punkte ſich abhandeln laſſen. Ebenſo wie Herr 
Wilſon die engliſche Blockade, gegen die er vorher proteftiert hatte, nach⸗ 
her nicht mehr erwähnte, hat er es auch mit ſeinen 14 Punkten getan. 
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Die deutſche Regierung hatte die 14 Punkte Wilſons akzeptiert, 
obwohl fie ſchwer genug waren. Die Alliierten hatten die 14 Punkte 
ebenfalls angenommen, mit Ausnahme der Freiheit der Meere. 
Wilſon hatte die 14 Punkte garantiert. Ich finde die wichtigſten von 
ihnen nicht im Verſailler Inſtrument, ſondern nur diejenigen, die dem 
Machtwillen der Entente entſprachen, und auch dieſe zum Teil noch 
ſtark verfälſcht. Auf die Garantie Wilſons hin hat Deutſchland die 
von ihm beſetzten feindlichen Gebiete geräumt und feine Waffen ab— 
gegeben, ſich alſo wehrlos gemacht. In dieſer Vertrauensſeligkeit und 
dem Fallenlaſſen der 14 Punkte durch Wilſon auf der einen Seite 
und in dem Ausbruch der deutſchen Revolution auf der andern liegt 
der Schlüſſel zu unſerer jetzigen Lage. Nach Turner ſind die 14 Punkte 
ſchon bei Aufſtellung der Waffenſtillſtandsbedingungen für Wilſon nur 
noch ein Mittel geweſen, um Deutſchland zur Waffenſtreckung zu 
bringen. Sobald dieſes Ziel erreicht war, habe er ſie fallen laſſen. 

Ein ſehr großer Teil des amerikaniſchen Volkes hat fich bereits 
gegen Herrn Wilſon geſtellt und wünſcht nicht gleichzeitig mit ihm dis⸗ 
kreditiert zu ſein. Ich träume nicht etwa von einer ſpontanen Hilfe 
Amerikas für Deutfchland, ich rechne nur mit der nüchternen Erkennt⸗ 
nis des amerikaniſchen Volkes, daß es die Rieſenſchuld ſeines damaligen 
Präſidenten an Deutſchland wieder gutzumachen hat. Denn die Atmo— 
ſphäre eines Sieges währt nicht ewig, und ſpäter wird man ſich nicht 
nur in Deutſchland, ſondern auch anderswo in großen politiſchen Fragen 
an die Unzuverläſſigkeit des amerikaniſchen Präſidenten erinnern und 
ſie als amerikaniſche Unzuverläſſigkeit in Rechnung ſtellen. Das liegt 
aber nicht im Intereſſe des amerikaniſchen Volkes. Die Belaſtung einer 
Staatspolitik mit dem Makel der Unzuverläſſigkeit iſt nicht vorteilhaft. 
Bei der ſpäteren Beurteilung der amerikaniſchen Politik wird vergeſſen 
werden, daß der weltfremde Herr Wilſon von Lloyd George und 
Clemenceau eingefangen worden iſt. Ich habe, beſonders bei den Kieler 
Wochen, viele Amerikaner und Amerikanerinnen kennen gelernt, deren 
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politiſche Einſicht und Weitſicht eine derartig flagrante Vertrauens— 
verletzung, wie fie Herr Wilſon beging, in Rückſicht auf das polittfche 
Anſehen Amerikas unmöglich billigen kann. Von dieſen ſtaatsegoiſti⸗ 
ſchen, nicht von irgendwie ſentimentalen Rückſichten aus erhoffe ich von 
ſenſeits des Ozeans Erleichterung für unſer Vaterland. 

Zu dieſem Unrecht der fallengelaſſenen 14 Punkte kommt hinzu, 
daß Herr Wilſon als erſter die Forderung des Rücktritts an das 
deutſche Herrſcherhaus ſtellte, indem er durchblicken ließ, dem deutſchen 
Volke werde dann ein beſſerer Friede gewährt werden. Bevor die 
Regierung des Prinzen Max ſich die Forderung meiner Thronentſagung 
zu eigen machte mit der nämlichen Begründung wie Herr Wilſon, 
daß Deutſchland in dieſem Falle beſſere Bedingungen erhalten 
würde — die Vermeidung des Bürgerkrieges kam erſt als zweites 
Druckmittel —, wäre es ihre Pflicht geweſen, ſich irgendwie reale 
Garantien von ſeiten des Herrn Wilſon zu verſchaffen. Jedenfalls 
haben die Behauptungen, die immer dringender und drängender 
wurden, meinen Entſchluß, außer Landes zu gehen, mit zur Reife 
gebracht, weil ich glauben mußte, meinem Vaterlande damit einen 
großen Dienſt zu erweiſen. Ich ſtellte meine und meines Hauſes 
wahrlich nicht geringen Intereſſen zurück und überwand mich, aller: 
dings unter den ſchwerſten inneren Kämpfen, dazu, dem Wunſche 
der maßgebenden deutſchen Stellen zu entſprechen. Es hat ſich her— 
ausgeſtellt, daß die deutſche Regierung keinerlei reale Garantien 
beſaß. Für mich mußte bei den damals ſich überſtürzenden Ereig— 
niſſen die eindeutige und beſtimmte Meldung des Reichskanzlers 
maßgebend ſein. Deshalb habe ich auf eine Nachprüfung verzichtet. 

Jetzt iſt es klar, weshalb die Entente durch Herrn Wilſon meinen 
Rücktritt forderte. Sie war ſich vollkommen klar darüber, daß mit 
meiner Depoſſedierung militäriſche und politiſche Haltloſigkeit in 
Deutſchland eintreten mußte, die es ermöglichte, nicht beſſere, ſondern 
härtere Bedingungen bei Deutſchland durchzudrücken. Die Revolu— 
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tion war damals noch nicht als Helferin der Entente aufgetreten, 
Mein Verbleiben auf dem Throne würde alſo ſchon nach Anſicht 
der Entente für Deutſchland vorteilhafter geweſen ſein, als meine 
Thronentſagung. Ich ſelbſt ſtimme dieſer Auffaſſung der Entente 
zu, nachdem ſich herausgeſtellt hat, daß die Regierung Max von 
Baden keinerlei ſubſtanzijerte Unterlagen für ihre Behauptung 
hatte, meine Abdankung würde meinem Vaterlande vorteilhaftere 
Bedingungen bringen. Ich gehe noch weiter und ſage, daß die 
Entente es überhaupt nicht gewagt hätte, einem intakten Deutſchen 
Kaiſerreiche derartige Bedingungen anzubieten. Einem Kaiſerreiche 
gegenüber, dem nicht gerade im Endkampf um ſeine Exiſtenz mit 
Hilfe deutſcher Utopiſten das parlamentariſche Syſtem aufgezwungen 
geweſen wäre, deſſen Monarchie nicht die Kommandogewalt über 
Heer und Flotte entwunden geweſen wäre, hätte man das nicht 
gewagt. Alſo auch in der Forderung meiner Abdankung ſeitens 
des Herrn Wilſon unter Vorſpiegelung beſſerer Bedingungen für 
Deutſchland liegt eine ſchwere Schuld des amerikaniſchen Er- 
präſidenten. Jedenfalls bietet ſich auch hierin ein Anſatzpunkt für 
den gewaltigen Hebel, der den Vertrag von Verſailles aus ſeinen 
Siegeln und Verſchlüſſen herausheben muß. In Deutſchland ſollte 
man aber niemals Herrn Wilſon mit dem amerikaniſchen Volke 
verwechſeln. — 

Wenn ich im folgenden meine politiſchen Grundſätze darlege, ſo 
geſchieht das ausſchließlich, um die Beweisführung der deutſchen 
Nichtſchuld am Weltkriege ſtützen zu helfen. 

Von meinem Regierungsantritt an iſt die Grundlage der deutſchen 
Politik auf den Ausgleich der vorgefundenen Gegenſätze eingeſtellt 
worden. Die Geſamtanlage meiner Politik war alſo eminent fried- 
lich. In der inneren Politik zeigte die von mir angeſtrebte Arbeiter— 
ſchutz-Geſetzgebung dieſe friedliche ausgleichende Linie gleich zu Beginn 
meiner Regierung. Auf dem gleichen Grundſatz baſierte der Aus— 
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bau der ſozialen Geſetzgebung, die Deutſchland in der ſtaatlichen 
Fürſorge an die Spitze der ziviliſierten Völker führte. 

Der grundlegende Gedanke ausgleichender Politik führte im Innern 
ſo weit, daß bei der Armeeſtärke weit hinter der Möglichkeit zurück⸗ 
geblieben wurde, die die allgemeine Wehrpflicht und die Bevölkerungs⸗ 
zahl dem Deutſchen Reiche boten. Hier, wie beim Flottenbau, wurden 
die Abſtriche des Reichstages von der Krone und den Regierungen hin⸗ 
genommen. Damals ſchon blieb die Wehrhaftigkeit Deutſchlands der 
Entſcheidung der Volksvertretung überlaſſen. Ein Staat, der den Krieg 
wollte und vorbereitete, hätte eine ganz andere Taktik eingefchlagen. 

Je deutlicher die Einkreiſungs- und Angriffspolitik der Entente 
wurde, um ſo mehr hätte aus Gründen der Abwehr der Schutz 
unſeres Wohlſtandes geſtärkt werden müſſen. Dieſer natürliche und 
pflichtmäßige Gedanke des Selbſtſchutzes im Sinne der Verteidigung 
für den Fall eines feindlichen Angriffs iſt nur in kümmerlichem 
Maße zur Auswirkung gekommen. 

Deutſchlands Friedfertigkeit hat es in der Tat nicht zuwege 
gebracht, dieſen Schutz zu Lande und zu Waſſer ſeinem finanziellen 
und völkiſchen Können und dem Riſiko entſprechend auszubauen, 
das ein Krieg für unſeren Wohlſtand mit ſich bringen mußte. Wir 
leiden alſo jetzt nicht unter den Folgen einer uns angedichteten An— 
griffstendenz, ſondern gerade unter den Folgen einer kaum glaub— 
lichen Friedensliebe und Vertrauensſeligkeit. 

Die ganz anders gearteten politiſchen Grundſätze der Entente 
habe ich ſchon ausgeführt, ebenſo unſere unausgeſetzten Anſtrengungen, 
mit den einzelnen Ententeländern in gute Beziehungen zu kommen. 

Ich möchte aber auch die Kleinarbeit nicht ganz unter den Tiſch 
fallen laſſen, die von Deutſchland im Rahmen der großen Politik, 
immer mit dem gleichen Ziel des Ausgleichs beſtehender Gegenſätze, 
geleiſtet worden iſt. Die Kieler Woche hat Gäſte aus aller Herren 
Länder zu uns geführt. Auf dem neutralen Gebiete des Sports 
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wurde der Ausgleich ebenſo von uns gefucht, wie auf dem Gebiete 
der Wiſſenſchaft durch den Profeſſorenaustauſch. Ausländiſchen 
Offizieren wurde bereitwilligſt Einblick in unſere Heereseinrichtungen 
gewährt. Man mag das letztere rückblickend als Fehler bezeichnen, 
aber dies alles ſind doch untrügliche Beweiſe unſeres ehrlichen 
Willens, mit Allen in Frieden zu leben. 

Deutſchland hat außerdem keine einzige der Gelegenheiten 
benutzt, die ſich ihm boten, um mit ſicherer Ausſicht auf Er— 
folg Krieg zu führen. 

Ich habe ſchon beim ruſſiſch-japaniſchen Kriege die wohlwollende 
Neutralität Deutſchlands Rußland gegenüber hervorgehoben. 

Wir hätten, als England im Burenkrieg ſtark engagiert war, 
gegen England oder aber gegen Frankreich fechten können, das da⸗ 
mals auf die engliſche Hilfe hätte verzichten müſſen. Wir haben es 
nicht getan. Ebenſo hätten wir während des ruffifch-japanifchen 
Krieges nicht nur gegen Rußland, ſondern auch gegen Frankreich 
kämpfen können. Wir haben es nicht getan. 

Neben der ſchon erwähnten Marokkokriſis, bei der wir Kriegs⸗ 
gedanken ablehnten, haben wir in der diplomatiſchen Überwindung 
der bosniſchen Kriſe unſeren Friedenswillen kundgetan. 

Wenn man zuſammenfaſſend dieſe ganz klaren politiſchen Dor- 
gänge überblickt und die Außerungen von Entente-Staatsmännern, 
wie Poincaré, Tlemenceau, Iſwolſki, Tardieu und anderen heran— 
zieht, ſo fragt man ſich erſchüttert, wie ein Friedensvertrag auf der 
Schuld Deutſchlands am Weltkriege aufgebaut und durchgeführt 
werden kann. Diefer Fehlſpruch wird vor dem Richterſtuhl der 
Weltgeſchichte nicht ſtandhalten. — 

Ein Franzoſe, Louis Guetant, Lyoner Delegierter des Verbandes 
für die Menſchenrechte, hat kürzlich folgendes ausgeſprochen: 

„Betrachten wir einmal die Dinge ohne Vorurteil, in voller 
Unabhängigkeit und Offenheit, ohne uns darum zu kümmern, in 
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welches Lager der Zufall unferer Geburt uns verſchlagen hat. Da 
drängt ſich uns zuerſt folgende Erwägung auf: Der Krieg von 1914 
iſt eine Folge des Krieges von 1870. Denn ſeit ſenem Zeitpunkte 
hat uns, mehr oder weniger verhüllt, der Gedanke an die Revanche 
nicht mehr verlaſſen. 

Den Krieg von 1870 aber hat die franzöſiſche Regierung an- 
geſtrebt und erklärt. Das franzöſiſche Kaiſertum hatte ihn ja fo 
nötig, um gegen die inneren Schwierigkeiten und feine immer zu⸗ 
nehmende Unbeliebtheit in der Offentlichkeit anzukämpfen. Gambetta 
ſelbſt, der wilde Tribun der Oppofition, ruft aus: »Wenn das 
Kaiſertum uns das linke Rheinufer verſchafft, ſöhne ich mich mit 
ihm aus!« Es handelt ſich alſo um einen Eroberungskrieg. Was 
die eroberten Völkerſchaften dazu ſagen werden, davon iſt nicht die 
Rede. »Wir werden ihren Willen unter den unſeren beugen«, jo 
will es das Recht des Siegers! 

Und nun ſollte plötzlich die Gelegenheit hierzu Frankreich ent— 
ſchlüpfen. Angeſichts der durch ſeine Kandidatur hervorgerufenen poli— 
tiſchen Schwierigkeiten und Kriegsgefahren erklärt Prinz Leopold ſich 
bereit, zurückzutreten. Das iſt ſchlimm! Ohne Vorwand kein Krieg! 

Es erging Frankreich, wie dem Milchmädchen in der Fabel mit 
dem zerbrochenen Topf, nur daß es ſtatt: »Fahr wohl, Kalb, Kuh, 
Schwein, Hühnervolf« nun hieß: »Fahr wohl, blutiger Gewinn, 
Ruhm, Sieg, linkes Rheinufer, ja ſogar Belgien«, denn dieſes lag 
ſa auch am linken Rheinufer, nach dem Frankreich trachtete. Nein, 
das wäre zu hart, die Enttäuſchung wäre zu groß geweſen, die Ge— 
legenheit mußte wieder herbeigeführt werden. Die ganze chauviniſtiſche 
Preſſe, die ganze großſprecheriſche Sippe bemühte ſich darum, und 
bald war ein Ausweg gefunden. Gramont, der Miniſter des Außern, 
beauftragte den Botſchafter Benedetti, König Wilhelm in Ems, wo 
dieſer zur Kur weilte, aufzuſuchen und von ihm ein ſchriftliches Ver— 
ſprechen zu fordern, daß für den Fall, daß Prinz Leopold über ſeinen 
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Verzicht anderen Sinnes werden follte, er, Wilhelm, als Familien⸗ 
oberhaupt dagegen Stellung nehmen werde. 

Der Verzicht des Prinzen Leopold wurde Frankreich in untadel⸗ 
haft rechtskräftiger Form angezeigt und von der ſpaniſchen Regierung 
offiziell angenommen. Ein Zweifel über feine Echtheit konnte nicht 
beſtehen. Trotzdem hetzten die Pariſer Zeitungen faſt ausnahmslos 
zum Kriege. Wer, wie Robert Mitchell im »Conſtitutionell«, feiner 
Freude über die Friedensausſichten Ausdruck verlieh und ſich für 
befriedigt erklärte, wurde auf der Gaſſe beſchimpft. Gambetta rief 
ihm zu: »Sie ſind befriedigt?! Welch niederträchtiger Ausdruck!« 
Man raubte die Nummern ſeiner Zeitung aus den Kiosken, man 
tauchte ſie in den Fluß und warf ſie ihm ins Geſicht! Emile de Girar— 
din ſchrieb ihm: »Die Gelegenheit iſt einzig, unverhofft, wenn das 
Reich ſie verſäumt, iſt es verloren!« Damals begann die Vor— 
bereitung zum Kriege von 19141” 

Auch ſolche Stimmen, die weder in Frankreich noch in England 
vereinzelt ſind, müſſen immer wieder als Belege dafür herangezogen 
werden, daß wir nicht die Schuld tragen. — 

Gewiß ſind unſere politiſchen und diplomatiſchen Operationen 
im Laufe der Jahrzehnte nicht fehlerlos angelegt und durchgeführt 
worden. Aber wo Fehler von uns gemacht wurden, gingen ſie doch 
ſtets aus der übergroßen Sorge um die Erhaltung des Weltfriedens 
hervor. Solche Fehler ſind keine Schuld. 

Ich betrachte z. B., wie ich bereits ausführte, ſchon den Berliner 
Kongreß als einen Fehler, denn er verſchlechterte unſer Verhältnis zu 
Rußland. Der Kongreß war ein Sieg Diſfraeli's, ein anglo⸗öſter⸗ 
reichiſcher Sieg über Rußland, der die ruſſiſche Wut gegen Deutſchland 
lenkte. Aber was ift nachdem nicht alles geſchehen, um Rußland aus— 
zuſöhnen! Ich habe es teilweſſe aufgezählt. Und die Abſicht, die Fürſt 
Bismarck mit dem Berliner Kongreß verfolgte, war, wie ich nachgewieſen 
habe, lediglich die Verhinderung eines allgemeinen großen Krieges. 
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Auch der Kanzler v. Bethmann Hollweg, der von mir die 
ſtrikte Ordre hatte, den Frieden, wenn irgend möglich, zu erhalten, 
hat 1914 Fehler gemacht, er war ſtaatsmänniſch der Weltkriſe in 
keiner Weiſe gewachſen. Man kann aber nicht, weil die Gegner 
unſere Fehler ausnutzten, uns die Schuld am Kriege zufchieben. 
Den Krieg wollte Bethmann verhindern, wie wir alle. Das geht 
ſchon daraus hervor, daß er in feinem politiſchen Beharrungsver⸗ 
mögen bis zum 4. Auguſt mit England in dem Irrglauben weiter 
verhandelte, er könne England aus der Entente heraushalten. 

Ich erinnere bei dieſer Gelegenheit auch an den Irrtum, in dem 
ſich der deutſche Botſchafter in London Fürſt Lichnowsky befand. 
Bald nachdem er Botſchafter geworden war, ſagte ſich König Georg 
zum Eſſen in der deutſchen Botſchaft an. Dem Beiſpiel des Königs 
folgte automatiſch die erſte Geſellſchaft Londons. Der Fürſt und 
die Fürſtin wurden ſehr ausgezeichnet und geſellſchaftlich glänzend 
behandelt. Daraus ſchloß der deutſche Botſchafter, daß unſer Ver— 
hältnis zu England ſich gebeſſert hätte, bis Sir Edward Grey ihm 
kurz vor dem Kriege kühl erklärte, der Fürſt dürfe aus geſellſchaft— 
licher Bevorzugung und perſönlich guter Behandlung keine politiſchen 
Schlüſſe ziehen. In dieſer Außerung offenbart ſich der Unterſchked 
zwiſchen dem engliſchen und dem deutſchen Empfinden. Der Deutſche 
nahm geſellſchaftliches Entgegenkommen als den Aus druck politiſchen 
Entgegenkommens, weil der Deutſche gewohnt iſt, Abneigung und Zu— 
neigung auch in den äußeren Umgangsformen zum Ausdruck zu bringen. 
Er macht aus ſeinem Herzen keine Mördergrube. Der Engländer trennt 
dieſe Dinge, er hat eher ein Vergnügen daran, wenn der andere Form 
und Inhalt verwechſelt, bzw. die Form als den Ausdruck der Geſinnung 
und politiſcher Anſichten anſieht. Vom engliſchen Standpunkte aus 
war die erwähnte Außerung Sir Edward Grey's eine große Offenheit. 

Die viel erörterte, von mir ſchon geſtreifte Nichterneuerung des 
Rückverſicherungs vertrages mit Rußland iſt nicht als fo einſchneidend 
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anzuſehen, daß fie Krieg oder Frieden beeinflußt hätte. Der Rüd- 
verſicherungsvertrag hätte meines Erachtens das Rußland Nikolaus II. 
nicht abgehalten, den Weg zur Entente zu gehen, unter Alexander III. 
war er überflüſſig. Die Anſicht des Fürſten Bismarck, der ruſſiſche 
Botſchafter, Graf Schuwaloff, hätte wohl mit ihm, nicht aber mit 
ſeinem Nachfolger den Rückverſicherungsvertrag erneuert, iſt natürlich 
die ehrliche, ſubjektive Auffaſſung des Fürſten. Sachlich hält fie den 
damaligen beiderſeitigen Erwägungen nicht ſtand. Der Unterſtaats⸗ 
ſekretär des Fürſten, Graf Berchem, z. B. hat ſich in einem Bericht 
an den Fürſten amtlich geäußert, daß der Vertrag nicht erneuert 
werden könnte, alſo auch nicht durch Schuwaloff. Ich war der An— 
ſicht, daß nicht der alte, ſondern nur ein neuer, anders gearteter Der- 
trag möglich war, zu deſſen Abfaſſung nämlich Oſterreich hinzugezogen 
werden mußte, ähnlich dem alten Drei-Kaiſer⸗Verhältnis. Aber, wie 
geſagt, Verträge mit Nikolaus II. wären mir nicht unbedingt haltbar 
erſchienen, zumal nachdem ſich auch die Stimmung in der ſehr einfluß— 
reichen ruſſiſchen Generalität gegen Deutſchland gewendet hatte. 

Von der klaren Erkenntnis, daß Deutſchland ausſchließlich durch 
die Erhaltung des Weltfriedens zu der notwendigen realen Welt⸗ 
ſtellung und Weltgeltung gelangen konnte, war unſer Handeln be- 
ſtimmt worden. Dies wurde noch durch perſönliche Momente unter⸗ 
ſtützt. Ich habe nie kriegeriſchen Ehrgeiz beſeſſen. Mein Vater hatte 
mir in meiner Jugend furchtbare Schilderungen der Schlachtfelder von 
1870 und 71 gegeben, ich fpürte keine Neigung, ſolches Elend in riefen: 
haft vergrößertem Maßſtabe über das deutſche Volk und über die 
ganze ziviliſierte Menſchheit zu bringen. Der greife Feldmarſchall 
Graf Moltke, den ich hoch verehrte, hatte die prophetiſche Warnung 
hinterlaſſen: Wehe dem, der die Brandfackel des Krieges in Europa 
wirft! Und ein politiſches Vermächtnis des großen Kanzlers war 
es für mich, daß Fürſt Bismarck geſagt hat, Deutſchland dürfe nie⸗ 
mals einen Präventivkrieg führen, Deutſchland ſei ſaturiert. 
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So ergaben politifche Einſicht, perſönliche Anlage, die Bermächt: 
niſſe der beiden großen Männer Bismarck und Moltke und der 
Wille des deutſchen Volkes, friedlicher Arbeit nachzugehen und ſich 
nicht in Abenteuer zu ſtürzen, den Kurs der deutſchen Politik 
auf die Erhaltung des Weltfriedens. Das, was in übel⸗ 
wollenden Kreiſen über das Beſtehen einer deutſchen Kriegspartei 
geſagt worden iſt, iſt eine bewußte oder unbewußte Unwahrheit. Es 
gibt in jedem Lande Elemente, die in ſchweren Lagen aus ehrlicher 
Überzeugung oder aus weniger hohen Motiven den Appell an das 
Schwert befürworten, aber niemals haben ſolche Kreiſe Einfluß auf 
den Gang der deutſchen Politik gehabt. Die Anſchuldigungen be— 
ſonders, die gegen den Generalſtab erhoben worden ſind, als habe 
er zum Kriege getrieben, find gänzlich haltlos. Der preußiſche 
Generalſtab hat in harter, treuer Arbeit ſeinem Könige und dem 
Vaterlande gedient und Deutſchlands Wehr in langer Friedensarbeit 
ſtark erhalten, wie es ſeine Pflicht war, aber der politiſche Einfluß, 
den er ausübte, war gleich Null. Das Intereſſe an der Politik war 
bekanntlich in der preußiſch-deutſchen Armee nie beſonders groß. 
Zurückblickend könnte man ſogar ſagen, daß es beſſer für uns ge— 
weſen wäre, wenn man ſich in den leitenden militäriſchen Kreiſen 
etwas mehr mit der auswärtigen Politik beſchäftigt hätte. 

Wie nun bei dieſer ganz klaren Lage der Frieden von Verſailles 
auf der Schuld Deutſchlands am Weltkriege aufgebaut werden konnte, 
müßte als ein unlösbares Rätſel erſcheinen, wenn man nicht fn- 
zwiſchen die ungeheuerliche Wirkung eines neuartigen Kriegsmittels 
hätte erkennen können, nämlich der großangelegten, mit Kühnheit und 
Skrupelloſigkeit durchgeführten politiſchen Propaganda Eng— 
lands gegen Deutſchland. Ich kann mich nicht dazu verſtehen, dieſe 
Propaganda mit Schlagworten, wie „Gemeinheit“ uſw. abzutun, 
denn ſie iſt eine Leiſtung, die man trotz ihrer widerlichen Art nicht 
unbeachtet laſſen darf und die uns mehr Schaden getan hat, als 
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die Waffe des Gegners. Uns Deutſchen ift ein ſolches Inſtrument 
der Unaufrichtigkeit, der Verdrehung und Heuchelei nicht ſympathiſch, 
es liegt dem deutſchen Volkscharakter nicht. Wir beſtreben uns, auch 
unſere Gegner mit der Waffe der Wahrheit zu überzeugen. Aber 
der Krieg iſt eine harte Kunſt, es kommt darauf an, zu ſiegen. Es 
iſt ja auch nicht ſympathiſch, mit ſchweren Geſchützen auf ziviliſierte 
Wenſchen, auf ſchöne, alte Städte zu ſchießen, und dennoch mußte 
es von beiden Seiten geſchehen. Wir hätten übrigens während des 
Krieges eine Propaganda ſo großen Stils wie unſere Gegner ſchon 
deshalb nicht entfalten können, weil dieſe den Rücken frei hatten, 
während wir umlagert waren. Die meiſten Deutſchen haben auch 
nicht die Gabe, eine Propaganda auf die verſchiedene Mentalität der 
verſchiedenen Nationen, auf die ſie wirken ſoll, zuzuſchneiden. Aber 
wie die Engländer uns mit ihrer furchtbaren Waffe der Tanks über⸗ 
legen waren, der wir gleichartiges nicht entgegen zu ſtellen hatten, ſo 
waren ſie es auch mit der ſehr wirkſamen Propagandawaffe. Dieſe 
Waffe wirkt auch jetzt noch fort, und gegen ſie müſſen wir uns noch 
immer und immer wieder verteidigen. Denn es kann kein Zweifel 
darüber beſtehen, daß der Fehlſpruch von Verſailles nicht mit der 
Schuld Deutſchlands am Weltkriege hätte begründet werden können, 
wenn nicht die Propaganda vorher ihre Schuldigkeit getan und — 
z. T. mit Unterſtützung der deutſchen Pazifiſten — die Hirne von über 
100 Milltonen Menſchen fo auf die Schuld Deutſchlands eingeſtellt 
hätte, daß der Fehlſpruch von Verſailles vielen begründet erſchien. 

Inzwiſchen iſt es anders geworden. Die Schranken zwiſchen den 
Völkern find gefallen, und allmählich erwacht unter dieſen die Er— 
kenntnis, wie ihre Gutgläubigkeit irre geleitet worden iſt. Die Reak⸗ 
tion wird vernichtend für die Urheber des Verſailler Friedens ſein, 
aber ſie wird Deutſchland helfen. Es iſt wohl ſelbſtverſtändlich, daß 
von den eingeweihten Staatsmännern, Politikern, Publiziſten der 
Entente nicht ein einziger von der Schuld Deutſchlands am Welt⸗ 
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kriege wirklich überzeugt iſt. Sie alle kennen die wirklichen Zuſammen⸗ 
hänge. Und es haben ſich gewiß noch niemals um ein einziges gemein- 
ſames Geheimnis ſo viele Auguren angelächelt wie bei der Schuld— 
frage am Weltkriege. Man kann geradezu von einem Chor der Auguren 
ſprechen. Das liegt mit daran, daß 28 Staaten gegen Deutſchland im 
Kriege ſtanden. Aber auch mit dem ſchlaueſten Augurenlächeln wird 
am Ende nicht Weltgeſchichte gemacht. Die Wahrheit wird ihre Bahn 
ziehen und damit wird Deutſchland zu ſeinem Rechte kommen. 
Die einzelnen Beſtimmungen des Verſailler Vertrages ſind in 
ſich gegenſtandslos, weil ſie weder von der Entente noch von Deutſch— 
land innegehalten werden können. Man kann ja ſchon ſeit Monaten 
beobachten, welche Schwierigkeiten nicht nur Deutſchland, ſondern 
auch den Siegern aus einem ſo überſpannten Inſtrument erwachſen. 
In vielem iſt der Vertrag ſchon durch die Entente ſelbſt durchlöchert. 
Das hat einen ſehr einfachen Grund. Es iſt bei dem heutigen 
hochentwickelten Zuſtand der Welt, der auf einem freien, nur durch 
die Produktion ſelbſt geregelten planmäßigen Austauſch der mate— 
riellen und der geiſtigen Güter beruht, ganz unmöglich, daß ſich 
irgendwo drei Männer hinſetzen — und mögen ſie noch ſo hervor— 
ragend fein — und nun einer Welt paragraphierte Geſetze vor— 
ſchreiben. Das aber beſorgt der Verſailler Vertrag nicht nur für 
Deutſchland, ſondern indirekt auch für die Entente und für Amerika; 
denn alle wirtſchaftlichen Fragen ſind nur beiderſeitig, nicht einſeitig 
zu löſen. Das Leben der Völker regelt ſich ſtets und ganz beſon— 
ders in unſerem Zeitalter nicht nach Paragraphen, ſondern einzig 
und allein nach den Bedürfniſſen der Völker. Es kann durch Über— 
ſpannung machtmäßiger Entſcheidungen wohl vorübergehend den 
Völkerbedürfniſſen Gewalt angetan werden, dann leiden aber beide 
Teile darunter. In dieſem Stadium befindet ſich die Welt augen— 
blicklich. Solche Zuſtände können nicht von Dauer ſein. Weder 
Geſchütze, noch Tanks, noch Flugzeuggeſchwader können ſie verewigen. 


283 


Der Abbau ift deshalb im Beginnen, denn wenn der Friede von 
Verſailles ein fo einſichtiges, weltbeglückendes, tadellofes Inſtrument 
wäre, dann brauchte man ſich nicht fortwährend zu neuen Konfe— 
renzen, Ausſprachen, Zuſammenkünften über dieſes „wunderbare“ 
Inſtrument zuſammenzufinden. Die Notwendigkeit immer neuer 
Interpretationen liegt eben darin, daß die Bedürfniſſe des Lebens 
hochkultivierter und ziviliſierter Nationen bei der Redaktion des 
Friedens außer Acht gelaſſen wurden. 

Man ſoll indeſſen nicht phariſäiſch fein: bis zu einem gewiſſen 
Grade iſt nach einem Weltringen um Leben und Tod die Über— 
ſpannung der Bedingungen durch den obſiegenden Teil eine natür— 
liche Folge des befreienden Gefühls, der Todesgefahr entronnen zu 
ſein. Ich weiß trotzdem, daß Deutſchland im Falle eines für uns 
glücklichen Kriegsausganges ganz andere, d. h. billige und erträgliche 
Bedingungen geſtellt hätte. Die Friedensſchlüſſe von Breſt und 
Bukareſt — übrigens gar nicht mit dem von Verſailles vergleich— 
bar — können nicht gegen uns herangezogen werden. Sie wurden 
mitten im Kriege abgeſchloſſen und mußten uns Bedingungen ein⸗ 
räumen, die uns bis zum Schluſſe des Krieges ſicherten. In einem 
allgemeinen Frieden hätte der Oſtfriede ganz anders ausgeſehen. 
Er wäre bei einem für uns glücklich beendeten Kriege von uns ſelbſt 
revidiert worden. Damals, als er geſchloſſen wurde, war es not⸗ 
wendig, die militäriſchen Erforderniſſe voranzuſtellen. 

Aber die Aufklärung über den Fehlſpruch von Verſallles iſt auf 
dem Marſche, und die Bedürfniſſe des heutigen Völkerlebens werden 
für die Sieger und für die Unterlegenen ihre gebieteriſche Sprache 
ſprechen. 

Den Jahren ſchwerſter Prüfung wird die Befreiung von einem 
Joch folgen, das einem großen, ſtarken, ehrlichen Volke zu Unrecht 
aufgezwungen worden if. Dann wird wieder jeder froh und ſtolz 
ſein, daß er ein Deutſcher iſt. 
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Der Umſturz 
und Deutſchlands 
Zukunft 


We unſere Feinde über mich ſagen, iſt mir gleichgültig. Ich 
erkenne ſie als Richter über mich nicht an. Wenn ich ſehe, 
wie dieſelben Leute, die mir früher in übertriebenem Maße Weih— 
rauch geſtreut haben, mich heute mit Schmutz bewerfen, ſo kann ich 
höchſtens ein Gefühl des Witleids empfinden. Was ich aus der 
Heimat Bitteres über mich höre, enttäuſcht mich. Gott iſt mein 
Zeuge, daß ich immer das Beſte für mein Land und mein Volk 
gewollt habe, und ich glaubte, daß ſeder Deutſche das erkannt und 
gewürdigt hätte. Ich habe mich ſtets beſtrebt, mein politiſches Handeln, 
alles, was ich als Herrſcher und als Menſch tat, in Übereinſtimmung 
mit den Geboten Gottes zu halten. Manches iſt anders gekommen, 
als ich wollte — mein Gewiſſen iſt rein. Das Wohl meines 
Volkes und meines Reiches war das Ziel meines Handelns. 

Mein perſönliches Schickſal trage ich mit Ergebenheit, denn der 
Herr weiß, was Er tut und was Er will. Er weiß, weshalb Er 
mich dieſe Prüfung durchmachen läßt. Ich werde alles geduldig tragen 
und abwarten, was Gott weiter mit mir vorhat. Mich ſchmerzt nur 
das Schickſal meines Landes und meines Volkes. Wich ſchmerzt die 
harte Leidenszeit meiner deutſchen Landeskinder, die ich — gezwungen, 
im Auslande zu leben — nicht mit ihnen tragen kann. Das iſt der 
Schwertſtreich durch meine Seele, das iſt bitter für mich. Auch 
hier in der Einſamkeit fühle und denke ich nur für das deutſche Volk, 
wie ich durch Aufklärung und Rat beſſern und helfen könnte. Auch 
herbe Kritik vermag niemals meine Liebe zu Land und Volk zu be— 
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einträchtigen. Ich bleibe den Deutſchen treu, ganz gleichgültig, wie 
ſich der Einzelne jetzt zu mir ſtellt. Denen, die im Unglück zu mir 
ſtehen, wie einſt im Glück, bin ich dankbar. Sie helfen mich aufrichten, 
fie lindern das an mir zehrende Heimweh nach meiner geliebten deut- 
ſchen Heimat. Die, die ſich aus ehrlicher Überzeugung gegen mich 
ſtellen, kann ich achten. Die andern mögen ſehen, wie ſie vor Gott, 
ihrem Gewiſſen und der Geſchichte beſtehen. Ihnen wird es nicht 
gelingen, mich von den Deutſchen zu ſcheiden. Ich kann Land und 
Volk immer nur als Ganzes ſehen. Wie ich am 4. Auguſt 1914 bei 
der Reichstagseröffnung im Kaiſerſchloß zu Berlin ſagte: „Ich kenne 
keine Parteien mehr, ich kenne nur noch Deutſche“, ſo iſt es geblieben. 

Der Kaiſerin hat der Umſturz das Herz gebrochen. Sie alterte vom 
November 1918 an zuſehends und konnte den körperlichen Leiden nicht 
mehr die frühere Widerſtandskraft entgegenſtellen. So begann bald ihr 
Siechtum. Am ſchwerſten trug ſie das Heimweh nach der deutſchen Erde, 
nach dem deutſchen Volke. Trotzdem ſuchte fie noch mich zu tröſten. — 

Der Umſturz hat ungeheure Werte vernichtet. Er wurde in dem 
Augenblick durchgeführt, als der Daſeinskampf des deutſchen Volkes 
abgeſchloſſen werden ſollte und alle Kräfte ſich zum Wiederaufbau 
zuſammenſchließen mußten. Er war ein Verbrechen am Volke. Ich 
weiß ſehr wohl, daß viele, die zur ſozialdemokratiſchen Fahne ſtanden, 
die Revolution nicht wollten. Auch einzelne ſozialdemokratiſche Führer 
wollten ſie zu dieſem Zeitpunkte nicht, mancher von ihnen war bereit, 
mit mir zu arbeiten. Aber dieſe Sozialdemokraten haben es nicht 
verſtanden, die Revolution zu verhindern, darin liegt ihre Mitſchuld 
an den heutigen Verhältniſſen. Dies um fo mehr, als die Sozialiſten⸗ 
führer den revolutionären Maſſen näher ſtanden als die Vertreter 
des monarchiſchen Staates, alſo mehr Einfluß ausüben konnten. Aber 
die Führer hatten ſchon in der Vorkriegszeit den revolutionären Ge⸗ 
danken in die Maſſen getragen und gepflegt, und die Sozialdemokratie 
war ſeit jeher ein offener Feind der früheren, der monarchiſchen Staats⸗ 
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form und ftrebte programmäßig nach deren Beſeitigung. Sie hat Wind 
geſät und Sturm geerntet. Zeitpunkt und Art des Umſturzes fft 
auch manchen Führern nicht recht geweſen. Aber gerade ſie haben 
in der entſcheidenden Stunde die Führung den zügelloſeſten Elementen 
überlaſſen und haben ihren Einfluß zur Erhaltung des Staates nicht 
aufgeboten. Die Regierung des Prinzen Max mußte die alte Staats— 
form ſchützen. Sie hat ihre heilige Pflicht nicht erfüllt, weil fie ſich 
in Abhängigkeit von den ſozialiſtiſchen Führern begeben hatte, die 
bereits ihren Einfluß auf die Maſſen an die radikalen Elemente 
verloren hatten. Die Hauptſchuld fällt alſo auf die Führung. Des— 
halb wird die Geſchichte nicht die deutſche Arbeiterſchaft mit dem 
Fluch des Umſturzes belaſten, ſondern deren Führer, foweit fie die 
Revolution gemacht oder nicht verhindert haben, und die Regierung 
des Prinzen Max von Baden. Die deutſche Arbeiterſchaft hat ſich 
unter mir im Felde glänzend geſchlagen und auch zu Hauſe jahrelang 
für Munition und Kriegsgerät geſorgt. Das darf nicht vergeſſen 
werden. Später erſt bröckelten Teile von ihr ab. Das war aber 
Schuld der Agitatoren und Umſtürzler, nicht des anſtändigen, patrio⸗ 
tiſchen Teiles der Arbeſterſchaft. Die gewiſſenloſen Hetzer find die 
wahrhaft Schuldigen an dem völligen Zuſammenbruche Deutſchlands. 
Das wird eines Tages auch von der Arbeiterſchaft erkannt werden. 

Die Gegenwart Deutſchlands iſt ſchwer. An der Zukunft des 
gefunden, ſtarken Volkes zweifle ich nicht. Ein Volk, das einen fo 
unerhörten Aufſtieg genommen hat, wie das deutſche von 1871 bis 
1914, eine Nation, die ſich gegen 28 Staaten im Verteidigungs- 
kriege über vier Jahre erfolgreich behauptet hat, iſt nicht vom Globus 
zu ſtreichen. Die Weltwirtſchaft kann uns nicht entbehren. 

Um aber die Stellung in der Welt wieder zu erlangen, dfe 
Deutſchland zukommt, darf man nicht auf Hilfe von außen warten 
oder rechnen. Sie kommt doch nicht. Höchſtens wäre ein Helotentum 
erreichbar. Auch die Hilfe, die die deutſche Sozialdemokratie von 
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der internationalen erhoffte, iſt ausgeblieben. Der internationale Pro— 
grammteil der ſozialiſtiſchen Lehre hat ſich als ein furchtbarer Irrtum 
herausgeſtellt. Die Arbeiter der Entente ſind gegen das deutſche Volk 
ins Feld gezogen, um es zu vernichten. Von internationaler Solidarität 
der Maſſen war nirgends eine Spur. Dieſer Irrtum iſt auch einer 
der Gründe des für Deutſchland ſchlechten Kriegsausganges. Die 
engliſche und franzöſiſche Arbeiterſchaft war von ihren Führern richtig, 
d. h. national orientiert, die deutſche falſch, nämlich international. 
Das deutſche Volk darf ſich auf keinen anderen, ſondern nur 
auf ſich ſelbſt verlaſſen. Wenn ſelbſtbewußtes nationales Empfinden 
in alle Schichten unſeres Volkes wiederkehrt, dann wird der Auf— 
ſtieg beginnen. Alle Klaſſen der Bevölkerung müſſen im nationalen 
Empfinden einig ſein, wenn ihre Wege ſich auch auf anderen Ge— 
bieten des ſtaatlichen Lebens trennen mögen. Das iſt die Stärke 
Englands, Frankreichs, ja der Polen. Dann wird auch das Gefühl 
der Zuſammengehörigkeit aller Volksgenoſſen, das Bewußtſein der 
Würde unſerer edlen Nation, der Stolz, ein Deutſcher zu ſein, und 
jene echt deutſche Ethik wiederkehren, die eine der geheimen Kräfte 
war, die Deutſchland ſo groß gemacht haben. Deutſchland wird 
wieder wie vor dem Kriege in der Geſellſchaft der Kulturvölker die 
Rolle des Staates der größten Arbeitsleiſtung ſpielen. Es wird 
wieder in friedlichem Wettbewerb auf den Gebieten der Technik, der 
Wiſſenſchaft und der Kunſt ſiegreich vorangehen und nicht nur ſich ſelbſt, 
ſondern allen Nationen der Erde das Beſte bieten. Ich glaube an die 
Beſeltigung des Fehlſpruchs von Verſailles durch die Einſicht der ver- 
nünftigen Elemente des Auslandes und durch Deutſchland ſelbſt. Ich 
glaube an das deutſche Volk und an dle Fortſetzung ſeiner friedlichen 
Niffion auf der Welt, die durch einen furchtbaren Krieg unterbrochen 
wurde, den Deutſchland nicht gewollt, alſo auch nicht verſchuldet hat. 


Ende. 
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Clemenceau, Georges (geb. 1841), Nov. 
1917 franzöſ. Minifterpräfident, ſetzte bet 
den une die Knech⸗ 
tung Deutſchlands durch: 272, 276. 

Köln, neue Rheinbrücken: 150. 

Connaught, Herzog Arthur von (geb. 
1850), Bruder Königs Eduard VII., ver- 
mählt 1879 mit Louſſe Margarete Prin⸗ 
zeſſin von Preußen: 86, 120. 

Konrad, Paul (geb. 1865), Geh. Ober: 
konftftorialrat und Erſter Pfarrer an der 


er d. Ausw.: 233. Kaiſer⸗Wilhelm⸗ Gedächtniskirche in Ber⸗ 
lin, das Andachtsbuch „Der alte Gott lebt 


noch“ erſchlen 1919, „Aus tiefer Not“ 
1922: 180. 


Cambridge, Herzog Georg von (1819 Euntberti, Vittorſo, ſtal. Ingenieur, Chef— 
1904), Enkel König Georgs III., engl. konſtrukteur der Marine: 202. 


Feldmarſchall, 1856/95 Oberbefehlshaber 


des Heeres: 75. 
Cape-to-Cairo-Bahn: 72/4. 
Caprivi, Leo (feit 1891 Graf) v. (1831 

1899), 1883/8 Chef der Admiralität, 

dann Kommand. General des X. Armee⸗ 

korps, 1890 Reichskanzler u. preuß. Mi⸗ 

nifterpräfident, trat als letzterer 1892, als 

Reichskanzler am 26. X. 1894 zuruck: 43/8. 
Carpenter ſ. Boyd Carpenter. 

Carmen Sylva, Dichtername der Kö— 
nigin Eliſabeth von Rumänſen (1843 
- 1916), geb. Prinzeſſin Wied, Vaters⸗ 
ſchweſter des Prinzen: 137. 

Caro, Prof. in Athen: 170. 

Caſſel, Sir Erneſt(geb. 1852 als Deutſcher 
in Cöln), engl. Bankſer: 122/6, 132. 

Ehamberlain, Houſton Stewart (geb. 
1855 zu Portsmouth, Sohn eines engl Ade 
mirals), deutſcher Schriftſteller, Schwie⸗ 
gerſohn Richard Wagners: 154. 

Chamberlain, Joſeph (1836-1914), 
1895/1903 Staatsſekretär der Kolonien: 
58, 75, 88/91, *266/7. 

Chemie, Förderung der: 164. 


— 


ally Telegraph ſ. Interview, 

Dares-Salam: 46, 

Delbrück, Klemens v. (geb. 1856), 1909 
„16 Staatsſekretär des Reichsamts des 
Inneren, Okt.) Nov. 1918 Chef des Zi⸗ 
vilkabinetts: 240. 

Delcaſſé, Theéophile (geb. 1852), 1898 
1905 franzöſ. Miniſter des Auswärtigen, 
1911 Marineminiſter, 1913 Botſchafter in 
Petersburg, 1914/15 Miniſter des Aus⸗ 
wärtigen: 90/2, 219. 

Delitzſch, Friedr. (geb. 1850), Aſſyriolog, 
ſeit 1899 Prof. in Berlin. In 3 Vor⸗ 
trägen 1902/ (die beiden erſten in der 
Orientgeſellſchaft i. Gegenwart d. Katſers) 
erörterte D. Die Bezlehungen des babylo⸗ 
niſchen u. ffraelit. Schrifttams, betonte die 


-teilweiſe Mberlegenheit der babylon. Reli: 


ton über die altteftamentl.u.d. Abhängig: 
eit mancher religiöfen Vorſtellungen u. 
Sitten (3. B. Weltſchöpfung, Sündenfall, 
Sintflut, Moſatſches Geſetz, Sabbatein— 
richtung, Recht, Moral) von den babyloni⸗ 
ſchen. dee dieſe Hypotheſe der Abhän= 
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algkeit der Bibel von Babel erhob ſich for | Drew, Wilh. (geb. 1870), 1914 Unter- 
wohl aus kirchlſchen Kreiſen, die darin elnen ſtaatsſekretär, Aug. 191// Nov. 1918 
Angriff gegen die geoffenbarte Religlſon preuß. Mintſter des Innern: 239/41. 

ſahen, wie von wiſſenſchaftlicher Seite leb- | Drnander, Ernſt v. (1843 - 1922), 1874 


haſter Widerſpruch (der ſogen. Babel u. 
Bibel⸗ Streit): 168, 183/6. 

Deutſchlands Aufſchwung: 261/2. 

— Friedens wille: 17, 68, 255/55, *265/70, 
275/6, 281. 

— Zukunft: 284, 289/90, 

Deutſchtum, Erziehung zum: 152/5. 

Dhaw, arabiſches Küftenfahrzeug: 46. 

Diese, Adolf v. (1825 1910), Herr auf 
Barby, Mitglied des Staatsrats: 24. 

Dirſchau, neue (1888/90) Weichſel⸗ 
brücke: 147. 

Disraelt, Benjamin, fett 1876 Earl of 
Beaconsfteld (1804 — 80 engl. Staats⸗ 
mann u. Schriftfteller, jüdt 
mung, 1874/80 Bremierminffter: 10, 278. 

Dombau f. unter Berlin. 

Dormition (de la sainte Vierge) heißt das 
Grundſtück in Jeruſalem (auf dem angeb⸗ 
lichen Ston), das der Katfer 1898 dem 
Deutschen Verein vom hell. Lande“ zur 
freien Nutznießung im Intereſſe der deut⸗ 
ſchen Katholiken überwles: 181. 

Dorpat, livländiſche Untverfität: 166. 

Dörpfeld, Wilh. (geb. 1853), 1877/81 
Leiter d. Ausgrabungen in Olympia, 1886 
Sekretär, dann Direktor des Deutſchen 
Arhäolog. Inſtituts in Athen: 169/71. 

Downingſtreet, Straße in London, in 
der ſich das Auswärt. Amt befindet: 59. 

Dreadnought, Name des erſten (1906) 
engl. Großkampfſchiffs, der auf die ganze 
Schiffsklaſſe überging: 200/1, *202/3. 


ſcher Abſtam⸗ 


Pfarrer in Bonn, 1882 in Berlin (Drelfal⸗ 
tigkeitskirche) 1898 Oberhofprediger, 1903 
Mitgl. des Herrenhauſes, 1907 Vizepräſi⸗ 
dent des Oberklrchenrats: 179/80. 


Duhn, Friedr. Karl v. (geb. 1851), 1880 


Prof. d. klaſſ. Archäol. in Heidelberg: 171. 


Duma, feit 1905 die aus Wahlen hervor⸗ 


gehende ruſſ. Volksvertretung mit legisla⸗ 
tiver Gewalt (Zweite Kammer). Zur Zelt 
Jwans IV. (ſ. d.) wurde neben dem engeren 
Rat (Duma) der Bofaren bel beſonders 
wichtigen Angelegenheiten als beratende 
Inſtanz auch eine Art Natlonalverſamm⸗ 
lung, die ſich aus Abgeordneten aller 
Stände zuſammenſetzte (die große Duma 
oder Sobor), zuſammenberufen: 268. 


Ebert, Friedr. (geb. 1871), feit 1905 im 


Vorſtand der ſozlaldem. Partei, 9. XI. 1918 
Reichskanzler, 12. JI. 1919 provlſor. Reſchs⸗ 
präfident: 243. 


Eduard VII. (geb. 1841, 7 6. V. 1910), 


ſeit 1901 König von England: 72, 123; 


Tod u. Betſetzung 108/10. 
— Begegnungen mit: in England 86/7, 


97 ; in Kiel 96, in Berlin 107. 


— Einkreiſungspolitik 62, 96/7, 106, 134, 
265 


Eifel-Bahnen 150. 
Einem, genannt v. Rothmaler, Karl v. 


(geb. 1853), 1903/9 Kriegsminiſter, 1909 
Kommand. General, 1914 Oberbefehls⸗ 
haber der 3. Armee: 126, 133. 


Einkretſungspolftik (f. a. Eduard VII. 


Dreibund. 7. X. 1879 Bündnis (Zwel⸗ u. Entente) 264. 
bund) zwiſchen Deutſchland u. Oſterreich⸗Eiſenacher Konferenz, feit 1852 in 


Ungarn, 20. V. 1882 Dreibund zwffchen 
Deutſchland, Oſterreich u. Italien: 6, 8. 
Drei⸗Kalſer⸗- Verhältnis, 1881 als 
geheimer Vertrag zwiſchen den 3 Kaiſern 
Deutſchlands, Rußlands u. Oſterreichs auf 
3 Jahre geſchloſſen und 1884 auf weitere 
3 Jahre erneuert: Zuſicherung wohlwollen⸗ 
der Neutralität bef einem Kriege, in den 


jedem zweiten Jahre tagende Konferenz 
von Vertretern der evang. Landeskirchen 
zwecks einheitlicher Ordnung der gemein⸗ 
ſamen Angelegenheiten, beſchloß 1903 den 
engeren Zuſammenſchluß der evang. Lan⸗ 
deskirchen Deutſchlands, der 1922 durch 
die Gründung des „Deutſchen Evang. 
Kirchenbundes verwirklicht wurde: 179. 


eine der 3 Mächte verwſckelt würde. Das Elſenbahnen, ihr Ausbau: 146/51. 
‚Dre. Verhältnis“ war elne be» | Elb⸗Trave⸗Kanal, Großſchtffahrtsweg 


ſchränkte Erneuerung des „Dreikaiſer⸗ 


zwiſchen Elbe (bei Lauenburg) u. Trave 


bündniſſes“ von 1872, das ſeit dem] (bei Lübeck), 1896/1900 gebaut: 148. 


2 98 Kongreß (ſ. d.) erſchüttert war: 
280. 
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Elſaß-Lothringen gehörte feft der Tei⸗ 


lung des Karolingerreichs (870) 800 Jahre 


zum deutſchen Reich. Durch den Weſtfäl. 
Frieden (1648) ſetzte ſich Frankreich in den 

eſitz von Oberelſaß u. erweſterte, die Ohn⸗ 
macht des durch den 30 jährigen Krieg ge⸗ 
ſchwächten deutſchen Reichs benutzend, feine 
Herrſchaft (1681 Raub von Straßburg), 
bis 1766 auch Lothringen franzöſ. Provinz 
wurde. Im Frankfurter Frieden (1871) 
nahm Deutſchland Teile des ihm entriffes 
nen Landes zurück, die ihm durch den Frie⸗ 
den von Verſailles wleder genommen wur⸗ 
den: 51, 74, 263. 

Emden: die Schleuſenanlagen verbinden 
den E. er Binnenhafen m. dem Dollart: 151. 

8 Beſuche des Kaffers in: 74/5, 
86/8, 97/8, 108/10, 119/20, 197. 

— u. d. l 34/6. 

— u. Deutſchland: 58/63, 71, 88/9, 91/2, 
"96/7, 106/7, 122 fl, 196/8, 262, 
“265/7. 

— polit, Propaganda: 271, *281/2. 

— Krlegsvorbereſtungen: 218. 

— u. Frankreich: 60/3, 91/2. 

— u. Rußland: 9/10, 58, 88/9, 266/7. 

- u. Japan 58,89 — u. Ver. Staaten 60/2, 

— engl. Art: 83, 283/47 153 (Erziehung), 
155/6 (Rechtſprechung). 

Entente, Entſtehung u. Weſen: 15, 61/2, 
106, 261/75. — Krſegs vorbereitungen: 
2128. 

Erzberger, Matthiad (1875-1921), 
Lehrer, Redakteur, ſeit 1903 Mitgl. des 
Reichstags (Zentr.), Urheber der Friedens- 
refolution vom 19. VII. 1917, am 3. X. 1918 
Staatsſekretär, dann Reichsminiſter ohne 
Portefeuille, Führer der deutſchen Waffen⸗ 
ſtillſtandskommiſſion, Junt 1919 - März 
1920 Reichs finanzminiſter: 243. 

Erziehung, deutſche u. engl.: 152/5. 

Eſſad Paſcha, alban. Heerführer (geb. 
1863, ermordet 1920), bot im Febr. 1914 
dem Prinzen Wied (f. d.) die Krone an, 
war unter ihm Minifter des Inneren u. des 
Krieges, Mat191 wegen hochverräteriſcher 
Umtriebe außer Landes gebracht, nach der 
Abreiſe des Fürſten Präſldent der alban. 
Regierung: 137, 139. 

Eugenke, Kaiſerin von Frankreich (1826 
— 1920), 1853 mit Napoleon III. vers 
mählt, lebte ſeit 1870 in England: 267. 

Eulenburg, Aug. Graf zu (1838 - 1921), 
1890 Ober⸗Hofmarſchall, 1907/21 Mir 
niſter des Königl. Hauſes: 20, 98. 


—— 66——ẽ —-—¼¼ ä ꝗ́—— d ä — nn na 


Evangel. Kirche u, der Kalſer 179/81 — 
Deutſcher Evangel. Kirchenbund (ſ. Elſe⸗ 
nacher Konferenz): 179. 


Faulhaber, Michael (geb. 1869), 1910 
Biſchof von Speyer, 1917 Erzblſchof von 
München u. (feit 1921) Kardinal: 175. 

eldküche, fahrbare: 192. 
inanzreform, preuß. (Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz vom 21. VI. 1891, Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetz vom 24. VI. 1891, Kommunal⸗ 
abgabengeſetz): 145, 156. 

Fiſcher, Antonius Hubert (1840 — 1912), 
fett 1889 Weihbiſchof, 1903 Erzbiſchof von 
Köln u. Kardinal: 177. 

Fiſher, Sir John, feit 1909 Lord (1841 
- 1920), Drganifator der engl. Marine, 
1892/7 Admiralitätslord, 1904/10 und 
1914/9 Erfter Seelord: 128, 202/3, 

Flotte, Ausbau der: Als der Kaſſer 1888 
die Regierung übernahm, entſprach der 
Schiffsbeſtand zahlenmäßig noch immer 
dem von 1873, von den 7 Panzerfregatten 
waren jedoch eigentlich nur 4 leidlich krlegs⸗ 
brauchbar. Die Forderung von 4 Linien- 
ſchiffen im Etat von 1889 war der erſte 
Schritt. Der eigentliche Ausbau begann 
aber erſt mit Tirpltz' Berufung (1897) 
zum 5 des Relchsmarlneamts: 
Flottengeſetz vom 28. III. 1898: ver⸗ 
wendungsberefter Beſtand von 17Schlacht⸗ 
ſchiffen, 8 Küſtenpanzerſchiffen, 9 großen 
u. 26 kleinen Kreuzern. — Die Novelle 
1900 brachte etwa eine Verdoppelung: 
2 Flottenflaggſchiffe, 4 Geſchwader zu je 
8 Linſenſchiffen, 8 große und 24 kleine 
Kreuzer, für den Auslandsdlenſt 3 große 
u. 10 kleine Kreuzer, als Materlalreſerve 
4 Linienſchiffe, 3 große, 4 kleine Kreuzer. 
In der Denkſchrift zur Novelle zum erſten— 
mal der fortan der deutſchen Flottenpolltik 
zugrunde gelegte „Rififogedanfe”. 
— Novelle 1906 (infolge des engliſchen 
Dreadnoughtbaues): Vergrößerung der 
Schlffstypen, Vermehrung der Ausland» 
ſchiffe um 6 Panzerkreuzer ſowie Erhöhung 
des Sollbeſtandes der Torpedoboote von 
96 auf 144. — Novelle 1908: Herab- 
ſetzung des Lebensalters der Linienfhiffe 
von 25 auf 20 Jahre, dadurch Erhöhung der 
Zahl der Neubauten. — Novelle 1912: 
nicht eigentl. Vermehrung, ſondern Stei⸗ 
gerung der Krlegsbereſtſchaft durch Aufe 
geben der Matertalreferve u. dauernde Be- 
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reſtſchaft eines größeren Teils (3 von den 5) 
der Linſenſchiffs verbände, gleichzeitig wur⸗ 
de die Zahl der U-Boote geſetzlich auf 72 
feſtgelegt. 
— der Ausbau: 7, 43/4, 262. — Flotten⸗ 
geſe u. I. Novelle (1900): 61, 5193/9. 
Novelle 1912: 123, 128/34, 265. 
Forſtwirtſchaft 157. 
Frankreich, Revanchewille: 263, 276/8. 
— Deutſchlands Entgegenkommen 68, 
92/3, 267/8. 
— u. Rußland 14/5, 52/4, 264. — u. Eng⸗ 
land 72,91/2.— u. d. Entente 5 264/5. 
— Kriegsvorbereitungen 149 
— deutſcher Schutz der Kunſſtg abe: 221. 
Franz 1 Erzherzog (geb. 
1863) „ öſterr. Thronfolger ‚am 28. VI. 
1914 in Seraſewo ermordet: 99, 209. 
Franz 5 (1830 - 1916), feit 1848 
Kalſer: 12, 
5 veffinnige Parte 25, 193. 
riedberg, Heinr. v. (1813-95), 1879 / 
89 Juſtizminiſter: 155. 
Friedens-Wille des Kaiſers 69,72, 88/9, 
92/3, 211/2, 253, 1 „2756, 280 
Air a. unter Deutſchland). 
Srfedjung, Heinr. (1851-1921), öſterr. 
Hiſtorlker u. Politiker, Prof. in Wien, ver⸗ 
öffentlichte: „Das Zeltalter des Imperſa⸗ 
lismus 1884/1914 (Berlin 1919): 108. 
Friedrlch d. Große 23, 30, 64, 182. 
Friedrich III. (als Kronprinz: A. u 
Wilhelm), geb. 1831, 9. III. 1888 Katfer, 
15. VI. nach elner 1 Pille 99 Tagen: 
10/1, *17/9, 23/4, 2 
Friedrich Wilhelm ll. v. Preußen: 144. 
Sr V 76,93. 
Für 5 Maximilian E gon Fürst zu 
(geb. 1863), preuß. „ ver⸗ 
mählt mit Irma geb. Gräfin v. Schön— 
born- Buchheim: 98, 99, 100. 


Galtziſch⸗ Bolnifäer Brühfahrsfeldaug 
1. V. — 22. VI. 1915): 114/5. 

Galkweg, Max v. (geb. 1892 General, 

1918 Oberbefehlshaber der Heeresgruppe 

vor Verdun: 235. 

Gambetta, Leon (1838-82), radikaler 

u. chauvlniſilſcher franzöſ. 74 277/08. 

N Zuſammenkunft am 8.9. VIII. 

188 

Gelbe Gefahr: 66 / 

Generalſtab: 61478 »191/2, 209, 

210/1, 281. 
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Gentleman's agreement: 60/3, 264/5, 


270. 

Georg V. (geb. 1865), fett 1910 König 
v. England: 108/10, 119/21, 279. 

Girardin, Emile de (1806 - 81), franzöſ. 
Journaliſt, durch die 18 36 von ihmgegrün⸗ 
dete Presse eine politiſche Macht (ſeit 1867 
Hetze gegen Preußen): 278. 

Goethals, amerff. berft: 200/1. 

Gorgo (nach Homer ein weibl. Ungeheuer) 
Relief, Fund auf Korfu: 169/70. 

Sorlice= Sar now. Durchbruchsſchlacht 
(1/3. V. 1915): 115. 

Goſchen, Sir William Edw. (geb. 1847), 
1908/14 Botſchafter in Berlin: 210. 

Goßler, Guſt. v. (1838-1902), 1881/91 
preuß. Kultusminiſter: 152. 

Gramont, Herzog Agenor (1819 80), 
trleb als franzöſ. Botſchafter in Wien (een 
1861) wie als Miniſter des Aus wärt. (ſeit 
15. V. 1870) ſcharfe antipreuß. Politik: 277. 

Grey, Sir, ſpaͤter Lord Edward (geb. 1862), 
1905/16 Miniſter des Auswärt. (Einkrei⸗ 
fungspolitit), 1919 Botſchafter in Was 
ſhington: 122, 126/7, 212, 279. 

Griechen land, 780 di 889): 23. 

Groener, Wilh. (geb. 1867), württemberg. 
General, bel der Mobilma ung Chef des 
Beldei enbahnweſens, Nov. 1918// Sept. 
1919 eneralquartiermelſter, ſetzt Eiſen⸗ 
bahnminiſter: 240/2, 

Großorfentloge e 219/20. 

Guetant, Louis: 276/ 

Gymnaflum: 152 ff. 


Hahnke, Wilh. v. (1833 1912, 1881/6 
Kommandeur der 1. Garde-Inf.⸗Brigade, 
1888/1901 Chef des Milttärkabinetts, 
1901 Gouverneur von Berlin, 1905 
Generalfeldmarſchall: 20. 

Haldane, Richard Burdon, Viscount (geb. 
1856), Rechtsanwalt, fett 1885 im Unter⸗ 
haus (liberal), 1905/12 Kriegsminifter, 
e ee 1906 das engl. Heerweſen u. 

einen Generalſtab nach deutſchem Muſter, 

hrte am 9./11. II. 1912 die Neutralitäte- 
verhandlungen in Berlin, 1912/5 Lordgroß⸗ 
kanzler, intereffiert für die deutſche Litera= 
tur u. A . Schopen⸗ 
hauers „Welt als Wille u. Vorſtellung“, 
7880). 122, 2126/34, 155. 

Hamilton, Sir Jan (geb. 1853): 197. 
Hammurabi, König von Babylonien, 
Zeitgenoſſe Abrahams. Sein 1901 bei 


Suſa auf einem Diorttblock entdecktes 
Geſetzbuch iſt die älteſte (7 Jahrhunderte 
älter als die moſaiſche) geſchrſebene Ge⸗ 
ſetzſammlung (ſ. unter Delitzſch): 184/5. 

Harden, Marimilian(geb.1861 ſelt 1892 

Herausgeber der „Zukunft“: 86. 

Hardinge, Sir Charles (geb. 1858), 19056 / 
10 und wieder 1916 Unterſtaatsſekret. 
im Auswärt. Amt, Berater Eduards VII. 
u. fein Begleiter auf den politifchen Reiſen, 
1910/5 Vizekönig v. Indien, 1920 Bot⸗ 
ſchafter in Paris: 123. 

Harkort, Friedr. (1793-1880), Bahn⸗ 
brecher der weſtfäliſch. Induſtrie, Förderer 
des Elſenbahnweſens u. der Flußſchiffahrt, | 
Parlamentarler feit 1848: 199. 

Harnack, Adolf v. (geb. 1851), 1888 als 
Prof. der Kirchengeſch. aus Marburg nach 
Berlin berufen, 1905 zugleich General- 
direktor der Kgl. Bibliothek in Berlin: 165. 

er Fig v. (1851 - 1919), 1912 
Erzbiſchof von Cöln, 1914 Kardinal: 175. 

Hartmann, Feldwebel: 191. 

Hayaſhi, Graf Tadaſu (1850-1913), 
1900/5 japan. Geſandter in England, 
1906/8 Mintfter des Auswärtigen: 89. 

Heer, ſ. Armee. 

Heeringen, Joſias v. (geb. 1850), 1909 / 
13 Kriegs mintſt., 1914 Generaloberſt, jetzt 
Vorſitzender des Kyffhäuſerbundes deut- 
ſcher Kriegervereine: 126. 

Heinrich, Prinz von Preußen (geb. 1862), 
Bruder d. Kaiſers, feit 1909 Großadmiral, 
1897 Chef des 2., 1899 des ganzen oft= 
aſtatlſchen Geſchwaders, 1906 Chef der 
Hochſeeflotte, 1914/8 Oberbefehlshaber d. 

Streltkräfte in der Oſtſee: 57/8, 200. 

Helfferich, Karl (geb. 1872), 1901 Prof. 
der Staatswiſſenſchaft in Berlin, 1908 
Direktor der Deutſch. Bank, 1915 Reichs⸗ 
ſchatzſekretär, 1916 Staatsſekretar des 
Reichsamts des Inneren u. Stellvertreter 
des Reſchskanzlers, veröffentlichte: „Der 
Weltkrieg” (3 Bde. 1919, Bd. 1: „Die 
Vorgeſch. des Weltkrieges“): 108. 

Helgoland, in engl. Beſitz (ſeit 1807): 8, 
10. — Erwerbung (1. VII. 1890): 46/8. 
— Befeftigungen: 200. 

Hertling, Graf Georg v. (1843-1919), 
fruher Prof. der Philoſophte in München, 
1909 Vorſitzender d. Zentrumspartei, 1912 
bayr. Miniſterpräſident, 1. XI. 1917 — 
30. IX. 1918 Reichskanzler: 74, 102,233. 

Hildegardis, St., altes Benediktſne⸗ 


rinnenkloſter in Elbingen (oberhalb Rüdes⸗ 
heim), 1803 ſäkulariſiert, 1904 von d. Beu⸗ 
roner Kongregation wiederhergeſtellt: 183. 

Hindenburg, Paul v. (geb. 1847), bis 
1911 Kommand. General des IV. Armee⸗ 
korps, ſelt 15. VIII. 1914 Oberbefehlshaber 
der 8. Armee (Oſtpreußen), im Nov. 1914 
Generalfeldmarſchall u. Oberbefehlshaber 
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Einfall in die Südafrik. Republik, mußte älteſte Tochter d. Herzogs Friedr. v. Schles⸗ 
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Rücktritt gezwungen: 150, 220, 234. | reichs über M. Seitdem, pẽnẽtration paci- 
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Madrider Konferenz (f. Marokko): 93. reichs“ in M. — 1. VI. 1911 Entfendung 
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europ. Mächte zu Madrid 1880 auf Be⸗ | Amts, 1897 Botſchafter in Konſtantinopel, 
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die Unabhängigkeit M.s ein. — 12. IV. Meinecke, Unterſtaatsſekretär: 156. 
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kolal Nikolafewitſch vermählt: 213. 
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Uſher, Roland, Prof.: 60/63. 


Dalentint, Rud. v. (geb. 1855), 1899 
Vortrag. Rat im Zlollkabſnett, 1906 Res 
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R g 3 S kolonialen Anſprüche. 
id ter des ended 1 ö . des befehten ruff. Gebiete u. 
4 e Rivflfabinetts: ‚4,11).! 0. [ Mer ruſſ. Fragen. 7. Räumung 

Varnbüler, Frh. Axel v. (geb. 1851), 3 N . jens. 8. Räu⸗ 

. 90. u. Wiederherfiellung Belgiens. 8. 
1894 württemb. Geſandter in Berlin: 90. u Wlederherſtellung des befehten 

VVVVVTVVTVTVVTCCCTCTVTCTCTTCCCCCCCCCCCCCCTT RD sr aß⸗ Loth⸗ 
Verkehr, die, eigentlich zum Vorleſen ei en der e Ita⸗ 
ſtimmt, mehr den Charakter einer vertrau- | — V“'w. . 
lichen Mitteilung trägt. x e, Linſen“. 10. Autonome Entwicklung der 

De 3 nge A a i Sede des oe n Völker Oſterreſch⸗Ungarns. 11. 5 
trat 52 v. Ehr. an die derherſtellung von Rumänſen, Ser⸗ 
Aufſtandes u. brachte faſt das ganze von u. Wie AM t o, mit einem freſen Zu⸗ 
Eile unterworfene Gebfet zum Abfall.] bien u. 5 . Serbien. 12. Auto⸗ 
Nach anfänglichen Erfolgen, auch gegen gang ern cht⸗türktſchen Völker d. Türkel, 
Läfar jeloft, lieb er „ fi aliſierung der Dardanellen. 
UU em 5 eines unabhängigen polni⸗ 
Volk zu retten. Er wurde für den großen 13. Errichtung der die von unzweifelhaft 
Neuerdings vtelfah ale gafltihefransef.| Deinifger Beugſtenmg bewohnten Gebiete 

Neuerdings a als gallifh=franzöf. Pinfehliehen müßte“, mit einem Zugange 

Natſonalheld gefeiert: 251. ta u. d. zum Meere. 14. Bildung eines Völker⸗ 

%%FFFCCCCCC(. EBEN, bundes — Die Note Wilfons vom 5. XI. 
Gentlemen 3 177 85 1918 machte nur bel Punkt 2 Vorbehalte 
— u. der Weltkrieg: 63, ect bellen“: ] u. betonte den Begriff d. Wiederherſtellung 
⸗Dergletchende Beſchlich ts abe 5 als Erſatzp cht für alle Schäden: 271/3. 

Versailler Feeden 5, 274 276 Bult, afgfnen- u. Schiffbau⸗Aftlen⸗ 

er \ , e m 8 

— Fehiſpruch u. ane. ; 357885 geſellſchaft in Stettin: 37/9. 

Verſen, Maximilian v. (1833-93), eo 234, 237, 242/3. 
Kommandeur der 2. Garde⸗Kavall.⸗Bri⸗ 2 lb, N ie a 1904), 
en 8 des ll. ee Oeneralfeldmarfhalt, 1888/91 Chef des 
F „ fett 0 bs d. Armee, 1900 Sberbefehls⸗ 

VCC 
1900 König von Italien: 182. er 3 5 fand): 77,146, 191. 

Bletor ta, Königin v. England (ge 58,72, Wahlrecht⸗Reform. In Preußen waren 
545 300 2 3 3 Reife die Wähler nach der Höhe ihres nr 

? nn . betrags in 3 Wählerklaſſen eingetellt, von 
beſuch: 21/2. — Tod u. Betfehung: 86/7. etrag de ½ der Wahlmänner, die dann 
—Denkmalenthüllung (1911): 119/20. denen jede dneten zu wählen hatten, be> 

1 hlen hatten, 
Victorta, Kaiſerin (1840 1900), Toch⸗ die u urn 45 1 
4 hlerklaſſe m 
ter der Königin von England, 1858 ver- ſtimmten. Da e die 
3 g Einkommen ſehr zahlreich war, 
mählt mit dem nachmaligen Kaffer Frled⸗ rigem Eink eee 
rich, Mutter des a 1 1227 ad era le befand, beide laf: 
ee 144,167/8. — u. - | fen aber gleichen Einfluß auf Die Daft der 
! i N 0 dneten hatten, wurde das Drei— 

Victoria Lutſe, Tochter des Kalſers (geb. Abgeor £ 
1892), 1913 vermählt mit dem Herzog . ungerecht emp 
Ka nn ren uwe Sohn des Wa t 75 Sir Donald Mackenzie (geb. 
Herzogs von Cumberland: nn derun- | 1841) 1884/9 Sekretär des Marquis 

a Ne aft (8 I. Du erin als Digeföntgs von Indien, e 
gen, Die 0 "fa ign Depart. der Time 
1918) an den amersfanff—hen Senat als 55 . a. König 8 Eduard VII. 
eee aufſtellte: 1. Abſchaf⸗ 1910 Georgs V.: 96/7. 

d 1 — 3 W Haftsfeihel Ge Dallfireet = Neuporfer Börfe. 
er Meere. J. Wirtſche 4. Ver⸗ n 0. 
minderung der Rüſtungen. 5. Unpartelſſche Wehrpflicht, allgemeine: 189/90 
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Weichſelbrücke bei Dirſchau: 147. Winterfeldt, Detlof v. (geb. 1867), Ge⸗ 
Welßer Saal, im Berliner Schloß: in | neralmaſor, früher Militärattaché in Parts, 
ihm fanden die Eröffnungen des Reſchs⸗ Nov. 1918 Bevollmächtigter in der Waffen⸗ 
tages u. des Landtages ſowle die großen ſtillſtandsdelegation, bis Jan. 1919 Vor: 


Hoffeſtlichkelten ſtatt: 144. ſitzender der Waffenſtillſtandskommiſſſon 
Werften, Kafferl.: 201. in Spa: 243. 
Werner, Reinhold v. (1825 - 1909), Ad⸗ Wittich, Adolf v. . 1888 
miral u. Marineſchriftſteller: 152. Generaladjutant, 1892/1904 Kommand. 


Wied, Fürſt Friedr. (geb. 1872): 137. General des XI. Armeekorps, 1904 in das 
Wied, Prinz Wilhelm, Bruder des vorigen] preuß. Herrenhaus berufen: 20. 
(geb. 1876), preuß. Major, nahm die ihm Witu (Oſtafrika), 1885 unter a 
am 6.11.1914 angebotene Krone Albantens Schutzherrſchaft, 1890 an England abge: 
an, beftfeg den Thron am 7. III., verließ] treten: 46. 
das Land nach Ausbruch des Weltkrieges im Wolter, Plazidus (1828 - 1908), feit 
Sept. unter Vorbehalt feiner Rechte, ver⸗ 1890 Erzabt der 1863 von feinem Bruder 
mählt 1906 mit Sophte Prinzeſſ. v. Schön⸗ Maurus u. ihm neugegründeten Benedlk⸗ 
burg- Waldenburg (geb. 1885): 136/9. tinerabtei Beuron (ſ. d.): 181. 
Wilhelm J., der Große (1797 1888), Wortley f. Stuart⸗Wortley. 
ſelt 1861 König von Preußen, Seit 1871 
Deutſcher Raffer: 12, 146, 277 — u. Bis- Vachtklub, Katferl. (feit 1891): 36. 
marck: 8 — Politiſches Teſtament betr. VBangtſes Abkommen, 16. X. 1900 zwi⸗ 
Rußland: 15, 21, 268. ſchen Deutſchland u. England: gemelnſame 
Wilhelmſ. Kronprinz. Sicherung der Integrität Chinas, Grund⸗ 
Wilmowsk1 (1817-93), Chef 171 Zivil⸗ | faß der Io Tür: 77. 
21. 


kablnetts unter Kalſer Wilhelm J.: 
Welpert, Joſeph (geb. 1857), kath. Archäo⸗ Zanzibar, Küſteninſel vor Deutſch-Oſt— 
afrika, Deutſchland verzichtete 1. VII. 1890 


log, fett 1883 in Rom, 1903 apoſtol. Proto⸗ 

notar u. Leiter des Inſtituts für Altertums= |! zugunften Englands im Austauſch gegen 
kunde der Görres⸗Geſellſchaft: 182. Helgoland in pe ihm 1885 vom Sultan 

Wilſon, Woodrow (geb. 1856), 1890 / eingeräumte Protektorat über ein Tellge⸗ 
1910 Prof. der Rechtswiſſenſchaft an der] biet von Z.: 46. 

Princeton⸗Untverſität, 1911/13 Gouver⸗ Zedlitz und Trützſchler, Robert Graf v. 
neur (Demokr.) des Staates New Jerſey, (1837-1914), 1891 preuß. Kultus- 
1913/20 Bräfident der V. St., Dez. 1918/ miniſter, nahm 1892, als feine wegen ihres 
Junſ 1919 zu den Friedensverhandlungen ſtreng konfeſſion. Gepräges ſtark bekämpfte 
in Verſallles. Schulgeſetz⸗Vorlage durch Entſchluß des 

— Antwort auf den Proteſt (7. IX. 1914) Königs zurückgezogen wurde, den Abſchied, 
des Katſers gegen die Verwendung von fpäter Oberpräſident von Schleſien: 48. 
Dumdumgeſchoſſen: 270. Zentrumspartei 21, 178. 

— Gründe für den Eintritt in den Krieg: | Zwelbund (ſ. Dreibund): 8, 263. 
63,271 — Waffenftillftandsverhandlungen | Zwei-Frontenkrieg (gegen Rußland u. 
237,272 die 14 Punkte: 271/3 — u. der | Frankreich): 68, 88, 140. 

Rücktritt des Katſers: 273/4. Zweimächte⸗Standard, der engl. An» 

Windthorſt, Ludwig (1812-91), Führer | fprucd, daß die engl. Kriegsflotte immer den 
der Zentrums partel, vor 1866 hannover: belden Flotten der nächſtſtärkſten Seemächte 
ſcher Miniſter: 27. zuſammen überlegen fein miiſſe: 202. 


ö 
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Peu von Breitkopf & Härtel In Leipzig 


Im Verlag von K. F. Koehler in Leipzig 
find erſchtenen: 


Erinnerungswerke aus der Zeit des Weltkrieges 
Großadmiral v. Tirpitz 
Erinnerungen 


Ein Lebensbild von Prof. Dr. Wolbe 


Generaloberſt Frhr. v. Hauſen 
Erinnerungen an den Marnefeldzug 1914 


General d. Artl. u. Kriegsminifter v. Stein 
Erlebntſſe und Betrachtungen aus der Zeit des Weltkrieges 


General d. Inf. v. Srancofs 
Gorlice 1915 - Der Karpathendurchbruch und die 
Befreiung Galfztens 


General d. Kav. v. Hoeppner 
Deutſchlands Krieg in der Luft 


Admiral v. Reuter Scapa Flow 
Das Grab der deutſchen Flotte 


General Graf v. d. Goltz 
Meine Sendung in Finnland und im Baltffum 


General Maercker 
Vom Kaſſerheer zur Reichswehr 


General v. Lettow- Vorbeck 
Meine Erinnerungen aus Oſtafrtka 


General v. Lettow-Vorbeck 
Hein Safarf! Ein Volks- und Jugendbuch 


General v. Wrisberg 
Erinnerungen a. d. Kgl. Preuß. Krſegsminiſterſum 1914/1918 
J. Der Weg zur Revolution. II. Heer und Heimat 
III. Wehr und Waffen 


Freg.⸗Kpt. Georg v. Ha ſe 
Die zwei weißen Völker - Kiel und Skagerrak 


Korv.⸗Kpt. Graf v. Luckner 
Seeteufel Abenteuer aus meinem Leben 


Im Verlag von K. F. Koehler in Leipzig 
find erfhienen: 


Politiſche und militäriſche Werke 


:Z—b— — — wl ——— — ——Ü—— .- — — ę—— 


Kritik des Weltkrieges 
Das Erbe Moltkes und Schlieffens im großen Kriege 
Von einem Generalſtäbler 


nn 


Daten des Weltkrieges 
Vorgeſchichte und Verlauf bis Ende 1921 
Von Dr. Kurt Jagow 
Frankreich 


Der Kampf um den Rhein und dſe Weltherrſchaft 
Von Frledrich v. Boettcher 


Der Untergang der oeſt.⸗ ung. Monarchie 
Von Friedrich F. & G. Kleinwaechter 


Das Problem Japans 
Von einem Geſandſchaftsrat im fernen Oſten 
* 


Erinnerungen und Briefwechſel 


Bismarck als Gutsherr 
Erinnerungen feines Darziner Oberförſters Ernſt Weſtphal 
Heinrich Ehrhardt 
Hammerſchläge 70 Jahre beutſcher Arbeiter und Erfinder 
Rudolf Eucken Lebenserinnerungen 
Ein Stück deutſchen Lebens 


Ernſt Haeckel Geſammelte Briefe 
J. Entwicklungsgeſchichte einer Jugend. 2. Italienfahrt 
3. Indiſche Reiſebrlefe 


Kacl v. Haſe Dein Alter ſel wie Deine Jugend— 
Briefe an eine Freundin 
J. A. Sauter Mein Indien 
Erinnerungen aus 15 glücklichen Jahren 
Hans Shadow 
Mit Pinſel und Palette durch die große Welt 


Xaver Scharwenka Klänge aus meinem Leben 
Erinnerungen eines Muſikers 


Im Verlag von K. F. Koehler in Leipzig 


veröffentlichte 


Kaiſer Wilhelm II. 


Vergleichende Geſchichtstabellen 
von 1878 bis zum Kriegsausbruch 1914 


* 


Dieſes ſtreng objektive Tabellenwerk, dem der Kaiſer 
kein Wort der Erläuterung hinzuzufügen brauchte, gibt 
einen erſchütternden Beweis für Deutſchlands Schuld— 
loſigkeit am Ausbruch des Krieges. Unter der Wucht 
der Tatſachen werden dieſe Aufzeichnungen, die der 
Kaiſer zunächſt nur für ſich ſelbſt nie derſchrieb, zur An⸗ 
klageſchrift gegen die wahrhaft Schuldigen, die das 
deutſche Volk auf Grund der niederträchtigſten Lüge der 
Weltgeſchichte in die Sklavenfeſſeln von Verſailles ge— 
zwungen haben. Die Geſchichtstabellen ſind auch in einer 
Volks ausgabe 
erſchienen, die es allen Kreiſen des deutſchen Volkes 
ermöglicht, ſich dieſe wertvolle wiſſenſchaftliche Arbeit zu 
beſchaffen. Die Tabellen bilden die Grundlage der 
Erinnerungen, ſie gehören in die Bücherei jedes deutſchen 
Hauſes, wo ſie nicht nur als wichtiges Dokument den 
kommenden Geſchlechtern überliefert, ſondern 
auch als Nachſchlagewerk und zum 
eigenen Studlum benutzt 
werden ſollen. 
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Expertise 


zur Frage nach dem tatsächlichen Ablauf der zweiten 
„Wiederherstellung der Einheit Deutschlands“ nach 1871 


Der wohl beste Weg komplexe Strukturen zu durchschauen und zu verstehen scheint eine 
chronologische Aufbereitung der entsprechenden Ereignisse zu sein. Nur informierte Bürger neigen 
dazu, die richtige Entscheidung treffen zu können. 


Auf der Basis der bereits am 17.07.2023 erstellten Kurz-Expertise und einem "Gespräch" mit 
ChatGPT - das Fragen aufkommen ließ — sehe ich mich genötigt, nunmehr einen „Blick in die 
Bücher“ zu werfen und substantiierter auszuführen. Der Knackpunkt scheint, neben unzähligen 
Fehlern, Vergehen und Verbrechen, im Zusammenhang mit dem „Mauerfall“ und dem 
„Einigungsprozess“, besonders der 17.07.1990, der 29.09.1990 und selbstverständlich der 
03.10.1990 zu sein. Ersterer läßt sich aus den Büchern nicht entnehmen, wie auch Genschers „UN- 
Anmeldung“ vom 03.10.1990 — die ebenfalls Fragen aufwerfen darf — und wird lediglich durch den 
Zeugen Niemeyer beschrieben. Der 29.09.1990 jedoch wird von den Russen anders „bewertet“ oder 
„interpretiert“, so ChatGPT, als von der westlichen „Wertegemeinschaft“. Diese Problematik und 
weitere sollten sich in der folgenden schlichten Übersicht klären und bestmöglich aufarbeiten lassen. 


Zuletzt werden neben umfangreichen Erweiterungen hiermit ebenfalls eigene Fehler behoben, 
ohne dabei ausschließen zu können, daß dabei neue eingebaut werden, was insoweit bitte zu 
eigenen Recherchen anregen möge. 


Zur Vorlage oder als Anlage gegenüber der Rechtspflege, Landräten und vor allem Bürgermeistern. 


Anm.: Erweiterung Hugo Preuß, Genehmigungsschreiben zum Grundgesetz, Genehmigte Fassung des Bonner 
Grundgesetzes, Plebiszit, Fazit und Abkürzungen (u.a. m.w.N., vgl. Anlage Al). Hamburg, den 31.07.2023 


Anm.: Erweiterung um Grenzvertrag vom 14.11.1990 ohne Befragung der Polen und Gesamtdeutschen selbst und anders 
als in der Präambel niedergeschrieben gerade unter Mißachtung von Helsinki 1975 und Paris 1990. Nachtrag zum 
Interview zwischen SWR und Merkel v. 06.06.1990 zum Trick bzgl. dem Ländereinführungsgesetz, den 24./26.08.2023 


Zur Erinnerung 


„Es waren nicht Hitler oder Himmler, die mich verschleppt haben, geschlagen und meine Familie 
erschossen haben. 


Es waren der Schuster, der Milchmann, der Nachbar, die eine Uniform [Macht] bekamen und dann 
glaubten, sie seien die Herrenrasse [NAZiIsten].“ — Karl Stoika, Auschwitzüberlebender 


Divina Commedia (Göttliche Komödie) ca. 1307-1321; Inferno Canto III: Dante Alighieri; 
Straff interpretiert respektive übersetzt: „Neutralisten, Normopathen, Systemlinge, Regimelinge sind 


im Himmel und selbst in der Hölle nicht willkommen, denn selbst Sünder schauen auf sie herab.“, 
Hinz, Alias MatrixHacker, Büdelsdorf den 15.03.2016 
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Datum 


Rechtsakt, statt Akt des Rechtes 


Wirkung / Quelle / Detail 


22.07.1913 


Unterzeichnet auf der Hohenzollern-Privat-Yacht; 
8 37 RuStAG versperrt den Weg zum BuStAG, da 
826 BuStAG anders nicht zu umgehen war/ist. 
Folge: Entweder-Oder (StA ODER Kolonie) und die 
mittelbare Reichsangehörigkeit ließ sich noch über 
Art. 3 RVerf. „gemeinsames Indigenat“ ableiten. 


Zweifachstatus, da zusätzlich zu 
einer Bundesstaatenangehörigkeit 
eine Bundesangehörigkeit oben 
drauf kam, die m. WV. 01.01.1914 
insoweit wegfiel, dab diese lediglich 
indirekt aus Art. 3 RV abzuleiten war. 
RGBI. 1913 Nr. 46 S. 583 ff. f 


12.08.1919 


Mit Inkrafttreten der WRV entfällt jeder Status der 
Bundesstaaten, denn Hugo Preuß macht diese 
unlegitimiert zu „deutschen Ländern“. 

„Allerdings hatte sich im Verfassungsausschuß bei der 
zweiten Lesung vereinzelter Widerspruch geltend gemacht, 
weil die Bezeichnung ‚Land‘ den ‚staatlichen‘ Charakter 
in Frage stelle; wenn man aber die Länder nicht mehr als 
Staaten anerkenne, so falle damit der bundesstaatliche 
Charakter des Reiches, und es werde zum Einheitsstaat.“ 
Folge: Statuslos ODER (RoStAG) „unmittelbare 
Reichsangehörigkeit“, die gemäß Art. 278 VV zur 
„unmittelbaren deutschen Reichsangehörigkeit“ 
werden mußte. Wahlvolk versus RoStAG? 

Verhält es sich mit diesen Staatsverträgen, wie mit 
denen der DDR und dem Vatikan ab 1929? Überleitung? 


Ab 14.08.1919, zeitgleich tritt die BV 
in Kraft. Aus dem RuStAG wurde ein 
krankes RoStAG ohne Heimatboden. 
Vorbereitung für VV, WRV und 
Hitler (Lösener). Vgl. RGBl. 1918 Nr. 
153 (Nr. 6528) S. 1303; Akten der 
Reichskanzlei, BArch.: R 43 / 2479 Bl. 
2-5, Anl. 13 u. Erwiderung Bl. 8-9 

) vgl. dazu „Reich und Länder“ — 
„Bruchstücke eines Kommentars zur 
Verfassung des Deutschen Reiches“ — Dr. 
Hugo Preuß, 1928, aus dem Nachl. d. 
Verfassers, bzgl. 1.-IV. „Reich“ u. 
„Kaiser“ S. 1-23 (Präambel) u. bzgl. VI. 
„Reich“, „Bund“, „Länder“ S. 26-28; 

2) vgl. dazu auch Rede Gustav Bauer v. 
23.06.1919 zur Antwort auf Note bzgl. 
Ablehnung der Art. 227-230 VV: 
Zustimmung oder Krieg! (s. a. Al. S. 13) 


05.02.1934 


RGBI. I Nr. 14 S. 85 erzeugt als zweite Verordnung 
zum Staatsgrundgesetz über den „Neuaufbau des 
Reichs“ RGBl. INr. 11 S. 75 eine jur. Fiktion einer 
unmittelbaren „deutschen Staatsangehörigkeit“. 


Der Erfinder Dr. Lösener bezeichnete 
diese „Hitlerangehörigkeit“ bereits 
1943 als „historische Verordnung“ 
und „politische Waffe gegen die 
Deutschen“. Die Waffe-StAG! 


05.03.1946 


Befreiungsgesetz (BefrG) stellt den Besitz der 
„Hitlerangehörigkeit“ unter Strafe, so ersucht wurde. 


Das Befreiungsgesetz ist der Anknüpfungspunkt 
im Art. 139 GG („) und ist bis dato und entgegen 
Glaubenssätzen und zweifelhaften Maßnahmen 
zur Abschaffung desselben fortdauernd aktiv. 


E. Schullze v. 1947 über BefrG v. 
05.03.1946 (vgl. Art. 139 GG, für Bayern: 
„Gesetz zur Befreiung von [NAZIsmus 
gemäß Potsdamer Abkommen,] 
Nationalsozialismus und Militarismus“ 
v. 05.03.1946 i.d.F.v. 01.01.1993, 

BayBS III S. 223, BayRS IV S. 446; 
www.blz.bayern.de bearbeitet v. K. 
Stollreither, ab 2009 v. Dr. S. Martin, 
Stand 01.11.2017) 


18.10.1948 


Urentwurf Präambel zum Bonner Grundgesetz: 

„Die nationalsozialistische Zwingherrschaft hat das 
deutsche Volk seiner Freiheit beraubt; Krieg und Gewalt 
haben die Menschen in Not und Elend gestürzt. Das 
staatliche Gefüge der in Weimarer geschaffenen 
[Reichs]Republik wurde zerstört. Dem deutschen Volk 
aber ist das unverzichtbare Recht auf freie Gestaltung 
seines nationalen Lebens geblieben. Die Besatzung 
Deutschlands [Einheit der Bundesstaaten] durch fremde 
[Assoziierte] Mächte hat die Ausübung dieses Rechtes 


schweren Einschränkungen unterworfen. [...]“ 
(Anm.: Alle Führer brauchten Krieg, bluten sollten dessen „Unterthanen“) 


BArch.: Z 5 / 127, Bl. 96-135 (Drucks. 
Nr. 203). Parla. Rat (Entwürfe) S. 1-15 
vgl. dazu auch „1939 Der Krieg der viele 
Väter hatte“, ISBN 978-3-95768-170-6 
od. Kanzlerrede in Danzig v. 19.09.1939 
zum Blutaugust 1939; denn „es ist nicht 
wichtig wer zuerst geschossen hat, 
sondern was dem ersten Schuss 
vorausging“. Das Außen wirkte innen! 
23.08.1939 Hitler-Stalin-Pakt 

25.08.1939 Art. 1 Beistandspakt England 
27.08.1939 Bromberger Blutsonntag 
30.08.1939 geh. Kommandosache 
Korpsbefehl „für den Angriff“ ü.d.p.G. 
01.09.1939 Nachts 4:45 Uhr XVII. A. K. 


10.11. 
05.12.1948 
13.12. 
18.12.1948 


Der Parla. Rat stellt u.a. fest, daß „die Bundesangehörigkeit 
noch nicht geregelt ist und es vorläufig nur [$ 2] die 
deutsche Staatsangehörigkeit gibt“ und empfiehlt daher von 
„Staatsangehörigkeit zu sprechen“ (Nr. 4 Art. 16 S. 142) oder 
schlicht „Deutschen“ (Nr. 4 Art. 11 S. 140). 


BArch.: Z 5 / 127, Bl. 323-330 (Drucks. 
Nr. 291: Art. 138-149); Z 5/ 128, Bl. 1-3 
(Drucks. Nr. 301: Art. 1382-149). 
BArch.: Z 5 / 128, Bl. 168-208 (Drucks. 
Nr. 370 Teil A: Art. 1-85). 

ISBN 3-7646-1945 Nr. 2 u. Nr. 4 
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12.05.1949 


Genehmigungsschreiben zum Grundgesetz 

„2. Indem wir [Fremdmächte] dazu zustimmen, daß diese 
Verfassung [Grundgesetz] dem Deutschen Volk [Teilvolk] 
zur Ratifikation gemäß der Bestimmungen des Artikels 
144 (1) unterbreitet wird, sind wir überzeugt, daß Sie 
verstehen werden, daß wir [Fremdmächte] verschiedene 
Vorbehalte machen müssen.“, vgl. WRV Bauer u. Schmid 


BArch.: PA 5/Umdruck Nr. S. 71a. 
Maschinenschr. Vervielf. Drucks. Eines 
von Robertson, Koenig und Clay gez. 
Schreiben vom 12. Mai 19491, 


23.05.1949 


Genehmigte Fassung des Bonner Grundgesetzes 

„Der Zusammenbruch des Dritten Reichs hatte ein 
verfassungsrechtliches Vakuum hinterlassen, für den als 
Völkerrechtssubjekt fortbestehenden [Bundes’]Staat gab 
es aber keine "Stunde Null". Deutschland[?] musste nicht 
neu gegründet, sondern lediglich reorganisiert und 
rekonstitutionalisiert werden (Hillgruber in: HstR, Bd. II, 
$ 32 Rn. 6). Mit der Errichtung der Bundesrepublik 
wurde hiernach nicht ein neuer westdeutscher Staat 
gegründet, sondern ein Teil Deutschlands[?] neu 
organisiert und neu _konstitutionalisiert.“”, womit auch 
die Siegermacht USA? wissentlich gegen international 
anerkanntes Völkerrecht und wohl auch gegen US- 
Militärrecht (heute 11.3, 11.4, 11.5) verstießen. 

„Die Bundesrepublik versteht sich also — entgegen der 
landläufigen Redeweise — nicht als »Rechtsnachfolger« 
des Deutschen Reiches[!], sondern ist als Staat identisch 
mit dem [ewigen Bunde] 1867 zunächst als Norddeutscher 
Bund gegründeten [bezeichnete] und seit 1871 als 
Deutsches Reich bezeichneten deutschen [Bundes]Staat[!] 
— bis 1990 in Bezug auf seine räumliche Ausdehnung 
allerdings nur teilidentisch, weil territorial begrenzt (vgl. 
BVerfGE 36, 1 [16]; 77, 137 [150, 154 ff.]; Frowein 
VVDStRL Bd. 49, 1990, S. 25).“ 


Teilreorganisation III. Reich 
I) „Kaiserreich“, „Bismarckreich“, 
„Zweites Deutsches Reiches“, 
Verfassungsbündnis v. 1871 des 
„ewige[n] Bund[es]“, zum Schutz 
des Rechtes im „Bundesgebiete“ 

2) n. 1945 alles Drittes Reichs 

?) vgl. Carlo Schmid, SPD Rede v. 1948; 
Hopfauf in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/ 
Henneke, Einleitung s.u. S.8 Rn. 7; vgl. 
Dr. Friedrich Berbers Lehrbuch des 
Völkerrechts, 5. Kapitel S. 132 „Die 
räumlichen Schranken des Kriegsrechts“ 
Bd. II 8 25 „Die kriegerische Besetzung“, 
Kriegsrecht 1975; vgl. auch Bd. 18 57 
„Völkermordkonvention“ v. 09.12.1948 u. 
Bd. II S 20 „Zwang“ u. „Organ“, 
Friedensrecht 1969; 

) FORTY-FIRST CONGRESS Sess 
III CH. 61-62 p. 416 ff. S. a. 1874 

) Hopfauf in: Schmidt-Bleibtreu/ 
Hofmann/Henneke, Einleitung s.u. S. 8 
Rn. 8 


Großer Kommentar zum GG v. 
Schmidt-Bleibtreu u.a. ist das 
Standardwerk für Studierende 


Art. 23 GG a. F. lautete: 

„Dieses Grundgesetz gilt zunächst im Gebiet der Länder Baden, 
Bayern, Bremen, Groß-Berlin, Hamburg, Hessen, Nieder- 
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig- 
Holstein, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern. 
In anderen Teilen Deutschlands ist es nach deren Beitritt in 
Kraft zu setzen.“, kein Betritt mehr möglich, dann nur n. 146 GG 


Blieb unbereinigt wirksam bis 17.07.1990 
(nur Zeuge Niemeyer), bzgl. Saarland und 
Baden-Württemberg. Dagegen könnte der 
Einigungsvertrag v. 29.09.1990 sprechen. 
Es bleibt jedoch bei der „deutschen 
Staatsangehörigkeit“. BGBl. III, 102-2 = 
RGBl. I 1934 Nr. 14 S. 85 m. Wa. 2000 
10 J. n. „Einigung“ Teilwegfall 


02.12.1949 


Schreiben Botschaftsrat a.D. Theodor Kordt an 
Ministerialdirigent Blankenhorn (ehem. NSDAP und 
rechte Hand Adenauers); Anlage (Gutachten) zum 
„asymptotischen Friedenszustand“ weitergeleitet an 
Adenauer am 10.12.1949. 


Putativfrieden ohne Vertrag! 
https://www.bitchute.com/video/t4PV ZafjqM7c/ 


BArch.: B 10 (Abt. 2), Bd. 1709 Anlage 
bereits in DzD 1/2, S. 824-828 

„Die Besatzungsmächte, die die ‚supreme 
authority‘ weiter ausüben, die ja auf 
Kriegsrecht beruht. Bei Einführung des 
‚asymptotischen Friedenszustandes‘ 
werden sich die Besatzungsmächte darauf 
berufen, dass das Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland nur im 
Zusammenhang mit dem 
Besatzungsstatut gültig ist.“ 


22.02.1955 


Ausschlagung der „Hitlerangehörigkeit“ möglich. 


88 181,19 Tu. II BGBl. 11955 Nr. 6 S. 6 
7 V. 22.02.1955 


18.09.1973 


134. UN Beitritt BRD und 133. UN Beitritt DDR 


https://unric.org/de/mitgliedstaaten/ 


09.11.1989 


Das deutsche 9/11 als Soros Farbrevolution 1.0 


Vorbereitet 1983-88 


24.02.1990 


Gespräch Kohl - Bush im Camp David (Scrowcroft) 
„Grenzfrage“ und „Art. 23 GG und Berlin““; 

„Europa gewinne eine neue Dimension.“, 

„Bis zum 31. Dezember 1992 werde die Europäische 


BArch.: BK, 21 - 30100 (56) Ge 28 (VS) 
Bd. 80, Bl. 113-118. — Vermerk des 

VLR I Kaestner, 27. Februar 1990. Erste 
von 2 Ausfertigungen. Az. 212 - 30132 A 
5 Am 15/4/90. Geheim. — Mit Vorlage 
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Gemeinschaft [EG] den großen [neuen] Markt 
vollenden.“; „/.. Europäischen Parlament müßten 
wesentlich mehr nationale Kompetenzen übertragen 
[werden; vgl. späteren Art. 23 GG n.F.,, EU-$ zur 


Überleitung der Machtverhältnisse v. Berlin nach Brüssel 


oder laut ChatGPT ,‚EU-Beitrittsartikel‘]“; „. 
endgültige Grenzregelung einem Friedensvertrag 
vorbehalten [...] er [Kohl] von einem Friedensvertrag 
mit Deutschland [?] überhaupt nichts halte.“; „Auch im 
polnischen Interesse müsse es liegen, daß eine 
völkerrechtliche Entscheidung über die Grenze in Form 
eines Vertrages [vgl. Weigel b. Schlesier-Treffen] zustande 


komme, den eine gesamtdeutsche Regierung aushandele 


und ein gesamtdeutsches Parlament ratifiziere. Er — der 
Bundeskanzler [Kohl] — könne hingegen nur für die 
Bundesrepublik Deutschland handeln, und dies sei bereits 


geschehen.“; „Präsident [H.W.] Bush betont die 
amerikanische Entschlossenheit, auch in Zukunft 


involviert zu bleiben.“ 


des MD Teltschik über Chef BK an den 
Bundeskanzler (Az. 212 - 30132 A5 — 
Am 15/4/90. Geheim): „Hier lege ich 
einen Vermerk über o. a. Gespräch vor. 
Ich erbitte Ihre Zustimmung, daß die 
Bundesminister des Auswärtigen und der 
Verteidigung auszugsweise unterrichtet 
werden.“ Hs. Von Bundeskanzler Kohl 
vermerkt: „Teltschik“, zur auszugsweisen 
Unterrichtung der Bundesminister „Ja“. - 
Gesprächsdauer: 14:30 bis 17:00 Uhr. 

*) vgl. dazu Vierseitiges Abkommen, 
unterzeichnet am 3. September 1971 im 
Gebäude des Alliierten Kontrollrats in 
Berlin (United Nations/Nations Unies. 
Treaty Series/Recueil des Traités. Treaties 
and international agreements registered or 
filed and recorded with the Secretariat of 
the United Nations/Traites et accords 
internationaux enregistrés ou class6s et 
inscrits au repertoire au Secretariat de 
l’Organisation des Nations Unies. Vol. 
880, 115-142; Bulltin. Sonderausgabe. Nr. 
127. 3. September 1971, 1360-1365). 
Erklärung der Bundesregierung, 3. 
September 1971, und weitere ergänzende 
Dokumente ebd, 1359, 1366-1396. 


12.03.1990 Gespräch Kohl mit Rüstungskontroll- BArch.: BK. 212 - 30132 A 5 Am 23 Bd. 
Beobachtungsgruppe des US-Senats Vf. 
Westdickenberg. VS-NfD. — Mit der 
„Er — der Bundeskanzler [Kohl] — sei gegen eine vorlage des MD Teltschik (mit Stempel: 
Demilitarisierung und Neutralisierung [vgl. Finland u. Hat AL 2 vorgelegen; unterzeichnet: 
Schweiz] eines geeinten Deutschlands [ohne Hartmann) über Chef BK an 
Ostdeutschland]. Es solle nicht aufgegeben werden, was 5 ine e Un 
8 2 illigung, 13. März 1990. Hs. von 
in 40 Jahren [BRD] aufgebaut worden sei: Das gelte | Bundeskanzler Kohl vermerkt: „Teltschik 
auch für unsere Mitgliedschaft in NATO[W] und EG. Der |erl.“ Gesprächsdauer: 11:00 bis 12:00 
Weg über Art. 23 GG [Betritt] sei zudem kein ‚Anschluß‘, | Uhr (Anlage nach Terminkalender des 
wie dies immer wieder im Hinblick auf Österreich 1938 Bundeskanzlers). 
insinuiert werde. Es handle sich um eine [putativ] freie 
Entscheidung, die von der DDR [nicht Mitteldeutschen] 
zu treffen sei.“; „Senator Bumpers führte aus, in den USA 
sei die Grenzfrage von besonderer Wichtigkeit und ihre 
Regelung werde die Lage beruhigen [vgl. Berber]. Am 
wichtigsten im Zusammenhang mit der Vereinigung 
Deutschlands [de facto BRD v. 1949 + DDR v. 1949] sei 
für die USA die Mitgliedschaft in der NATO[W]. Er frage 
sich, wie miteinander vereinbart werden könne, daß 
einerseits die SU sich evtl. mit einer solchen 
Mitgliedschaft einverstanden erklären könne, andererseits 
sich der vermutliche Gegenkandidat [Lafontaine] des 
Bundeskanzlers [Kohl] bei den Wahlen im Dezember für 
einen Austritt aus der NATO ausspreche.“; „Der 
Bundeskanzler [Kohl] unterstrich, er sei zu keinem Preis 
dazu bereit, den Austritt Deutschlands [BRD] aus der 
NATO/[W] in Kauf zu nehmen.“ 
18.03.1990 „Die Mehrheit der DDR-Bürgerinnen und Bürger wählte die | Keine informierte Entscheidung der 


Parteien, die den Beitritt nach Artikel 23 [a.F.] favorisierten.“ 

Es „gewann“ mit 5.544.414 von 12.426.192 Stimmen (44,6 v.H.) 
das Drei-Parteien-Bündnis „Allianz für Deutschland“ (AfD) aus 
CDU, Demokratischem Aufbruch und Deutscher Sozialer Union 
(DSU) mit insgesamt 48 Prozent. Keine Mehrheit für Anschluß 


DDR Bürger! Verblendung durch 
Kohls „blühende Landschaften“!!! 


09.04.1990 


„Im ARD-Brennpunkt wird die DDR-Bevölkerung zu den 
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Erwartungen an die Regierung befragt und der neue DDR- 
Ministerpräsident Lothar de Maiziere vorgestellt.“; Fazit: „uns 
geht es beschissener als zuvor“ 


https://deutsche-einheit-1990.de/die- 
regierung-de-maiziere/ 


12.04.1990 |Grundsätze der Koalitionsvereinbarung zwischen den |BArch.: DA 1/19101 (pdf) 
j https: // deutsche- einheit- 1990. de/wp- 
Fraktionen der CDU, der DSU, dem DA, den content/uploads/BArch-DA1-19101.pdf 
Liberalen (FDP, BFD, F.D.P.) und der SPD. https://deutsche-einheit-1990.de/wp- 
„I. Die Regierung wurde am 12. April 1990 von der | content/uploads/regierungsbilanz.pdf 
Volkskammer gewählt und konstituierte sich am selben \hitps://webarchiv.bundestag.de/ 
Tage[-].“ selbst. (vgl. Regierungsbilanz v. 02.10.1990) ee eee 
19.04.1990 Non-paper der Regierung der UdSSR [Nr. 250] BArch.: BK., 212 — 35400 De 39 NA 2 


„Es fällt auf, daß der Entwurf des genannten Dokuments 
[1. Staatsvertrag BRD-DDR] sowohl in seiner Form als 
auch in seinem Sachgehalt eher an ein Ultimatum erinnert 
als an einen Vertrag zwischen zwei gleichberechtigten 
Seiten: Er sieht eine vollständige und unverzügliche 
Abtretung der Souveränität der DDR im Finanz-, 
Wirtschafts- und Sozialbereich an die BRD vor.“; „Sehr 
bemerkenswert ist auch, daß ein solcher Vertrag, wie in 
seiner Präambel festgestellt wird, zum ersten bedeutenden 
Schritt in Richtung auf die staatliche Einheit der 
Deutschen auf der Grundlage des Artikels 23 des 
Grundgesetzes der BRD werden soll. Damit wird allein 
schon die Möglichkeit einer Vereinbarung der DDR und 
der BRD auf gleichberechtigter Grundlage durchkreuzt. 
Statt dessen wird eine rechtliche Basis für die faktische 
Einverleibung der DDR geschaffen.“ 


Bd. 3. — Vom Sprachdienst des 
Auswärtigen Amtes überprüfter 
Übersetzungstext. Inoffizielle 
Übersetzung mit Vorlage des MDg 
Hartmann an LSAD und GL 42, 19. April 
1990 (BArch.: B 136/21664, 222 35023 
Wä 1 Bd. 2): „Anliegend übersende ich 
ein Non-Paper, das mir heute der 
sowjetische Geschäftsträger überreicht 
hat. Überprüfung der Übersetzung durch 
den Sprachdienst des Auswärtigen Amtes 
ist von mir veranlaßt. Zusatz Herrn 
LSAD: Chef BK bittet Sie um eine kurze 
Vorlage zu dem sowjetischen Papier“, hs. 
Ergänzt: „Sofort auf den Tisch!“. 


25.04.1990 


Attentat auf Oskar Lafontaine 

„Den Wahlkampf 1990 entschied nicht Helmut Kohl für 
sich, sondern das Messer der Adelheid.“, MatrixHacker, 
Rendsburg 22.01.2019 um 00:21 Uhr 


„Am 25. April 1990 wurde Lafontaine bei 
einem Wahlkampfauftritt in Köln- 
Mülheim von der psychisch kranken 
Adelheid Streidel mit einem Messerstich 
nahe der Halsschlagader lebens- 
gefährlich verletzt.“, Wikipedia v. 
23.07.2023 


05.05.1990 


2+4 Runde 1 in Bonn 


2+4 Beamtenrunden nicht enthalten 


06.06.1990 


SWR Interview mit Angela Merkel; „Wir [MdVK] 
haben geltende Verfassung und mit dieser [DDR] 
Verfassung ist es nicht möglich den Staatsvertrag 
abzuschließen. Wir [MdVK] wollen aber keine 
Übergangangsverfassung, von der Sie eingangs sprachen, 
die lehnen wir [MdVK] ab, den Staatsvertrag können wir 
[MdVK] aber nur verabschieden mit einer Verfassung, die 
auch rechtlich kompatibel mit dem Staatsvertrag ist. 
Insofern müssen wir [MdVK] bestimmte Dinge dort 
ändern und deshalb muß man [MdVK] sich bestimmte 
Tricks oder bestimmte Verfahren überlegen, wie man 
[MdVK] mit möglichst wenig Änderung trotzdem den 
Staatsvertrag verabschieden kann.“ 


https://www.swr.de/swr2/wissen/ 
archivradio/aeltestes-angela-merkel- 
interview-im-swr-archiv-ddr- 
regierungssprecherin-unter-lothar-de- 
maiziere-100.html 


Oder https://t.me/BuStAG/1501 


22.06.1990 


2+4 Runde 2 in Berlin 


06.07.1990 


1. Verhandlungsrunde zum Einigungsvertrag 
„Protokoll des Bundesministeriums des Inneren von der 
ersten Verhandlungsrunde zum Einigungsvertrag vom 8. 
Juli 1990.“ „MP de Maiziere sprach sich dafür aus, die Ver- 
handlungen bis Ende August und das Ratifikations-verfahren 
noch im September abzuschließen.“, 2. Abs. 2 S. 4 (6042/6) 


BArch.: DC 20 / 6042, pag. 3-9 (pdf) 
https://deutsche-einheit-1990.de/wp- 
content/uploads/BArch_DC- 
20_6042_pag-3-9.pdf 

BArch.: DC 20 / 6032, pag. 167-170 
https://deutsche-einheit-1990.de/wp- 
content/uploads/BArch_DC- 
20_6032_pag-167-170.pdf 
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17.07.1990 


2+4 Runde 3 in Paris mit Löschung des Art. 23 GG 
durch US-Außenminister James Baker III. (Polen) 


Löschung (s.Niemeyer) des wichtigen 


UN-M49 Code 


01.08.- 
03.08.1990 


DDR-Verhandlungsdelegation - 2. Runde in Berlin/ O 
BK Merkel bereits dabei! 
„Ergebnisprotokoll aus den Akten des Arbeitsstabs Deutsche 


Einheit zu den Verhandlungen zum Einigungsvertrag“ vom 
06.08.1990 


https://deutsche-einheit-1990.de/wp- 
content/uploads/BArch_DC- 
20_6033_pag-211-213.pdf 
https://deutsche-einheit-1990.de/wp- 
content/uploads/BArch_DC- 
20_6033_pag-224-228.pdf 


13.08.1990 


Sondierungsgespräch mit den Drei Westmächten bzgl. 
Stationierung (West u. Berlin); „GB und USA nahmen 
eine (offensichtlich abgestimmte) kompromißlose Haltung 
ein, die sich im Verlauf der Gespräche verhärtete.“ 


BArch.: B 86 (Ref. 503), Bd. 1869 
oder 
AzAP 1990 Bd. II Nr. 260 S. 1114 


16.08.1990 


Sondierungsgespräch mit den Drei Westmächten bzgl. 
Stationierung (West u. Berlin); „Rein sprachliche Ver- 
änderungen im Aufenthaltsvertrag’ (z.B. Entfernung des 
besatzungsrechtlichen Zungenschlags in der Präambel) 
hielten GB und USA zwar für denkbar. Ein Abbau ihrer 
Vorrechte werde aber in beiden Ländern unmittelbare 
innenpolitische Konsequenzen haben und die grund- 
sätzliche Bereitschaft zur Stationierung in Deutschland 
schwächen. Es sei besser, die Zahl der Truppen weiter zu 
reduzieren, als ihren Status zu verändern.“ 


BArch.: B 86 (Ref. 503), Bd. 1869 
oder 
Az AP 1990 Bd. II Nr. 260 S. 1114 


) vgl. BGBl. II 1955 S. 253-255 


20.08.1990 


DDR-Verhandlungsdelegation — 3. Runde in Bonn 
BK Merkel bereits dabei! 


https://deutsche-einheit-1990.de/wp- 
content/uploads/BArch_DC- 
20_6033_pag-214-216.pdf 


23.08.1990 


Die DDR-Volkskammer beschloss den Beitritt der 
Volkskammer (vgl. dazu Rede MdB Gregor Gysi v. 
18.03.2015 im BT) zum möglicherweise bereits 
weggefallenen „Geltungsbereich des Grundgesetzes“ 
putativ m.W.z. 03.10.1990. 294 JA, 62 NEIN, 7 Nieten 
der 363 anwesenden Abgeordneten (73,5 v.H., 400); 
Historische Rede des MdV Wolfgang Ullmann: 


„Wie dem ersten Staatsvertrag kann ich dem zweiten Staatsvertrag, dem 
sogenannten Einigungsvertrag, meine Zustimmung nicht geben. Da 
diese Ablehnung in der Öffentlichkeit als Ablehnung der deutschen 
Einheit diffamiert [stigmatisiert] wird, bin ich genötigt, meine 
Gewissensfreiheit als Abgeordneter durch folgende Erklärung zu 
wahren. Ich lehne beide Staatsverträge ab, weil sie der deutschen 
Einheit nicht dienen, sondern ihr schaden. Sie tun das, weil sie 
verfassungswidrig, sozial schädlich und verantwortungswidrig sind, 
der politischen Kultur, der Demokratie, in einem entscheidenden 
Moment deutscher Geschichte schweren Schaden zugefügt haben. Sie 
sind verfassungswidrig, weil das Grundgesetz, dessen Maßstäben wir 
uns hier ausdrücklich unterstellen, nur einen Weg zur Vereinigung der 
deutschen Länder [vgl. WRV; auf den Bundesstaaten] kennt, den durch 
die verfassungsgebende Gewalt des Volkes selbst, durch die Praxis der 
demokratischen Selbstbestimmung, durch freie Entscheidung der 
Bürger und Bürgerinnen [also nicht des Gesetzgebers] zu neuer 
praktizierter, politischer, sozialer und kultureller Gemeinsamkeit. Bis 
Jetzt ist auf dem Weg dieser beiden Staatsverträge alles getan worden, 
die Praxis solcher Selbstbestimmung unmöglich zu machen. Dem 
Versuch der neuen und auch der erneuerten politischen Kräfte, sich 
durch eine neue Verfassung eine neue Grundlage für Selbstbestimmung 
und Gleichberechtigung im neuen Deutschland zu verschaffen, wurde 
der Weg verlegt. In der Präambeländerung, wie sie der zweite 
Staatsvertrag Einigungsvertrag für das [Berliner] Grundgesetz 
vorsieht, wird völlig grundlos die Behauptung aufgestellt, die sich in 
der DDR erst konstituierendn Länder hätten ihr 
Selbstbestimmungsrecht schon ausgeübt; man stützt sich dabei auf die 
Behauptung, diese Selbstbestimmung sei in der Wahl vom 18.03. 


Formal wurde kein Beitritt der DDR 
durch Volkskammer beschlossen, 
sondern lediglich nachträglich dahin- 
gehend handschriftlich abgeändert. 


Volkskammerbeschluß v. 22.08.1990 
https://webarchiv.bundestag.de/ 
volkskammer/dokumente/protokolle/ 
1030.pdf#page=1&view=Fit 


https://deutsche-einheit-1990.de/ 
deutsche-einheit/der-einigungsvertrag 


Primärquelle z. Ullmann-Rede unten 
z. Thema „Einigungsprozess“ 


vgl. dazu Plebiszit 1949 mit 1990 und 
„Wir haben hier doch nur einen 
Schuppen, einen Notbau, und einem 
Notbau gibt man nicht die Weihe, die dem 
festen Hause gebührt. Fälschen wir nicht 
den Charakter dieses Werkes, indem wir 
es zur Volksabstimmung stellen, bringen 
wir, indem wir ihm eine Sanktionierung 
minderen Rechts geben, zum Ausdruck, 
dass es keine Verfassung ist.“, Dr. Carlo 
Schmid, SPD m.B.a. (Parl. Rat, Bd. 9, 

S. 597; Stern Staatsrecht, Bd. V, S. 1338; 
Dreier/Dreier Art. 144 Rn. 7 m.w.N.). 


Provisoriumsargument 
Hopfauf in: Schmidt-Bleibtrew/Hofmann/ 
Henneke, Art. 144 S. 3372 Rn. 8) 
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ausgeübt worden. Als ob eine Wahl das selbe sei, wie die Abstimmung 
nach Art. 20 Grundgesetz. Dies Abstimmungsrecht ist bisher nicht 
praktiziert worden und es besteht die Gefahr, daß die herrschenden 
Mehrheiten eine Politik betreiben es als erledigt anzusehen. Dies gilt 
umso mehr als Art. 23 des Grundgesetzes politisch handlungsfähige 
Länder voraussetzt, die der Bundesrepublik [dem ‚Geltungsbereich des 
Grundgesetzes‘, da LKO] beitreten, die in der DDR aber noch gar nicht 
existieren und durch die Art ihrer finanziellen Ausstattung, die 
Beschneidung ihrer politischen Handlungsfähigkeit auch in Zukunft 
diesen Status nicht erreichen werden, ganz zu schweigen von der 
verfassungsrechtlichen Enormität, daß diese sich bildenden Länder 
Abgeordnete entsenden und selbst keine Vertretung mehr haben, 
zwischen dem 3. Oktober und dem 14. Oktober. Ich schließe mit der 
persönlichen Bemerkung, daß ich als ein Vertreter der Bürgerbewegung 
des vorherigen Herbstes, es zutiefst beklage, daß dieser Vorgang in 
einem politischen Klima sich vollzieht, die es mir nur erlauben meiner 
demokratischen Gesinnung treu zu bleiben, indem ich diese beiden 
Staatsverträge ablehne.“, exzellent! 


24.08.1990 |1. Verhandlungsrunde zum Abzugsvertrag der SU Vgl. dazu DIE EINHEIT, Dok. 143 
bzw. DEUTSCHE EINHEIT, 
Dok. 398 
25.08.1990 |1. Verhandlungsrunde zum Abzugsvertrag der SU 
31.08.1990 |2. Verhandlungsrunde zum Abzugsvertrag der SU BArch.: B 14 (Ref. 201), Bd. 151221 
oder 
AzAP 1990 Bd. II Nr. 286 S. 1222 
31.08.1990 Deutscher Assoziierungsvertrag (Einigungsvertrag) — Ab 29.09.1990 Liquidation der DDR 
zwischen BRD und DDR über die Liquidation der ee 
DDR auf dem Hoheitsgebiet BRD (Art. 116 GG, vgl. 20 6010 pag-1-47. pdf 
Geltungsbereiche Konkordate Preußen u. Reich). Der JR n. F. Bd. 1 (1951) S. 217 ff., zum 
Vertrag legte das Datum der Fusion (03.10.1990) fest. | Außerkrafttreten des Art, 23 gemäß Art. 4 
1 , Ziff. 2 Einigungsvertrag siehe Amtliche 
„Der Liquidationsvertrag — Rezension der Bundestags- Begründung - Denkschrift - zum 
drucksache 11/7760: Kein Vertrag über eine Einigung, |Einigungsvertrag (BT-Drucks. 11/7760, 
sondern die Einigung über einen Vertrag — Irgendwann S. 355 ff.); Erläuterungen zu den Anlagen 
werden wir für diesen politischen Konstruktionsfehler zu |zum Einigungsvertrag (BT-Drucks. 
zahlen haben - Von Ulrich K. Preuß“, taz. Vom 14. 09.1990 1/817 und BT-Drucks. 11/7831); 
Amtliche Begründung - Denkschrift - 

- zum Staatsvertrag über die Schaffung 
https://taz.de/!1752202/ einer Währungs-, Wirtschafts- und 
https://dserver.bundestag.de/btd/11/077/1107760.pdf Sozialunion (BT-Drucks. 11/7350, S. 97 
https://dserver.bundestag.de/btd/11/073/1107350.pdf fl.); Stern/Schmidt-Bleibtreu, 

Einigungsvertrag und Wahlvertrag mit 

Vertragsgesetzen, Begründungen, 

Erläuterungen und Materialien, 1990. 
01.09.1990 |2. Verhandlungsrunde zum Abzugsvertrag der SU BArch.: B 14 (Ref. 201), Bd. 151221 


Nr. 286 S. 1223 Fn. 11: „Bundesminister Genscher erklärte dem 
sowjetischen Botschafter Terechow am 4. September 1990, er 
habe Bundeskanzler Kohl am selben Tag ‚auf großes Interesse 
an Paraphierung deutsch-sowjetischen Vertrages hingewiesen 
und BK überzeugt zu paraphieren (statt Brieflösung). Er bäte 
die SU jedoch, die Paraphierung unter _den Parteien 
vorzunehmen, die auch den Vertrag schließen werden, nämlich 
die Bundesrepublik und die Sowjetunion. Die Unterzeichnung 
könnte dann nach dem 3. Oktober 1990 stattfinden; auf 
Terechows Einwurf nach der Rolle der DDR präzisierte BM, 
daß die DDR beigetreten sein werde, während das Rechtssubjekt 
Bundesrepublik Deutschland” fortbesteht.‘ Vgl. die Gesprächs- 
aufzeichnungen; B 1 (Ref. 010), Bd. 178924.“ 


„allerdings sei noch nicht entschieden, ob die SU in Berlin 
[nicht Groß-Berlin] die gleichen Rechte [keine Pflichten?] wie 
USA, GB und F genießen werde. Ich erkläre, daß für die SU- 
Truppen in Berlin auf jeden Fall eine besondere 


oder 
AzAP 1990 Bd. II Nr. 286 S. 1222-1224 


*) vgl. ständige Rechtsprech. BVerfG 
fortbestand Bundesgebiet Völkerrechts- 
subjekt DR/ewiger Bund; stets nur ein 
Subjekt auf einem Raum (Boden) 
möglich 
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Nichterhöhungsklausel im Vertrag (entsprechend der 
Regelung für USA, GB und F) erforderlich sei. K. stimmte 
dem zu (gesonderter Vertragsartikel).“ 


06.09.1990 


Kohl an Genscher (persönlich) zur Wehrpflicht 

„Da Du ja in der Zwischenzeit familiär mit der Bundeswehr 
verbunden bist‘, wird es Dir sicherlich möglich sein, in 
Erfahrungen zu bringen, wann Deine Äußerungen auf eine 
Abschaffung der Wehrpflicht und damit in eine Berufsarmee 
hinauslaufen. Daß Herr Möllemann [verstorben worden?] in 
gewohnter Weise Deinem Denken bereits 3 Monate voraus ist, 
erstaunt mich nicht.“ 


Sammlung Bundeskanzler a.D. Dr. 
Helmut Kohl oder 
AzAP 1990 Bd. II Nr. 290 S. 1235-1236 


05.09.- 
07.09.1990 


Besuch saarländischer MP Lafontaine in Washington 
D.C.; vermutlich am 06.09.1990 Gespräche im US- 
Kongreß und am 07.09.1990 ein „40-minütiges 


Gespräch mit Präsident Bush“ Sr. 

Fn. 5: „Gesandter von Nordenskjöld, Washington, berichtete am 
8. September 1990, der saarländische Ministerpräsident 
Lafontaine habe bei seinen Gesprächen im amerikanischen 
Kongreß dargelegt, ‚wenn es gelänge, neue integrierte 
Sicherheitsstrukturen, z.B. einen europäischen Truppenverband, 
zu schaffen, dann könne man überlegen, wie USA und 
Sowjetunion daran beteiligt werden könnten. Die Grundlage 
seiner Überlegungen sei, ob die zukünftige europäische 
Verteidigung noch auf der Basis nationaler Territorialarmeen 
oder aber übergreifender globaler Strukturen organisiert werden 
solle. Er habe zunächst sich für nationale Strukturen 
ausgesprochen, doch sei er jetzt mehr von übergreifenden 
Strukturen im Sinne der strukturellen Nichtangriffsfähigkeit 
überzeugt.‘ Das Mitglied im amerikanischen Repräsentanten- 
haus, Kanjorski, habe dagegen gefordert: ‚Der US-Haushalt 
werde ab sofort durch die [selbst erzwungene] Golfaktion mit 
zusätzlichen 4 Mrd. US-Dollar pro Monat belastet. Wenn 
davon nicht die Hälfte bis ein Drittel von der Bundesrepublik 
und Japan [Achsenmächte] übernommen werde, müßten wir 
mit einer sehr negativen Reaktion rechnen. 


BArch.: B 5 (Ref. 012), Bd. 150209 
Vgl. Drahtbericht Nr. 3293 oder 
AzAP 1990 Bd. II Nr. 292 S. 1239 Fn. 5 


12.09.1990 


2+4 Runde 4 in Moskau mit Unterzeichnung des 4+2 
Vertrages durch 6 Parteien (nicht 5). 


gemäß Artikel 9 

„Dieser Vertrag tritt für das Vereinte 
Deutschland, die Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, die 
Französische Republik, das 
Vereinigte Königreich [...] und die 
Vereinigten Staaten [...] am Tag der 
Hinterlegung der letzten 
Ratifikations- oder Annahme- 
urkunde durch diese Staaten in 
Kraft.“, am 15.03.1991 


20.09.1990 


Ratifizierungsabstimmungen BRD & DDR 

„Am 20. September 1990 stimmen Volkskammer und 
Bundestag dem Vertrag zu. Neun Tage später tritt der 
Vertrag in Kraft.“ 


DDR Volkskammer: 299 JA, 80 Nein, 
1 Enthaltung; 

BRD Bundestag: 440 JA, 47 Nein, 3 
Enthaltungen. 


https://deutsche-einheit-1990.de/wp- 
content/uploads/Volkskammer-der- 
DDR_20-09-2015.pdf 
https://deutsche-einheit-1990.de/wp- 
content/uploads/BArch_DC- 
20_6062_pag-185.pdf 


21.09.1990 


BRD Bundesrat stimmte einstimmig zu. 


29.09.1990 


Liquidation der DDR, IG Farben AG erst 2012!!! 


DDR aufgelöst! 
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Potsdam, den 23.07.2023 


„Betr.: Inkraftsetzung des Einigungsvertrages mit der 
DDR [...] Am Samstag, den 29. September 1990, haben 
die Bundesregierung und die Regierung der DDR durch 
entsprechende Noten einander mitgeteilt, daß die 
erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das 
Inkrafttreten des Einigungsvertrages' erfüllt sind. Damit 
ist dieser am 29. September 1990 in Kraft getreten.“ 


BArch.: BK, 132 -— 35400 De 12 NA 5 
Bd. 33. — Mitverfasser: MR Germelmann. 
Az. 221 — 34905 Ve 69. Vorlage über 
Chef BK zur Unterrichtung. Kopien: AL 
1, AL 2, AL 3, AL 4, AL 5. Abgezeichnet: 
‚Bulsse] 1.10.‘“ 

DzD Deutsche Einheit 1989/90 

Nr. 430 S. 1553 


01.10.1990 


Erklärung [...] zur Aussetzung der Wirksamkeit der 
Vier-Mächte-Rechte und -Verantwortlichkeiten 
„Erklären [in New York], dass die Wirksamkeit ihrer 
Rechte und Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin und 
Deutschland als Ganzes mit Wirkung vom Zeitpunkt der 
Vereinigung Deutschlands [03.10.1990] bis__zum 
Inkrafttreten des Vertrags über die abschliessende 
Regelung [15.03.1991] in bezug auf Deutschland 
[Bundesstaaten] ausgesetzt wird. 

Als Ergebnis werden die Wirksamkeit der 
entsprechenden, damit zusammanhängenden vierseitigen 
[nicht eins, zwei, drei] Vereinbarungen, Beschlüsse und 
Praktiken und die Tätigkeit aller entsprechenden 
Einrichtungen der Vier Mächte ab diesem Zeitpunkt der 
Vereinigung Deutschlands ebenfalls ausgesetzt.“ 


„Die gem. Art. 7 I erfolgten 
Veränderungen im Innenverhältnis 
der vier Mächte bewirken im 
Außenverhältnis gegenüber 
Deutschland automatisch seine volle 
Souveränität. Dies wird in Art. 7 II 
ausdrücklich klargestellt: ‚Das 
vereinte Deutschland hat demgemäß 
volle Souveränität über seine inneren 
und äußeren Angelegen-heiten.‘[.] In 
dieser Vorschrift, die der 
Souveränitätserklärung im 
Deutschlandvertrag nachgebildet 
ist’, haben erste Kommentatoren die 
zentrale Regelung des Vertrags- 
werkes gesehen. Art. 7 I kommt aber 
nur deklaratorische Wirkung bei. 
Die Souveränität eines Staates kann 
sich nicht aus Erklärungen anderer 
Staaten herleiten, sondern ergibt sich 
aus dem Faktum seiner effektiven 
Unabhängigkeit.“, Blumenwitz, NIW 
1990, Heft 48 S. 3047 


03.10.1990 


Einigungsvertrag mit Vorbehalten und Reaktivierung 
des Besatzungsstatuts auf „freiwilliger“ Basis und 
Beginn der „Aussetzung der Wirksamkeit der Vier- 
Mächte-Rechte und -Verantwortlichkeiten“ bis zum 
15.03.1991 (p. fehlende Ratifikationsurkunde DDR). 


Bonner wird zum Berliner GG 
„GG agiert ausschließlich 
innerhalb des Besatzungs- 
statut“, putativ nun erst ohne 
Art. 23 GG a. F.. 


03.10.1990 


Putativ-UN-Anmeldung zum erneuten 134. UN 
Beitritt BRD, nun als „Groß-BRD“ durch Herrn 
Genscher"”"”, mit der UN geführten Bezeichnung 
„Deutschland“, bei Vergabe des neuen UN-M49 
Code 276°” und Sonder-Staatenschlüssel 000 für 
„Deutschland“ (PA AA, Zwischenarchiv, Bd. 257754.). 


UN-Res. 335 v. 22.06.1973 

*) bis 02.10.1990 BRD 280 und DDR 278 
https://unstats.un.org/unsd/ 
methodology/m49/ 
https://archiv.diplo.de/arc-de/das- 
politische-archiv/das-besondere- 
dokument/deutsche-einheit-und-vereinte- 
nationen/1434106 


12.10.1990 


Attentat auf Wolfgang Schäuble 


13.10.1990 


Hinterlegung der Ratifikations Annahme- oder 
Genehmigungsurkunde durch die BRD (nicht DDR) 


15.03.1991; BGBl. II 1990, S. 1317 
AA-Vertragssammlung Bd. 70 A 873 


25.10.1990 


Hinterlegung der Ratifikations Annahme- oder 


Genehmigungsurkunde durch die USA 


15.03.1991; BGBl. II 1990, S. 1317 
AA-Vertragssammlung Bd. 70 A 873 


14.11.1990 


Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Polen über die Bestätigung der zwischen ihnen 
bestehenden Grenze, mithin Verschenkung der Ostgebiete ohne 
Abstimmungen, ohne abgeschlossener Hinterlegung der 
Ratifizierungsurkunden der 4+1 sowie Zerstörung der 
Argumente für die Anwendung des Art. 23 GG a. F.. 


https://isap.sejm.gov.pl/isap.nsf/ 
download.xsp/WDU19920140054/ 
O0/D19920054.pdf 

*) Zu den Entschließungen des 
Bundestages und der Volkskammer zur 
deutsch-polnischen Grenze v. 21.06.1990, 
vgl. Dok. 169 Anm. 5. 


16.11.1990 


Hinterlegung der Ratifikations Annahme- oder 


Genehmigungsurkunde durch UK 


15.03.1991; BGBl. II 1990, S. 1317 
AA-Vertragssammlung Bd. 70 A 873 
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15.01.1991 |Mettenheim an Kastrop: „Betr. Deutsche Einheit und |BArch.: B 26 (Ref. 223), Bd. 173611 
vatikanische Konkordatspolitik“; oder AzaP. Bu. INN 135.4 
1) Die deutsche Einheit hat die Frage der Geltung des 5) RGBI. II 1933 8. 679-690 vom 
Reichskonkordat von 19335 und des preußischen 20.07.1933 III. Reich mit Heiligem 
5 1 5 . 
Konkordats von 1929° [d.h. Preußen existiert] für das Stuhl (Sancta Sedes, Heiliger Sitz, 
Gebiet der ehemaligen DDR [nicht Staats] zum vgl., Reichsführer Sancta Sedes“) 
Gegenstand aktueller Diskussion in der katholischen 
Kirche gemacht.“ °) Preuß. GS 1929 S. 152-160 
23.01.1991 Gespräch Kohl mit „Präsidenten von B’nai B’rith |BArch.: B 1 (Ref. 010), Bd. 178923 
International, Schiner“; oder AzAP Bd. I Nr. 22 S. 72 
3 5 A ä 
adden Seiner grauer, dem Bundetander ZU |) Klier a, Mile) am 
i 0 17.01.1991 mit 378 JA und 257 
habe — aufgrund des Rates seiner Vorgänger — großen NEIN bei 9 Nieten 
Wert darauf gelegt, seine erste Reise außerhalb der USA 
nach Deutschland [Groß-BRD] zu unternehmen und den e Kent E. Schiner am 29.09.1990 in 
engen Gesprächskontakt mit der Bundesregierung und Dallas zum Präsidenten gewählt 
dem Bundeskanzler persönlich weiterzuführen. Der 
Bundeskanzler würdigt diese Bereitschaft und weist auf die 
bereits bestehende gute Zusammenarbeit, auch mit der 
Konrad-Adenauer-Stiftung, hin — diese werde in Zukunft 
noch wichtiger! Der Bundeskanzler erläutert sodann die 
heutigen Beschlüsse des Bundeskabinetts, zur 
Demonstration unseres Engagements und unseres guten 
Willens die Bundesminister Genscher und Spranger nach 
Israel zu entsenden und eine humanitäre Hilfe in Höhe 
von 250 Mio. DM zur Verfügung zu stellen.“; 
„Angesichts mancher Angriffe der amerikanischen 
Ostküsten-Presse wegen unserer Haltung zum Golfkonflikt 
wolle er [Kohl] im Übrigen in Erinnerung rufen, dass die 
Verfassungsbestimmungen, die eine verstärkte Mit- 
wirkung verhinderten“, nicht zuletzt auf Drängen von 
USA, GB und F in unser Grundgesetz aufgenommen 
worden seien. Zu dessen Veränderung brauche er [Kohl] 
eine 2/3-Mehrheit — diese aber werde er [Kohl] nicht 
erreichen, solange die Sozialisten sich verweigerten.“ 
04.02.1991 Hinterlegung der Ratifikations Annahme- oder 15.03.1991, BGBl. 111990, S. 1317 
Genehmigungsurkunde durch Frankreich AA-Vertragssammlung Bd. 70.A.873 
15.03.1991 Hinterlegung der (letzten) Ratifikations Annahme- | 15.03.1991; BGBl. 111990, S. 1317 
oder Genehmigungsurkunde durch die SU und Ende  AA-Vertragssammlung Bd. 70 A 873 
der „Aussetzung der Wirksamkeit der Vier-Mächte- 
Rechte und -Verantwortlichkeiten“. 
18.07.1992 Inkrafttreten der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt Wikipedia, GVBl. LSA S. 600 
06.06.1992 | Inkrafttreten der Verfassung des Freistaats Sachsen Wikipedia, SächsGVBl. S. 243 
21.08.1992 | Inkrafttreten durch Volksannahme der Verfassung des Wikipedia, GVBl. I S. 298 
Landes Brandenburg am 14.06.1992 
21.12.1992 | Gesetz zur Wiederbefüllung des Art. 23 GG (EU-8) Ab 25.12.1992 Art. 23 GG n. E. 
30.10.1993 | Inkrafttreten der Verfassung des Landes Thüringen Wikipedia, GVBl. S. 625 
15.11.1994 Inkrafttreten der Verfassung des Landes Mecklenburg- Wikipedia, GVOBI. M-V S. 372 


Vorpommern, der zuletzt nach Art. 23 GG g. E. „beitrat“. 


Länderbildung nun erst abgeschlossen! 


Umbau III. Reich zum IV. Reich (EU sui generis) 
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15.07.1999 


Reform des RoStAG (BGBl. III GI. Nr. 102-1) und 
Verknüpfung mit der „historischen Verordnung“ vom 
05.02.1934 (BGBl. III GI. Nr. 102-2), bei Wegfall 
derselben, jedoch Erhalt des zweifelhaften 
Rechtsbegriffs einer irgendwie gearteten „deutschen 
[Hitler]Staatsangehörigkeit“, mithin Vermischung 
von ius soli mit ius sanguinis. 

Allerdings überschreibt das StAG-Reformgesetz 
(BGBl. III GI. Nr. 102-1) den 8 37 RoStAG mit 
Asylrechten, womit gewollt oder ungewollt, das 
BuStAG wieder in Anwendung kommt, denn es 


wurde nie aufgehoben”. 


Seit 01.01.2000 (8 37) unmittelbar (Asyl): „(1) Fähig zur 
Vornahme von Verfahrenshandlungen nach diesem Gesetz 
ist, wer das 16. Lebensjahr vollendet hat, I.. J. 
$ 80 Absatz 3 und $ 82 des Aufenthaltsgesetzes gelten 
entsprechend. [...]“, und mittelbar (DE) nach 8 3 StAG 
steht, „(1) Die deutsche [Hitler]Staatsangehörigkeit wird 
erworben 1. durch Geburt ($ 4)“; „(1) Durch die Geburt 
erwirbt ein Kind die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn 
ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt.“ 


Ab 01.01.2000 (Millennium- 
StAG) „erbt“ jedes 
Neugeborene mittelbar die 
unmittelbare 
„Hitlerangehörigkeit“. 
Egal welche Farbe, Herkunft 
oder Kulturkreis, denn ... 
Deutscher ist, 

der Deutscher ist. 


*) „4. Daß das B. u. StGes. [BuStAG] 
und das Gesetz vom 20. Dezember 1875 
am 1. Januar 1914 außer Geltung 
getreten sind, ist im R. u. StGes. 
[RuStAG] nicht ausdrücklich erwähnt, 
vielmehr als selbstverständlich erachtet 
worden. Mittelbar ergibt sich dies aus 

$ 37, der jene beiden Gesetze in allen 
Fällen für ersetzt erklärt, in denen andere 
Gesetze auf sie verweisen [bis 1.1.2000].“ 
Vgl. C.H.Beck RuStAG v. Hans Freiherrn 
von Welser, Oberregierungsrat i.bay. 
St.M. des Innern v. 1914, München 

4. Abschnitt 88 36-38 S. 167 Pkt. 4. 


[Anm.: 


den Buchquellen (DzD ./. AZAP), vielen lieben Dank an Johanna] 


Fehlerbereinigt am 04.09.2023 bzgl. Fehlerteufel in 2 Zitaten und falscher Buchangabe in 


Marco Hinz (politisch Verfolgter) 12 Potsdam, den 23.07.2023 


Fazit 


An vielen Anhaltspunkten kann leicht festgestellt werden, daß 1990 das Weimarer Dritte Reich 
nicht abgeschlossen worden ist, vielmehr haben die BRD Organe dabei geholfen selbiges 
mitüberdauern zu lassen. 

Bestes Beispiel für diese Aussage ist und bleibt die „Hitlerangehörigkeit“, die mit 03.10.1990 — 
wenigstens durch eine „neue Bundesangehörigkeit“ — hätte zwingend abgelöst werden müssen. 


Versailles und Weimar bereiteten den Weg für irgendeinen „Hitler“ und dieser eine Hitler begann 
mit Unterstützung der Drs. Lösener und Frick einen Verwaltungskrieg, einen Verwaltungsgenozid, 
gegen die Deutschen selbst, den die BRD-Verwaltungsorgane nicht "nur" totalitär fortsetzen, 
sondern auf ganz Europa ausdehnen (vgl. EU-Unionsangehörigkeit). 


„Hitler hat diese o.g. ‚Einheit Deutschlands‘ also gerade nicht wiederhergestellt, sondern vielmehr 
Weimar zum „Neuaufbau des Reichs“ [RGBl. I 1934 Nr. 11 S. 75] genutzt. Er hat keine 
Bundesstaaten wiederhergestellt, sondern die ‚deutschen Länder‘, kommissarisiert oder schlicht 
gleichgeschaltet und ‚verschmolzen‘.“ und „Es verblieb also ab 30.01.1934 einzig die unmittelbare 
Reichsangehörigkeit [de facto d. VV/WRV deponierte mittelbare ‚Reichsangehörigkeit‘, s. 2. VO 
z. Nr. II S. 75 & 2 RGBl. I 1934 Nr. 14 S. 85] ohne Staatsangehörigkeit in den Bundesstaaten 
[Heimat n. BuStAG]. „Seit dem 30.1.1934 gibt es nur noch eine [jur. Fiktion einer] unmittelbare 
Reichsangehörigkeit.“, so Lösener [1943], was jedoch Fragen bezüglich seiner weiteren 


Ausführungen aufwirft.“, Hinz in: Strafantrag gg. Dr. Angela Merkel u.a. v. 27.07.2021, GStA Berlin Az. 121 Zs 88/22 
oder „Verwaltungs-Akademie“ Bd. 1 Gr. 2, „12. Staatsangehörigkeit“, Dr. Bernhard Lösener, S. 13 Abs. 1 letzter Satz. 


Im Schicksalsjahr 1990 hätten alle Deutschen Stämme, gemäß Auftrag des Bonner Grundgesetzes 
nicht nur die BRD und DDR auflösen müssen, sondern ebenso das Weimarer Dritte Reich. 


Am 03.10.1990 hat jedoch gerade keine zweite „Wiederherstellung der Einheit Deutschlands“ 
stattgefunden. Die Erste wurde nahezu einstimmig am 10.12.1870 im Reichstag beschlossen. 


Das stellt nicht "nur" einen dreisten Bruch des Bonner Grundgesetzes dar, sondern vielmehr 
de facto und de jure die verdeckte Fortsetzung des Weimarer Dritten Reichs oder der 
„Verschmelzung zum ‚Einheitsstaat Deutschlands“, auf dem Weg zum „Einheitsstaat EU“, als 
sui generis EU auf Basis des occupatio sui generis Groß-BRD und nach dem Vorbild des 
NS-,EU-Projekts“; ganz im Sinne eines Hitlers. 


Videoempfehlung 


Thema „Migrationswaffe“ und „Bestandserhaltungsmigration“: 
Filmemacher Imad Karim: „Muslime wollen Deutschland übernehmen“ 
https://aufl.tv/stefan-magnet-auf1/filmemacher-imad-karim-glaeubige-muslime-wollen-deutschland-uebernehmen/ 


Thema „Einigungsprozess“ 


Vor 30 Jahren: Schäuble und Krause signieren den Einigungsvertrag (Video ab 02:20:25) 
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/30844402_wegmarken_einheit6-202386 


Unterschrift Autor, Verfasser 


hinz marco 
IT-Justiz Systemadministrator a.D. (remonstriert am 16.02.2017, DE-2016-GLL-3103580692) 
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Abkürzungen 

Abk. Volltext 

AA Auswärtiges Amt 

a.F. alte Fassung 

BArch. Bundesarchiv, ehemals Staatsarchiv 

BGBl. Bundesgesetzblatt vor 19.04.1871 und erneut ab 28.11.1919 rückwirkend (ewiger Bund 1867-2023) 

BGBl. I Bundesgesetzblatt Teil I ab 23.05.1949 (Inland) 

BGBl. II Bundesgesetzblatt Teil II ab 23.05.1949 (Ausland) 

BGBl. III Bundesgesetzblatt Teil III (DDR-Sonderdruck), Sammlung des Bundesrechtes (1867-1949) 

BK Bundeskanzler 

BRD Bundesrepublik Deutschland als Teilreorganisation III. Reich auf Deutschland v. 23.05.1949 

BuStAG Bundes- und Staatsangehörigkeitsgesetz v. 1870; techn. StA UND R + Landeszugehörigkeit [„uR “] 

BVerf. Bundesverfassung v. 1871, ehemals Reichsverfassung vor vollzogenem Putsch vom 28.11.1918 

GG Grundgesetze (Bonner v. 1949 u. Berliner v. 1990, Basic Law 2) 

Gl. Nr. Gliederungsnummern zum BGBl. III, heutige FNA Nr. 

Groß-BRD Kohl-BRD ab 03.10.1990 ohne Geltungsbereich jedoch weiterhin mit verwaltetem Staatsgebiet 
III. Reich (Art. 116 GG a. F. u. n. F.) mithin noch „friedliches Kriegsgebiet“ resp. occopatio sui generis 

NATO[W] NATO = OTAN und WOTAN (Wagner, Götterdämmerung) = Kriegsbündnis zur Boykottierung des 
Brüssler Vertrages „Vertrag über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Zusammenarbeit und 
kollektive Selbstverteidigung, unterzeichnet in Brüssel am 17. März 1948“ 

MdB Mitglied des Bundestages 

MdPR Mitglied des Parlamentarischen Rates 

MdR Mitglied des Reichstages 

MdV Mitglied der Volkskammer 

m.W.a. mit Wirkung ab 

m.W.v. mit Wirkung vom 

m.W.z. mit Wirkung zum 

n. F. neue Fassung 

PR. Parlamentarischer Rat 1948-1949 

Parla. Rat Parlamentarischer Rat 1948-1949 

RGBI. Reichsgesetzblatt zunächst vom 20.04.1871 bis 28.11.1918 (Kaiseramt-Putsch, strittig 9/11 ./. 28.11.) 

RGBI. I Reichsgesetzblatt Teil I ab 14.08.1919 bis 22.05.1949 (Inland), Weimarer Drittes Reich 

RGBI. II Reichsgesetzblatt Teil II ab 14.08.1919 bis 22.05.1949 (Ausland), Weimarer Drittes Reich 

RoStAG Reichs- oder Staatsangehörigkeitsgesetz ab 14.08.1919 (Statuslos o. unmittelbare Reichsangehörige) 

RuStAG Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz v. 22.07.1913 (Staats- und mittelbare [Art. 3 BVerf. v. 1871] 
oder unmittelbare Reichsangehörige); techn. D = (StA u. m. R) ODER D = uR [Schutzangehörige] 

RVerf. Reichsverfassung v. 16.04.1871 m.W.z. 20.04.1871, ab 29.11.1918 wieder Bundesverfassung v. 1871 

StA Staatsanwaltschaft z.B. General-Staats-Anwaltschaft, o. Staats-Angehörigkeit 

StAG Staatsangehörigkeitsgesetz n. Reform RoStAG v. 15.07.1999 

v.H. von Hundert o. % 

VV Versailler Vertrag (UR- Grundgesetz o. erzwungenes Staatsgrundgesetz m. „Sanktionierung minderen 
Rechts“ für „Schuppen“, Hopfauf in: Schmidt-Bleibtreu / Hofmann / Henneke, Art. 144 S. 3372 Rn. 8) 

WRV Weimarer Reichsverfassung v. 11.08.1919 m.W.z. 14.08.1919 


Marco Hinz (politisch Verfolgter) 14 Potsdam, den 23.07.2023 


Anlage Al 


Auszüge aus der Berliner Börsen-Zeitung Nr. 463 vom Sonntag, den 02.10.1932, persönlich abphotographiert in der Nähe des 
Potsdamer Stadtbahnhof, am 29.09.2023 zwischen 13:46 Uhr und 14:24 Uhr, vom wohl letzten noch existierenden Original. 


Völkerbund - oder Bund der „Sieger“? 

Intrigen gegen die deutschen Ansprüche bei der Neubildung des Sekretariats. Deutschland 
wird gegebenenfalls alle Konsequenzen ziehen! TU Genf, 1. Oktober. 

In unterrichteten Genfer Kreisen bestärkt sich der Eindruck, daß in den letzten Tagen zwischen 
den Vertretern Englands, Frankreichs und Italiens eine 
Übereinstimmung über die Neubildung der politischen 
Leitung des Völkerbundssekretariats zustande gekommen ist. Nach 
diesen Plänen soll der gegenwärtige stellvertretende Generalsekretär des Völkerbundes, der 
Franzose Avenol, Generalsekretär des Völkerbundes werden. Dagegen soll Italien den 
Posten des stellvertretenden Generalsekretärs erhalten mit der Leitung der Finanz- und 
Wirtschaftsabteilung des Völkerbundssekretariats, für die die deutsche Regierung 
bisher Interesse gezeigt hatte. Eine Berücksichtigung der 
berechtigten, seit Jahren angemeldeten deutschen 
Forderungen auf Einräumung eines mitbestimmenden 


Einflusses bei der politischen Leitung des Völkerbundssekretariats scheint in 
diesen Plänen nicht vorhanden zu sein. Aus dieser Lage ergibt sich für Deutschland die ernste politische 
Erwägung seiner grundsätzlichen Stellungnahme zu den im November in einer außerordentlichen Vollversammlung stattfindenden 
Neuwahl des Generalsekretärs. Es besteht der begründete Eindruck, daß man glaubt, über die deutschen Ansprüche wieder 
hinweggehen zu können. Ueber den vom Reformausschuß vorgeschlagenen Grundsatz, daß in Zukunft jede Macht nur ei nen 
maßgebenden Posten im Völkerbundssekretariat besitzen soll, wird allem Anschein nach glatt hinweggegangen, da 
England und Frankreich nicht im mindestens daran denken, auf die verschiedenen von ihnen gegenwärtig besetzten maßgebenden 
Posten zu verzichten. Bei der Neubildung der politischen Leitung des Sekretariats in der jetzt von England, Frankreich und Italien 
geplanten Form würde nicht nur die von Deutschland geforderte Stärkung des 
deutschen Einflusses als ständige Ratsmacht ausbleiben, sondern sogar eine 
entscheidende Schwächung eintreten. Dazu ist ausdrücklich festzustellen, daß die Wahl eines 
Generalsekretärs Einstimmigkeit im Völkerbundsrat erfordert, als nur mit Zustimmung 
Deutschlands erfolgen kann. Die deutsche Regierung wird aber unter keinen Umständen einer Lösung 
zustimmen, die nicht endlich dem unbestreitbaren Anspruch Deutschlands als europäische Großmacht und ständige Ratsmacht auf 
maßgebende Mitbeteiligung an der politischen Leitung weitgehend entspricht. Eine Neuregelung der politischen Leitung ohne 
Berücksichtigung der deutschen Wünsche kann somit in keiner in Frage kommen. Die übrigen Mächte werden daher damit zu 
rechnen haben, daß die erforderliche Einstimmigkeit im Völkerbundssekretariat bei der Wahl des Generalsekretärs 
nicht erzielt wird. Deutschlands Stellung zum Völkerbund und seine Beteiligung an dessen finanziellen Lasten muß in 
Zukunft in entscheidendem Maße davon abhängig gemacht werden, ob Deutschland im Völkerbund noch weiter als eine 
Macht zweiten Ranges behandelt wird. Es kann kein Zweifel bestehen, daß in der gesamten deutschen Völkerbundspolitik 
Entscheidungen von weittragender Bedeutung in absehbarer Zeit unvermeidlich geworden sind. Anm.: Sperrschrift Fett] 


„Europäische Partei“ für Vertragsrevision und Abrüstung. Basel, 1. Oktober. 

Der dritte pan europäische Kongreß wurde am Sonnabendvormittag durch Graf 
Coudonhove-Calerghi eröffnet. Der französische Ministerpräsident Herriot war infolge des 
bekannten offenen Briefes des Grafen Coudonhove-Calerghi nicht erschienen und hatte auch kein 
Begrüßungstelegramm entsandt. Graf Coudenhove-Calerghi verkündete die Gründung einer „europäischen 
Partei“, die sich die Schaffung der Vereinigten Staaten von Europa zum Ziel gesetzt habe. In dem 
europäischen Staatenbund [Anm.: vgl. Fürstenbund 1815] sollen die Souveränität und Sicherheit aller Staaten 
garantiert werden. Die Friedensverträge seien zur Herstellung voller 
Gleichberechtigung zu revidieren. Ein europäisches Bundesgericht solle die obligatorische 
Schlichtung aller intereuropäischen Konflikte übernehmen, ein europäisches Militärbündnis Frieden und 
gleichmäßige Abrüstung sichern. [Anm.: Sperrschrift Fett und rot] 


„Wohin treibt Deutschland?” Der Verantwortungswille dieser Tatschrift von Leopold Dingräve ist unverkennbar, und man kann ihr nur weiteste 
Verbreitung wünschen. Hier wird ehrlich um Klarheit, um unmittelbar einsatzfähige Erkenntnis der Wirklichkeit gerungen. Die Politik der 
„Erwartung“, die von irgendeinem früheren oder späteren Ereignis Heil und Rettung erhofft, wird ad absurdum geführt. Der Alltag gilt, das Jetzt und 
das Hier. Die Fiktion gewordene „Obrigkeit“ und die Partei-Erstarrung des politischen Bekenntnisses mit all ihrer Interessenverstrickung der „Führer“ 
und der Funktionäre werden rücksichtslos aufgedeckt. Dingräve will die lebendigen Wurzeln und Kräfte des Lebens und des Volkes. „Die Welt wird 
endlich.“ Es gibt kein Ausweichen mehr in fremde Räume, in chiliastische Träume und Ideologien. Dingräve meint mit den Worten „Sozialismus“ und 
„Kapitalismus“ gewiß nicht die Schlagwortkomplexe marxistischer Diktion, die er ausführlich widerlegt. Aber es ist bedauerlich, daß man noch feine 
Ausdrücke fand, die jene vorbestraften Begriffe verüberflüssigen könnten, ohne deshalb etwa der Verschleierung zu dienen. Die Worte Kapitalismus 
und Sozialismus sind irgendwie hohl geworden. Sie können kaum mehr als geeignet gelten, dem erlebten Ja und Nein wirklicher Lebens- und 
Volksnähe Ausdruck zu verleihen. Und schließlich geht es nur noch um diese Nähe, um „die richtige Gestaltung des Miteinander Vorhandenseins“. 
Für Dingräve gilt ja auch nichts anderes, wenn er von der „dritten Front“ spricht, denn das sind die, die fähig sind, diese Gestaltung vorzubereiten. 
Auch ihm geht es nur um das Wachstum aus organischen Gegebenheiten und Kräften, um den Aufbau „von unten auf", aus den Landschaften und aus 
der Jugend, zumal der bündischen, aus deren „spontanen[“] Arbeit gegen die „Obrigkeit“ bereits der freiwillige Arbeitsdienst entstand. Interessant ist 
Dingräves Stellung zum Nationalsozialismus. Er glaubt ihn gegen die Gefahr der „Konfessionalisierung“ gefeit, „weil keine Zeit zum Hineinwachsen 
in diese Form mehr vorhanden ist, sondern er unmittelbar vor die Existenzfrage der Nation gestellt wird.“ (S. 40.) Jedoch auch er sieht dort „Zirkel“ 
wirksam, deren innere Einstellung dem Streben entspricht, „den Nationalismus in eine durchaus anerkannte und gepflegte politische Konfession zu 
drängen, um ihm seine echte Gefährlichkeit, seinen existenziellen Antrieb, seine geschichtliche Bedeutung zu nehmen.“ (S. 40.) Aber ist nicht auch 
darüber hinaus die Exklusivität, mit der die Nationalsozialisten sich im Besitz des alleinseligmachenden Glaubens wähnen, als typisch „konfessionell“ 
zu bezeichnen? Die Gefahr einer „ungepflegten“ politischen Konfession ist schließlich nicht geringer als die einer „gepflegten“, und der Mangel an 
innerer Einheitlichkeit, muß sich, um der Disziplin willen, notwendig in betonter Konfessionalität auswirken. Hier muß die Klarheit aus 


ursprünglicheren Tiefen wachsen. Denn es geht nicht bloß um die „Existenz“, sondern um die Gestaltung des Lebens aus dem deutschen Wesen. 
Jorg Lampe 
*) Tat-Schriften, Eugen Diederichs-Verlag, Jena 


Marco Hinz (politisch Verfolgter) 11 Potsdam, den 23.07.2023 


Fazit 


An vielen Anhaltspunkten kann leicht festgestellt werden, daß 1990 das Weimarer Dritte Reich 
nicht abgeschlossen worden ist, vielmehr haben die BRD Organe dabei geholfen selbiges 
mitüberdauern zu lassen. 

Bestes Beispiel für diese Aussage ist und bleibt die „Hitlerangehörigkeit“, die mit 03.10.1990 — 
wenigstens durch eine „neue Bundesangehörigkeit“ — hätte zwingend abgelöst werden müssen. 


Versailles und Weimar bereiteten den Weg für irgendeinen „Hitler“ und dieser eine Hitler begann 
mit Unterstützung der Drs. Lösener und Frick einen Verwaltungskrieg, einen Verwaltungsgenozid, 
gegen die Deutschen selbst, den die BRD-Verwaltungsorgane nicht "nur" totalitär fortsetzen, 
sondern auf ganz Europa ausdehnen (vgl. EU-Unionsangehörigkeit). 


„Hitler hat diese o.g. ‚Einheit Deutschlands‘ also gerade nicht wiederhergestellt, sondern vielmehr 
Weimar zum „Neuaufbau des Reichs“ [RGBI. I 1934 Nr. ILS. 75] genutzt. Er hat keine 
Bundesstaaten wiederhergestellt, sondern die ‚deutschen Länder‘, kommissarisiert oder schlicht 
gleichgeschaltet und ‚verschmolzen‘.“ und „Es verblieb also ab 30.01.1934 einzig die unmittelbare 
Reichsangehörigkeit [de facto d. VV/WRV deponierte mittelbare ‚Reichsangehörigkeit‘, s. 2. VO 
z. Nr. II S. 75 $ 2 RGBil. I 1934 Nr. 14 S. 85] ohne Staatsangehörigkeit in den Bundesstaaten 
[Heimat n. BuStAG]. „Seit dem 30.1.1934 gibt es nur noch eine [jur. Fiktion einer] unmittelbare 
Reichsangehörigkeit.“, so Lösener [1943], was jedoch Fragen bezüglich seiner weiteren 


Ausführungen aufwirft.“, Hinz in: Strafantrag. gg. Dr. Angela Merkel u.a. V. 27.07.2021, GStA Berlin Az. 121 Zs 88/22 
oder „Verwaltungs-Akademie“ Bd. 1 Gr. 2, „12. Staatsangehörigkeit“, Dr. Bernhard Lösener, S. 13 Abs. 1 letzter Satz. 


Im Schicksalsjahr 1990 hätten alle Deutschen Stämme, gemäß Auftrag des Bonner Grundgesetzes 
nicht nur die BRD und DDR auflösen müssen, sondern ebenso das Weimarer Dritte Reich. 


Am 03.10.1990 hat jedoch gerade keine zweite „Wiederherstellung der Einheit Deutschlands“ 
stattgefunden. Die Este wurde nahezu einstimmig am 10.12.1870 im Reichstag beschlossen. 


Das stellt nicht "nur" einen dreisten Bruch des Bonner Grundgesetzes dar, sondern vielmehr 
de facto und de jure die verdeckte Fortsetzung des Weimarer Dritten Reichs oder der 
„Verschmelzung zum ‚Einheitsstaat Deutschlands“, auf dem Weg zum „Einheitsstaat EU“, als 
sui generis EU auf Basis des occupatio sui generis Groß-BRD und nach dem Vorbild des 
NS- EU-Projekts“; ganz im Sinne eines Hitlers. 


Videoempfehlung 


Thema „Migrationswaffe“ und „Bestandserhaltungsmigration“: 
Filmemacher Imad Karim: „Muslime wollen Deutschland übernehmen“ 
https://auf1.tv/stefan-magnet-auf1/filmemacher-imad-karim-glaeubige-muslime-wollen-deutschland-uebernehmen/ 


Thema „Einigungsprozess“ 


Vor 30 Jahren: Schäuble und Krause signieren den Einigungsvertrag (Video ab 02:20:25) 
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/30844402_wegmarken_einheit6-202386 
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N Auswärtiges Amt 


Vertrag vom 12. September 1990 über die 
abschließende Regelung in bezug auf Deutschland 


„274- Vertrag“ 


mit Erklärung vom 01. Oktober 1990 zur Aussetzung der 
Wirksamkeit der Vier-Mächte-Rechte und 
-Verantwortlichkeiten 


Urschrift des Vertrags 

Deutsche Ratifikationsurkunde 
Amerikanische Ratifikationsurkunde 
Britische Ratifikationsurkunde 
Französische Ratifikationsurkunde 
Sowjetische Ratifikationsurkunde 


Urschrift der Erklärung 


Amtliches Werk im Sinne des $ 5 Absatz 2 des Gesetzes über Urheberrecht und 
verwandte Schutzrechte (UrhG). Nutzung nur unter der Angabe der unten stehenden 
Quelle. Jede Änderung des Werkes oder seiner Teile ist untersagt. 


Quelle: 
Politisches Archiv des Auswärtigen Amts, MULT - 781 
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VERTRAG ÜBER DIE ABSCHLIESSENDE REGELUNG IN BEZUG AUF 
DEUTSCHLAND 


TREATY ON THE FINAL SETTLEMENT WITH RESPECT TO GERMANY 


TRAITE PORTANT REGLEMENT DEFINITIF CONCERNANT 


LALLEMAGNE 


NOTOBOP OB OKOHUATEHBHOM YPETYHHPOBAHHH B OTHOIIIEHHH TEPMAHHN 
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VERTRAG ÜBER DIE ABSCHLIESSENDE REGELUNG IN 
BEZUG AUF DEUTSCHLAND 


Politisches Archiv des Auswärtigen Amts 
MULT - 781 
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Die Bundesrepublik Deutschland, die Deutsche Demokratische Republik, die 
Französische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das 
Vereinigte Königreich Großbritannien und 
Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika - 


IN DEM BEWUSSTSEIN, daß ihre Völker seit 1945 miteinander in Frieden leben, 


EINGEDENK der jüngsten historischen Veränderungen in Europa, die es 
ermöglichen, die Spaltung des Kontinents zu überwinden, 


UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier 
Mächte in bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes und der ent- 
sprechenden Vereinbarungen und Beschlüsse der Vier Mächte aus der Kriegs- 
und Nachkriegszeit, 


ENTSCHLOSSEN, in Übereinstimmung mit ihren Verpflichtungen aus der Charta 
der Vereinten Nationen freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz 
der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker beruhende Bezie- 
hungen zwischen den Nationen zu entwickeln und andere geeignete Maßnah- 
men zur Festigung des Weltfriedens zu treffen, 


EINGEDENK der Prinzipien der in Helsinki unterzeichneten Schlußakte der Kon- 
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, 


IN ANERKENNUNG, daß diese Prinzipien feste Grundlagen für den Aufbau einer 
gerechten und dauerhaften Friedensordnung in Europa geschaffen haben, 


ENTSCHLOSSEN, die Sicherheitsinteressen eines jeden zu berücksichtigen, 


ÜBERZEUGT von der Notwendigkeit, Gegensätze endgültig zu überwinden und 
die Zusammenarbeit in Europa fortzuentwickeln, 


Politisches Archiv des Auswärtigen Amts 
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Politisches 
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IN BEKRÄFTIGUNG ihrer Bereitschaft, die Sicherheit zu stärken, insbesondere 
durch wirksame Maßnahmen zur Rüstungskontrolle, Abrüstung und Vertrau- 
ensbildung; ihrer Bereitschaft, sich gegenseitig nicht als Gegner zu betrachten, 
sondern auf ein Verhältnis des Vertrauens und der Zusammenarbeit hinzuar- 
beiten, sowie dementsprechend ihrer Bereitschaft, die Schaffung geeigneter in- 
stitutioneller Vorkehrungen im Rahmen der Konferenz über Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa positiv in Betracht zu ziehen, 


IN WÜRDIGUNG DESSEN, daß das deutsche Volk in freier Ausübung des 
Selbstbestimmungsrechts seinen Willen bekundet hat, die staatliche Einheit 
Deutschlands herzustellen, um als gleichberechtigtes und souveränes Glied in 
einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, 


IN DER ÜBERZEUGUNG, daß die Vereinigung Deutschlands als Staat mit end- 
gültigen Grenzen ein bedeutsamer Beitrag zu Frieden und Stabilität in Europa 
ist, 


MIT DEM ZIEL, die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland zu 
vereinbaren, 


IN ANERKENNUNG DESSEN, daß dadurch und mit der Vereinigung Deutsch- 
lands als einem demokratischen und friedlichen Staat die Rechte und Verant- 
wortlichkeiten der Vier Mächte in bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes 
ihre Bedeutung verlieren, 


VERTRETEN durch ihre Außenminister, die entsprechend der Erklärung von 
Ottawa vom 13. Februar 1990 am 5. Mai 1990 in Bonn, am 22. Juni 1990 in Ber- 
lin, am 17. Juli 1990 in Paris unter Beteiligung des Außenministers der Republik 


Polen und am 12. September 1990 in Moskau zusammengetroffen sind- 


sind wie folgt üÜbereingekommen: 
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ARTIKEL 1 


(1) Das vereinte Deutschland wird die Gebiete der Bundesrepublik Deutsch- 
land, der Deutschen Demokratischen Republik und ganz Berlins umfassen. 
Seine Außengrenzen werden die Grenzen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik sein und werden am Tage des In- 
krafttretens dieses Vertrags endgültig sein. Die Bestätigung des endgültigen 
Charakters der Grenzen des vereinten Deutschland ist ein wesentlicher Be- 
standteil der Friedensordnung in Europa. 


(2) Das vereinte Deutschland und die Republik Polen bestätigen die zwischen 


y 
* - ihnen bestehende Grenze in einem völkerrechtlich verbindlichen Vertrag. 


(3) Das vereinte Deutschland hat keinerlei Gebietsansprüche gegen andere 
Staaten und wird solche auch nicht in Zukunft erheben. 


(4) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik werden sicherstellen, daß die Verfassung des verein- 
ten Deutschland keinerlei Bestimmungen enthalten wird, die mit diesen Prinzi- 
pien unvereinbar sind. Dies gilt dementsprechend für die Bestimmungen, die in 
der Präambel und in den Artikeln 23 Satz 2 und 146 des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland niedergelegt sind. 


(5) Die Regierungen der Französischen Republik, der Union der Sozialisti- 
schen Sowjetrepubliken, des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika nehmen die entspre- 
chenden Verpflichtungen und Erklärungen der Regierungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik förmlich entgegen 
und erklären, daß mit deren Verwirklichung der endgültige Charakter der 
Grenzen des vereinten Deutschland bestätigt wird. 
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ARTIKEL 2 


Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik bekräftigen ihre Erklärungen, daß von deutschem 
Boden nur Frieden ausgehen wird. Nach der Verfassung des vereinten 
Deutschland sind Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenom- 
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men werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere 
die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten, verfassungswidrig und strafbar. 
Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demo- 
kratischen Republik erklären, daß das vereinte Deutschland keine seiner Waffen 
jemals einsetzen wird, es sei denn in Übereinstimmung mit seiner Verfassung 
und der Charta der Vereinten Nationen. 


ARTIKEL 3 


(1) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik bekräftigen ihren Verzicht auf Herstellung und Besitz 
von und auf Verfügungsgewalt über atomare, biologische und chemische Waf- 
fen. Sie erklären, daß auch das vereinte Deutschland sich an diese Verpflich- 
tungen halten wird. Insbesondere gelten die Rechte und Verpflichtungen aus 
dem Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen vom 1. Juli 1968 für das 
vereinte Deutschland fort. 


(2) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat in vollem Einver- 
nehmen mit der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik am 30. 
August 1990 in Wien bei den Verhandlungen über konventionelle Streitkräfte in 
Europa folgende Erklärung abgegeben: 

"Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland verpflichtet sich, die 
Streitkräfte des vereinten Deutschland innerhalb von drei bis vier Jahren 
auf eine Personalstärke von 370.000 Mann (Land-, Luft- und See- 

streitkräfte) zu reduzieren. Diese Reduzierung soll mit dem Inkrafttreten 
N des ersten KSE-Vertrags beginnen. Im Rahmen dieser Gesamt- 
obergrenze werden nicht mehr als 345.000 Mann den Land- und 
Luftstreitkräften angehören, die gemäß vereinbartem Mandat allein 
Gegenstand der Verhandlungen über konventionelle Streitkräfte in 
Europa sind. Die Bundesregierung sieht in ihrer Verpflichtung zur 
Reduzierung von Land- und Luftstreitkräften einen bedeutsamen 
deutschen Beitrag zur Reduzierung der konventionellen Streitkräfte in 
Europa. Sie geht davon aus, daß in Folgeverhandlungen auch die 
anderen Verhandlungsteilnehmer ihren Beitrag zur Festigung von Si- 
cherheit und Stabilität in Europa, einschließlich Maßnahmen zur 
Begrenzung der Personalstärken, leisten Werden.“ 
Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik hat sich dieser Erklä- 
rung ausdrücklich angeschlossen. 


Politisches Archiv des Auswärtigen Amts 


MULT - 781 


. A nz 


W \ 


(3) Die Regierungen der Französischen Republik, der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika nehmen diese Erklä- 
rungen der Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik zur Kenntnis. 


ARTIKEL 4 


(1) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen Demo- 
kratischen Republik und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken erklä- 
ren, daß das vereinte Deutschland und die Union der Sozialistischen Sowjetre- 
publiken in vertraglicher Form die Bedingungen und die Dauer des Aufenthalts 
der sowjetischen Streitkräfte auf dem Gebiet der heutigen Deutschen Demokra- 
tischen Republik und Berlins sowie die Abwicklung des Abzugs dieser Streit- 
kräfte regeln werden, der bis zum Ende des Jahres 1994 im Zusammenhang mit 
der Verwirklichung der Verpflichtungen der Regierungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik, auf die sich Absatz 2 
des Artikels 3 dieses Vertrags bezieht, vollzogen sein wird. 


(2) Die Regierungen der Französischen Republik, des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika neh- 
men diese Erklärung zur Kenntnis. 


ARTIKEL 5 


(1) Bis zum Abschluß des Abzugs der sowjetischen Streitkräfte vom Gebiet der 
heutigen Deutschen Demokratischen Republik und Berlins in Übereinstimmung 
mit Artikel 4 dieses Vertrags werden auf diesem Gebiet als Streitkräfte des ver- 
einten Deutschland ausschließlich deutsche Verbände der Territorialverteidigung 
stationiert sein, die nicht in die Bündnisstrukturen integriert sind, denen deut- 
sche Streitkräfte auf dem übrigen deutschen Hoheitsgebiet zugeordnet sind. 
Unbeschadet der Regelung in Absatz 2 dieses Artikels werden während dieses 
Zeitraums Streitkräfte anderer Staaten auf diesem Gebiet nicht stationiert oder 
irgendwelche andere militärische Tätigkeiten dort ausüben. 
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(2) Für die Dauer des Aufenthalts sowjetischer Streitkräfte auf dem Gebiet der 
heutigen Deutschen Demokratischen Republik und Berlins werden auf deut- 
schen Wunsch Streitkräfte der Französischen Republik, des Vereinigten König- 
reichs Großbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika 
auf der Grundlage entsprechender vertraglicher Vereinbarung zwischen der 
Regierung des vereinten Deutschland und den Regierungen der betreffenden 
Staaten in Berlin stationiert bleiben. Die Zahl aller nichtdeutschen in Berlin sta- 
tionierten Streitkräfte und deren Ausrüstungsumfang werden nicht stärker sein 
als zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Vertrags. Neue Waffenkategorien 
werden von nichtdeutschen Streitkräften dort nicht eingeführt. Die Regierung 
des vereinten Deutschland wird mit den Regierungen der Staaten, die Streit- 
kräfte in Berlin stationiert haben, Verträge zu gerechten Bedingungen unter 
Berücksichtigung der zu den betreffenden Staaten bestehenden Beziehungen 
abschließen. 


(3) Nach dem Abschluß des Abzugs der sowjetischen Streitkräfte vom Gebiet 
der heutigen Deutschen Demokratischen Republik und Berlins können in diesem 
Teil Deutschlands auch deutsche Streitkräfteverbände stationiert werden, die in 
gleicher Weise militärischen Bündnisstrukturen zugeordnet sind wie diejenigen 
auf dem übrigen deutschen Hoheitsgebiet, allerdings ohne Kernwaffenträger. 
Darunter fallen nicht konventionelle Waffensysteme, die neben konventioneller 
andere Einsatzfähigkeiten haben können, die jedoch in diesem Teil Deutsch- 
lands für eine konventionelle Rolle ausgerüstet und nur dafür vorgesehen sind. 
Ausländische Streitkräfte und Atomwaffen oder deren Träger werden in diesem 
Teil Deutschlands weder stationiert noch dorthin verlegt. 


ARTIKEL 6 


Das Recht des vereinten Deutschland, Bündnissen mit allen sich daraus erge- 
benden Rechten und Pflichten anzugehören, wird von diesem Vertrag nicht be- 
rührt. 


ARTIKEL 7 


(1) Die Französische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, 
das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland und die Vereinigten 
Staaten von Amerika beenden hiermit ihre Rechte und Verantwortlichkeiten in 
bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes. Als Ergebnis werden die entspre- 
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chenden, damit zusammenhängenden vierseitigen Vereinbarungen, Beschlüsse 
und Praktiken beendet und alle entsprechenden Einrichtungen der Vier Mächte 
aufgelöst. 


(2) Das vereinte Deutschland hat demgemäß volle Souveränität über seine in- 
neren und äußeren Angelegenheiten. 


ARTIKEL 8 


(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation oder Annahme, die so bald wie mög- 
lich herbeigeführt werden soll. Die Ratifikation erfolgt auf deutscher Seite durch 
das vereinte Deutschland. Dieser Vertrag gilt daher für das vereinte Deutsch- 
land. 


(2) Die Ratifikations- oder Annahmeurkunden werden bei der Regierung des 
vereinten Deutschland hinterlegt. Diese unterrichtet die Regierungen der ande- 
ren Vertragschließenden Seiten von der Hinterlegung jeder Ratifikations- oder 
Annahmeurkunde. 


ARTIKEL 9 


Dieser Vertrag tritt für das vereinte Deutschland, die Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken, die Französische Republik, das Vereinigte Königreich 
Großbritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika am Tag 
der Hinterlegung der letzten Ratifikations- oder Annahmeurkunde durch diese 
Staaten in Kraft. 


ARTIKEL 10 


Die Urschrift dieses Vertrags, dessen deutscher, englischer, französischer und 
russischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird bei der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland hinterlegt, die den Regierungen der anderen Ver- 
tragschließenden Seiten beglaubigte Ausfertigungen übermittelt. 
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The Federal Republic of Germany, the German Democratic Republic, 
the French Republic, the Union of Soviet Socialist Republics, the 
United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland and the 
United States of America, 


Conscious of the fact that their peoples have been living 
together in peace since 1945; 


Mindful of the recent historic changes in Europe which make it 
possible to overcome the division of the continent; 


Having regard to the rights and responsibilities of the Four 
Powers relating to Berlin and to Germany as a whole, and the 
corresponding wartime and post-war agreements and decisions of the 
Four Powers; 


Resolved in accordance with their obligations under the Charter 
of the United Nations to develop friendly relations among nations 
based on respect for the principle of equal rights and 
self-determination of peoples, and to take other appropriate 
measures to strengthen universal peace; 


Recalling the principles of the Final Act of the Conference on 
Security and Cooperation in Europe, signed in Helsinki; 


Recognizing that those principles have laid firm foundations for 
the establishment of a just and lasting peaceful order in Europe; 


Determined to take account of everyone's security interests; 


Convinced of the need finally to overcome antagonism and to 
develop cooperation in Europe; 


Confirming their readiness to reinforce security, in particular 
by adopting effective arms control, disarmament and 
confidence-building measures; their willingness not to regard each 
other as adversaries but to work for a relationship of trust and 
cooperation; and accordingly their readiness to consider 
positively setting up appropriate institutional arrangements 
within the framework of the Conference on Security and Cooperation 
in Europe; 


Welcoming the fact that the German people, freely exercising 
their right of self-determination, have expressed their will to 
bring about the unity of Germany as a state so that they will be 
able to serve the peace of the world as an equal and sovereign 
partner in a united Europe; 
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Convinced that the unification of Germany as a state with 
definitive borders is a significant contribution to peace and 
stability in Europe; 


Intending to conclude the final settlement with respect to 
Germany; 


Recognizing that thereby, and with the unification of Germany as 
a democratic and peaceful state, the rights and responsibilities 
of the Four Powers relating to Berlin and to Germany as a whole 
lose their function; 


Represented by their Ministers for Foreign Affairs who, in 
accordance with the Ottawa Declaration of 13 February 1990, met in 
Bonn on 5 May 1990, in Berlin on 22 June 1990, in Paris on 17 July 
1990 with the participation of the Minister for Foreign Affairs of 
the Republic of Poland, and in Moscow on 12 September 1990; 


Have agreed as follows: 


ARTICLE 1 


(1) The united Germany shall comprise the territory of the 
Federal Republic of Germany, the German Democratic Republic and 
the whole of Berlin. Its external borders shall be the borders of 
the Federal Republic of Germany and the German Democratic Republic 
and shall be definitive from the date on which the present Treaty 
comes into force. The confirmation of the definitive nature of 
the borders of the united Germany is an essential element of the 
peaceful order in Europe. 


(2) The united Germany and the Republic of Poland shall confirm 
the existing border between them in a treaty that is binding under 
international law. 


(3) The united Germany has no territorial claims whatsoever 
against other states and shall not assert any in the future. 


(4) The Governments of the Federal Republic of Germany and the 
German Democratic Republic shall ensure that the constitution of 
the united Germany does not contain any provision incompatible 
with these principles. This applies accordingly to the provisions 
laid down in the preamble, the second sentence of Article 23, and 
Article 146 of the Basic Law for the Federal Republic of Germany. 


(5) The Governments of the French Republic, the Union of Soviet 
Socialist Republics, the United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland and the United States of America take formal note 
of the corresponding commitments and declarations by the 
Governments. of the Federal Republic of Germany and the German 
Democratic Republic and declare that their implementation will 
confirm the definitive nature of the united Germany's borders. 
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ARTICLE 2 


The Governments of the Federal Republic of Germany and the 
German Democratic Republic reaffirm their declarations that only 
peace will emanate from German soil. According to the 
constitution of the united Germany, acts tending to and undertaken 
with the intent to disturb the peaceful relations between nations, 
especially to prepare for aggressive war, are unconstitutional and 
a punishable offence. The Governments of the Federal Republic of 
Germany and the German Democratic Republic declare that the united 
Germany will never employ any of its weapons except in accordance 
with its constitution and the Charter of the United Nations. 


ARTICLE 3 


(1) The Governments of the Federal Republic of Germany and the 
German Democratic Republic reaffirm their renunciation of the 
manufacture and possession of and control over nuclear, biological 
and chemical weapons. They declare that the united Germany, too, 
will abide by these commitments. In particular, rights and 
obligations arising from the Treaty on the Non-Proliferation of 
Nuclear Weapons of 1 July 1968 will continue to apply to the 
united Germany. 


(2) The Government of the Federal Republic of Germany, acting in 
full agreement with the Government of the German Democratic 
Republic, made the following statement on 30 August 1990 in Vienna 
at the Negotiations on Conventional Armed Forces in Europe: 


"The Government of the Federal Republic of Germany undertakes 
to reduce the personnel strength of the armed forces of the 
united Germany to 370,000 (ground, air and naval forces) 
within three to four years. This reduction will commence on 
the entry into force of the first CFE agreement. Within the 
scope of this overall ceiling no more than 345,000 will belong 
to the ground and air forces which, pursuant to the agreed 
mandate, alone are the subject of the Negotiations on 
Conventional Armed Forces in Europe. The Federal Government 
regards its commitment to reduce ground and air forces asa 
significant German contribution to the reduction of 
conventional armed forces in Europe. It assumes that in 

fol low-on negotiations the other participants in the 
negotiations, too, will render their contribution to enhancing 
security and stability in Europe, including measures to limit 
personnel strengths." 


The Government of the German Democratic Republic has expressly 
associated itself with this statement. 


(3) The Governments of the French Republic, the Union of Soviet 
Socialist Republics, the United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland and the United States of America take note of 
these statements by the Governments of the Federal Republic of 
Germany and the German Democratic Republic, 
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ARTICLE 4 


(1) The Governments of the Federal Republic of Germany, the 
German Democratic Republic and the Union of Soviet Socialist 
Republics state that the united Germany and the Union of Soviet 
Socialist Republics will settle by treaty the conditions for and 
the duration of the presence of Soviet armed forces on the 
territory of the present German Democratic Republic and of Berlin, 
as well as the conduct of the withdrawal of these armed forces 
which will be completed by the end of 1994, in connection with the 
implementation of the undertaking of the Federal Republic of 
Germany and the German Democratic Republic referred to in 
paragraph 2 of Article 3 of the present Treaty. 


(2) The Governments of the French Republic, the United Kingdom of 
Great Britain and Northern Ireland and the United States of 
America take note of this statement. 


ARTICLE 5 


(1) Until the completion of the withdrawal of the Soviet armed 
forces from the territory of the present German Democratic 
Republic and of Berlin in accordance with Article 4 of the present 
Treaty, only German territorial defence units which are not 
integrated into the alliance structures to which German armed 
forces in the rest of German territory are assigned will be 
stationed in that territory as armed forces of the united 

Germany. During that period and subject to the provisions of 
paragraph 2 of this Article, armed forces of other states will not 
be stationed in that territory or carry out any other military 
activity there. 


(2) For the duration of the presence of Soviet armed forces in 
the territory of the present German Democratic Republic and of 
Berlin, armed forces of the French Republic, the United Kingdom of 
Great Britain and Northern Ireland and the United States of 
America will, upon German request, remain stationed in Berlin by 
agreement to this effect between the Government of the united 
Germany and the Governments of the states concerned. The number 
of troops and the amount of equipment of all non-German armed 
forces stationed in Berlin will not be greater than at the time of 
signature of the present Treaty. New categories of weapons will 
not be introduced there by non-German armed forces. The 
Government of the united Germany will conclude with the 
Governments of those states which have armed forces stationed in 
Berlin treaties with conditions which are fair taking account of 
the relations existing with the states concerned. 


Politisches Archiv des Auswärtigen Amts 


MULT - 781 


Eu 


ä 
IT 


(3) Following the completion of the withdrawal of the Soviet 
armed forces from the territory of the present German Democratic 
Republic and of Berlin, units of German armed forces assigned to 
military alliance structures in the same way as those in the rest 
of German territory may also be stationed in that part of Germany, 
but without nuclear weapon carriers. This does not apply to 
conventional weapon systems which may have other capabilities in 
addition to conventional ones but which in that part of Germany 
are equipped for a conventional role and designated only for 
such. Foreign armed forces and nuclear weapons or their carriers 
will not be stationed in that part of Germany or deployed there. 


ARTICLE 6 


The right of the united Germany to belong to alliances, with all 
the rights and responsibilities arising therefrom, shall not be 
affected by the present Treaty. 


ARTICLE 7 


(1) The French Republic, the Union of Soviet Socialist Republics, 
the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland and the 
United States of America hereby terminate their rights and 
responsibilities relating to Berlin and to Germany as a whole, As 
a result, the corresponding, related quadripartite agreements, 
decisions and practices are terminated and all related Four Power 
institutions are dissolved. 


(2) The united Germany shall have accordingly full sovereignty 
over its internal and external affairs. 


ARTICLE 8 


(1) The present Treaty is subject to ratification or acceptance 
as soon as possible. On the German side it will be ratified by 
the united Germany. The Treaty will therefore apply to the united 


Germany. 


(2) The instruments of ratification or acceptance shall be 
deposited with the Government of the united Germany. That 
Government shall inform the Governments of the other Contracting 
Parties of the deposit of each instrument of ratification or 
acceptance. 
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ARTICLE 9 


The present Treaty shall enter into force for the united 
Germany, the French Republic, the Union of Soviet Socialist 
Republics, the United Kingdom of Great Britain and Northern 
Ireland and the United States of America on the date of deposit of 
the last instrument of ratification or acceptance by these states. 


ARTICLE 10 


The original of the present Treaty, of which the English, 
French, German and Russian texts are equally authentic, shall be 
deposited with the Government of the Federal Republic of Germany, 
which shall transmit certified true copies to the Governments of 
the other Contracting Parties, 


— — 
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La République fédérale d’Allemagne, la Republique democratique allemande, les Etats-Unis 
d’Amerique, la République frangaise, le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d’Irlande du 
Nord et I’Union des R&publiques socialistes sovietiques 


Conscients que leurs peuples vivent mutuellement en paix depuis 1945; 


Ayant à l’esprit les changements historiques survenus r&cemment en Europe, 


qui permettent de surmonter la division du continent; 


Prenant en considèration les droits et responsabilités des Quatre Puissances 
relatifs à Berlin et à l’Allemagne dans son ensemble ainsi que les accords et d&cisions 
correspondants des Quatre Puissances au temps de la guerre et de l’apr&s-guerre; 


Resolus, conform&ment aux obligations qui leur incombent en vertu de la 
Charte des Nations Unies, à développer entre les nations des relations amicales fondèes 
sur le respect du principe de l'ëgalitè de droits des peuples et de leur droit à disposer 
d' eux-· mèémes, et à prendre toutes autres mesures propres à consolider la paix du monde; 


Rappelant les principes de l’Acte final de la Conference sur la Securit€ et la 
Coopèration en Europe, sign à Helsinki; 


Reconnaissant que ces principes ont &tabli des bases solides pour l’Edification 
d’un ordre de paix juste et durable en Europe; 


Determines à tenir compte des inter&ts de securit€ de chacun; 


K Convaincus de la n&cessit& de surmonter definitivement les antagonismes et de 
developper la coop£ration en Europe; 


Confirmant leur disposition à renforcer la securitè, en particulier en adoptant 
des mesures efficaces de contröle des armements, de desarmement et de confiance; leur 
volontẽ de ne pas se considérer les uns les autres comme des adversaires mais d’oeuvrer 
en faveur d'une relation de confiance et de coop£ration; et par consequent leur 
disposition à envisager positivement la mise en place d’arrangements institutionnels 
appropries dans le cadre de la Conference sur la Sécurité et la Cooperation en Europe; 
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Saluant le fait que le peuple allemand, exergant librement son droit à 
l’autod&termination, a affirme& sa volonté d’etablir !’unit& Etatique de l'Allemagne pour 
servir la paix du monde en tant que membre égal et souverain d'une Europe unie; 


Convaincus que l'unification de ’Allemagne en un Etat aux frontières 
definitives repr&sente une contribution importante à la paix et à la stabilitè en Europe; 


Desireux de conclure le règlement d£finitif concernant Allemagne; 


Reconnaissant que, par lä et avec l'unification de l'Allemagne en tant qu! Etat 
de mocratique et pacifique, les droits et responsabilites des Quatre Puissances relatifs à 
Berlin et a l'Allemagne dans son ensemble perdent leur fonction; 


Repr&sentes par leurs ministres des Affaires Etrangères qui, conformément à la 
declaration adoptèe à Ottawa le 13 février 1990, se sont r&unis le 5 mai 1990 à Bonn, le 
22 juin 1990 à Berlin, le 17 juillet 1990 à Paris avec la participation du ministre des 
Affaires Etrangères de la Republique de Pologne, et le 12 septembre 1990 a Moscou; 


sont convenus de ce qui suit: 


ARTICLE ler 


1) L Allemagne unie comprendra le territoire de la Rẽpublique fédérale 
d' Allemagne, de la Republique d&mocratique allemande et de ensemble de Berlin. Ses 
frontières ext£rieures seront les frontières de la Republique federale d' Allemagne et de 
la Republique d&mocratique allemande et seront definitives à partir de la date d’entr&e 
en vigueur du présent Traite. La confirmation du caractère definitif des frontières de 
Allemagne unie constitue un El&ment essentiel de l’ordre de paix en Europe. 


2) L’Allemagne unie et la R&publique de Pologne confirmeront la frontière 
existante entre elles par un traitè ayant force obligatoire en vertu du droit international. 


3) L’Allemagne unie n’a aucune revendication territoriale quelle qu’elle soit 
envers d’autres Etats et n’en formulera pas à l’avenir. 


4) Les gouvernements de la République fédérale d’Allemagne et de la 
Republique democratique allemande feront en sorte que la constitution de l’Allemagne 
unie ne comporte aucune disposition incompatible avec ces principes. Cela vaut en 
consequence pour les dispositions contenues dans le pr&ambule, Particle 23, phrase 2 et 
Particle 146 de la Loi fondamentale de la République fédérale d’Allemagne. 
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5) Les gouvernements des Etats-Unis d’Am£rique, de la République francaise, 
du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d’Irlande du Nord et de !’Union des 
Republiques socialistes sovietiques prennent formellement acte des engagements et 
declarations correspondants des gouvernements de la R&publique federale d’Allemagne 
et de la République d&mocratique allemande, et declarent que leur mise en oeuvre 
confirmera le caractère d£finitif des frontières de l’Allemagne unie. 


ARTICLE 2 


Les gouvernements de la République fédérale d’Allemagne et de la Republique 
democratique allemande r&affirment leurs déclarations selon lesquelles seule la paix 
€manera du sol allemand. Selon la constitution de l’Allemagne unie, les actes 
susceptibles de troubler les relations pacifiques entre les nations ou entrepris dans cette 
intention, notamment en vue de pr&parer une guerre d' agression, sont 
anticonstitutionnels et constituent une infraction punissable. Les gouvernements de la 
République fédérale d’Allemagne et de la Republique d&mocratique allemande 
declarent que l’Allemagne unie n’emploiera jamais aucune de ses armes que 
conform&ment à sa constitution et à la Charte des Nations Unies. 


ARTICLE 3 


1) Les gouvernements de la République fédérale d’Allemagne et de la 
République d&mocratique allemande r&affirment leur renonciation à la fabrication, à la 
possession et au contröle d armes nucl£aires, biologiques et chimiques. Ils d&clarent que 
Allemagne unie respectera également ces engagements. En particulier les droits et 
obligations dècoulant du Traitè du ler juillet 1968 sur la non-prolif&ration des armes 
nucl&aires continueront à s' appliquer à “Allemagne unie. 


2) Le gouvernement de la République fédérale d' Allemagne, en plein accord 
avec le Gouvernement de la REpublique d&mocratique allemande, a déclaré à Vienne, 
le 30 aoüt 1990, au cours des n&gociations sur les forces arm&es classiques en Europe, ce 
qui suit: 


"Le gouvernement de la R&publique fédérale d' Allemagne s engage à reduire dans 
un dèlai de trois à quatre ans le niveau des effectifs en personnels des forces 
armèes de l'Allemagne unie à 370.000 (forces terrestres, a&riennes et navales). 
Cette reduction commencera au moment de l’entr&e en vigueur du premier traité 
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FCE. Dans les limites de ce plafond global, un maximum de 345.000 hommes 
appartiendront aux forces terrestres et a&riennes, qui, conform&ment au mandat 
agree, sont seules l’objet des n&gociations sur les forces arm&es classiques en 
Europe. Le gouvernement fédéral considère son engagement de réduire les forces 
terrestres et aëriennes comme une contribution allemande importante à la 
reduction des forces arm&es classiques en Europe. Il pr&sume que dans les 
nẽgociations de suivi les autres participants aux nëgociations contribueront 
également au renforcement de la sécurité et de la stabilitè en Europe, y compris 
par des mesures de limitation des effectifs en personnels.“ 


Le gouvernement de la Rëpublique d&mocratique allemande s'est express ment associ& 
a cette déclaration. 


3) Les gouvernements des Etats-Unis d' Amèérique, de la République frangaise, 
du Royaume-Uni de Grande- Bretagne et d' Irlande du Nord et de l’Union des 
Re£publiques socialistes soviètiques prennent acte de ces déclarations des 
gouvernements de la R&publique fédérale d' Allemagne et de la Rẽpublique 
de mocratique allemande. 


ARTICLE 4 


1) Les gouvernements de la République federale d' Allemagne, de la 
République de mocratique allemande et de ! Union des R&publiques socialistes 
sovietiques declarent que Allemagne unie et l' Union des R&publiques socialistes 
sovietiques réëgleront par traité les conditions et la dur&e de la prẽsence des forces 
armèes soviẽtiques sur le territoire de l'actuelle Rẽpublique d&mocratique allemande et 
de Berlin, ainsi que le dèroulement du retrait de ces forces arm&es, qui devra &tre 
achevè à la fin de T annèe 1994, en relation avec l' execution de l' engagement des 
gouvernements de la R&publique fédérale d' Allemagne et de la République 
democratique allemande mentionnè au paragraphe 2 de l'article 3 du présent Traité. 


2) Les gouvernements des Etats-Unis d' Amèérique, de la République frangaise et 
du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d' Irlande du Nord prennent acte de cette 
déclaration. 


Politisches Archiv des Auswärtigen Amts 
MU 


LT - 781 


ARTICLE 5 


1) Jusqu’a l’ach&vement du retrait des forces arme&es sovi&tiques du territoire de 
Pactuelle Republique d&mocratique allemande et de Berlin conform&ment à Particle 4 
du présent Traite, seules seront stationn&es sur ce territoire, en qualit& de forces arm&es 
de T Allemagne unie, des unites allemandes de defense territoriale qui ne sont pas 
integrees aux structures d’alliance auxquelles les forces arm&es allemandes sont 
affect&es sur le reste du territoire allemand. Pendant cette periode et sous r&serve des 
dispositions du paragraphe 2) du présent article, des forces arm&es d'autres Etats ne 
stationneront pas sur ce territoire et n'y mèneront aucune autre activité militaire. 


2) Pendant la pèriode de presence des forces armes soviẽtiques sur le territoire 
de Pactuelle Republique d&mocratique allemande et de Berlin, des forces armes des 
Etats- Unis d’Am£rique, de la Republique frangaise et du Royaume-Uni de Grande- 
Bretagne et d Irlande du Nord demeureront, sur demande de Allemagne unie, 
stationnees à Berlin, par accord à cet effet entre le gouvernement de “Allemagne unie 
et les gouvernements des Etats concernès. Le niveau des effectifs et des armements de 
toutes les forces armèes non allemandes stationnees à Berlin ne sera pas plus &leve 
qu’au moment de la signature du présent Traité. Les forces non allemandes n'y 
introduiront pas de nouvelles cat&gories d’armement. Le gouvernement de Allemagne 
unie conclura avec les gouvernements des Etats dont les forces armes stationnent ä 
Berlin des accords établissant des conditions justes tenant compte des relations 
existantes avec les Etats concern&s. 


3) Apres l’ach&vement du retrait des forces arm&es sovietiques du territoire de 
Pactuelle Republique d&mocratique allemande et de Berlin, des unités des forces 
armèes allemandes affect&es aux structures d’alliance de la m&me manieère que les 
unites stationnees sur le reste du territoire allemand pourront également stationner dans 
cette partie de Allemagne, bien que sans vecteurs d’armes nucl&aires. Ceci ne 
s’applique pas aux systèmes d’armes classiques qui peuvent avoir d'autres capacites en 
sus de leur capacités classiques mais qui, dans cette partie de l’Allemagne, sont équipés 
à des fins classiques et affectes seulement à celles-ci. Des forces armèes et des armes 
nucl&aires ou des vecteurs d armes nuclèaires Etrangers ne seront pas stationnes dans 
cette partie de l'Allemagne et n'y seront pas d&ployes. 
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ARTICLE 6 


Le droit de Allemagne unie d’appartenir à des alliances, avec tous les droits et 
obligations qui en d&coulent, n'est pas affectè par le présent Traité. 


ARTICLE 7 


1) Les Etats-Unis d’Am£rique, la République frangaise, le Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d’Irlande du Nord et l Union des R&publiques socialistes 
sovietiques mettent fin par le présent Traité à leurs droits et responsabilités relatifs à 
Berlin et à l'Allemagne dans son ensemble. En consequence, il est mis fin aux accords, 


u 


decisions et pratiques quadripartites correspondants, qui s’y rattachent, et toutes les 
institutions des Quatre Puissances y afferentes sont dissoutes. 


2) L’Allemagne unie jouira, en consequence, de la pleine souverainet& sur ses 
affaires intèrieures et ext&rieures. 


ARTICLE 8 


1) Le présent Trait sera soumis à ratification ou acceptation aussitöt que 
possible. En ce qui concerne l’Allemagne, la ratification sera effectuee par l’Allemagne 


2 


unie. Le Trait& s’appliquera par cons&quent à l'Allemagne unie. 


2) Les instruments de ratification ou d’acceptation seront d&poses auprès du 
gouvernement de !’Allemagne unie. 
Celui-ci informera les gouvernements des autres Parties contractantes du d&pöt de 
chaque instrument de ratification ou d’acceptation. 
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ARTICLE 9 


Le présent Traitéè entrera en vigueur pour l!’Allemagne unie, les Etats-Unis 
d’Ame£rique, la Republique frangaise, le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d’Irlande 
du Nord et ! Union des R&publiques socialistes sovi&tiques le jour de d&pöt du dernier 
instrument de ratification ou d’acceptation par ces Etats. 


ARTICLE 10 


| 
Ana ve 

| L’original du présent Trait& dont les textes allemand, anglais, francais et russe 
S font également foi, est depose auprès du gouvernement de la R&publique federale 

| d’Allemagne qui transmettra aux gouvernements des autres Parties contractantes des 

| copies certifièes conformes. 
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A0TOBOP 


OB OKOHUATEIPHOM YPETYJINPOBAHMN 
B OTHOUEHMN TEPMAHNN 
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| 
| 
| 
l'’epmaHnckan Jemorparnueckan Pecnybnnka, eneparnzfhag 
— Pecnyönuka Tepuahun, CoenuHeHHoe KoponeBcrBO Benukoöpnranunn 
| u Cesepnofi Hpnannun, Coenuhehhhe llrars Amepukn, Cops 
[N Coserckux Commannernueckux Pecny6nuk u Öpanıyackan 
Pecny6nuka, 
cosHaBaa, uro nx Hapons c 1945 rona xuByT B Mnpe Apyr 
c apyrom; 
BpemeHu B EBpone, korophe nabr BO3MOKHOCTB Hpeononerb ee 
packon; 
yunTsBaa IpaBa N OTBETCTBEHHOCTB uerhpex NepkaB B Oo 
HomeHun Bepanha u TepmaHun B nenou, a rakxe COOTBETCTBynIune 
— cor1ameHnA u peleHun uderhpex MepkaB BOeHHOTO H NOCAEBOEH- 
HOTO BpemeHn; 
L IpencnonHeHHble PEM SEH B COOTBETCTBUN CO CBONMU 
o6asaTelbceTBamn no YcraBy Oprannsannn O6pennHeHHnx Hau 
pasBuBaTb NPYKecTBeHHble OTHOMEHUA Mexny hanna Ha OCHOoBe 
yBakenng npuhunna paBHonpaBsua u camoonpeneneHun HaponoB, 2 
rakke npuhuuarp IPyTue cOO Ber BVDUmHte MepH HA yKpennenng 
Bceo6ömero Mupa; 
CcHNAACch HA TIPMHLNMNEH XENbBCUHKCKOTO 3AKAMUMTENBHOTO AakTa 


CoBemaHnna no 6e3onacHocTu H COTPyaHMuUecTBy B EBpone; 
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Upnshagag, uro ern npunHuunnH 3alormanm IIPOUHyW OCHOBY 
nA COSMaHuA enpagenninBorO H HANERHOTO MUPHOTO YCTpofcrTBa 
B EBpOone; 

Hocru kaxnoro; 

yÖermeHHbe B HEOÖXONMMOCTN OKOHUATEIBHO npeonHO ef 
aHTATOHU3M N PasBuBaTb COTpyAHnyuecTBo B EBpone; 

HONTBEPKNAA BOD TOTOBHOCTB YKPEeNAATb 6Ee3ONACHOCTB, 


B OCO6eHHOCTN NYTeM npHHA YH ShbeKTuBHEX Mep no KOHTPONAD 


1 


Han BOOPYKeHUAMN, PasopykeHum U ynpen nenn NoBepuf, BOD 
TOTOBHOCTB He paccmarTpuBaTb APyrT npyra kak IIPOTUBHUKOB, 
a pa6boTaTb Han YCTAHOBIEHNEM OTHOMeHNHf MOoBepuA u COTPyI- 
HUUeCTBA, U COOTBETCTBEHHO C 9TUM BOD TOTOBHOCTb NOSUTMB- 
Ho paccuorper? BOSMORHO P NPUHATMA TNONXONAMNX Mep no 
ARC THTVYUHOHanH Sau B pamkax CoBenahug no Gesonachocrn 
H coTpyaHuuectsy B EBpone; 
— npaBo Ha cauoonpene nenne, U3BABUN BODO K CTPONTENBCTBY 
TOCYNapCTBeHHOTO ennherBa Tepmanın, e TeM UTOÖH CAYMUTb neny 
— Munpa BO BceMm Mupe B KauecTBe paßfonpagnoro H CyBepeHHorTo 
yuneHa naymef no nyru oÖBennHeHna EBponn; 
y6erneHHble B TOM, uro OÖBeNNHEeHNEe TepmaHnın B rocynap— 
CTBO C OKOHUATENbHEIMU TPaHHnaun ABA He TH 3HAUMTEIBHEIM 
BKnanoum B nend Mupa H ra DHOC TAB EBpone; 
Aue Heu NOCTUKeHNe OKOHYATEIbHOTO YperynnpoBaHun 


B oTHomeHun Tepuahun; 
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u 


* 


ANNE 


leMOoKpaTuuecKoe H Muphoe TOCYNapcTBo TepAmT CBoe 3HaueHne 
npaBa U OTBETCTBEHHOCTB uerhpex NepkaB B oTHomeHnn Bepanha 
u T'epuannu B nlenou; 

NpPencTäaBleHHbHe CBOUMN MHH pan VHOCTPAHHHX nen, 
KOTOpbIe B coorBe r BUH c sagBNHeHHen oT I3 hespann 1990 rona, 
HpUHRTHM B O Trage, Berpeuanneb 5 Mag 1990 rona B Bohhe, 

22 noh 1990 rona B Bepunhe, I7 Hon 1990 rona B lapuxe 
C yuac ren MUHNCTPpa UHOCTPpaHHsx nen Pecny6nuen Nonpma, 


I2 cenrta6ps 1990 rona B MockBe, 


I. O6BeunHeHHan Tepmauna Gyner BRKUuarP Teppuropun 
T’epmanckofi lemorparnueckof Peeny6ankn, deneparnsHofi Pecny6- 
auku Tepmannn u Bcero BepnnHa. Ee Bhennuun Tpaknıamn 
OKOHuarenbHO CTAHYT ppahunh Tepuanckoff Jemorparnueckof 
Pecny6nukn un SeneparugHof Pecny sank TepmaHnnn co IHA 
BCTynAeHnA B CH Hacrouero Jorosopa. llonrsepknenHne 
OKOHUATENbBHOTO xapakrepa ppahun o6BenuHeHHof TepmaHnn 
ABAIAETCA CYMECTBEHHOÄ cocragHOAH uacrPD MUPHOTO nopanka 
B EBpone. 

2. Osbennhenhag T'epmanın u Pecny6nuka llonpma monTBepx- 
NamT CyMecTBykmyb MexnY HMMM Ppahnny B NOTOBOpe, Mee 
O6ASATENBHEN xapakrep B COOTBETCTBUN C MEXIYHAPOIHBM 


paBom. 
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ar HR im 


3. O6BennHeHnHan Tepuanug He unMeer Hukakux TEeppuTopn- 
ANbHEX TIPpeTeH3uf K IPYTUM TOCYyNapcTBam WU He Gyner BHUBHTarP 
TAKHX NpereHsnfi rakxe uU B GVYHVHeM. 

4. IIpaBHrenperBa Tepuanckoff Nemorparnueckof PecnysankA 
u SeneparusHof Pecny sank TepmaHnnu osecneuar, uTo6H B 
KOHCTUTYINM OG PennHennof Tepuannn He conepxanocb kakux- 
AuG o MONOKEeHNÄ, nporHBOpeuamH& K SH npuhuunau. COOTBeETCTBeH- 
Ho 3TO OTHOCUTCA EK NOJNOREHUAM, MSHORenHHRHM B Hnpeausyne, BO 
BTOpOH hpase crarpu 23 u B crarpe 146 OchoBHo O 3akoHa 
deneparusHof Pecny6ankn Tepuanun. 

5. Ipasurenscrsa CoennHeHHnoro KoponeserBa Bennkoöpn- 
ranın u CesepHofi Hpnahnun, Coenunennhx Hlrarog Amepnkun, 
Comsa CoBercekux Commanneruueckux Pecnybnuk u Öpanıyackofi 
Pecny6nukn obmmmanbHo npuHUMab r K CBENEHUW cor Ber BVDmU⁰e 
OÖABATENBCTBA H 3a AHBNeHH AH npaßnrenperB Tepuahckof leuokpa- 
ruueckof Pecny6önuku u ÖeneparusHofi Pecny sank Tepuahnn u 
BarnBlAnT, uro C UX OCYlIeCTBAIEHMEM Gyner NONTBEPKIEH OKOH- 


yaTelbHbf xapakrep TpaHnı o6BennHeHHof TepmaHun. 


CT ua T B A 2 


IIpasnrenpertsa Tepmanckofi leuokparuueckof Pecny6nuku 
u ÖenepatrugHof Pecny6nnkn TepmaHnın nonrBepxnabr cBOUH 3afB- 
NeHUA o TOM, uro c HEMEIKON 3eMAM Gyner UCXOANMTb TONbEKO 
mup. CornacHo KOHCTMUTYyUNMM OÖBenuHeHHoßf T’epmaHnn mefietsun, 
morymme u npecnenybnne nenb HapylinTb Mup Mexny Haponaun, 
B OcOGeHHO H nonroroBKa K Benehub Hacrynarenb Hof BoÄHH, 


ABIHRIOTCH AHTMKOHCTMUTYIMOHHEMN H HRA JeMHMNA. IIpaguvrenberga 
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Tepmanckoit Jemorparuueckofi Pecny6nnku u Seneparnhfgof Pec- 
ny6anku TepmaHnn saga, uro OÖBenNnHeHHan Tepuahng HUKOT- 
na He NIPUMeHHT opyxne, KOTOPpEM OHa pacnonaraer, uHaue Kak 
B COOTBeTCTBUNn C ee KOoHCcTUTyImei u YcraBom Oprahusaunn 


O6BennHeHHsx Haun. 


E r ee 


I. Ipasnrenpersa TepmaHckof leuokparnueckoff Pecnydanku 
u ÖeneparnusnHof PecnyOnuku Tepmaknn nonrBepxnabr cBOH orkas 
OT NPON3SBONCTBA, BIANeHUA u pacnopgxehng ANePHBEM, OMONOTN- 
UeCKUM M XUMUUECKUM OPYKUeM. OHAH 3aABıIAmT, uro OÖBeNNMHEeHHAA 
TepmaHun rakxe Gyner npunepxugarbeg aTux oGAHSaTen bB. B 
YACTHOCTM, npaßa u OGH SarenberBa, BilTekamıme us JoroBopa o 
Hepacnpocrpahennn AmepHoro opyxuA or I HDA 1968 rona, 
npononknabr nefcrBOBaTP B OTHOHe nnn o DenHHEHHOH Tep Manu. 
2. IpagnrenberBO deneparusHof Pecny6nuku Tepuahun B 
NONHOM COTAACUN c NPABUTENBCTBOM [epmaHckof Jemorparnueckof 
Peceny6nuen cnenano 30 aprycra 1990 rona B Bene Ha mepero- 
Bopax NO O6HUHBIM BOOPYKEeHHEM CuNam B EBpone cngenybme e 
3aflBHeHHe: 
"IpasurtenbctBo SeneparnBRHOH Pecny6nnku TepMahnn 
o6AByeTca COKPATUTb BOOpYVReHHHe CUBE OÖBENNMHEH- 
Hof TepmaHnn B TeueHnne 3-4 fer no UNCHEeHHOCTM 
370 000 uenoBek (cyxonyrhhe Bofcka, BOeHHO- 
BOSHVYmHRHe M BOEHHO-MOPCKNE Hun). Oro cokpauenne 
NONKHO HAyaTbcA C MOMEHTA BCTyn nen B enn 


nepBoro MOTOBOpa 06 OÖBIUHBIX BOOPYKEeHHEX cHu N 
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u 


B Espone. B pamkax ↄroro COBOKYNHOTO Bepxhero 
npenena he 6onee 345 000 uenoBeR GY BXONMTb 
B CYXonyTHue Bofcka H Boehno-BOSnHHe CHAN, 
Kkorophe B coOrBe TBH C COTAACOBAHHEIM MAH HAT o 
onHH ABA HDA npenuerou MeperoBopoB no OÖBIUHEIM 
BOOPYKeHHEIM Hau B Espone. IIpagnrenpbergo Dene- 
parusnof Pecny6anku Tepuanun BUI B CBoeMm 06A 
BaTelbCeTBe o cokpame nnn CYXONYTHEX H BOEHHO- 
BOSnYmHHX CH SHaunuhft HeMelkunfi Baan B nend CO- 
KpameHnA OÖbIUHBIX BOOpyxennhx chu B EBpone. OHO 
UCXONMT Hs oro, uro B Hocnenymumx neperoBopax 
Apyrnue Mx yuacTHuku Takke BHecyT CBof BKIAL B 
ynpoueHne 6esomacHocru u cTa6nnmbHocTu B EBpone, 
BEIDUAR Mepbl no OTPAHNUeHNM UMCHEHHOCTN Bofek.“ 

Ipasnrenscrso TepmanHckofi Jemorparnuueckof Peenyonukn 
NONHOCTbB IPMCOEeLUHUNOC K 3TOMY BAanBIeHUm. 

3. Upagnrenberga Coenuhenhoro Koponesctsa Bennko6pn- 
manın u CesepHof Hpnannun, Coennkennnx Ilrarop Amepnkn, 
Cobsa Coserceknx Colauncrnueckux Pecnyöank u ÖpaHıyackofi 
Pecny6nukn npuhunabr ern 3arBıeHnn NpabuTenbcTB Tepmanckof 
Jemorparnueckof Pecny6nuku u Öeneparnsnof Pecnyonnku l’ep- 


MaHUN Kk CBEeIEeHND. 


C7 2 T Pb 4 


I. Ipasnrenpersa Comsa Coberckux Connanncrnuecknx 
Pecny6ank, Tepmauckof Jemorparnueckof Pecnyonnen u denepa- 
uBHof Peenyonnkn TepmaHın sarsıamr, uro Cops CoBerckux 


Comnannernueckux Pecny6nnk u 06BennHeHHan Tepuanug 
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yperyaupyDT B NOTOBOPOM NOPALKe yen U CPOkN NPe6HBaHun 
COBeTCKUX Bofck Ha Tepputopun HiiHeuHefi T’epmaHckofi emorparu- 
ueckof Pecnyönnkn u BepinHa, a Takxe oOCyMecTBleHne BRBOa 
OTUx BOÄCK, KoTopsf 6yner saBepmeH k koHuy 1994 rona, Bo 
B3anMOCBASu C peannsaumefi 06ABaTelbcTB NPaBuTenbcetB T'’epmaH- 


ckof# Nemorparnuueckof Pecnybnukn u ÖeneparusHof Pecny6onukn 


W Tepuahun, nu eH HEN B IIYHKTe 2 crarpi 3 Hacrognero HoroBopa. 
2. Ipasnurenpersa Coen unennoro KoponescerBa Bennko6ßpura- 
Hun u CeBepnofi Hpnannun, CoennHeHHux Ürarop Amepukn u 


Spanuysckof Pecny6nuku MPUHUManT oro 3anBıleHume k CBeleHun. 


Cr 2 1 P a 5 


I. Bnaorp 10 3aBepmeHuA BEBONA COBeTckuX Bofck C Tep- 
pnropun HuHemHefi T’epmanckofi Memorparuueckof Pecnybannkn u 
| Bepinha B cooTBerctBun co crarpefi 4 nacronmero lorogopa 
| Ha nano TeppuTopun OyuyT pasmemaTbca B kauecrBe Boopy- 
KeHHBHX CH OÖBENNHeHHOM Tepuahnn McRabunrenbho HeMmeilkne hop- 
n MMpOBaHH TeppHTOpHanbHOH oo pOHN, He HHrerppoBaHHHe B 
COWP3HNUECKNUE CTPYKTYPH, KOTOPEIM HeMelikue BOOPYKEeHHHE cn 
ITpunaHbI Ha OCTAANbHOÄ TepMmaHckof Teppuropun. C yuerom ypery- 
AnpoBaHna, conepxauerocg B nyhkre 2 HacrToamef cTaTbu, Bofcka 
Apyrux TocynapcTB He OynyT B TeueHne 3ToTo nepnona pasme- 
marben Ha oro TeppuTopun Han OCYMeCcTBAATb rau IPYTyb BoeH- 
Hyb NEATENDHOCTB. 
2. Ha cpok npeötIBaHnna COBeTckuX BoÄck Ha TeppurTopun 
HbIHemHefi T'’epmanckof Jemorparnueckof Pecnysanku u 
Bepnuna Bofcka CoenuHeHHoro KoponegerBga Bennukoßpnrannn 


u CesepHnof Hpnahnun, CoenuHeHHsx Ürarop Amepukn u 
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| SpaHnıyackof Pecny6nnku OyIyT B COOTBETCTBUN C noxenahnen 
| Heuenkof CTOPOHH ha OCHOBE coorBer H BVDmero MOTOBOPHOTO 
yperyanpo Banu Menny TIPaBUTeNbCTBOM OG DEnHHeHHOoH Tepuahun 
H NpaBurenpCTBaun YKA3aHHbIX TOCYNAPCTB NO-IpexHemy pasme- 
marpca B BepnuHe. UncneHHocTb AMUHOTO COCTaBa U KONMUECTBO 
BOOpY xen Bcex HEHEMEIIKUX Bofck, pPasMmelleHHkX B BepinHe, He 
2 GVnYT Gon be, den Ha MOMEHT nonnucahng hac roger o HoroBopa. 
Hohle Karerop nn opyxug He OyAyT BBOnH TPH Tyna HeHeMellKUMM 
S BOOPyKeHHHMU cuNamu. llpaBuTeipcTBo 0ÖBenNuHeHHoN Tepuahnn 
saKNDuHr C TIPABUTENBCTBAMN TOCYNAPCTB, PA3MecTuBunx Bofcka 
B BepanuHe, HoroBOpRH Ha cnpaßgenAunBHN YCAHOBUAX C YUETOM OTHO- 
menu, cynecrBVDH¹Hk C YKABAHHEIMNM TOCYNAPCTBamMn. 
3. llocıe saBepmeHuA BBIBONa COBETCKUX OHR C TeppuTo- 
pun HbiHemHefi TepmaHnckofi Jemorparnueckofi Pecnybaukn u 
Bepanha B MaHHof uacruı l’epmaHnu MOTyT pasuemarpeg Takxe 
bopunpoBaHͤ Heuenkux BOOPYKEHHBHX HA, npunahnhe BOEHHBEIM 
COW3HNUECKUM CTPYKTypam TakuM xe oG paso, kak M POopMupo- 
Bahn Ha OcranbHof TepMaHckof reppurop u, Ho Ges HocurTenef 
Anephoro opyxng. Oro He pacnpocrpahgerca Ha CUCTEMbI OÖBIUHEX 
BOOpYehun, korophe MOTYT Oo6NanaTb IPYTUMM CNOCOÖHOCTAMN, 
TIOMUMO OÖBIUHHX, HO KOTOpbe B NAaHHOoA yacrı Tepuannn ocHa- 
MeHb MAA O6BUHOA pon u npenhashauenh TOAbKO MIA TaKoBoN. 


Hnocrpahhne Bofcka H AMepHoe opyxne MAN ero HocuTenn He 


— 


Gyn pasue narben B NaHHof uacrn Tepuahnn u pasgeprhhar PCA 


TAM. 
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IIpaso o6BennHenHof Tepuahnn Ha yuacrue B cobsax co 
BCeMN BHrekabnuun Ms 3TOTO MpaBamu H 06A3BATEIbCTBAMN Ha- 


CTOAIUM JoroBopoM He 38a TPATHBAETCH. 


C Ta T bB A 7 


I. Coennnenhoe KoponegcrBO Benuko6pnrannn u CeBepnHof 


Hpuahnun, Coennnennne Hlrarn Amepuku, Cops CoBercknx Couua— 


z 


ınernueckux Pecny6ank u Öpanııysckan Pecny6nnka hacrogunu 
npekpamamr mefcrBue CBonX IIpaB U OTBETCTBEHHOCTA B OTHOMe- 
uuu Bepunha u Tepuanun B ıenom. B pesyaprare npekpamamr 
oBOe NefcTBue COOTBETCTByWMNe CBABAHHHEe C HUMN uerhpex c ro- 
poHHMe COTNAaNeHUA, penenng u IIPakTuka u pacnyckabreg Bce 
COOTBETCTByKMMe UHCTUTYTE ueTbipex NepkaB. 

2. B cooTBerceTBnn S SOHN OGDennhehnag Tepuahng oöperaer 


non Hh cyBepehnrer Han CBOUMAU BHYTPeHHUMN N BHEIHMMM ne nan. 


Er 


a 


I. Hacroammnf Horogop noniexurT parnhukammn Hun IPUHATMD 
ak CKOPO, Kak 3TO BO3MOKHO. Parnhurauns c HeMmellkof CTOPOHBH 
nposonutea o6benuHeHHof Tepmanneii. Aannsf JloroBop Tem camsım 
Meer cuay UAA o6BennHeHHof Tepuanun. 

2. Par ucnkannohnhe PpauorhH Hun MNOKYMEHTH o IPUHATUN 
cnamrca Ha xpahenne npabhnrenbergy OÖbenuHeHHoN Tepmanın. 
Ono usbopmnpyer npaBsuTenbetBa npyrux oroBapnBabmuxcA Cro- 
poH o cnhaue Ha xpaHeHne Kaknoff par nchnkannohhof TPamoTH Mau 


IOKYMEeHTaA O IIPUHATUM. 
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Cra T b A 9 


Hacrosmnf Horogop Berynaer B Huy ANA OG BennhenhHof 
Tepuahnn, Coennhenhoro Koponesctrsa Benuko6pntanun u CeBep- 
Hoff Hpnahnun, Coennhennhx IlraroB Amepurn, Comsa CoBertcknx 
Commannernueckux Pecny6nnk u Öpanuysckof Pecny6nuku B nen 
haun Ha xpaHeHne 3TUMM rocynaperBaun nocnenhef parnhukaum- 


OHHOÄ FpauorH WIM MOKYMEeHTA o NPUHATUN. 


r A eha: Id 


IHonanhnunx Hacroamero loroBopa, TeKkCTH koroporo Ha 
AHTINÄCKOM, HEMEIIKOM, PYCCKOM U q;pahnysckoM ASbIkax nue 
ONMHAKOBYyD , CNaeTca Ha xpaHeHue TNIPaBuTenNbcTBy denepa- 
TuBHof Pecnyöankn TepmaHun, koropoe nepenacr npagnrenpberBau 


Apyrux loroBapuBanmımxca CTopoH 3aBepeHHkle KonAU. 
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ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, hierzu gehörig Bevollmächtigten diesen 
Vertrag unterschrieben. 


GESCHEHEN zu Moskau am 12. September 1990 


IN WITNESS WHEREOF, the undersigned plenipotentiaries, duly authorized thereto, have 
signed this Treaty. 


DONE at Moscow this twelfth day of September 1990. 


EN FOI DE QUOJ, les plénipotentiaires soussignés, düment habilités à cet effet, ont sign& le 
présent Traité. 


FAIT à Moscou, le 12 septembre 1990 


B YOC TOBEPEHUE UETO nue nonnnec anne ca, MONKHEM O0PasoM 
YIONHOMOUEHHbI@, nonnncann Hacroaunf lor oBop. 


COBEPIIEHO B Mock Be, I2 centaopa 7990 r. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of Germany 
Pour la République fédérale d' 


3a TeneparusHuyw Pecıyönfry Tepua h 


cha 


Für die Deutsche Demokratische Republik 
For the German Democratic Republic 
Pour la République d&mocratique allemande 


3a Tepuanc yo lemokparnuegkyw Pecnyonury 


Ita NR 
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Für die Französischen Republik 
For the French Republic 

Pour la République francaise 

3a Ööpanıysckyw Pecny6nuky 


— 


Für die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
For the Union of Soviet Socialist Republics 


ann Pour l' Union des R&publiques ee soviètiques 


3a Cos CoBerckux Counanncrnueckux Pecnyd nurn 


deere. ed 


Für das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland 
For the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland 
Pour le Royaume-Uni de Grande- Bretagne et d' Irlande du Nord 
3a Coenunennoe Kopone Bc TEO Benuko6puraHnun N 

Ce Bephoſi Hpnahnun 


9 a = 


Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
For the United States of America 
Pour les Etats-Unis d' Amèrique 


3a Coennnefnhe Irarı Amepuku 
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VEREINBARTE PROTOKOLLNOTIZ 
ZU DEM 
VERTRAG ÜBER DIE ABSCHLIESSENDE REGELUNG IN BEZUG AUF 
DEUTSCHLAND 
VOM 12. SEPTEMBER 1990 


Alle Fragen in Bezug auf die Anwendung des Wortes verlegt“, wie es im 
letzten Satz von Artikel 5 Abs. 3 gebraucht wird, werden von der Regierung 
des vereinten Deutschland in einer vernünftigen und verantwortungsbewußten 


Weise entschieden, wobei sie die Sicherheitsinteressen jeder Vertragspartei, 
wie dies in der Präambel niedergelegt ist, berücksichtigen wird. 


RES 
ERST 
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AGREED MINUTE TO THE TREATY ON THE 
FINAL SETTLEMENT WITH RESPECT TO 
GERMANY OF 12 SEPTEMBER 1990 


Any questions with respect to the application of the 
word "deployed" as used in the last sentence of 


paragraph 3 of Article 5 will be decided by the 
Government of the united Germany in a reasonable and 
responsible way taking into account the security 


interests of each Contracting Party as set forth in the 
preamble. 


a 
— 
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MINUTE AGREEE AU TRAITE PORTANT REGLEMENT DEFINITIF 
CONCERNANT L'ALLEMAGNE SIGNE LE 12 SEPTEMBRE 1990. 


| 
| 
Toutes questions concernant l'application du mot "deployes" 


utilisé dans la dernière phrase de l'article 5, paragraphe 3, seront 
tranchees par le gouvernement de 1'Allemagne unie d'une maniere 
raisonnable et responsable prenant en compte les inter&ts de sécurité 


de chaque partie contractante ainsi qu'il est af firmé dans le pr&ambule. 


ad 
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IE nn U U u ˙— . —Üä ... 


COTIACOBAHHAH TIPOTOKONBHAA SAIMCB K A0TOBOPY 
OB OKOHUATENBHOM YPETYAMPOBAHM B OTHOIUEHMN 
TEPMAHMM OT I2 CEHTABPA 1990 TOA 


nn Im6sie Bonpoch, CBASAHHLEe c MPNMMeHeHNeM cnoBa "pasBeprtu- 
BaTbeA", kak OHO HcnonbSsyer ca B TOCAENHEM TIPelNNOoReHuN 
nyHkra 3 crarpu 5, 6yayrT pematrbca IlpasnrenbcTBoMm O6BelNHeH- 
Hof Tepuann pasyMHoO U OTBETCTBEHHO, C yuerou MHhrepecoB 
6e3onacHocTu kaxnof us oroBapnBamımmxca CTopoH, kak 06 9TOM 


roBoputca B Ilpeamöyıe. 


NND 
N 
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Für die Bundesrepublik Deutschland 

For the Federal Republic of Germany 
Pour la Republique fédérale d'Allemagne 
Za Oeneparngnyb Pecnyömky TeepMaHHß 


kom, (an 


Für die Deutsche Demokratische Republik 
For the German Democratic Republic 

Pour la Republique democratique allemande 
3a TepmaHuckym DHeMoKkpaTuHuecKyB PEecHySIIHKY 


Gela. 4 EN 


Für die Französischen Republik 
For the French Republic 

Pour la Republique francaise 
3a Ppanuysckym Pecny6JIHKy 


RA 


Kür die Union der Sozialistischen 


Sowjetrepubliken 

For the Union of Soviet Socialist Republics 
Pour 1'Union des Republiques socialistes 
sovietiques 

3a Com3 COBEeTCKUX COUNAJIIHCTHUYEeCKHX Pecny6JIHK 


Für das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Nordirland 

For the United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland 

Pour le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord 

3a CoenHHeHHoe KoponescrBO BEeJIHKOSPHTAaHHH HU 
CeBepHof MpnaHınH 
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Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
For the United States of America 

Pour les Etats-Unis d'Amerique 

3a CoennHeHHple llTaTbi AMepHEH 


u BED 
aa , . 


112 443 
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Ratifikationsurkunde 


der 


Bundesrepublik Deutschland 


zu dem Vertrag 
über die abschließende Regelung in bezug auf 
Deutschland 


— — — en ann — — — — 


Nachdem der in Moskau am 12. September 1990 von der 
Bundesrepublik Deutschland 
unterzeichnete 


Vertrag über die abschließende Regelung 
in bezug auf Deutschland sowie die vereinbarte 
Protokollnotiz zu diesem Vertrag, 


deren Wortlaut beigefügt ist, in gehöriger Gesetzesform die 
verfassungsmäßige Zustimmung gefunden haben, erkläre ich 
hiermit, daß ich den Vertrag und die Protokollnotiz bestätige. 


Bonn, den 3. OKTOBER 1990 


Der Bundespräsident 


/ 


7 


Der Bufdesminister des Auswärtigen 
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GEORGE BUSH 


President of the United States of America 
TO ALL TO WHOM THESE PRESENTS SHALL COME, GREETING: 


CONSIDERING THAT: 


The Treaty on the Final Settlement with Respect to Germany 
and Related Agreed Minute were signed at Moscow September 12, 


1990; and 


The Senate of the United States of America by its 


resolution of October 10, 1990, two-thirds of the Senators 


present concurring therein, gave its advice and consent to 


ratification of the Treaty and Related Agreed Minute; 
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George Bush, President of the United 


NOW, 


THEREFORE, I, 


States of America, ratify and confirm the said Treaty and 


Related Agreed Minute. 


IN TESTIMONY WHEREOF, I have signed this instrument of 


ratification and caused the Seal of the United States of 


America to be affixed. 


DONE at the city of Washington 


this eighteenth day of 


October in the year of 


our Lord one thousand 


nine hundred ninety 


and of the Independence 


States of 


87 El | 
— 
— 
— 
n 


fifteenth. 


By the President: ? 


DI 
au 7 


Secretary of State 
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WHEREAS a Treaty on the Final Settlement with 
respect to Germany was signed at Moscow on the Twelfth 
day of September, One thousand Nine hundred and Ninety, 
by representatives of the Government of the United 
Kingdom of Great Britain and Northern Ireland and the 
Governments of the Federal Republic of Germany, the 
German Democratic Republic, the French Republic, the 
Union of Soviet Socialist Republics and the United States 


of America; 


NOW THEREFORE the Government of the United Kingdom 
of Great Britain and Northern Ireland, having considered 
the Treaty aforesaid, hereby confirm and ratify the same 


and undertake faithfully to perform and carry out all the 


stipulations therein contained. 


In witness whereof this Instrument of Ratification 


is signed and sealed by Her Majesty's Principal Secretary 


of State for Foreign and Commonwealth Affairs. 


Done at London the Seventh day of November, one 


thousand Nine hundred and Ninety. 


don A. 


m.... EEE TE d e LOL ESTER ä 


Ratifications 


du President de la Republique Frangaise, 


DU TRAITE 
PORTANT REGLEMENT DEFINITIF 
CONCERNANT L'ALLEMAGNE, 


SIGNE A MOSCOU LE 12 SEPTEMBRE 1990 
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Francois Mitterrand 


President de la Republique Frangaise, 


A tous ceux qui ces presentes Lettres vertont, 


Salut : 


UN TRAITE 
PORTANT REGLEMENT DEFINITIF 
CONCERNANT L"'ALLEMAGNE 


AYANT ETE SIGNE A MOSCOU LE 12 SEPTEMBRE 1990, 
TRAITE DONT LA TENEUR SUIT : 
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AYANT vu et examine |. dit 


1 N Ni tt, ee AOS appfrOUvœ et 


approuvons en toutes et chacune de ses 


parties, en vertu des dispositions qui y sont 
contenues et conforme&ment à Tarticle 52 de 


la Constitution. 


DECLARONS qui esr accepte , 
ratifie et confirme et PROMETTONS 


qu ae sera inviolablement observé 


EN FOI DE QUOI, Nous avons donné 


les presentes, revetues du Sceau de la 
B, ame. 


A Paris, le 14 Janvier 1991 


ei Er 
Fee 


le President de la République, 


Le Ministre o. ETAT 


MIN Fe DES AFFAIRES ETRANGERBS fj 


4 Sc 
„ 12 


Politisches Archiv des Auswärtigen Amts Yin, 6 


Ko 


Be 


ER 
Ye J oa; 9 

PR 
DER 


IIpesulenr 


C103 A 
CoBETCKMX COIHAANCTNYECKNX 
PECHyBIIIK 


OBbABJIIAET, T0 


plitisches Archiv des Auswärtigen Amts 


MULT - 781 


BepxosHbl# CoBer Comw3a Cozercxux Counasuctuyueckux PecnyösnuK Tlocra- 
HOBJIEHHeM OT « 4 » mapra 1991 rona parnhuunposan nuKecnenymounä 


ar: JloroBop 06 OKOHUATENBHOM YperyAanpoBaHun B OTHOmennn 


Tepmaknn, nmonnncannuf B Mockse I2 ceuraspa 1990 rona, 
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N 3agBuger, uro BCE M3JIOMEHHOE Gyner HEYKOCHHTEJIBHO MH A10Ö0POCOBECTHO Bhi- 
NOAHATBCH. 

B yaoctogepenne yero IIpesnnenr Comwsa CoBetckux Couanncrnuecxux Pec- 
nyÖnmKk nonnncan Hacronmyıo Parnhnkaunonnymw Tpamory u ckpenns ee choen 
neuarbio. 


Mocksa, Kpemnob 
v7 . « e,. e 19. CL. e. 


en, 


IIpesudenm 
Cow3a Cosemckux Coyuanucmuueckux 
Pecny6nuk 


Ckpenua 


Munucmp Huocmpauubiæ Nen CCCP . 
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Übersetzung 
105 - 505.42 - 91/1659 


Wappen 


DER PERSA.S.ID EINST 


der Union 


der Sozialistischen Sowjetrepubliken 


verkündet, daß 


der Oberste Sowjet der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken durch 


Beschluß vom 4. März 1991 folgenden Vertrag: 


den in Moskau am 12. September 1990 unterzeichneten Vertrag über die 


abschließende Regelung in bezug auf Deutschland ratifiziert hat, 


und erklärt, daß dessen vollständiger Wortlaut strikt und gewissenhaft 
erfüllt wird. 


Zur Bestätigung dessen hat der Präsident der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken diese Ratifikationsurkunde unterzeichnet und mit seinem 


Siegel versehen. 
gez. M. Gorbatschow Moskau, Kreml 
Präsident 12. März 1991 
der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken 
Siegel 


Gegenzeichnung 


Der Minister für gez. A. Bessmertnych 


Auswärtige Angelegenheiten der UdSSR 
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DECLARATION SUSPENDING THE OPERATION OF QUADRIPARTITE RIGHTS 
AND RESPONSIBILITIES 


DECLARATION SUSPENDANT L'EXERCICE DES DROITS ET 
RESPONSABILITES QUADRIPARTITES 


ERKLÄRUNG ZUR AUSSETZUNG DER WIRKSAMKEIT DER 
VIER-MÄCHTE-RECHTE UND-VERANTWORTLICHKEITEN 


SAABIIEHNE OTHOCHTEIBHO IIPVOCTAHOBKN NEÄCTBNA 
UETBPEXCTOPOHHNX IIPAB H OTBETCTBEHHOCTU 
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The Governments of the French Republic, the Union of 
Soviet Socialist Republics, the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland and the United States of 


America, 


Represented by their Ministers for Foreign Affairs 


meeting at New York on 1 October 1990, 


Having regard to the Treaty on the Final Settlement 
with respect to Germany signed at Moscow on 12 September 
1990, which provides for the termination of their rights and 
responsibilities relating to Berlin and to Germany as a 


whole, 


Declare that the operation of their rights and 
responsibilities relating to Berlin and to Germany as a 
whole shall be suspended upon the unification of Germany, 
pending the entry into force of the Treaty on the Final 
Settlement with respect to Germany. As a result, the 
operation of the corresponding, related quadripartite 
agreements, decisions and practices and all related Four 
Power institutions shall likewise be suspended upon the 


unification of Germany. 


The Government of the Federal Republic of Germany, 
represented by its Minister for Foreign Affairs, and the 
Government of the German Democratic Republic, represented by 
its Minister for Education and Science, take note of this 


declaration. 
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Les gouvernements des Etats-Unis d'Amerique, de la 
Republique francaise, du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord et de 1'Union des R&publiques socialistes 


sovietiques, 


Repr&sent&s par leurs ministres des Af faires &trangeres 


r&eunis ä New York le premier octobre 1990, 


Prenant en considäration le Trait& portant r&äglement 
definitif concernant 1“ Allemagne, sign& à Moscou le 
12 septembre 1990, qui pr&voit qu'il sera mis fin ä leurs 
droits et respons abi litès relatifs à Berlin et à l'Allemagne 


dans son ensemble, 


Declarent que l'exercice de leurs droits et 
responsabilitäs relatifs ä Berlin et à l'Allemagne dans son 
ensemble sera suspendu des l'unification de 1'Allemagne, 
dans l'attente de l'entr&e en vigueur du Trait& portant 
r&glement définitif concernant 1l'Allemagne. En cons&quence, 
la mise en oeuvre des accords, d@cisions et pratiques 
quadripartites correspondants, qui s'y rattachent et les 
activites de toutes les institutions y aff&rentes des Quatre 
Puissances seront dans les mämes conditions suspendues des 


l'unification de 1'Allemagne. 


Le gouvernement de la République fédérale d'Allemagne, 
représenté par son ministre des Affaires &ätrang&res, et le 
gouvernement de la République d@emocratique allemande, 
repr&sent&@ par son ministre de l'Education et de la Science, 


prennent note de cette déclaration. 
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Die Begierungen der Französischen Republik, der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliker, des Vereinigten 
Königreichs Grossbritannien und Nordirland und der 


Vereinigten Staaten von Amerika, 


Vertreten durch ihre Aussenminister, die am 1. Oktober 1990 
in New York zusammengetroffen sind, 


unterzeichneten Vertrags über die abschliessende Regelung in bezug 
auf Deutschland, der die Beendigung ihrer Rechte und 
Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin und Deutschland als 
Ganzes festlegt, 


Erklären, dass die Wirksamkeit ihrer Rechte und 
Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin und Deutschland als 
Ganzes mit Wirkung vom Zeitvurkt der Vereinigung Deutschlands bis 
zum Inkrafttreten des Vertrags über die abschliessende Regelung in 
bezug auf Deutschland ausgesetzt wird. Als Ergebnis werden die 
Wirksamkeit der entsprechenden, damit zusammenhängenden 
vierseitigen Vereinbarungen, Beschlüsse und Praktiken und die 
Tätigkeit aller entsprechenden Einrichtungen der Vier Mächte ab 
dem Zeitpunkt der Vereinigung Deutschlands ebenfalls ausgesetzt. 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch 
ihren Aussenninister, und die Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik, vertreten durch ihren Minister für 
Bildung und Wissenschaft, nehmen diese Erklärung zur Kenntnis. 
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IIpapnrenpetsa Öpanıyackofi Pecnyonuru, Comsa Coe H&M 
Cormmasmeruyeckux PecnyOnuk, CoeImHeHHoTo KoponeRcTBa 
BenukoöpmntaHnn M CebepHoüi Hprahnnn m Coennhenhhx IlraroB 
Amepnen, 


IDeNCTaRIeHHNe Bomm Mn penm MHOCTPAHHNX nen 
Ha Bor peue B HBD-Hopxe I ORT AG pA 1990 Tona, 


B TQM 4TO kacaetca Lorogo pa 00 OKOHUATEIBHOM 
yperym pobahun B orHOmehnn Tepuahnn, TONNMCaHHOoTO B MockBe 
I2 cehraGpA 1990 rona, B KOTopom H penycMar pn Baer 
npekpalleHne ux npag H OTBETCTBEeHHOCTNW B OorHOmehnn Be phnnNn 
n Tephannn B neurou, 


32A, UTO MeücTpue UX npag U OTBETCTBEHHOCTN B 
orTHoneHnn BepmRHa vu Tepuhahun B neun IIDMOCTaHaBıNBaeTca C 
OÖbeINMHEeHNEeM T'epMakum 10 BHyHnne Rn B cnay LorOBOpa 06 
OKOHUYATENBHOM yperym pogahun B OTHoueHuun T’epmaHuın. Rax 
nen BHE ITOTO, Hefcrgne COOTBETCTBYHIMX, CBABAHHUX 
C 3TUM derhpeXcTHOpOHHHx corAνmeHnH, peilleHuf n npaxruR, 

1 egrenpfhocrp BCeX CBABAHHUX C BTUM NUHCTUTYTOB derhpex 
lepRaB B DaBHof Mepe Takıke npnocrahagmgaercg C 
oÖbennHeHneMm Tepmanın. 


IIpapntenscTBo ÖenepatnpHof Pecnyönurn TepmaHnn, 
npencTaBneHHoe CBOUM MUHUCTPOM UHOCTPAHHHX Hen, U 
IIpapnrenpctgo TepmaHcrofi Nemorparnueckofi PecnyOnukn, 
NpencTaBreHHoe OHM MHH p OÖPasoBaHmmAa Hayxn, 
IIDUHNMamT HacToalee gaggnenne K chenennb. 
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Pour le gouvernement de la République frangaise 
3a IIpasurensertBo Öpanıyackof Pe cny mE 
For the Government of the French Republic 


Für die Regierung der Französischen Republik 
JJC N a 


Pour le gouvernement de 1l'Union des Röpubliques socialistes 
soviätiques 

3a IlpasnTensceTBo COS CoBeTckux ÜOIMAMCTNYECcKUX 
Pecnyommk 


For the Government of the Union of Soviet Socialist 


Republics 


Für die Regierung der Union der Sozialistischen 


Sowjetrepubliken 


2 Bra gr) 


Pour le gouvernement du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord 


3a IIpapurensertBo CoemnHeHHoro KoponeBctBa BeinmkoöpnTaHnn 
u Cepepkof Vpnaksıun 


For the Government of the United Kingdom of Great Britain 


and Northern Ireland 


Für die Regierung des Vereinigten Königreichs 


Grossbritannien und Nordirland 


| — AD. 
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Pour le gouvernement des Etats-Unis d'Ame&rigque 

3a IIpasnTenbeTBo Coemkehhhx llrarop Amepukn 

For the Government of the United States of America 
Für die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 


Pour le gouvernement de la Röpublique f&dä&rale d'Allemagne 
3a IIpapntemsetro deneparnsHof Pecnyönurn Tepmannn 
For the Government of the Federal Republic of Germany 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 


Mm dam 


Pour le gouvernement de la Röpublique d&ämocratique allemande 
3a IIparutenscteo Tepmarcrofi Lemorparnueckof Pecnyönmkn 
For the Government of the German Democratic Republic 


Für die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 


Dr Der 2 8 
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Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1990, Teil II 


Vertrag über die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland 


Treaty on the Final Settlement with respect to Germany 


Trait& portant röglement d6finitif concernant l’Allemagne 


Horosop 06 OKOH4ATENbHOM YperysinPOBaHuN B OTHOLIEHMN [epMmaHnn 


Die Bundesrepublik Deutschland, 


die Union der Sozialistischen Sowijetrepubliken, 
das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland 
und die Vereinigten Staaten vc Amerika 


in dem Bewußtsein, daß ihre Völker seit 1945 miteinander in 
Frieden leben, 


eingedenk der jüngsten historischen Veränderungen in Europa, 
die es ermöglichen, die Spaltung des Kontinents zu überwinden, 


unter Berücksichtigung der Rechte und Verantwortlichkeiten 
der Vier Mächte in bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes 
und der entsprechenden Vereinbarungen und Beschlüsse der 
Vier Mächte aus der Kriegs- und Nachkriegszeit, 


entschlossen, in Übereinstimmung mit ihren Verpflichtungen 
aus der Charta der Vereinten Nationen freundschaftliche, auf der 
Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbst- 
bestimmung der Völker beruhende Beziehungen zwischen den 
Nationen zu entwickeln und andere geeignete Maßnahmen zur 
Festigung des Weltfriedens zu treffen, 


eingedenk der Prinzipien der in Helsinki unterzeichneten 
Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa, 


in Anerkennung, daß diese Prinzipien feste Grundlagen für 
den Aufbau einer gerechten und dauerhaften Friedensordnung in 
Europa geschaffen haben, 


entschlossen, die Sicherheitsinteressen eines jeden zu berück- 
sichtigen, 

überzeugt von der Notwendigkeit, Gegensätze endgültig zu 
überwinden und die Zusammenarbeit in Europa fortzuentwickeln, 


in Bekräftigung ihrer Bereitschaft, die Sicherheit zu stärken, 
insbesondere durch wirksame Maßnahmen zur Rüstungskon- 


dementsprechend 

institutioneller Vorkehrungen im Rahmen der Konfe- 
dene über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa positiv in 
Betracht zu ziehen, 


berechtigtes und souveränes Glied in einem vereinten Europa 
dem Frieden der Welt zu dienen, 


The Federal Republic of Germany, 
the German Democratic Republic, 
the French Republic, 
the Union of Soviet Socialist 
the United Kingdom of Great Britain and Northem Ireland 
and the United States of America, 


Conscious of the fact that their peoples have been living 
together in peace since 1945; 


Mindful of the recent historic changes in Europe which make it 
possible to overcome the division of the continent; 


Having regard to the rights and responsibilities of the Four 
Powers relating to Berlin and to Germany as a whole, and the 
corresponding warme and post-war agreements and decisions of 
the Four Powers; 


Resolved in accordance with their obligations under the Charter 
of the United Nations io develop friendly relations among nations 
based on respect for the principle of equal rights and self-deter- 
mination of peoples, and io take other appropriate measures io 
strengihen universal peace; 


Recalling the principles of the Final Act of the Conference on 
Security and Cooperation in Europe, signed in Helsinki; 


the establishment of a just and lasting peaceful order in Europe; 


Determined to take account of everyone's security interests; 


Convinced of the need finally to overcome antagonism and to 
develop cooperation in Europe; 


- Confirming their readiness io reinforce security, in particular by 
adopting effective arms control, disarmament and confidence- 
building measures; their willingness not to regard each other as 
adversaries but to work for a relationship of trust and cooperation; 
and accordingly their readiness to consider positively setting up 
appropriate institutional arrangements within the framework of the 
Conference on Security and Cooperation in Europe; 


Welcoming the fact that the German people, freeiy exercising 
their right of self-determination, have expressed their will to bring 
about the unity of Germany as a state so that they will be able to 
serve the peace of the world as an equal and sovereign partner in 
a united Europe; 


Nr. 38 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 13. Oktober 1990 


La Röpublique federale d Allemagne, 
la Röpublique democratique allemande, 
les Etats-Unis d Amèrique, 
la Röpublique frangaise, 
le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d’Irkande du Nord 
et Union des R&publiques socialistes sovi6tiques 


Conscients que leurs peuples vivent mutuellement en paix 
depuis 1945; 


Ayant à l’esprit les changements historiques survenus röcem- 
ment en Europe, qui permettent de surmonter la division du 
continent; 


Prenant en consid6ration les droits et responsabilit6s des Qua- 
tre Puissances relatifs à Berlin et à l’Allemagne dans son ensem- 
ble ainsi que les accords et decisions correspondants des Quatre 
Puissances au temps de la guerre et de l’apr&s-guerre; 


Resolus, conform&sment aux obligations qui leur incombent en 
vertu de la Charte des Nations Unies, à d6velopper entre les 
nations des relations amicales fondòes sur le respect du principe 
de legale de droits des peuples et de leur droit à disposer d’eux- 
mömes, et à prendre toutes autres mesures propres à consolider 
la paix du monde; 


Rappelant les principes de I'Acte final de la Conförence sur la 
Söcurit6 et la Coop6ration en Europe, signs A Helsinki; 


Reconnaissant que ces principes ont 6tabli des bases solides 
pour l’edification dun ordre de paix juste et durable en Europe; 


De6terminss à tenir compte des intöräts de securité de chacun; 


Convaincus de la nöcessit6 de surmonter döfinitivement les 
antagonismes et de d&velopper la coop6ration en Europe; 


Confirmant leur disposition à renforcer la s6curit6, en particulier 
en adoptant des mesures efficaces de contröle des armemenis, 
de d&sarmement et de confiance; leur volont6 de ne pas se 
considörer les uns les autres comme des adversaires mais d’oau- 


par 
en place d arrangements institutionnels appropriss dans le cadre 
de la Conference sur la Söcurit& et la Coop6ration en Europe; 


Saluant le fait que le peuple allemand, exergant librement son 
droit à l’autodötermination, a affirm& sa volontè d etabſir unit 
etatique de Alemagne pour servir la paix du monde en tant que 
membre egal et souverain d'une Europe unie; 
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Tepmanckan [emoxpatnueckan Pecnyörnka, 
®egepatusnan Pecnyönuka Tepmanın, 
Coe gunemmos Koponeecrso Bennkoßpnrannmn M Cesepnon 
Npnanaun, 
Coe ge e Liratei Amepuku, 
Coma CoBerckux Counanncrnusckux PecnyönnK 
n ©panuyackan Pecnyörnnka, 


cosnagas, uro MX Hapoabı C 1945 roga xuByT B H g f C 
APYTOM; 


np Ie BO BHUMAHME MCTOPMYECKME M3MEHEHNA nocneg- 
Hero BPEMEHN B ESpone, KOTOPbIE Aal0T BO3MOKHOCTL NPBOAO- 
nerb ee packon; 


Vanrbisas npasa u OTBETCTBEHHOCTL Ve pe Aepxas B 
oO, Bop u TepMaHın B UENOM, a ra COOTBETCT- 
Sy] cor nauenu 4 PeLLeHNnA YETbIPEX AEPKAaB BOBHHOTO N 
NOCNEBOEHHOTO BPEMEHH; 


MPEMCNONHEHHLIG PELINMMOCTN B COOTBETCTBUM CO CBONMN 
o6naarenpcrsamn mo YVcrasy Oprannsaaynn O6BEANHEHHbIX 
Hanf pa3BuBaTb APYPKECTBEHHLIE OTHOLIEHUA MEXKAY HAMM 
na cose YBAXKEHNA NPMHUNNa PaBHonpasna u cauoor pe- 
netuim naponos, a ra NIPNHNMATL gp COOTBETCTBYIOLLME 
MEPbI An ykpennenna Bceoßlyero Mupa; 


CCbinarch HA NPMHLANDI KENbCHHKCKOTO 3aKNIO4MTENBHOTO 
ara Coseiyannn no 6830NacHocTu M COTPYAMHUECTBy B 
Espone; 


Npu3Hasan, YTO ar NPMHLMNGI H οοœ)‚Ʒuun NPO4HYIO OCHOBY 
ana coagatuee CNnpapeArnBoro WM HAAEIKHOTO MWMPHOTO 
ycrpoucrsa s Espone: 


npencnonnenutie PELIMMOCTN Vuu¹ν,ii aD MHTEPECHI 6E30NAaC- 
nocru Kaπð ro: 


ye B HEOSXOAMMOCTN OKOH4ATENLHO NIPEOAONETL 
AHTaTOHN3M N PA3BMBATb COTPYAHN4eCTBO 8 Espone; 


oB, a Pa60TaTb nag YCTAHOBNEHMEM OTHOWEHNÄ AOBepMA N 
COTPyAHMYECTBA, U COOTBETCTBEHHO C 3TMM CBOIO FOTOBHOCTb 


oe, uro HEMELIKMÄ Hapon, CBOÖOAHO OcyuwjecTanan 
npaso Ha CaMOONPeAENEHNE, M3LABUN BONO K CTPOMTENBCTBY 
TOCYyAaPCTBEHHOTO BANHCTBA TepMaHım, c TEM YTOÖLI CIYPKMTL 
Beny Mupa BO BCEM MuPe B KAUECTBE PABHONPABHOTO u CyB6- 
peHHoro unena mayıyeh no nyru oßpeamnennn Eeponki; 
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in der Überzeugung, daß die Vereinigung Deutschlands als 
Staat mit endgültigen Grenzen ein bedeutsamer Beitrag zu Frie- 
den und Stabilität in Europa ist, 


mit dem Ziel, die abschließende Regelung in bezug auf 
Deutschland zu vereinbaren, 


in Anerkennung dessen, daß dadurch und mit der Vereinigung 
Deutschlands als einem demokratischen und friedlichen Staat die 
Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte in bezug auf 
Berlin und Deutschland als Ganzes ihre Bedeutung verlieren, 


vertreten durch ihre Außenminister, die entsprechend der Erklä- 
rung von Ottawa vom 13. Februar 1990 am 5. Mai 1990 in Bonn, 
am 22. Juni 1990 in Berlin, am 17. Juli 1990 in Paris unter 
Beteiligung des Außenministers der Republik Polen und am 
12. September 1990 in Moskau zusammengetroffen sind — 


sind wie folgt übereingekommen: 


Artikel 1 


(1) Das vereinte Deutschland wird die Gebiete der Bundesrepu- 
blik Deutschland, der Deutschen Demokratischen Republik und 
ganz Berlins umfassen. Seine Außengrenzen werden die Gren- 
zen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demo- 
kratischen Republik sein und werden am Tage des Inkrafttretens 
dieses Vertrags endgültig sein. Die Bestätigung des endgültigen 
Charakters der Grenzen des vereinten Deutschland ist ein 
wesentlicher Bestandteil der Friedensordnung in Europa. 


2) Das vereinte Deutschland und die Republik Polen bestäti- 
gen die zwischen ihnen bestehende Grenze in einem völkerrecht- 
lich verbindlichen Vertrag. 


(3) Das vereinte Deutschland hat keinerlei Gebietsansprüche 
gegen andere Staaten und wird solche auch nicht in Zukunft 
erheben. 


(4) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik werden sicherstellen, daß 
die Verfassung des vereinten Deutschland keinerlei Bestimmun- 
gen enthalten wird, die mit diesen Prinzipien unvereinbar sind. 
Dies gilt dementsprechend für die Bestimmungen, die in der 
Präambel und in den Artikeln 23 Satz 2 und 146 des Grundgesst- 
zes für die Bundesrepublik Deutschland niedergelegt sind. 

(5) Die Regierungen der Französischen Republik, der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von 


erklären, daß mit deren Verwirklichung der endgültige Charakter 
der Grenzen des vereinten Deutschland bestätigt wird. 


Artikel 2 


Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der 
gen, daß von deutschern Boden nur Frieden ausgehen wird. Nach 
der Verfassung des vereinten Deutschland sind Handlungen, die 
geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das 


Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten, verfassungswidrig 
vereinte Deutschland keine seiner Waffen jemals einsetzen wird, 


es sei denn in Übereinstimmung mit seiner Verfassung und der 
Charta der Vereinten Nationen. 
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Convinced that the unification ol Germany as a state with 
definitive borders is a significant contribution to peace and stability 
in Europe; 


Intending to conclude the final settlement with respect to Ger- 
many; 


Recognizing that thereby, and with the unification of Germany 
as a democratic and peaceful state, the rights and responsibilities 
of the Four Powers relating to Berlin and to Germany as a whole 
lose their function; 


Represented by their Ministers for Foreign Affairs who, in 
accordance with the Ottawa Declaration of 13 February 1990, met 
in Bonn on 5 May 1990, in Berlin on 22 June 1990, in Paris on 
17 July 1990 with the participation of the Minister for Foreign 
Affairs of the Republic of Poland, and in Moscow on 12 September 
1990; 


Have agreed as follows: 


Article 1 


(1) The united Germany shall comprise the territory of the 
Federal Republic of Germany, the German Democratic Republic 
and the whole of Berlin. Its external borders shall be ihe borders of 
the Federal Republic of Germany and the German Democratic 
Republic and shall be definitive from the date on which the present 
Treaty comes into force. The confirmation of the definitive nature 
of the borders of the united Germany is an essential element of 
the peaceful order in Europe. 


(2) The united Germany and the Republic of Poland shall 
confirm the existing border between them in a treaty that is binding 
under international law. 


(3) The united Germany has no territorial claims whatsoever 
against other states and shall not assert any in the future. 


(4) The Governments of the Federal Republic of Germany and 
the German Democratic Republic shall ensure that the constitu- 
tion of the united Germany does not contain any provision incom- 
patible with these principles. This applies accordingiy to the 
provisions laid down in the preamble, the second sentence of 
Article 23, and Article 146 of the Basic Law for the Federal 
Republic of Germany. 

(5) The Governments of the French Republic, the Union of 
Soviet Socialist Republics, the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland and the United States of America take formal 
note of the corresponding commitments and declarations by the 
Govemmenis of the Federal Republic of Germany and the Ger- 
man Democratic Republic and declare that their implementation 
will confirm the definitive nature of the united Germany's borders. 


Article 2 


The Governments of the Federal Republic of Germany and the 
German Democratic Republic reaffirm their declarations that only 
peace will emanate from German soil. According to the constitu- 
tion of the united Germany, acts tending io and undertaken with 
the intent to disturb the peaceful relations between nations, es- 
pecially io prepare for aggressive war, are unconstitutional and a 
punishable offence. The Govemments of the Federal Republic of 
Germany and ihe German Democratic Republic declare that the 
united Germany will never employ any of its weapons except in 
accordance with its constitution and me Charter of the United 
Nations. 
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Convaincus que l’unification de Allemagne en un Etat aux 
frontiöres döfinitives repr6sente une contribution importante à la 
paix et A la stabilit6 en Europe; 


De6sireux de conclure le röglement döfinitif concemant l’Alle- 
mage, 


Reconnaissant que, par la et avec l’unification de i Allemagne en 
tari qu · Etat d6mocratique et pacifique, les droits et responsabi- 
mes des Quatre Puissances relatifs à Berlin et A l’Allemagne dans 
son ensemble perdent leur fonction; 


Reprösentss par leurs ministres des Affaires Etrangères qui, 
conformsment à la declaration adopt6e à Ottawa le 13 février 
1990, se sont r&unis le 5 mai 1990 à Bonn, le 22 juin 1990 à 
Berlin, le 17 juillet 1990 à Paris avec la participation du ministre 
des Affaires Etrangöres de la Röpublique de Pologne, et le 12 
septembre 1990 A Moscou; 


sont convenus de ce qui suit: 


Article 1” 


1) L’Allemagne unie comprendra le territoire de la Röpublique 
fed6rale d'’Allemagne, de la R6publique d&mocratique allemande 
et de l’ensemble de Berlin. Ses frontiöres ext6rieures seront les 
frontiöres de la R&publique federale d Allemagne et de la Röpubli- 
que d&mocratique allemande et seront döfinitives à partir de la 
date d’entr&e en vigueur du présent Trait6. La confirmation du 
caraciöre döfinitif des frontières de Allemagne unie constitue un 
öl&öment essentiel de l’ordre de paix en Europe. 


2) L’Allemagne unie et la Röpublique de Pologne confirmeront 
la frontiöre existante entre elles par un trait6 ayant force obliga- 
toire en vertu du droit intemational. 


3) L’Allemagne unie n'a aucune revendication territoriale quelle 
qu'elle soit envers d autres Etats et nen formulera pas à l’avenir. 


4) Les gouvernements de la Republique federals d Allemagne 
et de la Röpublique dmocrauique allemande feront en sorte que 
la constitution de Allemagne unie ne comporte aucune disposi- 
tion incompatible avec ces principes. Cela vaut en consequence 
pour les di iti cortenues dans le pr&ambule, article 23, 
phrase 2 et l’article 146 de la Loi fondamentale de la Republique 
federale d Allemagne. 


5) Les gouvernements des Etats · Unis d Amèrique, de la Röpu- 
blique francaise, du i de Grande- Bretagne et d'lr- 
lande du Nord et de Union des R6publiques socialistes sovi6ti- 
ques prennent formellement acte des engagements et döclara- 

tions correspondants des gouvernements de la R6öpublique f6d6- 
Bee ee ae aa ei 
döclarent que leur mise en osurvre confirmera le caractöre döfinitif 
des frontiäres de Allemagne unis. 


Article 2 


Les gouvernements de la Röpublique federale d Allemagne et 
de la R&publique dömocratique allemande r&affirment leurs d6cla- 
rations selon lesquelles seule la paix &manera du sol allemand. 
Selon la constitution de l’Allemagne unie, les actes susceptibles 
de troubler les relations paciſiques entre les nations ou entrepris 
dans cette intention, notamment en vue de pröparer une guerre 
d’agression, sont anticonstitutionnels et constituent une infraction 
punisseble. Les gouvernements de la Röpublique federale d’Alle- 
magne et de la Röpublique d&mocratique allemande döclarent 
que l’Allemagne unie n’emploiera jamais aucune de ses armes 
W et à la Charte des Nations 
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y , B TOM, gro O6beAMHeHne TepMmannın B TOCy- 
gapcrso c OKOHMATONLHLIMM TPAHMLIAMN ABNABETCA 3HAUMTOND- 
HbIM BKNAAOM B Hen uu N crab⁰˖L jeu B Espone; 


nen LEFIDIO AOCTWKEHNE OKOH4ATENILHOTO YPerynNPOBaHun B 
OTHOWEHNN Tepmannn; 


npusnagas, YTO TEM CAMbIM M C O6bEANHeHNeM FepMmaHın B 
BEMOKPaTH4eCKO@ U MUPHO® TOCYAAPCTBO TEPAIOT CBO® a- 
nne npaBa N OTBETCTBEHHOCTL HETLIPEX AEPKAaB B OTHOLWEHNN 
Bepruna u TepmaHın B enoM; 


npegcras nemme CBOVMM MUHMCTPAMN MHOCTPAHHLIX H. 
KOTOPbI@ B COOTBBTCTBUN C 3aRBNeHMeM OT 13 dpeppana 1990 
roga. NPMHATbIM B OTTaBe, BcTpeuannch 5 Mas 1990 rona B 
BO, 22 niona 1990 roga 8 Bepnune, 17 n 1990 rona B 
Napume c yHacTneM E, fp, MHOCTPAHHbIX en Pecnyörnkn 
Nonbwa, 12 centa6pn 1990 roga s MockBe, 


‚AOrOBOPNNNCh o HMWKeCNEAYIOLIEM: 


Craron 1 


1. O6veanHennan Tepmannn GVD BKNIO4HATb TEPPNTOPMN 
Tepmanckol [lemokpatuueckoh Pecnyörınkn, VegepatnsHoA 
Pecnyörnkn Tepmanın u scero Beprnna. Es BHeluHnmn TPaHu- 
LaMN OKOH4ATENLHO CTAHyT rau Tepmanckoni Bemoxpatu- 
ueckoh Pecnyönukn u Degeparnenon Pecnyönnkn Tepmannn 
co gun Scrynnemus B cu nac ronulero Horosopa. Nogrsep- 
N OKOH4ATETILHOTO xapacrepa Tpaknu O6BBANHEHHOA 
TepMaHun ABNABTCH CYUIECTBEHHON COCTABHON YACTbIO MMPHOTO 
nopraka B Espone. 

2. ObpeanHenHan Tepe u Pecnyönnka Tlonbwa nogrsep- 
NO cyuſecrνðõο, ]uo MEKAy HMMM TPAHNLIY E AOTOBOPe, u- 
ue Oe , XapaKTep B COOTBETCTBUM C MEOMKAYHAPON- 
HbIM NPABOM. 


3. O6veanHennası ſepναꝗjju HB NMBET HUKAKNMX TEPPUTO- 
pan NPSTEH3NA K ApyruM TOCyAapCTBam N HO GyHer bi- 
DBuraTb TaKıX Hpο ο,ẽuůũ ra u B GνẽðỹH¾i. 

4. Tipasutenserea Tepmanckoh flemokpatnueckoi Pecny- 
Orınkn u PegeparusnoA Pecnyörukn Tepmanın o6scneuaT, 
YTOÖbI B KOHCTUTYUNMM O6beAnHeHHoh TepMaHnın He ConepKa- 
noc KAC % NONOKEHNÄ, NPOTMBOPSHALMX ITUM MPMHLMN- 
nau. COOTBETCTBEHHO ro OTHOCHTCA K NONOKEHMAM, ua 
HbIM B np, BO BTOPON cppa3e CTaTbu 23 N B rare 146 
OcHoBHoro 3akona Degeparnsnon Pecnyönnkn Tepmanın. 


5. Mpasurenicraa Coeannennoro Koponescrsa Bernkoöpn- 
Tanıım u Copepnoi Mpnanamm, CoeanHeHnbix Tatog Amepnkn, 
Comwaa Cosercknx Coynannetuuecknx Pecnybnum u DpaHuiy3c- 
kon Pecnyönnkn odbmunanbHO NPMHMMAIMT K CBEAOHNIO. COOT- 
BETCTByWLINE O6A3ATENILCTBA U 3AnBNIEHNN NPABMTENLCTB Tep- 
Nau cαõẽ/ [lemokpatnueckoi Pecnyörnkn u GegepatnsHon 
Pechyönnku Tepmanım 1 3aRBNAWT, uro c MX OCYUISCTBIEHNEM 
ÖyneT NORTBEPKASH OKOH4ATENILHLIN XapaKTep FPaHnı o 
neo ſe pq. 


Crarba 2 


Nipasutenzctea Tepmanckon Demoxpatnueckon Pecnydrnkn 
u Denepatnsnoh Pecnyönukn Tepmanın NOATBEPKAAMT CBON 
aN O TOM, gro c HEMBUKOM 3eMnn Ger MCXOAMTE 
ron H MMP. Cornacuo KOHCTMTMYUNN O6beANHeHHoA Tepmanıın 
Belctens, MOryujse u npecnenymiune den HApyWMTb MAP 
Me’Kay Hnapogaun, s OCOÖBHHOCTN NOATOTOBKA K BEAEHNIO 
nacrynarent no BOÄHLI, ABNAOTCA AHTUKOHCTNMTYUMOHHLIMN N 
naa. Tipasutenscrea Tepmanckoh [lemokpatuuockon 
Pecnyörnkn N @eneparnenoi Pecnyörnkn Tepmanın gan- 
nor, 4TO O6pennHenHan epπν,.ꝛůð9n Hur g He NIPMMEHMT 
op, KOTOPbIM o] pacnonaraer, umaus KAK B COOTBETCTBNN 
c eO KoHcTuTyuneh u Yerasom Opraπ ,, O6GBEANHEHHBIX 
Hau. 
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Artikel 3 


(1) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik bekräftigen ihren Verzicht 
auf Herstellung und Besitz von und auf Verfügungsgewalt über 
atomare, biologische und chemische Waffen. Sie erklären, daß 
auch das vereinte Deutschland sich an diese Verpflichtungen 
halten wird. Insbesondere gelten die Rechte und Verpflichtungen 
aus dem Vertrag über die Nichtverbreitung von Kemwaffen vom 
1. Juli 1968 für das vereinte Deutschland fort. 


(2) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat in vol- 
lem Einvernehmen mit der Regierung der Deutschen Demokrati- 
schen Republik am 30. August 1990 in Wien bei den Verhandlun- 
gen über konventionelle Streitkräfte in Europa folgende Erklärung 
abgegeben: 

„Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland verpflichtet 

sich, die Streitkräfte des vereinten Deutschland innerhalb von 

drei bis vier Jahren auf eine Personalstärke von 370 000 Mann 

Land- Luft- und Seestreitkräfte) zu reduzieren. Diese Reduzie- 

rung soll mit dem Inkrafttreten des ersten KSE-Vertrags begin- 

nen. Im Rahmen dieser Gesamtobergrenze werden nicht mehr 
als 345 000 Mann den Land- und Luftstreitkräften angehören, 
die gemäß vereinbartem Mandat allein Gegenstand der Ver- 
handlungen über konventionelle Streitkräfte in Europa sind. Die 

Bundesregierung sieht in ihrer Verpflichtung zur Reduzierung 

von Land- und Luftstreitkräften einen bedeutsamen deutschen 

Beitrag zur Reduzierung der konventionellen Streitkräfte in 

Europa. Sie geht davon aus, daß in Folgeverhandlungen auch 

die anderen Verhandlungsteilnehmer ihren Beitrag zur Festi- 

gung von Sicherheit und Stabilität in Europa, einschließlich 

Maßnahmen zur Begrenzung der Personalstärken, leisten 

werden.“ 


Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik hat sich 
dieser Erklärung ausdrücklich angeschlossen. 


(3) Die Regierungen der Französischen Republik, der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von 
Amerika nehmen diese Erklärungen der Regierungen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik zur Kenntnis. 


Artikel 4 


(1) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland, der 
Demokratischen Republik und der Union der Sozia- 


lung des Abzugs dieser Streitkräfte regein werden, der bis zum 
Ende des Jahres 1994 im Zusammenhang mit der Verwirklichung 
der Verpflichtungen der Regierungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Deutschen Demokratischen Republik, auf die sich 
Absatz 2 des Artikels 3 dieses Vertrags bezieht, vollzogen sein 
wird. 

(2) Die Regierungen der Französischen Republik, des Vereinig- 
ten Staaten von Amerika nehmen diese Erklärung zur Kenntnis. 


Artikel 5 


(1) Bis zum Abschluß des Abzugs der sowjetischen Streitkräfte 
vom Gebiet der heutigen Deutschen Demokratischen Republik 
und Berlins in Übereinstimmung mit Artikel 4 dieses Vertrags 
werden auf diesem Gebiet als Streitkräfte des vereinten Deutsch- 
land ausschließlich deutsche Verbände der Territorialverteidigung 
stationiert sein, die nicht in die Bündnisstrukturen integriert sind, 
denen deutsche Streitkräfte auf dem übrigen deutschen Hoheits- 
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Article 3 


(1) The Governments of the Federal Republic of Germany and 
the German Democratic Republic reaffirm their renunciation of the 
manufacture and possession of and control over nuclear. biologi- 
cal and chemical weapons. They declare that the united Germany, 
too, will abide by these commitments. In particular, rights and 
obligations arising from the Treaty on the Non-Proliferation of 
Nuclear Weapons of 1 July 1968 will continue io apply to the 
united Germany. 


(2) The Government of the Federal Republic of Germany, acting 
in full agreement with the Government of the German Democratic 
Republic, made the following statement on 30 August 1990 in 
Vienna at the Negotiations on Conventional Armed Forces in 
Europe: 

“The Government of the Federal Republic of Germany under- 

takes to reduce the personnel strength of the armed forces of 

the united Germany io 370,000 (ground, air and naval forces) 
within three to four years. This reduction will commence on the 
entry into force of the first CFE agreement. Within the scope of 
this overall ceiling no more than 345,000 will belong to the 
ground and air forces which, pursuant to me agreed mandate, 
alone are ihe subject of the Negotiations on Conventional 

Armed Forces in Europe. The Federal Government regards its 

commitment to reduce ground and air forces as a significant 

German contribution io me reduction of conventional armed 

forces in Europe. It assumes that in follow-on negotiations the 

other participants in the negotiations, ioo, will render their 
contribution io enhancing security and stability in Europe, 
including measures io limit personnel strengths.” 


The Government of the German Democratic Republic has ex- 
pressiy associated itself with this statement. 

(3) The Governments of the French Republic, the Union of 
Soviet Socialist Republics, the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland and the United States of America take note 
of these statements by the Governments of the Federal Republic 
of Germany and the German Democratic Republic. 


Article 4 


(1) The Governments of the Federal Republic of Germany, the 
German Democratic Republic and the Union of Soviet Socialist 
Republics state that the united Germany and the Union of Soviet 
Socialist Republics will settle by treaty the conditions for and the 
duration of the presence of Soviet armed forces on the territory of 
the present German Democratic Republic and of Berlin, as well as 
the conduct of the withdrawal of these armed forces which will be 
completed by the end of 1994, in connection with the implementa- 
tion of the undertaking of the Federal Republic of Germany and 
the German Democratic Republic referred to in paragraph 2 of 
Article 3 of the present Treaty. 


(2) The Governments of e French Republic, the United King- 
dom of Great Britain and Northem Ireland and the United States of 
America take note of this statement. 


Article 5 


(1) Until moe completion of the withdrawal of the Soviet armed 
forces from the territory of the present German Democratic 
Republic and of Berlin in accordance with Article 4 of the present 
Treaty, only German territorial defence units which are not inte- 
grated into the alliance structures to which German armed forces 
in the rest of German territory are assigned will be stationed in that 
territory as armed forces of the united Germany. During that 
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Article 3 


1) Les gouvernements de la Röpublique fédérale d’Allemagne 
et de la R6publique d&mocratique allemande r6affirment leur 
renonciation à la fabrication, à la possession et au contröle 
d’armes nucl6aires, biologiques et chimiques. Ils d6clarent que 
Allemagne unie respectera également ces engagements. En 
particulier les droits et obligations d6coulant du Trait du 17 juillet 
1968 sur la non-prolif6ration des armes nuclöaires continueront A 
s’appliquer à Allemagne unie. 


2) Le gouvernement de la R6publique federale d Allemagne. en 
plein accord avec le gouvernement de la Röpublique d6mocrati- 
que allemande, a döclar6 à Vienne, le 30 aoüt 1990, au cours des 
nögociations sur les forces armes classiques en Europe, ce qui 
Suit: 


«Le gouvernement de la Röpublique f6d6rale d Allemagne s en- 
gage A röduire dans un d6lai de trois à quatre ans le niveau des 
etfectifs en personnels des forces armöes de Allemagne unie à 
370.000 (forces terrestres, a6riennes et navales). Cette röduc- 
tion commencera au moment de l’entr6e en vigueur du premier 
trane FCE. Dans les limites de ce plafond global, un maximum 
de 345.000 hommes appartiendront aux forces terrestres et 
a6riennes, qui, conformöment au mandat agr66, sont seules 
l'objet des nögociations sur les forces arm6es classiques en 
Europe. Le gouvernement federal considöre son engagement 
de röduire les forces terrestres et abennes comme une contri- 
bution allemande importante A la reduction des forces armes 
classiques en Europe. presume que dans les nögociations de 
suivi les autres participants aux nögociations contribueront 
&galement au renforcement de la s6curit6 et de la stabilit6 en 
Europe, y compris par des mesures de limitation des effectifs en 
personnels.» 


Le gouvernement de la Röpublique d&mocratique allemande s’est 
express6ment associ6 à cette declaration. 


3) Les gouvernements des Etats-Unis d’Am6rique, de la R6pu- 
blique frangaise, du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d’Ir- 
lande du Nord et de Union des R&publiques socialistes sovieti- 
ques prennent acie de ces döclarations des gouvernements de la 
R6publique federale d’Allemagne et de la R&publique democrati- 
que allemande. 


Article 4 


1) Les gouvernements de la R&publique federale d' Allemagne. 
de la Repubique d6mocratique allemande et de Union des 


par trait6 les conditions et la dur6e de la pr&sence des forces 
armes sovistiques sur le territoire de l’actuelle R6publigue demo- 
cratique allemande et de Berlin, ainsi que le d6roulement du 
retrait de ces forces armöes, qui devra ötre achev6 à la fin de 
l'annse 1994, en relation avec l’ex6cution de engagement des 
gouvernements de la Röpublique föderale d Allemagne et de la 
Republique dömocratique allemande mentionn au paragraphe 2 
de l’arlicle 3 du pr6sent Traité. 


2) Les gouvernements des Etats-Unis d’Am6rique, de la R&pu- 
blique frangaise et du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d’Ir- 
lande du Nord prennent acie de cette d6claration. 


Article 5 


1) Jusqu’ä lach] du retrait des forces armes sovißti- 
ques du territoire de l’actuelle Röpubligue dömocratique alle- 
mande et de Berlin conformöment à l'article 4 du pr6sent Traite, 
seules seront stationnses sur ce territoire, en qualité de forces 
armöes de l’Allemagne unie, des unit6s allemandes de defense 
territoriale qui ne sont pas intögröes aux structures d’alliance 
auxquelles les forces arm6es allemandes sont affectöes sur le 
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Cratba 3 


1. Tipasutenpetea Tepmanckoh [lemokrpatnueckon Pecny- 
Onnku u Deneparnanoh Pecnyönnku TepmaHun NOATBEPKNAOT 
cso OTKA3 OT NPON3BOACTBA, snageuua u PACNOPAKEHNA AAEP- 
HbIM, ÖHONIOTNHECKMM N XNMN4SCKHM OPYPKMEM. OHN 3anBNAIOT, 
4To OÖbeannenHan Tepmannn Tanıke ÖyaeT NPNAEPXMBATLCH 
e O6R3ATONKCTB. B 4ACTHOCTM, npasa u orten era, 
BbiTeKamııme M3 forosopa o Hepacrpocipaeνι AAEPHOTO 
opymua or 1 mıonn 1968 roga, NpononKamT ABÄCTBOBATb B 
OTHOLIEHUN O6bEANHEHHOA TepmaHım, 


2. MpasutenscTBo VengeparusHoh Pecnyönnku Tepmarın B 
nommou cornacuu c NPABUTENLCTBOM Tepmanckoh FlemoKpaTtu- 
gecco Pecny6nnkn caenano 30 aurycra 1990 roga a Bene na 
neperoBoPax no OÖbI4HbIM BOOPYPKEHHLIM CHIIAM B Espone cne- 
Aymıjee 3ansnenne: 


„Tipasurensereo Pepeparusnoh Pc t TopmaHıın 
O6RayeTCA COKPATUTb BOOPYKEHHLIG c O6bEAUHEHHON 
Tepmanın B rede 3-4 ner no Wwmenennoctu 370 000 den- 
ge (CyXOfyTHbIB BOicKa, BOBHHO-BO3AYLUHLIE , BOSHHO-MOPC- 
e CUNBI). Oro COKPALEHNE AOTDKHO HAUATECA C MOMEHTA 
BCTynneHna B cuny nepsoro A0rOoBopa 06 OÖbI4HLIX BOO- 
Py>Kennbix c, B Eepone. B pamkax ↄroro COBOKynHOrO 
BepxHero npenena ne 6onee 345 000 den GYM BXOAMTb 
B CYXONYTHbIe HO, u BOEHHO-BOZAYIUHLIG CMfIbl, KOTOPLIB B 
COOTBETCTBUN C COTNIACOBAHHLIM MAHAATOM OAHM ABNAIOTCH 
Np@AMETOM neperOBOPOB NO OÖbIHHLIM BOOPYPKEHKLIM CHAM 
8 Espone. paaren c degepatnsnon Pecrybnuxu Tep- 
N BUT B CBO@M O6A3ATETILCTBE o COKPALIBHWM CYXONYyT- 
HbIX N BOBHHO-BOZAYLUHLIX cu 3HAUMMbIÄ HEMOLIKMM BKNaA 
B geno COKPpaLjeHNA OÖbIHHLIX BOOPYPKEHHLIX CHI B Espone. 
OHO NCXOAHT us roro, 4TO s NOCNEAYIMLUNX NEPETOBOPAX D 
tue X YHACTHMKM TAKE BHECYT CBON BKrIaA B yIpo4ueHne 
6E30NACHOCTU N Crab ðõẽ uu B EBpone, BKNIOMAaR MEpbi NO 
OFPAHNMYEHNIO YMCHEHHOCTN BOACK.“ 


NMpasnrenecrgo Tepmanckof [emokparmueckon Pecny6rnkn 
NONIHOCTLIO NPNCOBAMHNSIOCh K 3TOMy 3ARBNEHMIO. 


3. Npasurenrcraa CoeauneHHoro KoponescTsa Benuko6pu- 
Tanıın CeSepHõnũͤůHpnaugun, CoeanHeHHbix LiTaroB Amepukn, 
Coioaa Copetckunx Coynanncruuecknx Pecnyörnk u ®paHuy3c- 
Koh PecnyÖnnkn HD q v r 3AABNIEHNNA NPABUTANILCTB Tep- 
manckol [lemokparuueckol Pecnyönukn M @DenepatnsHon 
Pecnyönnkn Tepmanın K CBEAEHNIDO. 


Cratoın 4 


1. HMpasurenrcraa Cosa CoBercknx CoLManncTnuecKuX 
Pecnyöruk, Tepmanckoh [lemorparmueckoi Pecnyönukn m 
®enepatusnoh Pecr,6nnku Tepmanım 3arBnıaloT, dr Coioa 
Cose rc Counanneruueckux PScyν u O6beAMHeHHaA 


Grınku u Pegeparuenoh Pecry umu ſepν,HQuu, UINOKEHHBIX B 
nyHKTe 2 CTaTbu 3 HacTonıyero loroBopa. 


2. Tipasurenucrsa Coeaunenhoro Koponescrsa Bennko6pn- 
Tann u Cegepnoh Vipnangum, CoaauHeHnbix Hfraros Amepuku 
N Ppanuyackoh Pc NPMHMMAT 3TO 3aRBNIEHNB K D 
‚Benno. 


Cratren 5 


1. BrinoTb go 3aBepLueHNN BLIBONA COBBTCKAX BOÄCK C TEPPN- 
op H Uv Tepmanckol Neo Pecny- 
Gm u Bp B COOTBETCTBUN co CTaTbeh 4 nacronuiero 
Norosopa na gammoũ TeppuTopmm Gyayr pasmewjatbech B 
KAUECTBEe BOOPYKeHHLIX can o6pennnennol Tepmanın 
NCKIUOMMTENbHO HEMELIKVE (DOPMMPOBAHNA TEPPMTOPNANILHON 
O60POHbI, HE VHTETPMPOBAHHLI® B COMWIHM4ECKNE CD pt. 
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gebiet zugeordnet sind. Unbeschadet der Regelung in Absatz 2 
dieses Artikels werden während dieses Zeitraums Streitkräfte 
anderer Staaten auf diesem Gebiet nicht stationiert oder irgend- 
welche andere militärische Tätigkeiten dort ausüben. 


(2) Für die Dauer des Aufenthalts sowjetischer Streitkräfte auf 
dem Gebiet der heutigen Deutschen Demokratischen Republik 
und Berlins werden auf deutschen Wunsch Streitkräfte der Fran- 
zösischen Republik, des Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika auf der 
Grundlage entsprechender vertraglicher Vereinbarung zwischen 
der Regierung des vereinten Deutschland und den Regierungen 
der betreffenden Staaten in Berlin stationiert bleiben. Die Zahl 
aller nichtdeutschen in Berlin stationierten Streitkräfte und deren 
Ausrüstungsumfang werden nicht stärker sein als zum Zeitpunkt 
der Unterzeichnung dieses Vertrags. Neue Waffenkategorien 
werden von nichtdeutschen Streitkräften dort nicht eingeführt. Die 
Regierung des vereinten Deutschland wird mit den Regierungen 
der Staaten, die Streitkräfte in Berlin stationiert haben, Verträge 
zu gerechten Bedingungen unter Berücksichtigung der zu den 
betreffenden Staaten bestehenden Beziehungen abschließen. 


(3) Nach dem Abschluß des Abzugs der sowjetischen Streit- 
kräfte vom Gebiet der heutigen Deutschen Demokratischen 
Republik und Berlins können in diesem Teil Deutschlands auch 
deutsche Streitkräfteverbände stationiert werden, die in gleicher 
Weise militärischen Bündnisstrukturen zugeordnet sind wie dieje- 
nigen auf dem übrigen deutschen Hoheitsgebiet, allerdings ohne 
Kernwaffenträger. Darunter fallen nicht konventionelle Waffen- 
systeme, die neben konventioneller andere Einsatzfähigkeiten 
haben können, die jedoch in diesem Teil Deutschlands für eine 
konventionelle Rolle ausgerüstet und nur dafür vorgesehen sind. 
Ausländische Streitkräfte und Atomwaffen oder deren Träger 
werden in diesem Teil Deutschlands weder stationiert noch dort- 
hin verlegt. 


Artikel 6 


Das Recht des vereinten Deutschland, Bündnissen mit allen 
sich daraus ergebenden Rechten und Pflichten anzugehören, 
wird von diesem Vertrag nicht berührt. 


Artikel 7 


(1) Die Französische Republik, die Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken, das Vereinigte Königreich Großbritannien und 
Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika beenden 
hiermit ihre Rechte und Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin 
und Deutschland als Ganzes. Als Ergebnis werden die entspre- 
chenden, damit zusammenhängenden vierseitigen Vereinbarun- 
gen, Beschlüsse und Praktiken beendet und alle entsprechenden 
Einrichtungen der Vier Mächte aufgelöst. 


(2) Das vereinte Deutschland hat demgemäß volle Souveränität 
über seine inneren und äußeren Angelegenheiten. 


Artikel 8 


(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation oder Annahme, die so 
bald wie möglich herbeigeführt werden soll. Die Ratifikation erfolgt 
auf deutscher Seite durch das vereinte Deutschland. Dieser Ver- 
trag gilt daher für das vereinte Deutschland. 


(2) Die Ratifikations- oder Annahmeurkunden werden bei der 
Regierung des vereinten Deutschland hinterlegt. Diese unterrich- 
tet die Regierungen der anderen Vertragschließenden Seiten von 
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period and subject to the provisions of paragraph 2 of this Article, 
armed forces of other states will noi be stationed in that territory or 
carry out any other military activity there. 


(2) For the duration of the presence of Soviet armed forces in 
the territory of the present German Democratic Republic and of 
Berlin, armed forces of ine French Republic, the United Kingdom 
of Great Britain and Northern Ireland and the United States of 
America will, upon German request, remain stationed in Berlin by 
agreement to this effect between the Government of the united 
Germany and the Governments of the states concemed. The 
number of troops and ihe amount of equipment of all non-German 
armed forces stationed in Berlin will not be greater than at the time 
of signature of ie present Treaty. New categories of weapons will 
not be introduced there by non-German armed forces. The Gov- 
ernment of the united Germany will conciude with the Govern- 
ments of those states which have armed forces stationed in Berlin 
treaties with conditions which are fair taking account of the rela- 
tions existing with the states concemed. 


(3) Following the completion of the withdrawal of the Soviet 
armed forces from the territory of the present German Democratic 
Republic and of Berlin, units of German armed forces assigned to 
military alliance structures in the same way as those in the rest of 
German territory may also be stationed in that part of Germany, 
but without nuclear weapon carriers. This does not apply to con- 
ventional weapon systems which may have other capabilities in 
addition to conventional ones but which in that part of Germany 
are equipped for a conventional role and designated only for such. 
Foreign armed forces and nuclear weapons or their carriers will 
not be stationed in that part of Germany or deployed there. 


Article 6 


The right of the united Germany io belong to alliances, with all 
the rights and responsibilities arising therefrom, shall not be 
affected by ihe present Treaty. 


Article 7 


(i) The French Republic, the Union of Soviet Socialist Repub- 
lics, the United Kingdom of Great Britain and Northem Ireland and 
the United States of America hereby terminate their rights and 
responsibilities relating to Berlin and to Germany as a whole. Asa 
result, the corresponding, related quadripartite agresments. deci- 
sions and practices are terminated and all related Four Power 
institutions are dissolved. 


(2) The united Germany shall have accordingiy full sovereignty 
over its internal and external affairs. 


Article 8 


(i) The present Treaty is subject to ratification or accepltance as 
soon as possible. On the German side it will be ratified by the 
united Germany. The Treaty will therefore appty to ihe united 
Germany. 

(2) The instruments of ratification or acceptance shall be de- 
posited with te Government of the united Germany. That Govern- 
ment shall inform me Govemmenis of the other Contracling 
Parties of the deposit of each instrument of ratification or accept- 
ance. 
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reste du territoire allemand. Pendant cette p6riode et sous reserve 
des dispositions du paragraphe 2) du présent article, des forces 
arm6es d'autres Etats ne stationneront pas sur ce territoire et n 
me&neront aucune autre activit6 militaire. 


2) Pendant la periode de presence des forces armöes sovieti- 
ques sur le territoire de l’actuelle Röpublique d6mocratique alle- 
mande et de Berlin, des forces armées des Etats-Unis d’Ameri- 
que, de la Republique francaise et du Royaume-Uni de Grande- 
Bretagne et d’Irlande du Nord demeureront, sur demande de 
Allemagne unie, stationnees à Berlin, par accord A cet effet entre 
e gouvernement de l’Allemagne unie et les gouvernements des 
Etats concernès. Le niveau des effectifs et des armements de 
toutes les forces arm&es non allemandes stationnees à Berlin ne 
sera pas plus elev& qu’au moment de la signature du present 
Traitè. Les forces non allemandes n'y introduiront pas de nou- 
velles categories d’armement. Le gouvernement de l’Allemagne 
unie conclura avec les gouvernements des Etats dont les forces 
armees stationnent à Berlin des accords 6tablissant des condi- 
tions justes tenant compte des relations existantes avec les Elats 
concerns. 


3) Apres lache vement du retrait des forces arm6es soietques 
du territoire de l’actuelle publique d&mocratique allemande et 
de Berlin, des unit6s des forces arm6es allemandes affect6es aux 
structures d’alliance de la meme manidre que les unites station- 
nes sur le reste du territoire allemand pourront &galement sta- 
tionner dans cette partie de l’Allemagne, bien que sans vecteurs 
d' armes nucl6aires. Ceci ne s applique pas aux systömes d’armes 
classiques qui peuvent avoir d’autres capacit6s en sus de leur 
capacit6s classiques mais qui, dans cette partie de Allemagne, 
sont &quip6s à des fins classiques et affect&s seulement à celles- 
ci. Des forces armes et des armes nuclöaires ou des vecteurs 
d’armes nuclsaires Strangers ne seront pas stationnès dans cette 
partie de Allemagne et n'y seront pas d&ploy6s. 


Article 6 
Le droit de Allemagne unis d’appartenir à des alliances, avec 
tous les droits et obligations qui en d6coulent, nest pas affect6 
par le prösent Traits. 


Article 7 


1) Les Etats-Unis d’Ame6rique, la R6publique frangaise, le 
Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d’Irlande du Nord et Union 
des R6publiques socialistes sovistiques meien fin par le prösent 
Trait6 à leurs droits et responsabilit6s relatifs à Berlin et à l’Alle- 
magne dans son ensemble. En consöquence, il est mis fin aux 
accords, decisions et pratiques quadripartites correspondants, qui 
s’y rattachent, et toutes les institutions des Quatre Puissances y 
afförentes sont dissoutes. 


2) L’Allemagne unie jouira, en cons&quence, de la pleine sou- 
veraineté sur ses aflaires int6rieures et ext6rieures. 


Article 8 


1) Le present Trait6 sera soumis à ratification ou acceptation 
aussitöt que possible. En ce qui concerne Allemagne, la ratifica- 
tion sera effectu6&e par Allemagne unie. Le Trait6 s’appliquera 
par consöquent à Allemagne unie. 

2) Les instruments de ratification ou .d’acceptation seront 
depos6s auprès du gouvernement de Allemagne unis. Celui-ci 
informera les gouvernements des autres Parties contractantes du 
d&pöt de chaque instrument de ratificalion ou d’acceptalion. 


Bonn, den 13. Oktober 1990 
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KOTOPbIM HEMELIKNE BOOPYKOHHLIE CHNLI IPMAAHLI HA OCTANb- 
noũ TEPMAHCKON TEPPHUTOPMN. C Y4ETOM YPerysinpoBaHun, con- 
pcaujeroca B nyricre 2 HacTORLyEA CTATbN, BONCKA Apyrux TOCy- 
gapcrs He ÖyayT B rede 3TOTO nepõ n pa3MeıyaTbca Ha 
ro TEPPNTOPMN unn ocyulecrenarb rau APyTyIo BOEHHYIO 
AEATENDHOCTL. 


2. Ha cpox npe6bIBaHnsn COBBTCKUX BOUCK HA reppuropun 
N E, Tepmanckoh [emorpatnueckoh Pecnyönukn n Bep- 
nmHa Bohcka Coe jr Koponesctsa BerinkoöpuTannn u 
CesepHon Hpnanguu, CoeanHeHnbix ira ro Amepuku u ®pan- 
uysckoi Pecnyörnkn ON s COOTBETCTBUM C NOKENAaHNeM 
HEMELIKON CTOPOHbI Ha OCHOB® COOTBETCTBYIOLIETO AOTOBOPHOTO 
yperynnposanın MeKAy NPABUTENBETBOM o6beanHeHHon ſep- 
Maui M NPABMTENBCTBAMN YKA3aHkbIX TOCyAapCTB p 
xHemy paameuarben s Bepnune. UncneHHOCTb NA4HOTO 
cocrasa u KONM4ECTBO BOOPY>KEHNÄ BCEX HEHEMELIKUX BONCK, 
paamewyenHbix B Beprinne, He G 6onbiue, den HA MOMEHT 
nonnncanus HacTonıyero oro Op. Hoe KaTeropmn Opyakma 
He GY BBOAMTLCA TyAa HEHEMELIKUMNM BOOPYKEHHLIMM 
cunamn, TIpasuTenbCTBO O6PEANHEHHON TEPMaHnN 3aKloumT X 
NPABUTENILCTBAMN roy Hp, paamectnBumx Bohcka B Bep- 
Nu, AOTOBOPbI Ha CNPABEANINBLIX YCNHOBUAX C YUETOM OTHOLIE- 
HWÄ, CYINECTBYIOLNX C YKA3aHHbIMN FOCYAAPCTBaMM. 


3. Nocne 3aBeptueHns BbLIBOAA COBETCKUX BOÄCK C TEPPHTOPNN 
HbiHeiumen Tepmanckon Demokparnueckoi Pecnyönukn u Bep- 
nuHa gaH⁰õi 4acın TepmaHın MoryT Pa3MmelyaTbca TAKE 
(POPMNPOBaHNs HEMELIKNX BOOPY>KEHHBIX CH, NPMAAHHLI® BOBH- 
HbIM COIO3HM4SCKUM CTPYKTYPAM ra ’K8 O6PA30M, xa u chop · 
MUPOBAHMN Ha ocrant mod TEPMAHCKOA TEPPMTOPMN, HO 683 
nocurenem AAePHOrO OpyKus. 3TO ne PACNPOCTPAHReTcH na 
CHCTEMbI O6bI4HbIX BOOPYPKEHMÄ, KOTOPbIE MOTYT onagarο Apy- 
TMMM CNOCOÖHOCTAMN, TIOMMMO OÖbI4HbIX, HO KOTOPbI® B Hν]ůð¾t 
dacru Tepmanın OcHawWenbi gr O6bIMHoA porn m npenHas- 
nauer TOSILKO ans TAKOBON. VIHOCTPAHHLI® BONCKA , ANEPHOR 
Opykne Mn ero HOocHTeNnN He GV pasmeuaTbch B AaHnoh 
dac ru TepmaHın N Hep Tan. 


C rares 6 


Npaso oοο νꝰιιj˖̊ ſep,j⅛àul Ha y4acTtne B cOoον CO 
BCEMN BLITEKAILINMM 43 ↄroro NPaBamn N O6A3ATENLETBAMN 
HACTORLMM [OrOBOPOM He 3ATparmBaeTch. 


Cratren 7 


1. CosgnHennoe Koponesctso Bernko6pntanım u Cenepnon 
Vpnau gun, CoeauHenHbie Lirareı Amepnku, Coo COBETCKuX 
Coynannernueckux Pecny6nux m ©panuysckan Pecnyönnka 
nac ronupu NPEKPALamT NEÄCTBEN® CBONX NPAB N OTBETCTBEH- 
HOCTH B oTHoWennn Bp u Fepmanın B uenom. B peaynıbrate 


2. B COOTBETCTBUM C 3TuM O6bENHeHHan FepMmanıın O6PETaeT 
nom CYBEPEHNTET nag CBOWMNM BHYTPEHHUMM A BHOLIHNMM 
genau. 


C raren 8 


1. Hacroauu¹ foro nogne ut parndnkaymn , npu- 
HATMIO TAK CKOPO, ax 3T0 BO3MORxHo. Par uche C HeMeUKOA 
CTOPOHLI NPOBOAuTeR o6beannennon Tepmannen. Na Horo- 
BOP TEM CaMbIM UMEET CUNIy An OÖbeANHeHHoA [epmanım. 


2.PaTucduKaunOHHbIe TPAMOTLI MIIM DOKYMEHTEI O NPMHATMM 
CAaloTca Ha xpauenne NPasmTenkcTey O6bennnennoh Tepma- 
um. OO MHCDOPMMPyYST NpasuTenbctea Apyrux [lorosapnBaıo- 
uhu CTOPOH o cgaue Ha xpaHenne Kaakıol PATncdhnKaunoH- 
HOA TPAMOTEI A AJOKYMEHTA o NPAHATUM. 
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Artikel 9 


Dieser Vertrag tritt für das vereinte Deutschland, die Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, die Französische Republik, das 
Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland und die Ver- 
einigten Staaten von Amerika am Tag der Hinterlegung der letzten 
Ratifikations- oder Annahmeurkunde durch diese Staaten in Kraft. 


Artikel 10 
Die Urschrift dieses Vertrags, dessen deutscher, englischer, 


Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten, hierzu gehörig 
Bevollmächtigten diesen Vertrag unterschrieben. 


Geschehen zu Moskau am 12. September 1990 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1990, Teil Il 


Article 9 


The present Treaty shall enter into force for the united Ger- 
many, the French Republic, the Union of Soviet Socialist Repub- 
lics, the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland and 
the United States of America on the date of deposit of the last 
instrument of ratification or acceptance by these states. 


Article 10 


The original of the present Treaty, of which the English, French, 
German and Russian texts are equally authentic, shall be de- 
posited with the Government of te Federal Republic of Germany, 
which shall transmit certified true copies to the Governments of 
the other Contracting Parties. 


in witness whereof, me undersigned plenipotentiaries, duly 
authorized thereto, have signed this Treaty. 


Done at Moscow this twelfth day of September 1990. 


Nr. 38 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 13. Oktober 1990 


Article 9 


Le prösent Trait6 entrera en vigueur pour Allemagne unis, les 
Etats-Unis d’Amö6rique, la publique frangaise, ſe Royaume-Uni 
de Grande-Bretagne et d’Irlande du Nord et Union des Re&publi- 
ques socialistes sovietiques le jour de depoi du dernier instrument 
de ratification ou d’acceptation par ces Etats. 


Article 10 


L’original du pr&sent Traitè dont les textes allemand, anglais, 
frangais et russe font ögalement foi, est d&pos6 aupr&s du gouver- 
nement de la Röpublique federale d’Allemagne qui transmettra 
aux gouvernements des autres Parties contractantes des copies 
certifi&es conformes. 


En foi de quoi, les plenipotentiaires soussign6s, düment habili- 
t6s A ct effet, ont sign le présent Traite. 


Fait à Moscou, le 12 septembre 1990 
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Crareg 9 


Hacroauſid forosop scrynaer 8 cuny ana one ,ννE/jiu 
Tepmannn, Coeannennoro Koponesc rsa Berinkoßpntannn M 
CesepnoA Hpnauguu, CoegnHeHHbix Llratos Amepukn, Coioaa 
Cosetcknx Counannernuecknx Pecnyörnuk u PpaHuysckoni 
Pecnyörnnku s get CAaum Ha xpanemme 3TUMM TOCYAapcTBamu 
nocnegneũ parucbucaιπν ο i TPAMOTLI MIN NOKYMEHTA o HD- 
HATMM. 


Crarea 10 


Nognuumum HacTonıyero Horosopa, TEKCTbI KOTOPoro Ha 
AHTIIMÜCKOM, HEMELIKOM, PYCCKOM M (DPAHLIY3SCKOM F3bIKAX 
HMEIOT ORMHAKOBYIO CUNY, CHAETCA HA XpaHekNe NPABUTENECTBY 
©enepartnsnon Pecnyörnku Tepmarın, KOTOPO® nepegact npa- 
BUTENLCTBAM ApyrmX DoroBapnBamıumıch Cropom 3aBepeHHbie 
KOrIMM. 


B yaoCTOBepeHNe Gero HMKENOANNCABLINECH, go pa- 
30M YNONHOMO4YEHHBIG, NOANMCANM HacTonlymm Norosop. 


Cosepiueno B Mockse, 12 centa6pa 1990 r. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
For we Federal Republic of Germany 
Pour la Republique federale d Allemagne 
Za Penepatnsnyo Pecnyönnky Tepmannıo 
Hans-Dietrich Genscher 


Für die Deutsche Demokratische Republik 
For me German Democratic Republic 
Pour la Republique d&mocratique allemande 
Za Tepmanckyw Demokpatnueckyiw Pecnyörnnky 
Lothar de Maiziere 


Für die Französische Republik 
For the French Republic 
Pour la Röpublique frangaise 
Za Ppanuyackyıo Pecnyönnky 
Roland Dumas 


Für die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
For the Union of Soviet Socialist Republics 
Pour Union des Rëpubſiques socialistes sovi6tiques 
Za Coioa CoBeteknx Coynanncrnuecknx PecnyörnnKk 
E. Schewardnadse 


Für das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Nordirland 
For the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland 
Pour le Royaume-Uni de Grande-Bretagne 
et d’Irlande du Nord 
3a Coeannennoe moponescreo BennkoßpnTannn 
un CopepHoh Viprnanaun 

Douglas Hurd 


Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
For the United States of America 
Pour les Etats-Unis d’Am6rique 
3a Coeannennoie Liratei Amepnku 
James Baker 
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Vereinbarte Protokollnotiz 
zu dem Vertrag über die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland 
vom 12. September 1990 


Agreed Minute 
to the Treaty on the Final Settlement with respect to Germany 
of 12 September 1990 


f Minute agrese 
au Traite portant röglement d6finitif concernant l'Allemagne sign& 
le 12 septembre 1990 


Cor nacogarmaa NPOTOKONBHAA 
ganuic K AOTOBOPy 06 OKOH4ATENIDHOM YperysinpoBaHuN B OTHOLLIEHMN TepMaHnn 
oT 12 ceHta6öpn 1990 roga 


Alle Fragen in bezug auf die Anwendung des Wortes „verlegt“, 
wie es im letzten Satz von Artikel 5 Abs. 3 gebraucht wird, werden 
von der Regierung des vereinten Deutschland in einer vernünfti- 
gen und verantwortungsbewußten Weise entschieden, wobei sie 
die Sicherheitsinteressen jeder Vertragspartei, wie dies in der 
Präambel niedergelegt ist, berücksichtigen wird. 


Any questions with respect to the application of the word 
"deployed“ as used in the last sentence of paragraph 3 of Article 5 
will be decided by the Government of the united Germany in a 
reasonable and responsible way taking into account the security 
interests of each Contracting Party as set forth in the preamble. 
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Toutes questions concernant l’application du mot »deploy&s« 
utilis6 dans la derniöre phrase de l’article 5, paragraphe 3, seront 
tranch6es par le gouvernement de Allemagne unie d'une 
maniöre raisonnable et responsable prenant en compte les inté- 
röts de s6curit6 de chaque partie contractante ainsi qu'il est 
affirm& dans le pr&ambule. 


Nl06ble BONPOCbI, c, ee C IPAMEHEHNEM CNOBA „Pa3Bep- 
TbIBATbLCA“, Ka OHO NCNONB3YETCA B NOCHEZIHEM NPEANIOKEHNN 
nıyuKTa 3 CTaTbu 5, ÖyayT pewatsch NpaBuTenbCcTBoM O6BEAn- 
HEHHOA Tepmanın paayMHO N OTBETCTBEHHO, C YUETOM up- 
cos 6@30NaCHOCTN Ka. oA u3 JloroBapnsarmınxca CTOPOH, xa 
06 3T0OM TOBOPuTcHa s Tipeamöyne. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
For ihe Federal Republic of Germany 
Pour la Röpublique federale d’Allemagne 
Za Vegepatnenyw Pecnyöruky Tepmannıo 
Hans-Dietrich Genscher 


Für die Deutsche Demokratische Republik 
For the German Democratic Republic 
Pour la R6publique d&mocratique allemande 
Za Tepmanckywo flemokparnueckyio Pecnyönnky 
Lothar de Maiziöre 


Für die Französische Republik 
For the French Republic 
Pour la Röpublique francaise 
Za ®panuyackyıo Pecnyörnky 
Roland Dumas 


Für die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 


Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
For the United States of America 
Pour les Etats-Unis d'’Amörique 

Za Coegunennsie Liratei Amepuku 
James Baker 


Vertrag 
über die abschließende Regelung 
in Bezug auf Deutschland 
(Zwei-plus-Vier-Vertrag) 


Moskau, 12. September 1990 


Inkrafttreten: 15. März 1991 gemäß Artikel 9 


„Dieser Vertrag tritt für das Vereinte Deutschland, die Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, die Französische Republik, das Vereinigte 
Königreich Großbritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von 
Amerika am Tag der Hinterlegung der letzten Ratifikations- oder 
Annahmeurkunde durch diese Staaten in Kraft.“ 


Fundstelle: Bundesgesetzblatt II 1990, S. 1317 
AA-Vertragssammlung Band 70 A 873 


Stand: 26. September 2011 


Vertragspartei Unterzeichnung Hinterlegung der in Kraft seit 

Ratifikations- 

Annahme- oder 

Genehmigungs- 

urkunde 
Frankreich 12.09.1990 04.02.1991 15.03.1991 
Deutschland 12.09.1990 13.10.1990 15.03.1991 
Sowjetunion D020 12.09.1990 15.03.1991 15.03.1991 
Vereinigtes Königreich) 12.09.1990 16.11.1990 15.03.1991 
Vereinigte Staaten“ 12.09.1990 25.10.1990 15.03.1991 


) Die Außenminister Frankreichs, der Sowjetunion, des Vereinigten Königreichs und der Vereinigten Staaten 
haben am 1. Oktober 1990 in New York folgende gemeinsame Erklärung unterzeichnet, die von den 
Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik durch 
Unterzeichnung zur Kenntnis genommen wurde: 

„Erklärung zur Aussetzung der Wirksamkeit der Vier-Mächte-Rechte und -Verantwortlichkeiten 

Die Regierungen der Französischen Republik, der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika, vertreten durch ihre 
Außenminister, die am 1. Oktober 1990 in New York zusammengetroffen sind, 

unter Berücksichtigung des am 12. September 1990 in Moskau unterzeichneten Vertrags über die abschließende 
Regelung in Bezug auf Deutschland, der die Beendigung ihrer Rechte und Verantwortlichkeiten in Bezug auf 
Berlin und Deutschland als Ganzes festlegt, 

erklären, dass die Wirksamkeit ihrer Rechte und Verantwortlichkeiten in Bezug auf Berlin und Deutschland als 
Ganzes mit Wirkung vom Zeitpunkt der Vereinigung Deutschlands bis zum Inkrafttreten des Vertrags über die 
abschließende Regelung in Bezug auf Deutschland ausgesetzt wird. Als Ergebnis werden die Wirksamkeit der 
entsprechenden, damit zusammenhängenden vierseitigen Vereinbarungen, Beschlüsse und Praktiken und die 
Tätigkeit aller entsprechenden Einrichtungen der Vier Mächte ab dem Zeitpunkt der Vereinigung Deutschlands 
ebenfalls ausgesetzt.“ 


Vertragspartei ist seit der Auflösung der Sowjetunion die Russische Föderation 


Das 


Buch des Geſetzes 


fuͤr das 


Preußiſche Polk. 


— 2 9 5 0 — 


Eine fortlaufende Sammlung 


ſämmtlicher neuen allgemeinen 
Preußiſchen 
Geſetze und geſetzlichen Verordnungen 
ſeit der Revolution. 


Herausgegeben und mit Erläuterungen verſehen 


von 


Seld. 


—— 


Erſter Band. 


Berlin, 1849. 


Verlag von Albert Sacco. 
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Ex 
[Bihlisth. Regia 
Berulimenfi. 


‚an Ba ne 


Vorwort. 


Mis der denkwürdigen Revolution des März 1848 hat für Preußen nicht 
allein eine neue Aera der Geſetzgebung begonnen, ſondern Preußen iſt 
auch ein conſtitutioneller Staat geworden, deſſen Bürger das Recht 
haben, an der Geſetzgebung des Landes, ja ſelbſt an den richterlichen 
Functionen Theil zu nehmen. 

Dadurch hat das öffentliche Leben des Volkes einen Charakter angenom— 
men, der es jedem Staatsbürger zu einer unerläßlichen Pflicht macht, die 
Geſetze des Staats vollkommen zu kennen. — Denn nur wer die Geſetze 
des Staats vollkommen kennt, iſt fähig, ein wirklicher conſtitutioneller 
Staatsbürger zu ſein! — 

Brauchen wir hiernach auch noch zu ſagen, welch einen großen Vortheil 
die Kenntniß der Geſetze für den geſchäftlichen Verkehr hat? — 
Nein! denn dieſer Vortheil iſt in die Augen ſpringend. 

Wir glauben daher, uns den Dank des Volkes zu verdienen, indem wir 


hiermit eine fortlaufende Sammlung fämmtlicher feit der Revolution erſchienenen 
1* 
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und noch ferner erſcheinenden preußiſchen Geſetze und der darauf ruhenden 
miniſteriellen Ausführungs-Verordnungen veranſtalten, eine Sammlung, welche 
mit der Zeit zu einem vollſtändigen allgemeinen preußiſchen Geſetz— 
buche werden wird, und deren Vorzüge nicht blos in der Vollſtändigkeit 
und Billigkeit, ſondern auch darin beſteben, daß die Geſetze und Verordnungen 
— da wo es zum Verſtändniß für den Bürger und Landmann noͤthig er— 
ſcheint — mit Erläuterungen verſehen find. 


Berlin, im Januar 1849. 
Held. 


I. 
Geſetz 
über die Preſſe 
vom 17. März 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preu— 
ßen ac. ac. 

baben bereits im vergangenen Jahre bei der deutſchen Bundesverſammlung eine auf 
Cenſurfreiheit beruhende Preßgeſetzgebung in Antrag gebracht. Nachdem inzwiſchen 
der Bundesbeſchluß vom 3. März d. J. ergangen, ein für alle deutſche Bundesſtaa— 
ten gemeinſames Preßgeſetz aber, wie Wir es im Intereſſe deutſcher Einheit gewünſcht 
hätten, für jetzt nicht zu erzielen geweſen iſt, verordnen Wir, unter Vorbehalt eines 
nach Anhörung des Vereinigten Landtages zu erlaſſenden Preßgeſetzes, auf den An— 
trag Unſeres Staats-Miniſteriums, was folgt: 


§. 1. 
Die Cenſur wird hierdurch aufgehoben. 
Alle auf die Cenſur bezüglichen Beſtimmungen, Anordnungen, Einrichtungen 
und Strafvorſchriften treten außer Kraft. 


b. 2 


Die Entſcheidung darüber: ob in Druckſchriften, oder vermittelſt mechaniſch 
vervielfältigter Bildwerke ein Verbrechen oder Vergehen verübt worden, und wer da— 
für ſtrafbar ſei, ſteht den ordentlichen Gerichten zu. Dieſelben haben hierbei ledig— 
lich nach den Vorſchriften der in Unſeren Staaten geltenden Strafgeſetze ſich zu achten. 

Sämmtliche zur weiteren Verbreitung noch vorräthige Exemplare von Schriften 
oder Bildwerken, welche rechtskräftig für verbrecheriſch erachtet worden, find ganz 
oder theilweiſe zu vernichten. Auch hierüber haben die Gerichte zu erkennen. 


§. 3. 

Auf jeder Druckſchrift muß am Schluſſe der Name und Wohnort des Druk— 
kers, auf jedem mechaniſch vervielfältigten Bildwerke am Fuße der Name und Wohn— 
ort desjenigen, der die Vervielfältigung bewirkt hat, angegeben werden. 

Außerdem muß auf der Schrift oder dem Bildwerke, wenn ſie, es ſei mit oder 
ohne Uebertragung des Perlagsrechts, durch den Buch- oder Kunſthandel verbreitet 
werden ſollen, der Name und Wohnort der mit der Verbreitung beauftragten Hand— 
lung genannt ſein. 


BE 


§. 4. 
Für periodiſch erſcheinende Schriften gelten folgende Beſtimmungen: 

1) Wer fortan eine Zeitſchrift in kürzeren als monatlichen Friſten herausgeben 
will, iſt verpflichtet, vor der Herausgabe: N | 

a) in einem dem Oberpräſidenten einzureichenden Proſpektus die Gegenſtände, 
mit welchen ſich die Zeitſchrift beſchäftigen, die Zeitabſchnitte, in denen ſie 
erſcheinen ſoll, ſo wie den Titel beſtimmt anzugeben, 
und 
p) eine Kaution zu beſtellen, deren Höhe, wenn das Blatt ſechsmal oder öfter 
wöchentlich erſcheinen ſoll, wie folgt beſtimmt wird: 
für Städte, welche nach dem Geſetze vom 30. Mai 1820 „wegen Ent— 
richtung der Gewerbeſteuer“ zur erſten Abtheilung gehoren, auf 
4000 Thlr.; 
für Städte der zweiten Abtheilung auf 2000 Thlr.: 
für Städte der dritten Abtheilung auf 1000 Thlr. 
für die zur vierten Abtheilung gebörenden Ortſchaften auf 500 Thlr. 

Für ein Blatt, welches weniger als ſechsmal wöchentlich erſcheint, wird die 
Kaution auf die Hälfte der oben gedachten Summen beſtimmt. i 

Die Kaution iſt bei der Regierungs-Hauptkaſſe und zwar in Preußiſchen 
Staatsſchuldſcheinen, zum Nennwerthe zu hinterlegen. 

Befreit von der Kautionsbeſtellung bleiben: die bei Erlaß dieſes Geſetzes be— 
ſtehenden periodiſchen Blätter, ſowie diejenigen, welche ausſchließlich mathema— 
tiſchen, naturwiſſenſchaftlichen, geographiſchen, mediziniſchen, muſikaliſchen oder 
rein gewerblichen Gegenſtänden gewidmet ſind.!) 

2) Ausgeſchloſſen von dem Rechte zur Herausgabe periodiſcher Schriften ſind nur 
diejenigen, welche wegen eines von ehrloſer Geſinnung zeugenden Verbrechens 
rechtskraͤftig zu einer Strafe verurtheilt find. 

3) Eine periodiſche Schrift, welche wider die Beſtimmung unter 2., oder ohne vor— 
angegangene Erfüllung der unter 1. vorgeſchriebenen Bedingungen erſcheint, iſt 
von der Polizeibehörde zu unterdrücken.“ 

4) Wird der Herausgeber oder der Verleger eines bei Erlaß dieſes Geſetzes bereits 
beitebenden periodischen Blattes, welches in kürzeren als monatlichen Friſten er— 
ſcheint, oder der Vertreter des Herausgebers wegen eines vermittelſt des Blattes 
begangenen Verbrechens oder Vergehens rechtskräftig verurtheilt, ſo hat der 
Richter zugleich auf Beſtellung einer Kaution zu erkennen und dieſe nach den 
Vorſchriften unter 1b. abzumeſſen. Bis zur Beſtellung der vom Richter er— 
kannten Kaution darf das Blatt nicht ericheinen. °) 

5) Beim Rückfall hat der Richter, mit Rückſicht auf die Schwere des begangenen 
Verbrechens oder Vergehens, neben der dafür zu erkennenden Strafe, die ur— 
ſpruͤnglich (1b.) oder in Folge eines Urtels (J.) beſtellte Kaution ganz oder 
einen Theil derſelben für verfallen zu erklären, und zugleich zu beſtimmen, ob die 
Kaution zu ergänzen, oder die fernere Herausgabe des Blattes zu verbieten ſei.“ 

6) Der Herausgeber einer in kürzeren als Monatsfriſten erſcheinenden Zeitſchrift iſt 
verpflichtet, Entgegnungen, zu welchen ſich die betheiligte Staatsbehoͤrde veran— 
laßt findet, in das nächſte Stück des Blattes koſtenfrei aufzunehmen, und ſol— 


1) Die No. 1 des §. 4 iſt durch §. 1 der Verordnung v. 6. April 1848 gänzlich aufgehoben worden. 
F No. 1 aufgehoben worden iſt, ſo fallt damit auch die darauf ruhende Beſtimmung der No. 3 

3) Der $ 1 i eranug vom 6. April 4948 ſchreibt wegen der Aufhebung der No. 1 des F. 4 
vor: daß die Vorſchrifc der No. 4 des §. 1 dieſts Geſezes auch auf neue Zeitungen Anwendung finden Toll. 


4 Offenbar find die Nrn. 1, 2, 8, 4 und 5 des 6. 4 dieſes = 
vom 5. Deebc. 1848 vellftäneig aufgehoben worden. eſes Befeges durch den Art. 24 der Verſafſung 


„ 


chen Entgegnungen den Platz anzuweiſen, an welchem ſich der angreifende Ar— 
tikel befunden hat. 

Daſſelbe gilt von Entgegnungen ſolcher Privatperſonen, welche in der Zeit— 
ſchrift Angriffe erlitten haben. 

Ueberſteigt der Umfang der Entgegnung den Umfang des Artikels, auf 
welchen die Entgegnung ſich bezieht, ſo ſind für die mehreren Zeilen Ein— 
rückungsgebühren zu zahlen. 

7) Am Ende jedes Stückes einer Zeitſchrift iſt der Herausgeber, ſowie der Ver— 
leger, wenn dieſer vom Herausgeber verſchieden iſt, und der Drucker namhaft 
zu machen. 

Gl 


Ter Verleger einer nicht periodiſchen Druckſchrift, ſowie Derjenige, in deſſen 
Kommiſſion eine nicht periodiſche Druckſchrift erſcheint, ingleichen Derjenige, welcher 
eine ſolche Schrift, ohne ſie in Kommiſſion zu geben, im Selbſtverlage erſcheinen 
laͤßt, iſt verpflichtet, zugleich mit der Herausgabe des Werkes eine ſchriftliche Ans 
zeige, welche den Litel des Werkes enthalten muß, bei der Orts-Polizei-Behoͤrde 
einzureichen, auch derſelben auf Verlangen ein Exemplar der Druckſchrift vorzulegen ). 

F. 6. 

Wer eine der in den §§. 3, 4 und 5 enthaltenen Beſtimmungen verletzt, ver— 
fallt in eine von den ordentlichen Gerichten zu erkennende Geldbuße von 5 bis 
100 Thlr., oder im Unvermögensfalle in eine verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe. 

N 

Die Polizei-Behörden find berechtigt, zur Verbreitung beſtimmte Druckſchriften 
oder Bildwerke, durch welche nach ihrem Ermeſſen ein Strafgeſetz verletzt iſt, vor— 
läufig in Beſchlag zu nehmen; ſie müſſen jedoch innerhalb 24 Stunden nach der 
Beſchlagnahme die gerichtliche Verfolgung beantragen. 

Das Gericht hat über die Fortdauer oder Aufhebung der verhängten vorläufi— 
gen Beſchlagnahme ſchleunigſt zu befinden. 


§. 8. 
In Anſehung des Debits der im Auslande erſcheinenden Zeitungen verbleibt 


es bis dahin, daß ein allgemeines deutſches Preßgeſetz vereinbart ſein wird, bei den 
beſtehenden Vorſchriften )). 
§. 9. 


Alle Strafen, welche wegen Uebertretung der bisherigen Cenſur-Vorſchriften 
verwirkt und noch nicht verbüßt ſind, werden hierdurch niedergeſchlagen, und jedes 
dieſerhalb eingeleitete Verfahren wird aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Höͤchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 17. März 1848. 

Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Ühden. Frh. v. Canitz. vb. Düesberg. v. Rohr. 


5) Dieſer 5. 5 iſt durch Art. 24 der Verfaſſung als aufgehoben anzufſehen. 
6) Auch die 55. 7 und 8 find durch Art. 24 der Verfaſſung als aufgehoben anzuſehen. 


II. 


Verordnung, 
die Aufhebung der Mahlſteuer betreffend; 


vom 4. April 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preu— 
ßen ꝛc. ꝛc. 

verordnen auf den Antrag Unſeres Staats-Miniſteriums für den ganzen Umfang 

Unſerer Monarchie, was folgt: 


§. 1. 

Die auf Grund des $. 1 b. des Geſetzes über Einrichtung des Abgabenweſens 
vom 30. März 1820 und des Geſetzes wegen Entrichtung einer Mahl- und Schlacht— 
ſteuer von demſelben Tage zur Hebung kommende Mahlſteuer hört in denjenigen 
Städten, deren verfaſſungsmäßige Vertreter bei der vorgeſetzten Regierung darauf 
antragen werden, an dem von Unſerem Finanz-Miniſter zu beſtimmenden Tage auf. 


§. 2. 

An Stelle der Mahlſteuer tritt eine direkte Steuer, deren Form der Wahl der 
betreffenden Kommune unter Genehmigung Unſerer Miniſter des Innern und der 
Finanzen überlaſſen bleibt. Dieſelbe iſt in denjenigen Staͤdten, wo direkte Kommu— 
nal-Steuern bereits beſtehen, als Zuſchlag zu den letzteren, wo dergleichen Steuern 
noch nicht beſtehen, oder wo die Einrichtung der Steuern die Aufbringung der neuen 
Steuer im Wege des Zuſchlages nicht oder nur zum Theil geſtattet, nach Maßgabe 
eines von der Kommunal- Behörde der vorgeſetzten Regierung einzureichenden, von 
Unſeren Miniſtern des Innern und der Finanzen zu genehmigenden Regulativs zu 
erheben. Handarbeiter, Tagelöhner und alle ihren Erwerbsverhältniſſen nach in 
ähnlicher vage befindliche Perſonen find von Entrichtung der Steuer befreit. Den 
Kommunen bleibt es überlaſſen, dieſe Befreiung näher feſtzuſtellen. 


F. 3. 


| Die Steuer bildet für eine jede Stadt ein feſtes Kontingent, deſſen Betrag zwei 
Drittheilen des im Durchſchnitt der drei Jahre 1844, 1845 und 1846 in der Stadt 
aufgekommenen Rohertrags der Mahlſteuer gleichkommt. 


1) Die Verordnung beabſichtigt bier eine Steuerermäßigung von einem Driitel zu Gurſten ter arbei— 
tenden Klaſſen, indem fie zugiebt, daß ſtatt der Madlſteuer eine directe Communalſteuer eintreten konne, 
wozu die armeren Klaſſen auch ſchen ohne die ausdrückliche Beſtimmung des §. 2 rerhaltnißmaßig weit 
weniger beitragen konnen, als es bei der Mahlſteuer geſchieht, und indem fie ferner als Vetrag diefer 
Mahlſteuer nur zwei Drittheile desſenigen Ertrages verlanat, den die Mahlſtener aufgebracht hat. 
Dieſer Ertrag aber ſoll dadurch feftgeitellt werden, daß die Commune von den Jahren 1844, 1845 und 
1846 den jährlichen Ertrag ihrer Mahlſteuer durchſchnittli ch berechnet und anzugeben hat. 
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F. 4. 


Das Veranlagungsgeſchäft gefchieht durch die Kommunalbehoͤrde. Wegen des 
hierbei ſowie bei Reclamationen gegen die Veranlagung zu beobachtenden Verfah— 
rens kommen die in den beſtehenden beziehungsweiſe in den neu zu erlaſſenden Kom— 
munalsSteuerregulativen enthaltenen Vorſchriften zur Anwendung. 


6. 5. 


Die Erhebung der Steuer liegt den Städten ob, welche dafür 4 Prozent von 
dem Kontingente in Abzug bringen. Die Kommunalbehoͤrde führt am 1ften jeden 
Monats ein Zwölftheil des von der Stadt aufzubringenden Kontingents an die 
Staatskaſſe ab. Rückſtände und Ausfälle werden aus der Kommunalkaſſe vorge— 
ſchoſſen und erforderlichen Falls durch Wiederumlagen gedeckt ). 

§. 6. 

Wenn einzelne Städte die Fortdauer der Mahlſteuer vorziehen, ſo iſt der Kom— 

munalbehörde ein Drittheil des Rohertrages dieſer Steuer Behufs Verbeſſerung der 


Lage der arbeitenden Klaſſen durch Ausführung öffentlicher Arbeiten oder auf an— 
dere den örtlichen Verhältniſſen entſprechende Art zu überweiſen ). 


§. 7. 


Gegenwärtige Verordnung tritt außer Kraft, ſobald die mit der künftigen 
Volksvertretung zu vereinbarende anderweitige Regulirung des Abgabenweſens auf 
verfaſſungsmäßige Weiſe Beſtimmung getroffen iſt. 

So geſchehen Potsdam, 4. April 1848. 
Friedrich Wilhelm. 
Camphauſen. Graf v. Schwerin. v. Auerswald. Dr. Bornemann. 

v. Arnim. Hanſemann. v. Reyher. 


2 Umlage heißt die Vertheilung einer verlangten Summe (ver Auflage) auf alle Diejenigen, welche 
zur Beſchaffung derſelben verpflichtet find. 

‚3; Durch dieſen $. will die Verorrnung den Vertheil der 66. 2 und 3 auch den arbeitenden Kleſſen 
derjenigen, Communen zuwender, welche die Aufheburg der Mahlſteuer nicht beantragen ſollten. — Freilich 
kann in dieſem Falle durch das angegebene Mittel jener Vortheil nur ſehr indirect erzielt werden. 


III. 


Veror du ung 


über einige Grundlagen der preußiſchen Verfaſſung; 
vom 6. April 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preu— 
ßen ac. 

verordnen, nach Anhörung Unſerer zum Vereinigten Landtage verſammelten ge— 

treuen Stände, auf den Antrag Unſeres Staats-Miniſteriums, was folgt: 


L 1. 

In Erweiterung der Unſerem Volke verliehenen Freiheit der Preſſe werden die 
im §. 4 No. 1 des Geſetzes vom 17. März ad J. enthaltenen Vorſchriften über die 
Cautions-Beſtellung für die Herausgabe neuer Zeitungen aufgehoben. Die Vor— 
ſchrift $. 4 No. 4 findet auch auf neue Zeitungen Anwendung 1). 
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Die Unterſuchung und Beſtrafung aller Staatsverbrechen erfolgt fortan durch 
die ordentlichen Gerichte, und es wird jeder durch Ausnahme -Geſetze dafür einge— 
führte beſondere Gerichtsſtand hierdurch aufgeboben. In dem Bezirke des Appella— 
tions⸗Gerichtshofes zu Köln tritt auch bei politiſchen und Preßverbrechen, ſowie bei 
politiſchen und Preßvergehen, die Zuſtändigkeit der Geſchworenen-Gerichte ein. 


§. 3. 
. Die Verordnungen vom 29. März 1844, betreffend das gerichtliche und Dis— 
jiplinar e Strafverfahren gegen Beamte, ſowie das bei Penſionirungen zu beobach— 
tende Verfahren, treten in Beziehung auf den Richterſtand außer Kraft. 


§. 4. 

Alle Preußen ſind berechtigt, ſich friedlich und ohne Waffen in geſchloſſenen 
Räumen zu verſammeln, ohne daß die Ausübung dieſes Rechtes einer vorgängigen 
polizeilichen Erlaubniß unterworfen wäre. Auch Verſammlungen unter freiem Him— 
mel konnen, inſofern fie für die Öffentliche Sicherheit und Ordnung nicht gefahr= 
bringend find, von der Obrigkeit geftattet werden. 


1) Der ganze $. iſt durch Art. 24 der Verfaſſung als aufgeh oben zu erachten. 
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Ebenſo find alle Preußen berechtigt, zu ſolchen Zwecken, welche den Strafgeſetzen 
nicht zuwiderlaufen, ſich ohne vorgängige polizeiliche Erlaubniß in Geſellſchaften zu 
vereinigen. 

Alle das freie Vereinigungsrecht beſchränkenden, noch beſtehenden geſetzlichen Bes 
ſtimmungen werden hiermit aufgehoben. 


6. 5. 


Die Ausübung ſtaatsbürgerlicher Rechte iſt fortan von dem religiöjfen Glaubens— 
bekenntniſſe unabhängig. 
§. 6. 


Den künftigen Vertretern des Volks ſoll jedenfalls die Zuſtimmung zu allen 
Geſetzen, ſowie zur Feſtſetzung des Staats-Haushalts-Etats, und das Steuerbewil⸗ 
ligungsrecht zuſtehen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 6. April 1848. 

Friedrich Wilhelm. 
Camphauſen. Graf v. Schwerin. v. Auerswald. Arnim. Bornemann. 
Hanſemann. v. Reyher. 


IV. 
Wahlgeſe tz 


für die zur Vereinbarung der preußiſchen Staats-Verkaſſung 
zu berufende Verſammlung; 


vom 8. April 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preu— 
Ben ac. ꝛc. 

verordnen, nach Anhörung Unſerer zum Vereinigten Landtage verſammelten getreuen 

Stände, auf den Antrag Unſeres Staats-Miniſteriums, was folgt: 


b. 1. 


Jeder Preuße, welche das 24 ſte Lebensjahr vollendet und] nicht den Vollbeſitz 
der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntniſſes verloren 
hat,) iſt in der Gemeinde, worin er ſeit ſechs Monaten ſeinen Wohnſitz oder Auf— 
enthalt hat, ſtimmberechtigter Urwähler, inſofern er nicht aus öffentlichen Mitteln 
Armen-⸗Unterſtützung bezieht. 14 


Die Urwähler einer jeden Gemeinde wählen auf jede Vollzabhl von fünfhundert 
Seelen ihrer Bevölkerung Einen Wahlmann. Erreicht die Bevölkerung einer Ge— 
meinde nicht fünfhundert, überſteigt aber dreihundert Seelen, ſo iſt ſie dennoch zur 
Wahl Eines Wahlmannes berechtigt. Erreicht aber die Bevoͤlkerung einer Gemeinde 
nicht dreihundert Seelen, ſo wird die Gemeinde durch den Landrath mit einer oder 
mehreren zunächſt angrenzenden Gemeinden zu Einem Wahlbezirke vereinigt. In Ge— 
meinden von mehr als tauſend Seelen erfolgt die Wahl nach Bezirken, welche die 
Gemeinde-Behoͤrden in der Art zu begrenzen haben, daß in einem Bezirke nicht mehr 
als fünf Wahlmänner zu wählen ſind. Bewohnte Beſitzungen, welche nicht zu einem 
Gemeinde-Verbande gehören und nicht wenigſtens 300 Seelen enthalten, werden 
durch den Landrath behufs der Urwahlen der zunächſt gelegenen Stadt- oder Land— 
gemeinde zugewieſen. 

$. 3. 


Jeder iſt nur in dem Wahlbezirk zum Wahlmann wählbar, worin er als Ur— 
wähler ſtimmberechtigt iſt. 


1) Der Vellbeſttz der bürgerlichen Rechte ift einzig und allein abhangig von dem Rechte, die preußiſche 
55 zu tragen. Dies Necht kann nur durch ein rechtekraftiges richterliches Erkenntniß abge- 
prochen werden. 
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$. 4. 


Die Wahl der Wahlmänner erfolgt durch Stimmzettel nach abſoluter Stim— 
menmehrheit der Erſchienenen. | 


§. 5. 

Jeder Preuße, der das 30ſte Lebensjahr vollendet und den Vollßheſitz der bür— 
gerlichen Rechte nicht verwirkt hat (§. 1), iſt im ganzen Bereiche des Staats zum 
Abgeordneten wählbar. 

F. 6. 

Für jeden landräthlichen Kreis, ſo wie für jede Stadt, welche zu keinem land— 
räthlichen Kreiſe gehört, ſoll ein Abgeordneter und Ein Stellvertreter gewählt wer— 
den. — Erreicht die Bevölkerung des Kreiſes oder der Stadt ſechzig Tauſend Seelen, 
ſo werden Zwei Abgeordnete gewählt, und es tritt für jede fernere Vollzahl von 
vierzig Tauſend Seelen Ein Abgeordneter hinzu, ſo daß für hundert Tauſend Seelen 
Drei, für hundertvierzig Tauſend Seelen Vier Abgeordnete u. ſ. w. gewählt werden. 


§. 7. 

Die Zahl der Bevölkerung beſtimmt ſich überall nach der im Jahre 1846 ſtatt— 

gehabten amtlichen Zählung. 
§. 8. 

In den Städten werden die Urwahlen der Wahlmänner durch Beauftragte des 
Magiſtrats, und da, wo kein Magiſtrats-Kollegium beſteht, des Bürgermeiſters ge— 
leitet. Ueber die Leitung der Urwahlen auf dem Lande wird mit Rückſicht auf die 
beſtehende Verſchiedenartigkeit der ländlichen Gemeindeeinrichtungen Unſer Staats— 
Miniſterium das Erforderliche in dem über die Ausführung des Wahlgeſetzes zu 
erlaſſenden Reglement ($. 12) feſtſtellen. Die Wahlen der Abgeordneten und Stell— 
vertreter werden in den Kreiſen durch die Landräthe, und in den Städten, welche zu 
keinem landräthlichen Kreiſe gehören, durch Beauftragte des Magiſtrats, beziehungs— 
weiſe des Bürgermeiſters geleitet. 


§. 9. 

Die Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter erfolgt durch ſelbſtgeſchriebene 
Stimmzettel nach abſoluter Stimmenmehrheit aller Erſchienenen, und zwar bei den 
Kreiswahlen in dem Hauptorte des Kreiſes. Wo mehr als drei Abgeordnete zu 
wählen ſind, ſoll die Wahl nach Bezirken erfolgen, welche die zur Leitung der 
Wahl berufenen Behörden abzugrenzen haben. 


$. 10. 


Die gewählten Abgeordneten ſtimmen in der zu berufenden Verſammlung nach 
ihrer eigenen unabhängigen Ueberzeugung und ſind an Aufträge oder Inſtructionen 
nicht gebunden. 

§. 11. 


Die Prüfung der Richtigkeit der Wahl iſt Sache der künftigen Verſammlung. 


$. 12. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes ſonſt noch erforderlichen Anordnungen hat 
Unſer Staats-Miniſterium in einem zu erlaſſenden Reglement zu treffen. 
§. 13. 


Die auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes zuſammentretende Verſammlung iſt 
dazu beruſen, die künftige Staatsverfaſſung durch Vereinbarung mit der Krone 
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feſtzuſtellen, und die ſeitherigen reichsſtändiſchen Befuguiſſe namentlich in Bezug auf 
die Bewilligung von Steuern und Staatsanleihen für die Dauer ihrer Verſamm— 
lung interimiſtiſch auszuüben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 8. April 1848. 

Friedrich Wilhelm. 
Camphauſen. Graf v. Schwerin. v. Auerswald. Arnim. Bornemann. 
Hanſemann. v. Reyher. 


v. 
Reglement 


zur Ausführung des Wahlgeſetzes vom 8. April 1848 
für die zur Vereinbarung der preußiſchen Staatsverfaſſung 
zu berufende Verſammlung; 


vom 8. April 1848. 


§. 1. 


Die Landräthe und in den Städten, welche zu keinem landräthlichen Kreiſe ge— 
hören, die Magiſtrate, und da, wo kein Magiſtrat beſteht, die Bürgermeiſter, haben 
unverzüglich nach Maßgabe der Beſtimmung des F. 2 des Wahlgeſetzes vom 8. April 
d. J. die nöthigen Einleitungen zur Begrenzung der Bezirke für die Urwahlen zu 
treffen. 

§. 2. 


Sie haben alſo feſtzuſtellen: 1) zu welchem Wahlbezirk diejenigen Gemeinden 
und zu einem Gemeinde-Verbande nicht gehörigen Beſitzungen, deren Bevölkerung 
nicht 300 Seelen erreicht, vereinigt werden ſollen. (Der ſo gebildete Wahlbezirk 
ſteht in Beziehung auf die Zahl der zu wählenden Wahlmänner einer Gemeinde 
von derſelben Volkszahl gleich.) 2) die Zahl der auf die einzelnen Wahlbezirke 
fallenden Wahlmänner nach den geſetzlichen Verhältniſſen. Wie viel Wahlbezirke in 
dem zu einem landräthlichen Kreiſe gehörenden Gemeinden von mehr als 1000 Ein— 
wohnern gebildet werden ſollen, beſtimmen die Gemeinde-Behörden unter Aufſicht 
des Landraths. Da kein Bezirk mehr als fünf Wahlmänner wählen ſoll, ſo ergiebt 
ſich, daß kein Bezirk volle 3000 Einwohner enthalten darf. 


§. 3. 

In den Städten, in welchen die Städte-Ordnung von 1808 oder 1831 einge— 
führt iſt, wird die Wahl durch Beauftragte des Magiſtrats, in den übrigen Städten 
durch Beauftragte des Bürgermeiſters geleitet. In den Landgemeinden iſt in der 
Regel die Orts-Polizei-Obrigkeit oder die Ortsbehoͤrde mit der Leitung der Wahl 
zu beauftragen. Da, wo dies in kleinen Gemeinden Schwierigkeit findet, und bei 
Zuſammenlegung mehrerer Ortſchaften zu einem Wahlbezirk bleibt es dem Ermeſſen 
des Landraths überlaſſen, auch einen anderen wahlberechtigten Einwohner des Wahl— 
bezirks zum Wahl-Kommiſſar zu ernennen. 


$. 4. 
In jeder Gemeinde wird fofort von der Orts-Behörde ein namentliches Ver⸗ 
zeichniß aller nach §. 1 des Wahlgeſetzes vom 8. April d. J. ſtimmberechtigten Wähler 
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aufgeſtellt und zu Jedermanns Einſicht in einem zu beſtimmenden Lokal ausgelegt, 
auch daß ſolckes geſchehen, oͤffentlich bekannt gemacht. Wer ſich darin übergangen 
glaubt, hat ſeine Einwendungen binnen drei Tagen nach der Bekanntmachung an⸗ 
zugeben und zu beſcheinigen. Die Entſchtidung über die Reclamation ſtebt für dies— 
mal dem Landrath, reſp. Magiſtrat oder Bürgermeiſter zu. 

$. I. 


Die Wahlen in allen Wahlbezirken werden im ganzen Umfang der Monarchie 
am 1. Mai d. J. abgehalten. Wenn in demſelben Orte mehrere Wablbezirke ſind, 


ſo werden ſie in demſelben überall zur nämlichen Stunde vorgenommen. 


g. 6. 
Die Wähler ſind zur Wahl durch öffentliche Bekanntmachung in ortsüblicher 
Weiſe vorzuladen. * 


Abweſende konnen in keiner Weiſe durch Stellvertreter oder ſonſt an der Wahl 
Theil nehmen. 
6. 8. 


In der Verſammlung werden zunächſt die Wählerliſten vorgeleſen, die erichienes 
nen Wähler als anweſend verzeichnet und jeder nicht ſtimmberechtigte Anweſende 
zum Abtreten veranlaßt. 

§. 9. 


Aus der Mitte der Anweſenden ernennt der Wahl⸗Kommiſſar einen Protokoll⸗ 
führer und 2 bis 8 Stimmzaͤhler und verpflichtet fie mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt. 


F. 10. 
Der Wabl⸗Kommiſſar läßt durch die Stimmzähler geſtempelte Stimmzettel an 
die einzelnen Wähler austheilen. \ 

$. II. 


„Jeder Wähler ſchreibt auf den ihm übergebenen Zettel den Namen des von 
ihm gewünſchten Wahlmannts. Zettel, auf welchen mehr als Ein Name oder der 
Name einer nicht wählbaren Perſon geſchrieben ſteht, oder aus welchen der Gewählte 
nicht unzweifelhaft zu erkennen iſt, ebenſo ungeſtempelte Zettel find ungültig. Wäh⸗ 
ler, welche nicht ſchreiben koͤnnen, laſſen ibren Stimmzettel durch einen oder mehrere 
vom Wahl⸗Kommiſſar hierzu beſtimmte Stimmzähler ſchreiben. 


§. 12. 


Die Stimmzettel werden von den Stimmzählern geſammelt und in das vor 
dem Wahl⸗Kommiſſar und dem Protokollführer ſtehende Gefäß gelegt. 


§. 13. | 
Die uneroͤffneten Zettel werden laut ab. Sollte dieſe Zählung durch ein 
mit der Zahl der Anweſenden im Mißverhä tniß ſtebendes Reſultat Bedenken erre⸗ 
gen, jo find Wahl⸗Kommiſſar und Stimmzähler befugt, die Abſtimmung für un⸗ 
gültig zu erklärt und eine neue anzuordnen. | 


$. 14. 


Nach vollendeter Einſammlung der Stimmzettel Eönnen fpäter erſchienene Wäh⸗ 
ler an dieſer Abſtimmung nicht mehr Theil nehmen, ſind dagegen von den nach 
ihrem Erſcheinen beginnenden Abſtimmungen nicht ausgeſchloſſen und werden zu 
dieſem Behufe nachträglich als anweſend verzeichne. 
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6. 15. 


Die Stimmzettel werden durch einen Stimmzähler unter Vorzeigung an die 
übrigen und in Gegenwart der Verſammlung laut verleſen, vom Protokollführer bei 
dem Namen des Kandidaten vermerkt und vorweg laut gezählt. 


$. 16. 


Derjenige, welcher die abſolute Stimmenmehrheit erhalten hat, iſt für gewählt 
zu erklären. 
$. 17. 


Zur abfoluten Stimmenmehrheit gehört mehr als die Hälfte der gültigen 
Stimmzettel. 
§. 18. 


Hat ſich eine abſolute Mehrheit nicht ergeben, ſo ſind diejenigen 5 Kandidaten, 
welche die meiſten Stimmen erhalten haben, auf eine engere Wahl zu bringen. Wird 
auch bei dieſer Wahl keine abſolute Mehrheit erreicht, ſo ſind diejenigen beiden Kan— 
didaten, welche die meiſten Stimmen in der engeren Wahl erhalten haben, auf eine 
zweite engere Wahl zu bringen. Tritt in dieſer letzten Wahl Stimmen-Gleichheit 
ein, ſo entſcheidet das Loos, welches durch die Hand des Wahl-Kommiſſars gezogen 
wird. Bei Ausmittelung derjenigen Kandidaten, welche nach den vorſtehenden Vor— 
ſchriften auf eine engere Wahl zu bringen ſind, entſcheidet bei Stimmen-Gleichheit 
ebenfalls das Loos. 

§. 19. 


Bei engeren Wahlen ſind die Stimmzettel mit anderen Namen als den auf die 
engere Wahl gebrachten Kandidaten ungültig. 


b. 20. 


Ueber die Gültigkeit einzelner Stimmzettel entſcheiden Wahl-Kommiſſar und 
Stimmzähler. 
§. 21. 


In Wahlbezirken, wo mehr als Ein Wahlmann zu wählen iſt, findet vorſte— 
hendes Verfahren mit der Maaßgabe ſtatt, daß für jeden Wahlmann eine beſondere 
Wahlhandlung vorzunehmen iſt ). 


§. 22. 


Das Wahl-Protokoll, welches nach den anliegenden Formularen aufzunehmen 
iſt, wird vom Wahl-Kommiſſar, den Stimmzählzrn und dem Protokollführer unter— 
zeichnet, und dem Landrathe reſp. Magiftrat oder Bürgermeiſter eingereicht, welchen 
die Prüfung der Wahl in formeller Beziehung zuſteht. 


b. 23. 


Wenn gegen die formelle Gültigkeit einer Wahl Bedenken obwalten, ſo ſind die— 
ſelben der Verſammlung der Wahlmänner vorzulegen, welche darüber entſcheidet, und 
ſodann mit Ausſchließung des Wahlmannes, deſſen Wahl für ungültig erklärt iſt, 
unmittelbar zu ihrem ordentlichen Wahlgefchäft fortichreitet. 


1) Das Reglenient bat hier offenbar eine Lucke, indem die Beſtimmung fehlt, daß e e ‚auf 
welchen ſich der Name einer ſchon gewählten und als . verkundeten Perſon befindet, als ungiltig 
zu erachten ſind. — Dies iſt in ſo fern von Wichtiakeit, als die abſolute Mehrheit ſich nicht nach den ab⸗ 
8 gebenen, ſondern in Gemaßheit des §. 17 nach den giltigen Stimmzetteln beſtimmt. — In dieſer 
Beziehung konnte man zwar den $. 11 als maßgebend anführen, weil derſelbe den Stimmzettel, auf wel- 
chem der Name einer nicht wählbaren Perſon ſteht, für unglltig erklärt. Allein offenbar kann ein ſchen 
gewählter Wahlmann nicht, unter die Kategorie der nicht wählbaren Perſonen gebracht werden; und 
ſomit fullt alſo der §. 11 die angedeutete Lucke nicht aus. 


Buch des Geſetzes 1. 2 
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6. 24. 


Der Landrath reſp. Magiſtrat oder Bürgermeiſter ſtellt aus den eingereichten 
Wahlverhandlungen ein Verzeichniß der Wahlmänner auf und ladet dieſelben zur 
Wahl des oder der vom Wahlkreis zu wählenden Abgeordneten und Stellvertreter 
ſchriftlich ein. 

F. 25. 


Die Wahl der Abgeordneten und Stelldertreter wird im ganzen Umfang der 
Monarchie am 8. Mai d. J. vorgenommen. 


§. 26. 
Bei der Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter kommen die Vorſchriften der 


FF. 7 bis 21 zur Anwendung, mit Ausnahme der §§. 9 und 18, an deren Stelle 
folgende Beſtimmungen treten. 
§. 27. 


Die Stimmzähler und der Protokollführer werden von den anweſenden Wabl— 
männern aus ihrer Mitte durch abſolute Stimmenmehrheit gewählt und vom Wahl— 
Kommiſſar mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt verpflichtet. 

§. 28. 

Hat ſich auf einen Kandidaten die abſolute Stimmenmehrheit vereinigt, ſo iſt 
derſelbe als gewählt zu erklären. Hat ſich keine abſolute Stimmenmehrheit ergeben, 
ſo wird zu einer weiteren Abſtimmung geſchritten. Dabei kann keinem Kandidaten 
die Stimme gegeben werden, welcher bei der erſten Abſtimmung keine oder nur Eine 
Stimme gehabt hat. Die zweite Abſtimmung wird unter den übrigbleibenden Kan— 
didaten in derſelben Ordnung wie die erſte vorgenommen. Jeder Stimmzettel iſt un— 
gültig, welcher einen andern als die in der Wahl gebliebenen Kandidaten enthält. 
Wenn auch die zweite Abtheilung keine abſolute Mehrheit ergiebt, ſo fällt je in der 
folgenden Abſtimmung derjenige, welcher die wenigſten Stimmen batte, aus der 
Wahl, bis die abſolute Mehrbeit ſich auf einen Kandidaten vereinigt hat. Stehen 
ſich Mehrere in der geringſten Stimmzahl gleich, ſo entſcheidet unter ihnen das Loos, 
welcher aus der Wahl fällt. 

6. 29. 


Wenn die Abſtimmung nur zwiſchen 2 Kandidaten noch ſtattfindet, und jeder 
derſelben die Hälfte der gültigen Stimmen auf ſich vereinigt hat, entſcheidet das 
Loos, welches durch die Hand des Wahl-Kommiſſars gezogen wird. 


F. 30. 
In den Verſammlungen, ſowohl der Urwähler als Wahlmänner, dürfen keine 


Diskuſſionen ſtattfinden, noch Beſchlüſſe gefaßt werden, vorbehaltlich der im §. 23 
der Verſammlung der Wahlmänner überwieſenen Prüfung. 


. 31. 


Sämmtliche Verhandlungen über die Wahl ſowohl der Wahlmänner als Ab— 
geordneten werden vom Landrath reſp. Magiſtrat oder Bürgermeiſter dem Ober-Prä— 
ſidenten eingereicht, welcher dieſelben, mit ſeinem Gutachten verſehen, dem Miniſter 
des Innern zur weiteren Mittheilung an die Abgeordneten-Verſammlung vorzulegen hat. 

Berlin, den 8. April 1848. 

Koͤnigliches Staats-Miniſterium. 
Camphauſen. Graf von Schwerin. von Auerswald. Dr. Bornemann. 
Arnim. Hanſemann. von Rehher. 


VI. 


Verordnung 


über die Wahl der preußiſchen Abgeordneten zur deutſchen 
UHational-Verſammlung; 
vom 11. April 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, son Gottes Gnaden König von 
Preußen e. ꝛc. | 

verordnen, in Gemäßheit des von der deutſchen Bundes-Verſammlung in der 

Sitzung vom 7. April d. J. gefaßten Beſchluſſes wegen Einberufung einer deut— 

. auf den Antrag Unſeres Staats-Miniſteriums, 

was folgt: 


§. 1. 

Jeder großjährige Preuße, welcher nicht den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte 
in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntniſſes verloren hat, iſt in der Gemeinde, 
worin er ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat, ſtimmberechtigter Urwähler, inſofern 
er nicht aus offentlichen Mitteln Armen-Unterſtützung bezieht. 

§. 2. 

Die Urwähler einer jeden Gemeinde wählen auf jede Vollzahl von fünfhundert 
Seelen ihrer Bevölkerung Einen Wahlmann. Erreicht die Bevoͤlkerung einer Ge— 
meinde nicht fünf hundert, überſteigt aber dreihundert Seelen, ſo iſt ſie dennoch zur 
Wahl Eines Wahlmannes berechtigt. Erreicht aber die Bevölkerung einer Gemeinde 
nicht dreihundert Seelen, jo wird die Gemeinde durch den Landrath mit einer oder 
mehreren zunächſt angrenzenden Gemeinden zu Einem Wahlbezirke vereinigt. In 
Gemeinden von mehr als tauſend Seelen erfolgt die Wahl nach Bezirken, welche 
die Gemeinde-Behöͤrden in der Art zu begränzen haben, daß in Einem Bezirke nicht 
mehr als fünf Wahlmänner zu wählen ſind. Bewohnte Beſitzungen, welche nicht zu 
einem Gemeinde-Verbande gehören und nicht wenigſtens 300 Seelen enthalten, wer— 
den durch den Landrath behufs der Urwahlen der zunächſt gelegenen Stadt- oder 
Landgemeinde zugewieſen. 


6. 3. 


„Jeder iſt nur in dem Wahlbezirk zum Wahlmann wählbar, worin er als Ur⸗ 
wähler ſtimmberechtigt iſt. * 
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g. 4. 


Die Wahl der Wahlmänner erfolgt durch Stimmzettel nach abſoluter Stim— 
menmehrheit der Erſchienenen. 


§. 9. 
Jeder großjährige Deutſche, der den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht ver— 
wirkt hat (§. 1.), iſt im ganzen Bereiche des Staats zum Abgeordneten wählbar.) 


§. 6. 
Die Zahl der von Preußen nach Maaßgabe des Bundes-Beſchluſſes vom 7. April 
d. J. zu wählenden Abgeordneten wird auf die Provinzen nach den Verhältniſſen 
ihrer Bevoͤlkerungen der zum deutſchen Bunde gehörigen Landestheile vertheilt. 


§. 7. 
Die Ober⸗Präſidenten haben in jeder Provinz jo viel Wahl-Bezirke von mög: 
lichſt gleicher Einwohner⸗Zahl zu bilden, als Abgeordnete zu wählen ſind. In jedem 
ſolchen Bezirke iſt Ein Abgeordneter und Ein Stellvertreter zu wählen. 


. 8. 


Die Zahl der Bevölkerung beſtimmt ſich überall nach der im Jahr 1846 ſtatt— 
gehabten amtlichen Zählung. 
§. 9. 


In den Städten werden die Urwahlen der Wahlmänner durch Beauftragte des 
Magiſtrats und da, wo kein Magiſtrats-Kollegium beſteht, des Bürgermeiſters ge— 
leitet. Ueber die Leitung der Urwahlen auf dem Lande wird mit Ruͤckſicht auf, die 
beſtehende Verſchiedenartigkeit der ländlichen Gemeinde-Einrichtungen Unſer Staats— 
Miniſterium das Erforderliche in dem über die Ausführung dieſer Verordnung zu er— 
laſſenden Reglement ($. 12) feſtſtellen. Die Wablen der Abgeordneten und Stellver— 
treter werden durch vom Ober-Präſidenten zu beſtimmende Wahl-Kommiſſäre geleitet. 


$. 10. 


Die Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter erfolgt durch ſelbſtgeſchriebene 
Stimmzettel nach abſoluter Stimmen-Mehrheit aller Erſchienenen, und zwar nach 
der näheren Feſtſetzung des Ober-Präſidenten in einem der Hauptorte des Wahl-Bezirks. 


b. 11. 


Die Abgeordneten ſtimmen in der zu berufenden Verſammlung nach ihrer eige— 
nen unabhängigen Ueberzeugung und find an Aufträge oder Inſtruktionen nicht 
gebunden. 

§. 12. 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes ſonſt noch erforderlichen Anordnungen hat 
Unſer Staats-Miniſterium in einem zu erlaſſenden Reglement zu treffen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Koͤ— 
niglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 11. April 1848. 

Friedrich Wilhelm. 
Camphauſen. Graf v. Schwerin. v. Auerswald. Dr. Bornemann. 
v. Arnim. Hanſemann. v. Reyher. 


1) Die Beurtheilung über den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte bei dem zu wählenden Deutſchen 
muß hierbei abhängig fein von den daruber obwaltenden nn ſeines ſpeclellen Vaterlandes. 


